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Mitteilung des Einlaufes (S. 6369, 6439) 

A) Dringlichkeitsanträge (S. 6369) 

  Ldtgs.Zl. 13-5/31: 
Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des 

F-Klubs betreffend Änderung der Refe-

ratseinteilung der Kärntner Landesregierung 

ï Referatsentzug für Landesrat Dipl.-Ing. 

Benger 

(Behandlung gemäß § 46 Abs. 3a K-LTGO) 

Zur Begründung der Dringlichkeit: Zellot 

(S. 6369) 

Zur Dringlichkeit: Mag. Dr. Lesjak 

(S. 6370), Ing. Hueter (S. 6370) 

Die Zuerkennung der Dringlichkeit erhält 

nicht die erforderliche Zweidrittelmehrheit 

(SPÖ: nein, F: ja, ÖVP: nein, Grüne: nein, 

TK: ja, BZÖ: nein, Mag. Schalli: ja) 

(S. 6371) 

Zuweisung: Ausschuss für Recht, Verfas-

sung, Europa, Volksgruppen, Bildung, Per-

sonal und Immunität (S. 6371) 
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Tierschutzkontroll-Verordnung, des Tier-

ärztegesetzes und des Lebensmittelsicher-

heits- und Verbraucherschutzgesetzes 

(Behandlung gemäß § 46 Abs. 3a K-LTGO) 

Zur Begründung der Dringlichkeit: Mag. 

Dr. Lesjak (S. 6371) 

Zur Dringlichkeit: Trettenbrein (S. 6372), 

Ing. Hueter (S. 6372) 

Die Zuerkennung der Dringlichkeit erhält 

die erforderliche Zweidrittelmehrheit (SPÖ: 

ja, F: ja, ÖVP: nein, Grüne: ja, TK: ja, 

BZÖ: ja, Mag. Schalli: ja) (S. 6373) 

Mehrheitliche Annahme (SPÖ: ja, F: ja, 

ÖVP: nein, Grüne: ja, TK: ja, BZÖ: ja, 

Mag. Schalli: ja) (S. 6373) 

Zur Geschäftsordnung: Scherwitzl, Antrag 

auf Behandlung aller Dringlichkeitsanträge 

gem. § 46 Abs. 3a K-LTGO (S. 6374) 

Einstimmige Annahme (S. 6374) 

  Ldtgs.Zl. 104-8/31: 
Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des 

F-Klubs betreffend Tierschutzgesetz neu ï 

Ausnahme für angemeldete Tierschutzver-

eine 

(Behandlung gemäß § 46 Abs. 3a K-LTGO) 

Zur Begründung der Dringlichkeit: Tretten-

brein (S. 6374) 

Zur Dringlichkeit: Wieser (S. 6375) 

Einstimmige Zuerkennung der Dringlich-

keit (S. 6375) 

Einstimmige Annahme (S. 6375) 

  Ldtgs.Zl. 43-107/31: 
Dringlichkeitsantrag von Abgeordneten des 

F-Klubs betreffend Lehrlingsoffensive für 

Kärnten 

(Behandlung gemäß § 46 Abs. 3a K-LTGO) 

Zur Begründung der Dringlichkeit: Stauda-

cher (S. 6376) 

Zur Dringlichkeit: Mag. Malle (S. 6376) 

Einstimmige Zuerkennung der Dringlich-

keit (S. 6376) 

Einstimmige Annahme (S. 6376) 

B)   Anträge von Abgeordneten (S. 6439) 

C)   Schriftliche Anfragen (S. 6440) 

D)   Petition (S. 6441) 

 

Beginn: Donnerstag, 20.7.2017, 09.08 Uhr           Ende: Donnerstag, 20.7.2017, 21.15 Uhr 

Beginn der Sitzung: 09.08 Uhr 

V o r s i t z :   Erster Präsident Ing. Rohr, 

Zweiter Präsident Schober, Dritter Präsident 

Lobnig 

A n w e s e n d :   33 Abgeordnete 

E n t s c h u l d i g t :   Ing. Schabus, Rohrer, 

Korak  

M i t g l i e d e r   d e r   L a n d e s r e g i e r u n g :   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser, Erste 
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Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Prett-

ner, Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin 

Mag. Dr. Schaunig-Kandut , Landesrat 

Mag. Darmann, Landesrat Dipl.-Ing. Ben-

ger, Landesrat Holub, Landesrat Köfer   

B u n d e s r ä t e :   Poglitsch, Arztmann, 

Novak 

E n t s c h u l d i g t :   Blatnik  

Schri f t führer: Direktor Mag. Weiß 
  

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich 

begrüße Sie zur 64. Sitzung des Kärntner Land-

tages und eröffne diese hiermit! Ich begrüße die 

anwesenden Regierungsmitglieder, den Herrn 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser, seine beiden 

Stellvertreterinnen, Dr. Beate Prettner, Dr. Gaby 

Schaunig, den Herrn Landesrat Dipl.-Ing. Ben-

ger, den Herrn Landesrat Holub und den Herrn 

Landesrat Köfer! Ebenso begrüße ich die anwe-

senden Bundesratsmitglieder! Entschuldigt von 

den Bundesräten ist für die heutige Sitzung die 

Frau Bundesrätin Blatnik. Ich begrüße auf der 

Beamtenbank den Herrn Landesamtsdirektor Dr. 

Dieter Platzer, den Herrn Rechnungshofdirektor 

MMag. Bauer und den Leiter des Verfassungs-

dienstes, Herrn Dr. Edmund Primosch! Sehr 

herzlich willkommen! Ich darf ebenso eine Rei-

he von interessierten Gästen auf unserer Zuhö-

rergalerie begrüßen! Besonders begrüßen darf 

ich zehn Personen der Job-Werkstatt Case Ma-

nagement vom WIFI Kärnten! Sie sind in Be-

gleitung von Frau Mag. Ingrid Hütter-

Glantschnig. Es geht im Wesentlichen darum, 

dass das eine Einrichtung ist, die junge Arbeits-

suchende am Arbeitsmarkt, benachteiligte Er-

wachsene im Alter von 18 bis 24 Jahren, bei 

ihrem beruflichen Einstieg unterstützt. Die Maß-

nahme wird aus Mitteln des Europäischen Sozi-

alfonds, des AMS Kärnten und des Landes 

Kärnten entsprechend finanziert. Ich wünsche 

Ihnen eine informative und spannende Landtags-

sitzung! Herzlich willkommen! (Beifall im Hau-

se.) Ich darf weiters alle anwesenden Medienver-

treterinnen und -vertreter begrüßen sowie all 

jene Damen und Herren, die via Livestream und 

Internet diese Landtagssitzung auch von zu Hau-

se aus oder von ihren Arbeitsplätzen aus verfol-

gen! Für die heutige Sitzung entschuldigt sind 

der Abgeordnete Wilhelm Korak und die Frau 

Abgeordnete Waltraud Rohrer. Der Landtag ist 

damit beschlussfähig. Die Geburtstagskinder des 

Monats Juli: Am 03. Juli der Stellvertretende 

Klubobmann Abgeordneter Dipl.-Ing. Michael 

Johann, am 07. Juli der Herr Landesrat Mag. 

Gernot Darmann. Am 19. Juli, also gestern, hat 

unsere Bundesrätin Ana Blatnik einen runden 

Geburtstag gefeiert. Ebenso hat der Abgeordnete 

Wilhelm Korak gestern seinen Geburtstag gefei-

ert. Und einen noch bevorstehenden Geburtstag 

vor sich hat am 30.Juli der Abgeordnete Bür-

germeister Herbert Gaggl. Ich wünsche allen 

Geburtstagskindern des Monats viel Erfolg, Ge-

sundheit und gutes Gelingen bei der Verrichtung 

ihrer verantwortungsvollen Aufgabenstellung! 

Herzlichen Glückwunsch! (Beifall im Hause.) 

Hohes Haus! Wir kommen nunmehr am Beginn 

der Sitzung zur 

Fragestunde 

Es liegt eine Reihe von Anfragen vor. Anfrage 1: 
  

 1. Ldtgs.Zl. 247/M/31:  

Anfrage des Dritten Präsidenten Lob-

nig an Landeshauptmann Mag. Dr.  

Kaiser 

Ich darf ihn bitten, die Anfrage vom Rednerpult 

aus zu stellen! 
Ing. Rohr   

Dritter Präsident Lobnig (F): 
  Lobnig 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Regie-

rungsmitglieder! Hohes Haus! Werte Damen und 

Herren Abgeordnete! Werte Zuhörerinnen und 

Zuhörer! Geschätzte Damen und Herren! Ich 

stelle bei zahlreichen Kulturveranstaltungen und 

in Gesprächen mit der Bevölkerung fest, dass die 

Volks- und Brauchtumskultur und insbesondere 

auch das Blasmusikwesen, das dazu gehört, in 

Kärnten einen immens hohen Stellenwert ver-

zeichnen. Der Bevölkerung geht es natürlich 
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auch darum, diese Volks- und Brauchtumskultur, 

vor allem auch den Erhalt der Blasmusik-

Kapellen in den Dörfern, in den Regionen auf-

recht zu erhalten. Das gelingt aber nur, wenn 

auch dementsprechend Nachwuchs gesichert 

wird. Der Nachwuchs wurde in den letzten Jah-

ren immer wieder auch durch die hervorragende 

Ausbildung von jungen Schülerinnen und Schü-

lern und Musikinteressierten in den örtlichen, 

regionalen Musikschulen gewährleistet. Daher 

stellt sich für mich eine Frage an den zuständi-

gen Bildungsreferenten, Herrn Landeshaupt-

mann Dr. Kaiser: 

Herr Landeshauptmann, welche Gründe führten 

bedauerlicherweise zur Schließung der Musik-

schule Poggersdorf, in deren Ausstattung die 

Gemeinde viel Geld investiert hat? 
Lobnig   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, ich bitte um Beantwor-

tung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Sehr gerne, Herr Präsident! Geschätzte Damen 

und Herren des Hohen Hauses! Werte Kollegin-

nen und Kollegen auf der Regierungsbank! Ge-

schätzte Zuhörerinnen und Zuhörer hier auf der 

Tribüne und daheim an den Personal Compu-

tern! Ich tue mir jetzt etwas schwer, geschätzter 

Herr Präsident! Einerseits teile ich natürlich Ihre 

Auffassung über den hohen Stellenwert der 

Volks- und Brauchtumskultur, über die notwen-

dige Nachwuchssicherung durch die zahlreichen, 

höchst qualitativen Musikschulen des Landes 

Kärnten. Ich weiß diese Volks- und Brauch-

tumskultur wie insgesamt die Kultur beim Kol-

legen Benger in den besten Händen, der gerade 

in diesem Bereich das als Jahresthema immer 

wieder in den Mittelpunkt gestellt hat. 

Ich komme aber dann zur eigentlichen Frage, ob 

ich Gründe nennen kann, die zur Schließung des 

Musikschulstandortes Poggersdorf geführt ha-

ben. Herr Präsident, ich tue mir deswegen 

schwer, weil ich Ihnen keinen Grund nennen 

kann. Ich kann Ihnen deswegen keinen Grund 

nennen, weil die Musikschule Poggersdorf nicht 

geschlossen ist! Also kann ich die Frage, warum 

sie geschlossen worden ist, da sie aber noch 

offen ist, so nicht beantworten. Möglicherweise 

ist eines passiert, Herr Präsident, dass im nächs-

ten Schuljahr, also mit dem Schuljahr, das am 

10. September 2017 beginnt, eine organisatori-

sche Neuzuteilung der Musikschulen Grafen-

stein, Maria Saal, Poggersdorf gemeint ist und 

dass im nächsten Schuljahr die drei Standorte 

nicht mehr von einer eigenen Direktion verwal-

tet werden. Sie haben ja genauso wie wir in den 

politischen Forderungen immer wieder Verwal-

tungsvereinfachung, Konzentration, Zusammen-

fassung von Direktionen gemeint, sodass die 

Musikschule Norische Region - die gilt für die 

Standorte Maria Saal und Poggersdorf - und 

Südkärnten, das gilt für den Standort Grafen-

stein, neu zugeordnet werden. Die Schulen 

selbst, das, worauf Sie in Ihrer Frage zu Recht, 

Herr Präsident ï ich betone, zu Recht ï abgezielt 

haben, die Schule als solche und damit der Un-

terricht und damit die Qualität und damit die 

Ausbildung und Weiterbildung für Kulturträger-

vereine, diese bleibt aus gutem Grund erhalten, 

weil dort auch ausgezeichnete Qualität vermittelt 

wird. Also, ich kann insoferne, wenn ich es poli-

tisch resümiere, Entwarnung geben ï die Musik-

schule Poggersdorf bleibt offen, ist offen und 

wird offen bleiben. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der Grünen-

Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es seitens der Fraktionen den Wunsch nach 

einer Zusatzfrage? ï Der Herr Abgeordnete 

Stellvertretender Klubobmann Bürgermeister 

Scherwitzl hat sich zu Wort gemeldet. Bitte ihn, 

die Zusatzfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Scherwitzl (SPÖ): 
  Scherwitzl 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Die 

Zusatzfrage hat sich jetzt aus der Anfragebeant-

wortung des Landeshauptmannes ergeben, denn 

er hat den Bereich der Musikschulen Grafen-

stein, Poggersdorf und Maria Saal angesprochen. 

Dazwischen liegt kein weißer Fleck, sondern das 

Paradies, würde ich sagen, nämlich Magdalens-

berg (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion.). Und es 

war Magdalensberg seinerzeit schon von Lan-

deshauptmann Haider versprochen, einen Mu-

sikschulstandort zu eröffnen. Dazu ist es dann in 



 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode  6297 

Scherwitzl 

weiterer Folge nicht gekommen. In der Zwi-

schenzeit haben wir uns selbst geholfen, indem 

wir eine Kooperation mit der Norischen Musik-

schule begonnen und eine Bläserklasse in unse-

ren beiden Volksschulen installiert haben. Wo 

im Übrigen, das sei auch einmal erwähnt, die 

Gemeinde Magdalensberg die gesamte Kosten-

übernahme für die Musikinstrumente getragen 

hat und noch weiter trägt. Damit beende ich 

schon die ĂBelangsendungñ f¿r die Marktge-

meinde Magdalensberg. Ich wollte Sie fragen: 

Wie werden sich diese Kooperationen zukünftig 

entwickeln beziehungsweise welche Perspektive 

ï ich weiß, es ist nicht erlaubt, zwei Fragen zu 

stellen, aber das ist doch in einem zu sehen ï 

gibt es für Gemeinden, die derzeit noch keinen 

Musikschulstandort haben? 
Scherwitzl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Zuerst darf ich die ï ich zitiere ï ĂBelangsen-

dungñ f¿r die Gemeinde Magdalensberg, (Abg. 

Trettenbrein: Ein Scherzchen am Rande!) die ja 

wahrlich von einem Bürgermeister sehr umsich-

tig geführt wird, dahingehend ergänzen, dass ich 

mich dafür bedanke, dass man die Sache in den 

Mittelpunkt gestellt hat und nicht die jeweilige 

Rolle der Zahlenden! Wichtig ist das Wohl der 

Kinder, und es sind immer öffentliche Gelder, 

die verwendet werden ï dafür ein herzliches 

Danke!  

Die beiden Fragen haben eine Antwort: Im We-

sentlichen geht es darum, dass wir bei unserem 

Schulstandorte-Konzept, dessen Ziel es ja ist ï 

derzeit sind es 92 ï Bildungszentren oder wie im 

Fall Moosburg und in anderen Bereichen Bil-

dungscampusse zu schaffen, zu denen wir natür-

lich auch, weil es elementar wichtig ist, die Mu-

sikschulen des Landes zählen. Unsere Aufgabe 

geht daher in diese Richtung, dass wir dort, wo 

es Bildungscampusse, Bildungszentren gibt, 

nach Möglichkeit auch die Musikschulen zuord-

nen werden. Warum? Es gibt mehrere positive 

Aspekte. Wir brauchen einmal einen Raum, 

können den, wenn es um Musik geht, auch ent-

sprechend besser ausstatten, weil wir Mehrfach-

nutzungen, Musikschulunterricht während des 

Unterrichtes in den Pflichtschulen und am 

Nachmittag im Musikschulbereich haben. Wir 

können mittelfristig, meine Damen und Herren, 

nachdem mehr als die Hälfte der Musikschulleh-

rerinnen und -lehrer auch eine pädagogische 

Befähigung haben, zu unterrichten, wertvolle 

Synergien zustande bringen, nämlich höchstqua-

litative Ausbildung im Musikbereich auch in den 

Regelunterricht zu implementieren. Daher sehe 

ich eigentlich der Zukunft des Bereiches Musik 

verbunden mit dem, was Präsident Lobnig auch 

gefragt hat, sehr optimistisch entgegen, weil wir 

diese hohe Qualität eben hier haben. 

Letzter Satz dazu, weil mir das auch ein beson-

deres Anliegen ist. Geschätzte Damen und Her-

ren, wir haben mit den Musikschullehrerinnen 

und -lehrern als einziges Bundesland ï das sind 

noch die Verdienste der Vorgänger-Regierung 

gewesen ï diese als Landesbedienstete ange-

stellt. Das führt manchmal zu Kritik, dass wir 

bei knapp 500 Musikschullehrerinnen und Mu-

sikschullehrern sehr viel Beamte mehr haben als 

vergleichsweise andere Bundesländer. Aber die 

Qualität, der Einsatz und wofür wir diese Perso-

nen mit einsetzen, zeigt, dass wir auch in Zu-

kunft hier führend bleiben werden. Schauen wir 

uns die Erfolge bei Ăprima la musicañ, dem re-

nommiertesten Nachwuchsbewerb für Nach-

wuchs-Musikerinnen, -Musiker instrumental, 

vokal und in allen Bereichen an. Hier ist Kärnten 

mit Abstand führend, und ich kann jetzt bereits 

ankündigen, dass wir mit Beginn des Schuljahres 

auch eine entsprechende Ehrung der Preisträge-

rinnen und Preistrªger dieses Ăprima la musicañ-

Bewerbes mit Bundessiegerinnen und Bundes-

siegern durchführen werden. Ich glaube, ein sehr 

positives, ermutigendes Zeichen für Kärnten! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es den Wunsch nach weiteren Zusatzfra-

gen? ï Das sehe ich bei der ÖVP und bei den 

Grünen nicht. Dann hat der Anfragesteller die 

Möglichkeit, eine Zusatzfrage zu stellen, wenn 

er es wünscht. 
Ing. Rohr   
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Dritter Präsident Lobnig (F): 
  Lobnig 

Selbstverständlich! Herr Landeshauptmann, es 

ist natürlich auch erfreulich, wenn keine Musik-

schulen geschlossen, aber, wie Sie sagen, zu-

sammengeführt werden in Zentren. Dann ist das 

auch eine positive Meldung für das gesamte 

Blasmusikwesen, aber die Sicherung ist nur 

möglich, wie gesagt, wenn die Schülerinnen und 

Schüler vorhanden sind. 

Wie haben sich in den letzten Jahren Ihres Wis-

sens die Schülerzahlen im Bereich der Musik-

schulen entwickelt? 
Lobnig   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Herr Präsident! Sie sind eigentlich ï und jetzt 

kann man das mit dem Wort Ăleiderñ begr¿nden 

ï rückläufig, weil wir insgesamt weniger Kinder, 

Schülerinnen, Schüler haben. Ich kann, ohne das 

jetzt auf die Musikschulen umzulegen, nur in 

Schätzungen darauf verweisen, dass meines 

Wissensstandes von vorgestern die Schülerin-

nen- und Schülerzahlen für die Allgemein Bil-

denden Pflichtschulen im kommenden Schuljahr 

2017/2018 um 650 sinken werden. Das ist die 

derzeitige Annahme, die wirkliche Zahl können 

wir dann erst, wenn der Schulbeginn tatsächlich 

erfolgt ist, feststellen. Das weist aber auch da-

rauf hin, dass wir Rückgänge beim wichtigsten 

Kapital eines Landes, nämlich bei der Jugend 

haben. Wir könnten jetzt die Gründe dafür man-

nigfaltig erörtern, wir wissen jedenfalls, dass die 

sogenannte Reproduktionsrate ï wenn ich diesen 

technischen Ausdruck hier verwenden darf ï 

unter jenem liegt, dass wir den normalen Stand 

der eigenen Bevölkerung durch Geburten auf-

fangen könnten. Das hat, das wird und das führt 

permanent natürlich zu neuen Herausforderun-

gen für die Politik, im Musikschulwesen genau-

so wie im normalen Schulbereich insgesamt. 

Und daher war die Vorwegnahme dieser Situati-

on mit Maßnahmen, wie wir sie im Schulstand-

orte-Konzept festgelegt haben, der einzige Weg, 

der zumindest versucht, rechtzeitig organisato-

risch darauf zu reagieren, dass jene, die es wol-

len, bei gleichbleibender Qualität, aber zentrier-

ter, konzentrierter als bisher diesen Musikschul-

unterricht bekommen können. Es ist eine Situa-

tion, wo ich auch lieber mit Ihnen darüber disku-

tieren würde, wie wir weitaus mehr Kinder in 

den jeweiligen Institutionen unterbringen. Wir 

haben uns der Realität in der Politik zu stellen. 

Die Realität ist, wie sie ist. Wir werden daraus 

das Beste für Kärnten und das wichtigste Kapital 

der Zukunft, unsere Jugend, machen! (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion und ÖVP-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich 

darf inzwischen noch den Herrn Landesrat Mag. 

Darmann sehr herzlich begrüßen, der ebenso auf 

der Regierungsbank Platz genommen hat! Und 

ich darf noch eine Mitteilung machen: Mir wur-

de vom Klubobmann der ÖVP mitgeteilt, dass 

die Frau Abgeordnete Ing. Karin Schabus krank-

heitsbedingt entschuldigt ist und damit ist das 

auch im Protokoll entsprechend vermerkt. Wir 

kommen zur nächsten Anfrage: 
  

 2. Ldtgs.Zl. 250/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Rutter an 

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser 

Ich darf ihn ersuchen, die Anfrage zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter  (TK): 
  Rutter 

Danke, Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Werte Zuhörerinnen und Zuhörer! 

Hochgeschätzter Landeshauptmann! Ich möchte 

vorausschicken, meiner Ansicht nach sind Sie 

seit 01. Juni 2017 eine Art Social Media-Star, 

denn Ihre Aussage war meiner Ansicht nach 

richtig, wo es um den Beschluss der EU zur 

Migration gegangen ist, wo beschlossen wurde, 

dass die EU 70 Millionen Menschen bei circa 

500 Millionen aufnehmen will. (Vorsitzender: 

Kommen Sie jetzt zur Anfrage oder wollen Sie 

jetzt eine Rechtfertigung für eine in der Vergan-

genheit gestellte Anfrage darstellen? Bitte! ï 

3. Präs. Lobnig: Er darf wohl einbegleiten, bit-

te!) Geschätzter Herr Präsident! Meine Einlei-

tung ist dergestalt, wie ich sie jetzt auch weiter-

führen werde, und zwar: 70 Millionen bei unge-

fähr 500 Millionen. Wenn man diese Größen-
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ordnungen auf Kärnten herunterbricht ï und man 

will ja eine faire Verteilung in Europa ï reden 

wir von 80.000 Migranten, die geplant sind, dass 

sie in den nächsten 20 Jahren laut Beschluss der 

Europäischen Kommission auch in Kärnten ein-

wandern sollen. Das ist es, was die Kommission 

de facto beschlossen hat und das ist es, wofür 

auch die SPÖ und der Landeshauptmann Kaiser 

stehen. Nun meine Frage. Kurz noch die Rech-

nung: Das kostet bei einer Mindestsicherungs-

quote von 50 Prozent jedes Jahr 320 Millionen 

Euro. Meine Frage ist also: 

Wann werden Sie in Ihrer Funktion als Flücht-

lingsreferent, im Sinne der von Seiten der 

Kärntner ĂZukunftskoalitionñ permanent ver-

sprochenen Transparenz und Informations-

pflicht, die Kärntner Bevölkerung über die Fol-

gen, Auswirkungen und Konsequenzen der poli-

tisch, insbesondere von der EU, gewollten Mas-

senimmigration, die Sie im Rahmen der Frage-

stunde in der Landtagssitzung vom 01. Juni 2017 

selbst zugegeben haben, vollinhaltlich, lückenlos 

und wahrheitsgetreu informieren, Herr Landes-

hauptmann? 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Abgeordneter Rutter, ich hoffe, dass diese 

Anfrage nicht wieder von irgendeinem Studio 

mitgeschnitten wird und dann aus dem Zusam-

menhang gerissen auf Facebook stattfindet, sonst 

müssen Sie natürlich mit den entsprechenden 

Konsequenzen rechnen! Das habe ich Ihnen das 

letzte Mal schon gesagt. Herr Landeshauptmann, 

ich darf Sie bitten, diese Anfrage zu beantwor-

ten! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Danke, Herr Präsident! Meine geschätzten Da-

men und Herren! Ich bin versucht, meine Anfra-

gebeantwortung zum zweiten Mal mit denselben 

Worten einzuleiten. Ich werde es diesmal um 

eine Spur schärfer machen müssen. Geschätzter 

Herr Abgeordneter Rutter! In Ihrer Anfrage hal-

ten Sie vor, ich zitiere wºrtlich: ĂWann werden 

sie in Ihrer Funktionñ ï pipapo ï Ăinsbesondere 

von der EU gewollten Massen-Migration, die 

Sieñ ï mit ĂSieñ, nehme ich an, meinen Sie mich 

ï Ăim Rahmen der Fragestunde in der Landtags-

sitzung vom 01. Juni 2017 selbst zugegeben 

haben, vollinhaltlich, lückenlos und wahrheits-

getreu informieren?ñ Ich zitiere ï und ich habe 

das ja geahnt, dass Sie auf der Welle weiterreiten 

wollen ï weil ich mir die Korrektur des noch 

nicht ausgefertigten Protokolles behalten habe, 

was ich gesagt habe. Es steht Ihnen frei, mich zu 

zitieren. Manche freuen sich darüber, ich habe 

nichts dagegen, nur wenn Sie es tun, tun Sie es 

richtig! Dann tun Sie es so, wie es dem gespro-

chenen Wort hier im Hohen Haus entspricht! 

Und ich zitiere für alle hörbar und damit auch 

für Sie als einen von 36 Abgeordneten, was ich 

Ihnen auf diese Anfrage gesagt habe, zu dem 

Vorhalt: ĂVon einer politisch gewollten Massen-

Migration kann ich mich distanzieren!ñ Geht das 

auch gehörmäßig zu Ihnen? Dann bitte ich, das 

so zu sagen, wie ich es gesagt habe und nicht in 

das Gegenteil zu verkehren! Manchmal ist ein 

Wort wenig, aber wenn man mit einem ānichtȣ 

genau das Gegenteil behauptet, dann ist das ent-

weder politische Opportunität ï die weise ich auf 

das Schärfste zurück! ï oder aber es ist eine 

billige Instrumentalisierung, für die ich im sel-

ben Ausmaß auch nur Verachtung übrig habe! In 

weiterer Folge bin ich nicht bereit, diese dann 

wieder daraus resultierenden Dinge so zu beant-

worten! Ich gebe Ihnen aber Fakten wider ï ob 

Sie mit Fakten umgehen wollen oder nicht, 

bleibt Ihnen überlassen! Faktum ist, dass ich so 

wie immer einmal im Monat alle wichtigen Insti-

tutionen, Polizei, Bundesheer, die Landesbehör-

den, das Flüchtlingsreferat, den Integrations-

fonds, alle, die damit beschäftigt sind, sowie das 

Innenministerium zu einem Asyl-Gipfel an einen 

Tisch geholt habe, letztmals am letzten Montag. 

Am letzten Montag wurde mir von allen diesbe-

züglichen Autoritäten mitgeteilt, dass wir mit 

3.900 Asylwerbenden ï zum damaligen Zeit-

punkt ï heute in Kärnten den historischen Tiefst-

stand seit über zweieinhalb Jahren erreicht ha-

ben. Das heißt, genau das Gegenteil von dem, 

was Sie immer wieder wider besseres Wissen 

behaupten, ist diesbezüglich der Fall! Wenn Ihre 

Hochrechnung von 80.000 Migrationswilligen in 

den nächsten 20 Jahren ausgeht und daraus ab-

leitend, dass alle hierher kommen und Bedarfs-

orientierte Mindestsicherung bekommen und das 

quasi der Grund der Herholens sein sollte, dann 

ist das schlichtweg eine politische Meinung. Ich 

würde sie als Irrmeinung bezeichnen, aber das 

überlasse ich all jenen, weil das ganz einfach 

nicht wahr ist! Was dahintersteht, ist eine sehr 

einfache Intention, eine Intention für ein sehr 
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schwieriges Problem, bei dem ich insoferne auch 

recht gebe, dass wir dann und nur dann, wenn 

wir gemeinsam als Europäische Union, aber 

auch darüber hinaus handeln, nämlich dort Ab-

hilfe zu schaffen, wo Probleme entstehen. Und 

diese Probleme entstehen dort, wo wir auch Vor-

teile, die Amerika, Europa lange Jahrzehnte, im 

vorigen und im vorvorigen Jahrhundert genossen 

haben, so zurückschrauben, dass wir sagen, mit 

einem Marshall-Plan, f¿r die sogenannten Ăªr-

meren Teileñ dieser Erde m¿ssen wir Vorausset-

zungen schaffen, dass die Menschen dort, wo 

ihre Heimat ist, wo sie geboren sind, auch Le-

bensumstände vorfinden, um die es auch geht 

und die sollten wir schaffen! Wir werden es 

nicht schaffen, indem wir versuchen, mit immer 

mehr Sicherheitsmaßnahmen dem zu begegnen. 

Abhilfe kann man nur schaffen, wenn man das 

Problem beseitigt, und auf das steuern wir zu. 

Letzter Satz: Ich möchte in Bezug auf Ihre soge-

nannten Facebook-Aktivitäten, bei denen Sie mir 

die vermeintliche Ehre zuteilwerden haben las-

sen, (Abg. Rutter: Sehr gerne!) mit einem Ab-

schnitt meiner Anfragebeantwortung hier aufzu-

scheinen, Ihnen Faust entgegenhalten: ĂManchó 

Ruhm ist vergªnglichñ, und persºnlich von Peter 

Kaiser hinzugef¿gt: ĂF¿r mich in dem Zusam-

menhang auch verzichtbar!ñ (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es den Wunsch nach Zusatzfragen? ï Das 

sehe ich in den einzelnen Landtagsfraktionen 

nicht. Dann hat der Anfragesteller die Möglich-

keit, eine Zusatzfrage zu stellen. Wird das ge-

wünscht? (Abg. Rutter: Natürlich!) 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter  (TK): 
  Rutter 

Dankeschön, Herr Landeshauptmann, für Ihre 

Beantwortung! Meine Zusatzfrage ist genauso 

wichtig, nämlich ohne Studie ein Integrations-

leitbild zu machen: Wie ist es möglich, dass 

Wien eine Studie zur Integration macht und 

Kärnten nicht? Wie ist es möglich, ein Integrati-

onsleitbild auf Basis eines Ăpolitischen Blindflu-

gesñ zu organisieren? 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Landeshauptmann, bitte um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ohne über-

trieben polemisch zu sein: Bei diesem Ăpoliti-

schen Blindflugñ, wie Sie die Tätigkeit von über 

600 Frauen und Männern ï freiwillig, ohne ei-

nen Cent an Kosten persönlich zu verlangen, 

über zweieinhalb Jahre ï bezeichnen, bleibt 

Ihnen überlassen. Zumindest mögen Sie von mir 

hinzugefügt bekommen, dass Sie bei diesem 

ĂBlindflugñ ï zumindest aufgrund der Anwesen-

heitsliste ï zweimal mit dabei waren. Zur Auf-

klärung, Erhellung, um in dieser Terminologie 

zu bleiben, haben Sie auch nicht entscheidend 

beigetragen! 

Warum wir dieses Integrationsleitbild erstellt 

haben, ist relativ klar. Es geht darum, wenn 

Menschen bei uns in diesem Bundesland Kärn-

ten eine neue Heimat finden, egal, woher sie 

kommen ï der Großteil kommt im Übrigen aus 

Deutschland, dann Bosnien-Herzegowina und 

dann erst aus anderen Staaten, auf die Sie wahr-

scheinlich mit abzielen ï wenn das der Fall ist, 

dann haben wir aus meiner Sicht auch die Auf-

gabe im eigenen und aus eigenem Interesse her-

aus, diese Menschen möglichst rasch in unsere 

Kultur, in unsere Ethik, in unser Land zu integ-

rieren! Das kann man jetzt herumdeuten, wie 

man will, das bleibt politisch überlassen. Für 

mich ist das der einzig richtige Weg, für das 

Land die besten, größten und notwendigsten 

Vorteile zu holen. Wir haben einen Migrations-

anteil in Kärnten von rund 66.000 Personen bei 

561.000 Einwohnern und Einwohnerinnen. Das 

ist ein entsprechender Bestandteil, der, wenn Sie 

meinen Zahlen von vorher folgen - 3.900 Asyl-

werbende - niemals aus diesem Bereich heraus-

kommen kann, sondern auch die sogenannte 

Ănormale Migrationñ, wie wir sie bisher ¿ber 

Jahrzehnte immer wieder gewohnt waren, zum 

Inhalt hat. Für diese erstellen wir auch das Inte-

grationsleitbild, das im Übrigen viele andere 

Studien mit herangezogen hat, wie sie bereits in 

Leitbildern, Integrationsleitbildern in anderen 

Bundesländern ï unter anderem Oberösterreich, 

Wien und Steiermark ï berufen haben. Im Sinne 

dessen, was uns als Land geziemt, nämlich spar-

sam, wirtschaftlich und zweckmäßig vorzuge-
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hen, möchte ich nicht die vierte Studie zum sel-

ben Bereich machen, sondern wir haben diese 

Ergebnisse an Kärnten adaptiert, dem zugrunde 

gelegt und daraus dann ein Elaborat gemacht, 

das sich ĂIntegrationsleitbild Kªrntenñ nennt. Ob 

Sie es anwenden wollen, ob Sie dazu einen posi-

tiven oder negativen Zugang haben, bleibt Ihnen 

überlassen! Ich habe mich jedenfalls der Kärnt-

ner Bevölkerung, dem Wohle unseres Landes 

und einer positiven zukünftigen Entwicklung 

verpflichtet gesehen und gehandelt, wie ich ge-

handelt habe. (Beifall von der SPÖ-Fraktion, 

von der ÖVP-Fraktion und von der Grünen-

Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Abgeordneter Rutter! Sie sollten sich doch 

informieren, bevor Sie derartige Unterstellun-

gen, Behauptungen in den Raum stellen und von 

Ăpolitischen Blindfl¿genñ reden! Ich denke, dass 

alle Beteiligten durch Ihre Aussagen hier auch 

beleidigt wurden, und das ist nicht wirklich eine 

vornehme Art, wie man sich hier im Hohen Haus 

artikuliert! Das wollte ich nur festgestellt haben. 

Wir kommen zur dritten Anfrage: 
  

 3. Ldtgs.Zl. 252/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Tretten-

brein an Erste Landeshauptmann-

Stellvertreterin Dr. Prettner  

Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Trettenbrein  (F): 
  Trettenbrein 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Frau 

Landeshauptmann-Stellvertreterin! Bei meiner 

Anfrage handelt es sich um keinen ĂBlindflugñ, 

so wie bei der vorigen, daher meine Anfrage an 

Sie, Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin als 

Gesundheitsreferentin: 

Welche Auswirkungen hat die von Ihnen 2015 

eingeführte Zuzahlungsverpflichtung für Perso-

nen, welche die Übergangspflege in Anspruch 

nehmen? 
Trettenbrein   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte um 

Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Erste Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner (SPÖ): 
  Dr. Prettner 

Herr Abgeordneter! Hohes Haus! Sie alle wis-

sen, dass wir im Jahr 2015 eine sehr prekäre 

Situation für das Land Kärnten gehabt haben. 

Durch eine fehlgeleitete Finanzpolitik der Vor-

gänger-Regierung wurde Kärnten beinahe an den 

Abgrund gebracht, es stellte sich die Frage von 

ausstehenden Haftungen in der Höhe von elf 

Milliarden Euro für unser Bundesland. So waren 

wir angehalten, Maßnahmen zu setzen und zu 

schauen, wie wir das Land in die Zukunft führen 

können. Dabei wurde festgestellt, dass die Über-

gangspflege bei uns in Kärnten in einem gewis-

sen Ausmaß kostenlos ist, in anderen Bundes-

ländern das aber nicht der Fall war. Es war 

schwer zu argumentieren, warum Pflegebedürf-

tige im Falle der Langzeitpflege Zuzahlungen 

verpflichtend zu tätigen haben, im Falle von 

Übergangspflege jedoch nicht. Diese Vorgangs-

weise ist zum Beispiel auch im Bundesland Nie-

derösterreich gängige Praxis. Es hat sich gezeigt, 

dass wir im Jahr 2015, also nach Inkrafttreten 

dieser neuen Richtlinie, 542 Menschen in der 

Übergangspflege gehabt haben. Das entspricht 

ungefähr einem Rückgang von 300 Fällen, im 

Vergleich zum Vorgängerjahr. Ich möchte aber 

betonen, dass sich das in keinstem Fall für pfle-

gende Angehörige ausgewirkt hat, da es im 

Bundesland Kärnten auch die Möglichkeit der 

Kurzzeitpflege gibt, dass es sehr, sehr wichtig 

ist, dass nämlich Angehörige im Falle einer 

Auszeit, im Falle einer Krankheit, im Falle eines 

Urlaubs die Möglichkeit haben, ihre Angehöri-

gen kostenlos in einer unserer Einrichtungen, in 

einem unserer 76 Pflegeheime vorübergehend 

betreuen zu lassen. Darauf haben in diesem Zeit-

raum 700 Betroffene den Anspruch erhoben und 

den auch kostenlos nutzen können. Das ist für 

uns sehr wichtig, um pflegenden Angehörigen 

auch eine dementsprechende Würdigung entge-

genzubringen, eine Möglichkeit der Erholungs-

phase auch entgegenzubringen! Das tun wir üb-

rigens auch damit, indem wir Urlaube für pfle-

gende Angehörige anbieten. Das tun wir auch 

damit, indem wir diesen Menschen fachliche 
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Unterstützung in Form von Pflege-Stammtischen 

zukommen lassen. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Dr. Prettner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es von Seiten der SPÖ den Wunsch nach 

einer Zusatzfrage? ï Das sehe ich nicht! Bei der 

ÖVP sehe ich das auch nicht! Bei den Grünen 

auch nicht! Dann hat der Anfragesteller die 

Möglichkeit, diese zu stellen! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Trettenbrein  (F): 
  Trettenbrein 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Sie 

haben jetzt zwar das Ganze schön und gut darge-

stellt, Sie haben aber vergessen zu erwähnen, 

dass die Leute, die früher in die Übergangspfle-

ge gegangen sind, jetzt länger im Krankenhaus 

bleiben und dadurch die Kosten dort anfallen, 

und die Kosten sind dort wesentlich höher! 

Wenn man dann diesen Vergleich heranzieht, 

heißt das, dass das Ganze sozusagen Ăein Schuss 

nach hintenñ war. Wenn man den Jahresab-

schluss 2016 hernimmt, dann sieht man, dass 

ú 365.000,-- ausgegeben wurden, geplant waren 

ú 1,4 Millionen. Das Ganze hat sich in Wirk-

lichkeit nur in Richtung Krankenanstalten umge-

schichtet, daher meine Zusatzfrage: 

Der Pflegeregress ist auf Bundesebene abge-

schafft worden. Ist von Ihrer Seite angedacht, 

diese Zuzahlung in näherer Zukunft auch abzu-

schaffen? 
Trettenbrein   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte um 

Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Erste Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner (SPÖ): 
  Dr. Prettner 

Es sind mehrere Ebenen, die Sie jetzt angespro-

chen haben und die offensichtlich auch auf einer 

Fehlinformation beruhen. Denn wenn Sie sich 

die Zahlen, Daten und Fakten des Gesundheits-

systems näher zu Gemüte führen und analysie-

ren, dann werden Sie auch erkennen, dass die 

Belagstage und die Aufenthaltsdauer in Kärntner 

Krankenanstalten stetig zurückgehen. Wir wis-

sen allerdings, dass wir in Kärnten eine besonde-

re Herausforderung zu meistern haben, da das 

Land über 13 Jahre lang eine negative Bevölke-

rungsentwicklung hatte, nämlich: Vom Jahr 

2000 bis zum Jahr 2013 war der Abgang an 

KärntnerInnen größer als der Zugang an Kärnt-

nerInnen. Das heißt auch, dass wir eine Überal-

terung haben, der wir auch dementsprechend in 

der Gesundheitsplanung entgegenkommen müs-

sen. Aber auch hier nehmen wir die Herausfor-

derungen an. Genau dem, was Sie ansprechen, 

versuchen wir durch ein Projekt der Remobilisa-

tion, der geriatrischen Remobilisation entgegen-

zusteuern, ein sehr innovatives Projekt, wo wir 

Menschen, die eine Remobilisation brauchen, 

die eine Erholungsphase und Unterstützung noch 

brauchen, zu Hause aufsuchen. Dieses Projekt ist 

sehr, sehr erfolgreich, weil wir dadurch ï auch 

das ergeben die Ergebnisse bei der Evaluierung 

durch Zahlen, Daten, Fakten ï bewiesen haben, 

dass die Menschen in mehr Selbstständigkeit 

kommen, wenn sie zu Hause remobilisiert wer-

den, dass sie weniger Medikamente brauchen 

und dass sie viel mehr an Eigenständigkeit er-

werben. Deshalb haben wir dieses Pilotprojekt, 

das vorerst nur in Klagenfurt und Kla-

genfurt/Land angesiedelt wurde, auch auf die 

Bezirke Wolfsberg und Spittal erweitert, um es 

im letzten Ausbau, in der letzten Ausbauphase 

auf ganz Kärnten auszuweiten, weil es ein so 

erfolgreiches Projekt ist. Die zweite Ebene, die 

Sie ansprechen, das ist ein Projekt des Kärntner 

Gesundheitsfonds, wo auch die Sozialversiche-

rung, die Zielsteuerung involviert ist und wo alle 

einhellig und alle Expertinnen und Experten uns 

auch recht geben. Ein zukunftsweisendes Pro-

jekt, beispielgebend. 

Aber um die andere Ebene anzusprechen, wo Sie 

von Regress gesprochen haben: Ich kann mich 

an Zeiten erinnern, wo unter der Regierung der 

damaligen Freiheitlichen Partei ein Angehöri-

gen-Regress eingeführt wurde, der dann zum 

Glück durch neue politische Verhältnisse wieder 

abgeschafft wurde, weil er eine Ungerechtigkeit 

aufgezeigt hat, weil er Menschen von Pflege 

abgehalten hat, die diese dringend gebraucht 

hätten, sie aber moralisch diese Pflege oft nicht 

in Anspruch genommen haben und der Men-

schen in sehr, sehr schwierige Situationen ge-

bracht hat. Wir sind sehr, sehr froh, dass diese 
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Zustände der Vergangenheit angehören! 

Sie sprechen jetzt die Abschaffung des Pflegere-

gresses an, was Vermögen betrifft, was Ein-

kommen betrifft. Auch hier gibt es eine klare 

Positionierung des Bundeslandes Kärnten, dass 

wir das natürlich, so wie das in ganz Österreich 

geplant ist, auch in Kärnten umsetzen möchten, 

mit der entsprechenden Gegenfinanzierung, die 

in diesem Falle von Seiten des Bundes sicherge-

stellt werden muss. Ab 01.01.2018 ist diese Än-

derung angedacht. Ich denke, dass es auch hier 

noch ein Stück mehr an Gerechtigkeit gibt und 

ein Stück mehr an inhaltlich orientierter Pflege, 

die dann jenen zukommen soll, die das wirklich 

brauchen. Aber ganz dringend notwendig ist 

auch, dass wir das mit den zukünftigen Heraus-

forderungen in Einklang bringen, das heißt, dass 

wir die finanziellen Entfälle ersetzt bekommen, 

aber auch die Steigerungen, die wir zu erwarten 

haben, die in diesem Bereich dann angedacht 

oder vermutet werden. Da können wir derzeit 

nur darüber spekulieren. Wir wissen, dass es in 

Kärnten im Bereich des Angehörigen-Regresses 

eine Fallzahl-Steigerung von 12 Prozent gegeben 

hat. Wir können nur erahnen, dass es möglich-

erweise im Falle eines Vermögensregresses in 

dieser Größenordnung sein wird. Aber hier muss 

ganz sichergestellt werden, dass diese Mehrkos-

ten auch von Seiten des Bundes abgedeckt wer-

den, dann werden wir ab 01.01.2018 diesen Be-

schluss, der für Österreich zukunftsweisend ist, 

auch in Kärnten umsetzen können. (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und 

von der Grünen-Fraktion.) 
Dr. Prettner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Damit ist die dritte Anfrage abgearbeitet. Wir 

kommen zur vierten Anfrage: 
  

 4. Ldtgs.Zl. 253/M/31:  

Anfrage des Abgeordneten Pirolt an 

Zweite Landeshauptmann- Stellver-

treterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut 
Ing. Rohr   

 

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und 

Herren Kollegen im Hohen Haus! Wie in der 

Anfragebeantwortung von Sozial- und Gesund-

heitsreferentin Dr. Prettner, wird immer wieder 

die Haftungsfrage des Landes Kärnten gegen-

über der ehemaligen Hypo Alpe-Adria Bank 

angesprochen, und die daraus resultierenden 

Haftungsprovisionen sind immer wieder hier im 

Hohen Hause auch ein divergierendes Thema 

gewesen. Daher die Frage, Frau Landesfinanzre-

ferentin: 

Wie ist das Gutachten jenes Rechtsexperten aus-

gefallen, auf den sich das Land und die HETA 

als gemeinsamen Schiedsrichter über die Frage 

geeinigt haben, ob dem Land Kärnten eine Pro-

vision aus der Ausfallshaftung für die Hypo 

Alpe-Adria-Bank im Jahr 2011 zusteht? 
Pirolt   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte um 

Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. 

Dr. Schaunig-Kandut  (SPÖ): 
  Mag. Dr. Schaunig-Kandut 

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Geschätz-

ter Herr Präsident! Geschätzte Regierungskolle-

gin und Regierungskollegen! Geschätzte Abge-

ordnete und Zuhörerinnen und Zuhörer! Das 

Land Kärnten hat zur Beurteilung der Frage, ob 

im Jahr 2011 Haftungsprovisionen aus der Aus-

fallshaftung für die Hypo Alpe-Adria Bank zu-

stehen, Herrn Professor Torggler mit der Erstel-

lung eines Gutachtens beauftragt. Zusammenfas-

send hält dieses Gutachten fest, dass es sich hier 

wie in fast allen Bereichen der HETA um recht-

liches Neuland handelt und eine wirklich ab-

schließende Beurteilung auch aufgrund des Feh-

lens jeglicher höchstgerichtlicher Judikatur 

schwierig ist. Als Ansatzpunkt kann man die 

Frage der Eigenkapitalrückgewährung für die 

Frage des Bestehens oder Nichtbestehens der 

Haftungsprovisionen heranziehen und hier sieht 

das Gutachten eine Zäsur im Jahr 2004, nämlich 

mit 01.01.2004, das war der Zeitpunkt des In-

krafttretens des Eigenkapitalersatz-Gesetzes. 

Hinsichtlich dieses Zeitpunktes sieht Herr Pro-

fessor Torggler zur Beurteilung der Aussichts-

reichheit eines Gerichtsverfahrens nachfolgende 

Ausführungen vor:  Nach der Ansicht von Pro-

fessor Torggler könnte in einem Gerichtsverfah-

ren gegen die Zahlung der Haftungsprovision für 
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das Jahr 2011, soweit diese für vor dem 

01.01.2004 begründete HETA-Verbindlichkeiten 

gebühren, mit überwiegender Aussicht auf Er-

folg der eigenkapitalersetzende Charakter der 

Landeshaftungen geltend gemacht werden. Hin-

sichtlich der Teile der Haftungsprovision, die auf 

nach dem 01.01.2004 begründete Verbindlich-

keiten entfallen, bestehen nach der Ansicht von 

Professor Torggler unter dem Gesichtspunkt des 

Eigenkapitalersatzes keine Einwände, die mit 

überwiegender Aussicht auf Erfolg in einem 

Gerichtsverfahren geltend gemacht werden 

könnten. Aufbauend auf dieses Ergebnis gibt es 

derzeit detaillierte finanzielle Berechnungen in 

enger Abstimmung zwischen der HETA und der 

Finanzabteilung, um festzulegen, auf welche der 

beiden Bereiche die jeweiligen begründenden 

HETA-Verbindlichkeiten fallen. (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Schaunig-Kandut   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gibt es den Wunsch nach Zusatzfragen? ï Das 

sehe ich weder bei der SPÖ, noch bei der ÖVP, 

noch bei den Grünen. Dann hat der Anfragestel-

ler die Möglichkeit, eine Zusatzfrage zu stellen. 

Bitte! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrte Frau Referentin! Es hat 2010 eine 

Klage gegeben, der in erster Instanz Recht gege-

ben worden ist, und so weit ich auch weiß, sind 

damals Haftungsprovisionen bezahlt worden. 

Kann man daraus ableiten, dass das für die 

Folgejahre ebenfalls der Fall ist? 
Pirolt   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte 

nach Möglichkeit um Beantwortung! 
Ing. Rohr   

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. 

Dr. Schaunig-Kandut  (SPÖ): 
  Mag. Dr. Schaunig-Kandut 

Daraus können Sie das nicht ableiten. Es hängt 

auch davon ab, dass zwischenzeitig die vertrag-

liche Grundlage gekündigt worden ist und jedes 

Jahr gesondert zu betrachten ist. 
Mag. Dr. Schaunig-Kandut   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke! Damit ist die Fragestunde erledigt, die 

vorliegenden Anfragen sind abgearbeitet.  

Wir haben nun 9 Uhr und 49 Minuten, wir 

kommen zur Abhaltung der Aktuellen Stunde. 

Aktuelle Stunde 

Die Aktuelle Stunde wird nach dem Rotations-

prinzip dem Thema nach vom Freiheitlichen 

Landtagsklub bestimmt. Das Thema wurde zeit-

gerecht eingebracht und betrifft die ĂLehre in 

Kªrntenñ. Als Erster zu Wort gemeldet hat sich 

Klubobmann Leyroutz. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-

gen! Sehr geehrte Zuhörer zu Hause und auf der 

Trib¿ne! Wir haben heute das Thema ĂLehre in 

Kªrntenñ zum Thema der Aktuellen Stunde ge-

macht, weil wir glauben, dass das Image der 

Lehre dringend verbessert werden muss. Die 

Fakten sind klar und es muss darauf verwiesen 

werden, dass österreichweit der Anteil der Ju-

gendlichen, die sich für die Lehre entscheiden, 

von 55 Prozent auf knapp 40 Prozent gesunken 

ist, was zum Teil auf gesellschaftliche Verände-

rungen zurückzuführen ist, aber natürlich auch 

auf Versäumnisse der Politik. Und wie sehr das 

Image der Lehre darunter leidet, zeigt eigentlich 

eine Äußerung, ein Ausspruch, den der Landes-

schulratspräsident von Kärnten getätigt hat, als 

die BIFIE-Studie zu den Bildungsstandards in 

Deutsch erschienen ist, in welchen ja Kärntner 

Schüler fast überall unterdurchschnittlich abge-

schnitten haben. Der Landesschulratspräsident 

hat wortwºrtlich gemeint: ĂEs gibt einen Zu-

sammenhang zwischen Bildung der Eltern und 
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Leistungen der Schüler.ñ In Kªrnten gibt es viele 

Eltern, die eine Lehre abgeschlossen haben, 

mehr als in anderen Bundesländern oder die 

einen Pflichtschul-Abschluss haben. ĂDas spieg-

le sich im Kärnten-Ergebnis widerñ, so Alters-

berger. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

abgesehen davon, dass der Herr Landesschul-

ratspräsident ja schon lange rücktrittsreif ist, 

aufgrund seiner ĂHerumeiereiñ bei der Direkto-

renbesetzung im Minderheiten-Schulbereich, so 

ist er allein aufgrund dieser Aussage auf jeden 

Fall rücktrittsreif! Denn es ist nicht nur zynisch, 

es ist eine Unverschämtheit, aus dem Lehrab-

schluss einen Rückschluss auf die Bildung des 

Menschen zu ziehen! (Beifall von der F-

Fraktion.) Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren, oberstes Gebot neben dem Rücktritt des 

Herrn Altersberger ist es daher, das Image der 

Lehre in der Bevölkerung mit einer Kampagne 

zu verbessern, denn es muss Ziel sein, den An-

teil der Jugendlichen, die sich für eine Lehre 

entscheiden, wieder an die 50 Prozent heranzu-

führen. Es muss das Ziel sein, dass es wieder 

mehr Lehrstellen-Angebote als Lehrstellen-

Suchende gibt, denn nur wenn wir der sinkenden 

Lehrlingszahl entgegenwirken, können wir in 

Österreich der Wirtschaft auch wieder geeignete 

Arbeitskräfte und Facharbeiter, die auch bei uns 

in Österreich ausgebildet wurden, zur Verfügung 

stellen. Wir glauben, dass eine Lehrlingsoffensi-

ve zur Bekämpfung der ansteigenden Jugendar-

beitslosigkeit sowie die Eröffnung beruflicher 

Perspektiven für junge Menschen dringend nötig 

sind. Es muss zum einen die Ausbildung verbes-

sert und an die geänderten Rahmenbedingungen 

angepasst werden. Das Projekt ĂLehre mit Matu-

rañ als Kombination von Lehre und Reifeprü-

fung ist eine Erfolgsgeschichte, sollte aber im 

Rahmen dieser Kampagne mit gezielten Infor-

mationen mehr Bekanntheitsgrad erreichen. Wir 

stellen uns vor, dass darüber hinaus ein eigenes 

Projekt f¿r ĂLehre nach der Maturañ ausgearbei-

tet werden soll, um eine nachhaltige und konti-

nuierliche Ausbildung zu garantieren. Es wäre 

notwendig, dass das derzeitige Projekt ĂLehre 

mit Maturañ in ein Regelschulsystem überge-

führt wird. Und wir glauben, dass es unerlässlich 

ist, dass die Lehrlingsfreifahrt ausgebaut wird, 

damit bestehende Lücken geschlossen werden, 

denn es ist nicht einzusehen, wenn ein Lehrling 

ein Praktikum absolviert oder wenn er im Rah-

men eines Lehrlingsverbundes eine Spezialaus-

bildung in einer anderen Stadt ausführt, dass die 

Lehrlingsfreifahrt in der derzeitigen Form nicht 

greift. Die Lücke muss geschlossen werden. Wir 

glauben, dass eine Stärkung der dualen Ausbil-

dung den jungen Kärntnern eine qualifizierte 

Berufsausbildung mit Zukunfts-Chancen ermög-

licht, und wir glauben insbesondere, dass die 

Einführung eines Pflege-Lehrberufs mit früherer 

Einstiegsmöglichkeit wesentlich wäre, um dem 

Personalmangel speziell in der Langzeitpflege 

entgegenzuwirken. Gerade junge Menschen 

hätten große Berufs- und Zukunftsperspektiven, 

und die Aufwertung der Pflege in Form eines 

Lehrberufes wäre dafür ein enorm wichtiger 

Schritt. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

(Vorsitzender: Eine Minute!) es gibt aber auch 

Umstände, die dazu führen, dass junge Men-

schen nicht in der Lage sind, eine Lehre im vol-

len Ausmaß zu absolvieren, etwa wenn sie er-

kranken oder wenn sie schwanger werden. Da 

sollte meines Erachtens darüber nachgedacht 

werden, eine Teilzeitlehre einzuführen, damit 

auch hier eine Lehrausbildung abgeschlossen 

werden kann. 

Und ein ganz wichtiger Punkt: Ich glaube, es ist 

nicht einzusehen, dass für alle Schüler alle Kos-

ten übernommen werden und auf der anderen 

Seite aber gerade die Klein- und Mittelbetriebe 

dadurch benachteiligt werden, dass sie Lehrlinge 

ausbilden, die Lehrlinge dann die Schulen in 

Anspruch nehmen und dann trotzdem der Aus-

bilder für diesen Zeitpunkt der Ausbildung be-

zahlen muss. Da würden wir uns vorstellen, dass 

man hier eine Fördermöglichkeit für die Unter-

nehmen einführt, dass sozusagen die Unterneh-

mer einen Förderantrag stellen können und dann 

die Kosten der Ausbildung übernommen wer-

den. Das wäre ein weiterer wichtiger Schritt. Ich 

glaube, dass die Qualifizierung unserer Lehrlin-

ge, verbunden mit einer Lehrlingsoffensive ein 

Gebot der Stunde ist und wir werden heute unse-

re Forderungen noch in Form eines Dringlich-

keitsantrages untermauern. (Beifall von der F-

Fraktion, von Abg. Mag. Schalli und Abg. Mag. 

Trodt-Limpl.) 
Mag. Leyroutz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Stellvertretende Klubobmann der Sozialdemo-

kratie, Abgeordneter Bürgermeister Andreas 

Scherwitzl. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   
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Abgeordneter Scherwitzl  (SPÖ): 
  Scherwitzl 

Danke! Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! 

Geschätzter Herr Kollege Leyroutz, ich kann dir 

in nahezu allen Punkten, die du angesprochen 

hast, zustimmen. Der einzige Aspekt, wo ich ein 

gewisses Maß an Skepsis hege, ist die Frage, die 

Pflege als Lehrberuf zu etablieren, weil ich ei-

nerseits glaube, dass dieser Beruf der Pflege ein 

so schwieriger ist, was die Tätigkeit betrifft, aber 

zum Zweiten auch, was die Belastung für den 

Einzelnen, der pflegt, bedeutet. Und ich glaube, 

dass da unter Umständen das Alter, mit dem man 

eine Lehre beginnt, also im Regelfall im Alter 

von 15 Jahren, vielleicht etwas zu früh kommt, 

um diesen Beruf als Lehrberuf zu etablieren. 

Aber wie gesagt, man wird auch sehen, wie sich 

das in diesem Bereich entwickelt, und wir sind 

da durchaus für viele Vorschläge offen. Du hast 

vºllig recht, wenn du sagst, die ĂLehre mit Ma-

turañ ist eine Erfolgsgeschichte. Ja, das ist sie ï 

vor allem deswegen, weil Kärnten ein Spezifi-

kum hat ï und ich habe gerade gestern mit einem 

Leiter einer großen, überbetrieblichen Lehrwerk-

stätte gesprochen ï dass die ĂLehre mit Maturañ 

in Kärnten bereits im Lehrvertrag verankert ist. 

Nicht so wie in anderen Bundesländern, wo dann 

im Abendschul-Unterricht oder an Wochenen-

den die Matura-Komponente dazu gemacht wird, 

sondern bereits fixer Bestandteil im Lehrvertrag 

und mit aufgenommen.  

Insgesamt muss man sagen, die österreichische 

Form der Lehrlingsausbildung, der Berufsaus-

bildung, nämlich die duale Ausbildung, ist ein 

absolutes Erfolgsmodell. Es pilgern Vertreter 

aller europäischen Länder zu uns nach Öster-

reich, um sich dieses Modell anzusehen. Also, es 

funktioniert schon. Wenn du ansprichst, das 

Image der Lehre ist zu heben ï jawohl, so ist es! 

Ich kann dich auch nur voll und ganz darin un-

terstützen, dass eine Lehrlingsausbildung, eine 

Facharbeiter-Ausbildung in weiterer Folge nahe-

zu eine Arbeitsplatz-Garantie für die berufliche 

Tätigkeit bedeutet. Die Lehre ist zweifelsohne 

die beste Maßnahme gegen Jugend-Arbeits-

losigkeit. Wir sollten ï du hast es angesprochen 

ï ein Ziel von 50 Prozent erreichen, derzeit ha-

ben wir 40 Prozent aller Jugendlichen, die nach 

der Pflichtschule eine Lehre beginnen. Das sind 

in Österreich rund 110.000 junge Menschen und 

in Kärnten, wie wir wissen, rund 8.000. Das 

Image der Lehre, das haben wir bereits gesagt, 

ist zu heben, aber es muss uns auch klar sein, mit 

einer bloßen Aussage von Politikern allein steigt 

das Image noch nicht. Ob eine Kampagne ï ja, 

absolut zu unterstützen! ï der richtige Weg ist, 

müssen wir uns gemeinsam überlegen. 

Eines möchte ich dennoch ansprechen. Unser 

Staat Österreich, die Republik, das Land Kärnten 

investieren sehr viel Geld in die Schulausbil-

dung. Wir investieren auch viel Geld in die 

Lehrlingsausbildung und es gibt dennoch einen 

eklatanten Unterschied. Insgesamt fließen 

570 Millionen Euro in das Berufsschulwesen, 

165 Millionen Euro in die betriebliche Lehrstel-

lenförderung, davon 78 Prozent als sogenannte 

Basisförderung direkt zu den Betrieben. Wir 

wissen das, die Basisförderung ist in der Höhe 

gestaffelt nach den einzelnen Jahrgängen und 

nach den entsprechenden Abschlüssen. Es gibt 

aber dennoch einen deutlichen Unterschied zwi-

schen dem, was der Staat für Schülerinnen und 

Schüler aufwendet und dem, was er für die Lehr-

lingsausbildung zur Verfügung stellt. In Berufs-

bildenden Mittleren und Höheren Schulen ist uns 

ein Schüler ú 11.000,-- Ăwertñ, wir wenden 

ú 11.000,-- pro Schülerin und Schüler in den 

Berufsbildenden Mittleren und Höheren Schulen 

auf, in der AHS-Oberstufe sind es ú 9.300,-- und 

für einen Lehrling wendet der Staat in seiner 

Gesamtheit rund ú 8.400,-- auf. Das ist nicht 

gerecht, jeder junge Mensch muss uns gleich 

viel wert sein, wenn ich das so formulieren darf, 

in die Ausbildung eines jeden jungen Menschen 

ist gleich viel zu investieren. Und lassen sie 

mich hier auf den ĂKernñ kommen ï Sie haben 

schon richtig verstanden, ich meine Bundeskanz-

ler Christian Kern, der in seinem Plan A ganz 

konkrete Maßnahmen vorgeschlagen hat, um das 

Image der Lehrlingsausbildung zu verbessern, 

aber auch, um diese Differenz, die nicht gerecht 

ist bei dem, was der Staat aufwendet, zu verbes-

sern. (Vorsitzender: Eine Minute!) Die Ausbil-

dungspflicht bis zum 18. Lebensjahr ist eine 

Maßnahme, die Ausbildungsgarantie bis zum 

25. Lebensjahr eine zweite. Ganz konkret hat 

unser Bundeskanzler vorgeschlagen ï und wir 

unterstützen ihn darin ï in Zukunft die Führer-

schein-Ausbildung für Lehrlinge im Rahmen der 

Berufsschule zu absolvieren und damit auch die 

Kosten für die Führerschein-Ausbildung für 

junge Menschen zu übernehmen ï allein mit 

dieser Maßnahme wäre die Differenz schon aus-
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geglichen ï Sprachkurse im Ausland für Lehr-

linge zu ermöglichen, zumindest im Ausmaß von 

vier Monaten, eine Kostenübernahme für die 

teilweise hohen Kosten für Vorbereitungskurse 

zu Abschlussprüfungen und auch den Zugang 

für studien-interessierte Lehrlinge, Lehrlinge mit 

Matura an den FH zu erleichtern. In Kärnten hat 

Landeshauptmann Kaiser mit dem Berufsschul-

konzept einen Vorschlag auf den Tisch gelegt, 

der ausgezeichnet geeignet ist, sozusagen die 

Lehrlingsausbildung und die Berufsschulausbil-

dung auf eine neue Stufe zu stellen. Es wird kein 

Schulstandort geschlossen. Es wird die Qualität 

beibehalten, im Gegenteil, Spezialsierungen und 

Investitionen an den einzelnen Schulstandorten 

werden ermöglicht. Sie sehen: Was bringt (Vor-

sitzender: Herr Abgeordneter, die Redezeit ist 

abgelaufen!) Kärnten vorwärts? Kern und Kai-

ser! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Scherwitzl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Stellvertretende Klubobmann Mag. 

Malle. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Mag. Malle (ÖVP): 
  Mag. Malle 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Hohe Regierungsbank! 

Ich hoffe einmal, dass mir der ĂKernñ jetzt nicht 

im Hals steckenbleibt, aber ich werde mich kurz 

halten! 

Ich glaube, dass das Thema der Aktuellen Stun-

de perfekt angemessen ist, weil wir natürlich in 

den letzten Jahren einen starken Rückgang an 

Lehrlingen gerade in Kärnten zu verzeichnen 

hatten. Das ist nicht gottgegeben, sondern hat 

natürlich vielerlei Gründe. Auch mir geht es so 

wie dem Andi: Ich kann dir, Christian, in nahezu 

allen Punkten vollinhaltlich zustimmen. Warum? 

Die Lehrlinge von heute sind zu einem großen 

Teil auch die Unternehmer von morgen, die wir 

ganz dringend brauchen, um den Wirtschafts-

standort Kärnten auch aufrechtzuerhalten. Wir 

sehen aber am aktuellen Fachkräfte-Mangel, 

dass es dringend notwendig wäre, eine Lehr-

lingsoffensive auch tatsächlich zu starten. Ich 

würde aber gerne einige Punkte noch zusätzlich 

ins Spiel bringen. Der eine Punkt ist: Ich bin 

ganz dôaccord, dass ĂLehre mit Maturañ ins Re-

gelschulwesen überführt werden soll, wir müs-

sen aber etwas Zusätzliches tun! Wir müssen uns 

ganz besonders um jene Personen kümmern, die 

bereits eine Matura haben und die sich erst nach 

der Matura überlegen, eine Lehre zu starten. Ich 

glaube, dass wir die anders behandeln müssen, 

im Sinne von Ăim Herangehenñ. Es ist ein Unter-

schied, ob ich mit 15 Jahren eine Lehre starte 

oder ob ich mit 18 oder 19 Jahren eine Lehre 

starte, weil ich als Mensch anders gereift bin, 

weil ich mit gewissen Themen auch anders um-

gehe. Ich glaube, dass wir hier von Seiten des 

AMS ein größeres Förderkontingent aufstellen 

müssen, um das zu ermöglichen. Da gibt es im 

Moment kaum finanzielle Unterstützungen für 

Maturanten oder Studienabbrecher. Und wir 

sollten uns auch überlegen, ob wir in den großen 

Lehrberufen hier nicht eigene Maturanten-

Klassen machen, das heißt, dass wir jene Perso-

nen, die 18, 19 sind, in einer Berufsschul-Klasse 

zusammenfassen und nicht hier die 15-Jährigen 

mit den 19-Jährigen einfach mischen. Und es 

wäre auch zu überlegen, ob wir nicht eine Über-

nahme der Prüfungsgebühren für Meister- und 

Befähigungsprüfungen analog mit Salzburg auch 

zusammenbekommen. (Abg. Staudacher: Der 

Antrag liegt im Ausschuss, Markus!) - Der An-

trag liegt im Ausschuss. Gleichzeitig müssen wir 

aber, glaube ich, auch viel, viel früher anfangen. 

Ich denke, dass es hier vor zehn Jahren eine Ini-

tiative mit dem TAZ gegeben hat, mit dem Test- 

und Ausbildungszentrum, wo wir in Kärnten 

Vorreiter waren und das in vielen anderen Bun-

desländern jetzt nachgemacht wird. Es findet 

hier regelmäßig eine Auszeichnung des Lehrper-

sonals statt. Und wir wissen, dass wir hier bei 

den Testungen der Pflichtschüler aus den Neuen 

Mittelschulen eine Abdeckung von nahezu 

90 Prozent haben. Das heißt, 90 Prozent der 

Pflichtschüler aus einer Neuen Mittelschule un-

terziehen sich der Testung im TAZ, um zu 

schauen, welche Neigungen habe ich, welche 

Talente habe ich, welche Lehrberufe kämen für 

mich in Frage. Im Bereich der AHS haben wir 

hier aber eine ganz geringe Testquote von unter 

40 Prozent. Ich glaube, dass hier anzusetzen 

wäre. Hier hätte der Landesschulrat einiges an 

Potential, nämlich gemeinsam mit den Lehrerin-

nen und Lehrern, hier mehr Testungen zusam-

menzubekommen, um den Jugendlichen ihre 

Neigungen aufzuzeigen und zu zeigen, was mög-

lich ist. Wir haben ja auf Bundesebene eine 
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komplette Kostenübernahme der Vorbereitungs-

kurse gerade erst beschlossen. Da hoffe ich, dass 

das greift! Wir brauchen aber etwas anderes, und 

jetzt bin ich wieder beim Christian Leyroutz. 

Wir brauchen eine Unterstützung der Lehrbe-

triebe! Wir sehen ganz deutlich in der Statistik, 

dass es zwischen 2005 und 2009 zu einem mas-

siven Anstieg der Lehrlingszahlen gekommen 

ist. Warum? Dort hat es den ĂBlum-Bonusñ ge-

geben. Das heißt, wenn ich die Lehrbetriebe 

animiere und sage, schauó her, wenn du zusätzli-

che Lehrlinge aufnimmst, bekommst du zumin-

dest einen Teil der Kosten, die du damit hast, 

ersetzt. Es geht ja nicht um alles, aber um einen 

Teil, so wie es der Andi Scherwitzl auch gesagt 

hat, dann bietet der Lehrbetrieb mehr Lehrstellen 

an und dann kriegen wir auch mehr Jugendliche 

vermehrt in die Lehre, die wir ganz dringend 

brauchen. Das heißt, versuchen wir doch hier, 

einen Schulterschluss zu machen, um die Lehr-

betriebe zu unterstützen, (Vorsitzender: Noch 

eine halbe Minute!) - Danke! ï weil, genauso 

wie Arbeitsplätze nicht vom AMS kommen, 

kommen auch die Lehrplätze von den Betrieben. 

Ich denke, hier wäre es der richtige Ansatz, weil 

wir zwischen 2010 und 2016 einen Rückgang 

bei den Geburten von 18,6 Prozent gehabt ha-

ben, aber einen Rückgang bei den Lehrlingen 

von 22,2 Prozent. Dem ist entgegenzuarbeiten! 

Ich denke, wenn wir hier gemeinsam Maßnah-

men setzen und versuchen, nicht politisches 

Kleingeld zu wechseln, dann können wir auch 

eine positive Zukunft für Kärnten zusammenbe-

kommen! Danke! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Rednerin ist die Klubobfrau Dr. 

Barbara Lesjak. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Geschätzte 

Kollegen, Kolleginnen! Bildung ist die Voraus-

setzung für ein waches Bewusstsein und trägt 

zur Entfaltung des Potentials, der Kreativität und 

des sozialen Verantwortungsgefühls der Men-

schen bei. Bildung ist aber auch der Schlüssel, 

die Prävention gegen Armut und Arbeitslosigkeit 

und die Grundlage für ein selbstbestimmtes Le-

ben. Bildung beginnt bei der Kinderbetreuung, 

im Kindergarten und hört eigentlich nie auf. 

Bildung sollte uns das ganze Leben lang beglei-

ten! Wir vertreten ja auch den Ansatz des lebens-

langen Lernens. Jeder Mensch hat das gleiche 

Recht auf Bildung und das heißt auch, dass wir 

für alle Kinder, egal in welchem Alter, die glei-

chen Rahmenbedingungen im Schulsystem zur 

Verfügung stellen müssen, damit sie ihre Inte-

ressen, ihre Talente und ihre Potentiale hier auch 

zur Entfaltung bringen können. Das ist einmal 

ein wesentlicher Ansatz! 

Der zweite wesentliche Ansatz ist der freie Bil-

dungszugang. Wir müssen gewährleisten, dass 

für alle Kinder und Jugendliche die Möglichkeit 

besteht, auch selbst zu entscheiden, ob sie jetzt 

in eine weiterführende Schule wollen, ob sie 

eine Lehre beginnen wollen, was sie lernen wol-

len, wie sie sich ausbilden wollen. Das ist schon 

die Frage, das mit dem freien Bildungszugang: 

Wenn jemand 14, 15 Jahre alt ist, also nach der 

ĂPolyñ zum Beispiel, ob dieser Mensch dann 

schon die entsprechende Reife hat, um zu ent-

scheiden, in welche Richtung er, sie sich weiter-

bilden möchte, sich ausbilden lassen möchte, ob 

eine Schule das Richtige ist oder ein Lehrberuf. 

Da müssen wir genau darüber nachdenken, ob es 

nicht sinnvoll wäre, die Schulpflicht dahinge-

hend auszuweiten, dass dann, wenn die Absol-

venten, Absolventinnen aus der Schulpflicht 

herauskommen, dass die nicht mit 14 entschei-

den müssen: Mache ich jetzt eine Lehre, gehe 

ich Friseurin lernen? Oft wissen sie überhaupt 

noch nicht, wo ihnen der Kopf steht, wer sie 

sind. Das sind ja auch Identitätsfragen, die sie in 

diesem Alter plagen. Da sollten wir schauen, 

dass wir das so entwickeln, dass Kinder und 

Jugendliche mit 17, 18 vielleicht erst in eine 

Lehre eintreten. (Einzelbeifall von Abg. Mag. 

Theuermann.) Ja, die Kollegin klatscht! (Dies 

wird humorvoll vorgetragen.) Man hört das oft 

von Betrieben, sie nehmen lieber die 17-, 18-

Jährigen als die ganz jungen Kinder. Das ist das 

eine. 

Natürlich gehe ich auch mit vielem konform, 

was der Herr Klubobmann Leyroutz hier gefor-

dert hat, dass man das Image der Lehre verbes-

sern muss, ganz klar! Ob eine Kampagne ein 

geeignetes Mittel ist, das wage ich zu bezwei-

feln. Es wird eher wichtig sein, die Betriebe zu 

unterstützen, aber auch mit den Schulen zusam-
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menzuarbeiten, hier entsprechende Informati-

onskampagnen zu machen. Wenn ich dann höre, 

dass der Klubobmann Leyroutz sagt, dass das 

Ziel sein muss, mehr Lehrstellen-Angebote 

als -Suchende zu schaffen, dann meine ich, dass 

dieses Ziel schon längst erreicht ist, weil derzeit 

der Lehrstellen-Andrang bei 1,4 Prozent liegt. 

Das ist im Vergleich zum Vorjahr ein bisschen 

zurückgegangen. Aber wir haben derzeit ï Stand 

Juni 2017 ï 472 Lehrstellen-Suchende und 

323 offene Lehrstellen. Das heißt, wir haben 

mehr Lehrstellen-Suchende als offene Lehrstel-

len. Die Entwicklung ist also nicht besorgniser-

regend. Die Jugendarbeitslosigkeit ist auch deut-

lich zurückgegangen. Also, ich sehe hier eigent-

lich jetzt nicht den großen Handlungsbedarf, im 

Bereich der Lehre große Image-Kampagnen zu 

machen. Wenn man es sich anschaut, gibt es 

auch vielerlei Angebote, abgesehen von ĂLehre 

mit Maturañ. Die Industriellenvereinigung hat 

Angebote mit Informationen, die Wirtschafts-

kammer et cetera. Also es gibt schon viele Un-

terstützungsmaßnahmen, die auch greifen und 

die auch irgendwo ï (Vorsitzender: Noch eine 

Minute Redezeit!) - Noch eine Minute Redezeit, 

da muss ich mich beeilen! 

Zu guter Letzt ist zu sagen, dass ich denke, so 

wie der Kollege Malle gemeint hat, die Lehrlin-

ge von heute sind die Unternehmer von morgen, 

aber auch die Facharbeiter von morgen. Ich 

glaube, hier haben wir jetzt nicht den großen 

Handlungsbedarf. Freilich kann man immer et-

was verbessern. Unsere Aufmerksamkeit gilt den 

Jugendlichen, die nicht sinnerfassend lesen kön-

nen, den sogenannten Ăstrukturellen Analphabe-

tenñ. Um die sollten wir uns k¿mmern! Es gibt 

Schulabgänger, die die Pflichtschule absolviert 

haben und die sich im Leben nicht zurechtfin-

den. Das sind die Arbeitslosen von morgen. Das 

ist die Gruppe, die unsere Aufmerksamkeit, un-

sere Unterstützung braucht, um die müssen wir 

uns kümmern! Da brauchen wir Rahmenbedin-

gungen, Unterstützungsmaßnahmen! Die brau-

chen unsere Hilfe, nicht die, die ohnehin wissen, 

welchen Weg sie gehen wollen, die ohnehin 

irgendwie im Leben stehen und die ihren Weg 

irgendwie auch selber machen! (Vorsitzender: 

Bitte, zum Schluss zu kommen!) Mein Appell 

geht in diese Richtung: Kümmern wir uns um 

die Jugendlichen, die unsere Hilfe benötigen und 

nicht um die, die es eh schon wissen! (Abg. Mag. 

Malle: Um alle! ï Abg. Mag. Dr. Lesjak, bereits 

auf dem Weg zur Abgeordnetenbank: Ja, aber es 

gibt welche, die brauchen uns mehr! ï Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion 

und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Rednerin ist die Frau Abgeordnete 

Mag. Isabella Theuermann. Ich bitte dich, zu 

sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Theuermann (TK): 
  Mag. Theuermann 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Vertreter 

auf der Regierungsbank! Hohes Haus! Sehr ge-

ehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Liebe Medien-

vertreter! Wenn alle studieren, wer baut dann 

unsere Unis oder die Fachhochschulen? Wir 

brauchen nicht nur junge Menschen, die die 

Universitäten besuchen, sondern wir brauchen 

auch welche, die die Universitäten bauen kön-

nen, nämlich Maurer, Maler, Fliesenleger, Instal-

lateure und viele andere mehr! Gerade auch des-

halb verdienen es unsere jungen Menschen in 

Kärnten, dass wir sämtliche Bildungsbereiche 

stärken und dazu zählt nun einmal auch die Leh-

re, die aktuell gewiss nicht den Stellenwert ein-

nimmt, den sie eigentlich einnehmen müsste. 

Trotz erfolgreicher Modelle wie beispielsweise 

die ĂLehre mit Maturañ f¿hren Lehrberufe ge-

wissermaßen ein Schattendasein. Als selbststän-

dige Personalberaterin arbeite ich vorwiegend 

mit technikorientierten Unternehmen zusammen 

und weiß aus vielen Gesprächen, dass immer 

weniger Betriebe bereit sind, Lehrlinge auszu-

bilden. Bürokratische Hürden à la der Dachde-

ckerlehrling, der gar kein Dach betreten darf, 

sind die eine Seite. Auf der anderen Seite gibt es 

zur Genüge Firmen, die lieber auf bereits gut 

ausgebildetes und hochqualifiziertes Personal 

zurückgreifen. Auch das kürzlich in der Regie-

rung mehrheitlich beschlossene Kärntner Be-

rufsschulstandorte-Konzept 2020/2025 wird 

meiner Meinung nach wenig zur Attraktivität der 

Lehre beitragen, weil Landeshauptmann Kaiser 

analog zum Schulstandorte-Konzept im Pflicht-

schulbereich auch bei den Berufsschulen auf 

Bildungszentralismus setzt. In zwei Etappen soll 

das Zentralisierungskonzept umgesetzt werden. 

Das heißt, in der ersten Etappe werden bei-

spielsweise Friseure von Spittal nach Klagenfurt 
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übersiedeln müssen. Argumentiert wird die Zu-

sammenlegung mit rückläufigen Lehrlings- und 

Schülerzahlen. Doch die richtige Antwort auf 

diese Entwicklung ist man nicht bereit, zu geben. 

Denn warum gibt es denn diese rückläufigen 

Zahlen im Lehrlingsbereich? Die Antwort ist 

eigentlich ganz einfach: Die Ausbildung ist der-

zeit nicht nur für junge Menschen schlicht und 

ergreifend unattraktiv, sondern auch für Betrie-

be. Mit dem Konzept reagiert man quasi auf eine 

Auswirkung, setzt aber nicht an der Wurzel des 

Problems an. (Zwischenruf von Abg. Leikam.) 

Was ich noch hinzufügen muss: Schon jetzt 

muss aufgrund der zentralen Beschulung zum 

Beispiel ein Maurer-Lehrling aus Winklern nach 

Völkermarkt pendeln. Das neue Konzept wird 

das Pendler-Aufkommen bei den Lehrlingen nur 

noch verstärken. 

Abschließend darf ich auf unsere thematischen 

Kernforderungen im Lehrlingsbereich eingehen. 

Wir müssen uns aktiv für mehr Lehrstellen und 

für eine Verbesserung der Lehre für Lehrlinge, 

aber auch für Betriebe einsetzen, die Jugendliche 

unterstützen und Firmen motivieren. Diese Un-

terstützung muss auch in jene Richtung gehen, 

dass wir uns für Jugendliche engagieren, die den 

Anforderungen des Arbeitsmarktes derzeit nicht 

genügen, um auch diesen Jugendlichen mit 

schlechten Qualifikationen einen Einstieg in die 

Berufswelt zu ermöglichen. Hier ist eine Anlehre 

der richtige Ansatz oder der richtige Weg. Was 

wir auch brauchen, sind weitere Schritte in Rich-

tung Entbürokratisierung und eine konsequente 

Bevorzugung von Lehrbetrieben bei der Vergabe 

von öffentlichen Aufträgen. (Abg. Strauß: Ha-

ben wir ja!) Und von politischer Seite wünsche 

ich mir, dass wir alle gemeinsam jenen jungen 

Leuten, die eine Lehre absolvieren und jenen 

Betrieben, die trotz allem bereit sind, Lehrlinge 

auszubilden, mehr Wertschätzung entgegenbrin-

gen. (Beifall von Abg. Mag. Malle.) Das ist die 

Basis für alle weiteren Maßnahmen, die noch zu 

setzen sind und das sind nicht wenige! (Beifall 

von Abg. Dr. Prasch und Abg. Mag. Trodt-

Limpl.) 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächste Rednerin ist die Frau Abgeordnete Mag. 

Johanna Trodt-Limpl. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Trodt -Limpl  (BZÖ): 
  Mag. Trodt-Limpl 

Geschätzter Herr Präsident! Werter Herr Lan-

deshauptmann! Werte Zuseherinnen und Zuse-

her! Hohes Haus! Ich gratuliere der FPÖ zum 

Thema der heutigen Aktuellen Stunde, denn 

diese Thematik ĂLehreñ ist aktueller denn je! Es 

gibt sehr, sehr viele Jugendliche, die willig sind, 

eine Lehre zu beginnen, die sie anstreben, aber 

oft kommen auf 60 Bewerbungen, wenn es sie 

überhaupt gibt, fünf Antworten zurück. Und das 

ist schon sehr, sehr zermürbend für die jungen 

Leute! Wie kann man dem entgegensteuern? Wir 

brauchen bestens ausgebildete junge Menschen, 

und wie alle schon betont haben, der Stellenwert 

des Handwerks muss gehoben werden. Oberste 

Priorität des Landes ist die Beschäftigung der 

Jugendlichen und die Ausbildung von Fachkräf-

ten. Wir haben das duale System, um das uns 

viele beneiden, aus ganz Europa kommen Exper-

tenkommissionen und sehen sich dieses duale 

System an. Wir können es uns auch nicht leisten, 

auf Talente und Fähigkeiten junger Menschen zu 

verzichten. Normalerweise müsste jeder zuerst 

ein Handwerk lernen und dann erst eine weitere 

Ausbildung genießen. Die Habsburger haben es 

so gehalten, da hat jeder zuerst ein Handwerk 

lernen müssen und dann auch sehr, sehr viele 

Sprachen. Trotzdem, es gibt sehr viele Einfluss-

Komponenten, die dem Image der Lehre scha-

den, zu geringe Wertschätzung von Facharbei-

tern. Viele brechen jedes Jahr die Lehre ab, weil 

sie am Anfang zu oft für berufsbildfremde Tä-

tigkeiten eingesetzt werden. Die Meinung sei-

tens des Wirtschaftsforschungsinstituts im 

Weißbuch 2006, dass die zukünftigen Lehrlinge 

aus der Zielgruppe der Migranten kommen wür-

den, ist nicht eingetroffen. In Kärnten sind mehr 

betriebliche Lehrstellen verlorengegangen, als 

die gesamte Demographie ausmacht. Die Image-

Aufwertung der Lehre erfordert aber eine über-

zeugende Identifikation. Erst dann, wenn ange-

sehene Manager, Politiker und Unternehmer, 

Lehrer und Familienmitglieder in der Öffent-

lichkeit stolz bekunden, Ămein Enkel, mein 

Sohn, meine Tochter macht eine Lehre und ich 

bin stolz daraufñ, erst dann ist der Image-Ge-

winn gewährleistet. In der Schweiz, die auch die 

duale Ausbildung europaweit führend leitet, 

sogar im Spitzenfeld liegt, sind die Familienmit-

glieder aus allen Gesellschaftsschichten stolz 

darauf und bekunden es auch in der Öffentlich-

keit, wenn ein Familienmitglied eine Lehre 
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macht. Es gibt auch, wie schon die Vorredner 

bemerkt haben, sehr, sehr viele Schülerinnen 

und Schüler, die einen enormen Wissensrück-

stand haben, die ein fehlendes Sozialverhalten 

haben und die unsere ĂNull-Bockñ-Generation 

prägen. Diese ĂNull-Bockñ-Generation ist jene 

Generation, die wir vermeiden müssen. Wie wir 

wissen, verlassen viele Schülerinnen und Schü-

ler die Schule, ohne ausreichend lesen und 

schreiben zu können, kommen oft auf die schiefe 

Bahn, und dem ist entgegenzusteuern. Wir kön-

nen es uns nicht leisten, auf Talente und Fähig-

keiten junger Menschen zu verzichten. Wichtig 

ist auch die Kenntnis der Jugendlichen über ihre 

eigenen Fähigkeiten, daher ist auch diese TAZ-

Testung ausgezeichnet, der sich viele Jugendli-

che unterziehen. Und was noch das Allerwich-

tigste ist, ist die Polytechnische Schule. Auch die 

Polytechnische Schule hat ihr Image zu heben 

und das können nur wir machen, indem wir die 

Arbeit und Leistung der Lehrerinnen und Lehrer, 

die dort arbeiten, (Vorsitzender: Noch eine Mi-

nute!) die dort im Modul-System arbeiten und 

die Kinder ins Leben führen und auf die Lehre 

vorbereiten, unterstützen und wertschätzen! 

(Beifall von der Grünen-Fraktion und von Abg. 

Scherwitzl.) 
Mag. Trodt-Limpl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Abgeordnete Christoph 

Staudacher. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Staudacher (F): 
  Staudacher 

Danke, Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! 

ĂDer Lehrling von heute sollte der qualifizierte 

Facharbeiter von morgen werdenñ, ĂHandwerk 

hat goldenen Bodenñ ï diese Aussagen wird so 

ziemlich jeder hier im Hohen Haus bestätigen. 

Nur, damit der Lehrling von heute der qualifi-

zierte Facharbeiter von morgen werden kann, 

braucht es dementsprechende zukunftsorientierte 

Rahmenbedingungen. Und genau diese zu-

kunftsorientierten Rahmenbedingungen sind das 

Problem, geschätzte Damen und Herren. Seit 

Sie, nämlich SPÖ, ÖVP und Grüne, in Kärnten 

diese Verantwortung übernommen haben, zu-

kunftsorientierte Lösungen anhand von Ent-

schlüssen auf den Boden zu bringen, hat sich im 

Bereich des Lehrlingswesens einiges massiv ver-

schlechtert. Und das hier nun anhand von Zahlen 

und Fakten. Wir verzeichnen in Kärnten seit 

2013 einen massiven Lehrlingsrückgang bezie-

hungsweise drastisch sinkende Berufsschul-

Schülerzahlen von rund minus 18 Prozent. Das 

entspricht einem Rückgang von 1.598 Lehrlin-

gen und das in einem sehr kurzen Zeitraum von 

nicht einmal vier Jahren. Aber anstatt dieser 

negativen Entwicklung ambitioniert und positiv 

entgegenzutreten, beschleunigen Sie mit Ihrer 

zentralistischen Denkweise diese negative Spira-

le, indem Sie unausgegorene Berufsschulstand-

ort-Konzepte ohne ausreichende Einbeziehung 

der örtlichen Gegebenheiten und zu Lasten der 

Lehrlinge in die Umsetzung bringen wollen. 

(Beifall von der F-Fraktion.) Diese Rot-

Schwarz-Grünen Belastungskonzepte zerstören 

bestens funktionierende Ausbildungsstrukturen 

und sind ein katastrophaler Garant dafür, die 

Abwanderung speziell in den ländlichen Regio-

nen massiv voranzutreiben und zu beschleuni-

gen. 

Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! 

Anbei ein plakatives Beispiel, leider wieder aus 

dem Bezirk Spittal, nämlich die Fachberufsschu-

le dort, Berufssparte Friseure. Dieser Fachbe-

reich hat sich kärntenweit einen hervorragenden 

Ruf erarbeitet, die Lehrlinge gewinnen einen 

Lehrlingswettbewerb nach dem anderen und 

bringen eine Auszeichnung nach der anderen 

heim in ihre Betriebe. Und man kann mit Fug 

und Recht stolz darauf sein und behaupten, dass 

die Ausbildung der Friseure am Standort Spittal 

eine Talente- und Kaderschmiede für diesen 

Beruf darstellen! Dieser ausgezeichnete Ruf, 

welcher mit großen Erfolgen im Bereich der 

Fachausbildung gepaart ist, kommt nicht von 

selbst, sondern erfordert jahrelange fachspezifi-

sche Aufbauarbeit, die auf das persönliche En-

gagement und Herzblut der Fachlehrer und der 

Direktion in enger Zusammenarbeit mit den 

Lehrbetrieben zurückzuführen ist. An dieser 

Stelle einen herzlichen Dank für euren Einsatz in 

der Berufsschule Spittal, aber vor allem auch in 

den Lehrbetrieben, die dafür verantwortlich 

sind! Ihr leistet wahrlich Großartiges! (Beifall 

von der F-Fraktion.) Hoher Landtag! Geschätzte 

Damen und Herren! Der Berufsschulstandort in 

Spittal mit all seinen Berufssparten, speziell mit 

jener Sparte der Friseure ist ein lebendiger Be-

weis dafür, (1. Präs. Ing. Rohr übernimmt den 
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Vorsitz.) nämlich Unterricht mit Herz, Hirn und 

Hausverstand vor Ort abzuwickeln, aber vor 

allem ein Garant dafür, auch in Zukunft bestens 

ausgebildete Fachkräfte im Bezirk Spittal zu 

haben! Aber anstatt dieses Erfolgsmodell zu 

fördern und auszubauen, zerstören Sie es und 

betreiben einen weiteren Anschlag auf den oh-

nedies schon schwer benachteiligten Bezirk 

Spittal! Liebe Verantwortliche von SPÖ, ÖVP 

und Grüne, ihr seid es, die den Spittaler Friseur-

lehrlingen die Grundlage für eine hervorragende 

Lehrlingsausbildung vor Ort rauben, euch kön-

nen die Schüler in Zukunft weite Fahrtstrecken 

verdanken und euch ist es auch zu verdanken, 

dass zusätzliche Belastungen und Kosten auf die 

Eltern zukommen werden. Letztendlich muss 

man klar festhalten, dass SPÖ, ÖVP und Grüne 

den Bezirk unermüdlich weiter ausdünnen und 

mit diesem weiteren rücksichtslosen Angriff auf 

die zukünftigen Facharbeiter im Bezirk Spittal 

und den ländliche Raum insgesamt die Ausdün-

nungsspirale massiv weiter vorandrehen. Ge-

schätzte Damen und Herren, insbesondere jene 

von SPÖ, ÖVP und Grüne, die Oberkärntner 

Bevölkerung wird sich mit Sicherheit bei Ihnen 

bedanken! 

Herr Landeshauptmann, ich möchte Ihnen als 

zuständiger Referent für Bildung und damit 

Hauptverantwortlicher für dieses Berufsschul-

Konzept doch etwas mitgeben: Kärnten braucht 

mit Sicherheit keine Auftragsgriller bezie-

hungsweise selbst ernannte Grillmeister, Kärnten 

braucht Handwerksmeister! Und damit das auch 

gelingt, braucht es gute Berufsschulen. (Vorsit-

zender: Eine Minute!) Spittal ist eine solche, 

deshalb appelliere ich instªndig, von der ĂKernñ-

Botschaft, Ă95 Prozent Inszenierung und nur 

fünf Prozent politische Arbeitñ, schnell wieder 

wegzukommen, das Berufsschul-Konzept neu zu 

überdenken, den Berufsschulstandort Spittal 

aufzuwerten und die Friseure vor Ort in alter 

Manier weiterarbeiten zu lassen! Oberkärnten 

hat sich das im wahrsten Sinne des Wortes ver-

dient! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Staudacher   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

SPÖ-Abgeordnete Mag. Josef Zoppoth. Ich er-

teile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Mag. Zoppoth (SPÖ): 
  Mag. Zoppoth 

Sehr geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! Ho-

her Landtag! Werte Regierungsmitglieder! Sehr 

geehrter Herr Präsident! Bevor ich meine Aus-

führungen beginne, möchte ich doch etwas ma-

chen, was die anderen Vorredner nicht gemacht 

haben. Sie haben dem Klubobmann der Freiheit-

lichen großteils recht gegeben, ich kann ihm da 

nicht unbedingt recht geben, und zwar aufgrund 

seiner Statistikzahlen, die er da genannt hat. Er 

hat von einem Anteil an Lehrstellenantretenden 

von 55 Prozent in der Vergangenheit gegenüber 

knapp 40 Prozent in der Gegenwart gesprochen. 

Ich habe mir die Zahlen angeschaut. Seit dem 

Jahr 1970 hat es österreichweit eine Absenkung 

von 44 Prozent der 15-jährigen Lehr-Antreten-

den auf 38,2 Prozent gegeben. Das heißt, es gibt 

in den letzten knapp 50 Jahren tatsächlich cirka 

sechs Prozent weniger Jugendliche mit 15 Jah-

ren, die eine Lehre antreten. Der Lehrlingsrück-

gang resultiert aber großteils natürlich aus der 

bereits vom Landeshauptmann erwähnten Netto-

Reproduktionsrate in Kärnten. Das heißt, wir 

haben im Jahr 1970 103.177 15-Jährige im Jah-

resdurchschnitt gehabt, haben aktuell im Jahr 

2016 85.689 15-Jährige. Das heißt, wir haben 

doch ein Drittel weniger in dem Alter, die sich 

für eine Lehre entscheiden könnten und trotzdem 

nur sechs Prozent weniger, die es tatsächlich tun. 

Also, wenn man das gegenüberstellt, ist der Ab-

schwung der Lehre eigentlich nicht so groß. Und 

wenn man Kärnten im Speziellen ansieht, kann 

man sagen, wir haben derzeit 7.135 Jugendliche 

in Ausbildung in Kärnten, die eine Lehre absol-

vieren. Im Vergleich dazu haben wir in Wien 

zum Beispiel 16.000, in Niederösterreich 16.000, 

bei einer Bevölkerungszahl, die drei- oder vier-

mal so hoch ist wie in Kärnten. Also, ich denke, 

dass das Image für die Lehre in Kärnten nicht so 

schlecht ist, wie hier versucht wird, zu behaup-

ten. 

Und das Nächste, das auch noch erfreulich ist, es 

gibt eine aktuelle Studie zum Erfolg der Lehrab-

schließenden und da ist Kärnten im Spitzenfeld, 

nämlich wirklich Nummer Eins, wo wir eine 

Drop-out-Quote beziehungsweise nicht erfolg-

reich abgelegte Lehrabschlüsse im Ausmaß von 

15 Prozent haben. In Wien zum Beispiel sind es 

25 Prozent, die die Lehre nicht erfolgreich mit 

der Abschlussprüfung abschließen können, also, 

ein Viertel der Lehrlinge ist nach drei oder vier 
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Jahren Lehre noch immer nicht so weit, trotz 

betrieblicher Ausbildung, trotz Berufsschulen, 

dass sie es schaffen, einen positiven Erfolg zu-

standezubringen. Und da ist die Frage, erstens, 

was passiert in den Betrieben, warum können sie 

das Zeug nicht, das sie können sollten und was 

passiert in den Berufsschulen? In manchen Fäl-

len wird es vielleicht auch an den Lehrlingen 

selbst liegen, dass sie den Ernst der Lage nicht 

erkennen oder die persönliche Reife noch nicht 

ganz haben, und viele holen das ja auch im 

Nachhinein nach. Ganz wichtig für uns als Sozi-

aldemokraten ist die Ausbildungsverpflichtung, 

die es ï durch Sozialminister Hundstorfer einge-

leitet ï inzwischen für alle bis 18 Jahre gibt. Das 

heißt, dass kein Jugendlicher wirklich auf der 

Straße sitzt und nicht weiß, was er tut. Und dafür 

nehmen der Staat Österreich, das Land Kärnten, 

aber auch die Sozialpartner mit Wirtschafts-

kammer, Industriellenvereinigung, Arbeiter-

kammer, ÖGB, aber auch das AMS sehr viel 

Geld in die Hand, um diesen Jugendlichen eine 

Perspektive für die Zukunft zu geben. Wir haben 

es heute schon gehört oder vielleicht kann ich 

aus meiner Sicht als Rechtsberater bei der Arbei-

terkammer noch ein bisschen nachschärfen, aber 

das Gegenüber, die Sozialpartnerschaft und die 

Wirtschaftskammer sehen das ganz gleich, den-

ke ich mir, für die Wirtschaft, und nur für die 

Wirtschaft sind bestausgebildete Fachkräfte die 

(Vorsitzender: Eine Minute!) wichtigste Res-

source für die Zukunft und für ein erfolgreiches 

Wirtschaften. Manche Unternehmer verstehen 

das besser als andere, manche tun sich aber auch 

leichter dabei, es umzusetzen. Vor allem für 

kleine Betriebe ist es oft schwer, neben dem 

Stress, der Konkurrenz und Aufträge fertig zu 

machen, auch noch Lehrlinge auszubilden. Und 

da müssen wir eingreifen aus meiner Sicht, näm-

lich dass wir es schaffen, betriebsübergreifende 

Ausbildungen noch zu verstärken, dass wir den 

kleinen Unternehmen diese Last abnehmen und 

wirklich dabei helfen, dass sie in betriebsüber-

greifenden Lehrlingsausbildungen oder in Lehr-

lingsverbünden das schaffen können. 

Was für mich auch ein sehr schönes Modell ist, 

ist die Berufsorientierungsmesse, die es seit 

mehreren Jahren in allen Bezirken gibt, wo das 

Land Kärnten und auch die Wirtschaft das unter-

stützen, wo Hauptschüler der letzten beiden 

Schulstufen sich wirklich verschiedene Lehrbe-

rufe anschauen und das dann auch in der Praxis 

probieren können. Für mich ist die Aufteilung 

Wirtschaftskammer als Lehrlingsstelle, von un-

serer Seite Arbeiterkammer als Lehrlingshilfe-

stelle eine recht gute Aufteilung. Ich denke, dass 

die gute Berufsausbildung in Österreich auf dem 

Erfolgsmodell der Sozialpartnerschaft der letzten 

Jahrzehnte aufbaut. 

Als Abschluss-Satz: (Vorsitzender: Bitte, zum 

Schluss zu kommen!) Jeder, der das in Frage 

stellt und versucht, die Sozialpartner mit den 

Kammern zu unterminieren und zu untergraben, 

gefährdet die soziale Sicherheit in Österreich! 

Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Zoppoth   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete der ÖVP, Bürgermeister Herbert 

Gaggl. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Frau 

Landeshauptmann-Stellvertreterin! Hohe Regie-

rungsbank! Liebe Kolleginnen und Kollegen hier 

im Hohen Hause! Liebe Zuhörerinnen und Zu-

hörer hier im Hause und zu Hause an den Inter-

netgeräten! Auf gut Kärntnerisch würde man 

sagen, Ăwas tató ma dennñ ohne einen Handwer-

ker, ohne einen Facharbeiter? Da könnten wir 

heute nicht da stehen und uns da anhalten. Ein 

Tischler hat dieses Rednerpult gemacht. Ein 

Tischler hat diese Sitzbänke gemacht. Facharbei-

ter waren tätig, damit wir hier überhaupt arbeiten 

können. Wir können stolz auf unsere Betriebe 

sein, und wir können stolz auf die ausgezeichne-

ten Mitarbeiter sein, die immer wieder internati-

onal und national äußerst erfolgreich sind! Fach-

kräfte brauchen wir mehr denn je, meine Damen 

und Herren, und zwar bestausgebildete, egal ob 

Facharbeiter, egal ob Facharbeiter mit Matura 

oder Facharbeiter mit akademischer Ausbildung! 

Dieses Thema, meine Damen und Herren, dient 

nicht dazu, parteipolitische Spielchen zu ma-

chen, dafür ist es viel zu wichtig, um sich das 

dann gegenseitig zuzuschieben, der ist schuld, 

dass es ein paar Lehrlinge weniger gibt, der ist 

schuld, dass Betriebe zugesperrt haben! Herr 

Kollege Staudacher, da könnte man diese Tabel-

le nehmen, (Der Redner hält eine Grafik in die 
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Höhe.) wo da zum Beispiel die FPÖ-Regierung 

war. Da gab es einen enormen Rückgang der 

Lehrlinge und der Lehrbetriebe! Da hat auch 

keiner gesagt, die FPÖ ist schuld! Gehen wir 

doch offen und ehrlich miteinander um (Zwi-

schenruf von Abg. Staudacher.) und reden wir 

über die Dinge, was man tun kann, damit es 

besser wird, damit wir den Menschen in den 

Mittelpunkt stellen, meine Damen und Herren, 

den Lehrling, den Lehrherrn und die Lehrfrau 

und die Berufsschul-Pädagoginnen und ïPäda-

gogen! Ich denke, die machen erfolgreiche, gute 

Arbeit, die tun wirklich etwas! Die tun etwas für 

unsere Wirtschaft, für unsere Arbeitsplätze! 

Nehmen wir die Zahlen her: Per 31.12.2016 

hatten wir 7.135 Lehrlinge. Danke an alle Be-

triebe und danke an alle, die sich dafür entschie-

den haben! Bei einer Umfrage unter den Lehr-

lingen ist die Zufriedenheit jener, die das mit 

ĂSehr gutñ und ĂGutñ beurteilen, bei 91 Prozent! 

Das ist schon etwas Besonderes! 88 Prozent 

haben gesagt, mit dem gewählten Beruf sehr gut 

oder gut zufrieden zu sein. Bei der Berufsschule 

gibt es Potential nach oben: 65 Prozent. 2017, 

weil darüber gesprochen worden ist, gibt es 323 

offene Lehrstellen ï 323 offene Lehrstellen! Wir 

haben ein Plus an Lehrstellen von 50 Prozent 

und ein Plus von Lehrstellen-Suchenden von 

20 Prozent. Das heißt, wir müssen nur schauen, 

dass das verbessert wird. Wenn wir von verbes-

sern reden, dann ist es am besten, Vorbild zu 

sein. Zum Beispiel die Gemeinden: ĂLehre mit 

Maturañ ist in vielen Gemeinden selbstverstªnd-

lich und wird gefördert und wird als Vorbild 

dargestellt und funktioniert hervorragend. In den 

Gemeinden werden auch Lehrlinge oder Lehr-

frauen und -herren mit Förderungen unterstützt, 

wo sie einen gewissen Betrag bekommen, wenn 

sie eben Lehrlinge einstellen und aufnehmen. 

Das ist Vorbild, meine Damen und Herren! Vor-

bild auch zu sein, wenn es darum geht, dass man 

sagt, dass der Facharbeiter, die Facharbeiterin im 

täglichen Tun wertgeschätzt wird, dass die etwas 

wert sind und nicht zu sagen, du bist ja Ănurñ 

Elektriker, du bist ja Ănurñ ein Installateur, du 

bist ja Ănurñ das! Wertzuschätzen im täglichen 

Tun, das ist das, was man ganz besonders tun 

kann. Beginnen tut das Ganze im Kindergarten, 

in der Volksschule, in der Neuen Mittelschule 

oder in der AHS, ganz egal, in welchen Berei-

chen. Dort müssen wir ansetzen, damit die Wert-

schätzung für diese Berufe (Vorsitzender: Noch 

eine Minute!) wieder etwas Besonderes ist. Wir 

kºnnen nur sagen, Ăwas tató ma dennñ ohne die 

Handwerker? Nämlich ganz schön blöd drein-

schauen, meine Damen und Herren! Wir brau-

chen nicht immer alles schlechtzureden. Denn 

wenn wir schlechtreden, werden wir selber nie 

groß, sondern wir müssen alle gemeinsam daran 

arbeiten, dass es mehr Menschen gibt, die sagen, 

ich bin bereit, ich nütze diese Chance, Fachar-

beiter zu werden, weil da habe ich eine Riesen-

chance, auch in Zukunft erfolgreich zu sein, 

Unternehmer zu werden, selbstständig zu wer-

den, gut zu verdienen, angesehen zu sein, ge-

braucht zu werden, meine Damen und Herren! 

Manche mit Matura suchen Arbeit, wo die Fach-

arbeiter schon längst einen Mangel haben. Ich 

habe mit dem Herrn Bouvier von den ĂTreiba-

chernñ geredet und der sagt, jeder Lehrling, der 

bei ihm in der Lehrwerkstätte aufgenommen 

wird, hat eine Garantie auf einen Arbeitsplatz, 

meine Damen und Herren! Deswegen: Halten 

wir zusammen, arbeiten wir täglich daran, dass 

es besser wird, damit wir mehr Lehrlinge haben, 

damit wir keinen Facharbeiter-Mangel haben 

und damit wir in Zukunft sagen können, Kärnten 

ist das Paradies für die Facharbeiterinnen und 

Facharbeiter! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, 

von der ÖVP-Fraktion und von der Grünen-

Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist die 

Abgeordnete Zalka Kuchling. Ich erteile ihr das 

Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Kuchling (GRÜ): 
  Mag. Kuchling 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 

Landeshauptmann! Sehr geehrte Regierungsmit-

glieder! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren auf der Zuschauertribüne und zu Hause! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Laut den 

vorliegenden Informationen ist das Thema ĂLeh-

re in Kªrntenñ nat¿rlich ein wichtiges Thema f¿r 

das persönliche und auch gesellschaftsrelevante 

Leben eines Einzelnen, unserer Mitbürgerinnen 

und Mitbürger. Es ist natürlich unumstritten, 

dass für einen jungen Menschen ein realitätsna-

her Ausbildungsweg die Grundlage für ein ge-

glücktes Leben darstellt. Jetzt lassen Sie mich 

ein wenig erörtern, was hier Ărealitätsnahñ heiÇt: 
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Realitätsnah heißt meiner Meinung nach, zu 

erkennen, worin die Fähigkeiten eines jungen 

Menschen liegen, diese zu stärken und zu för-

dern, und zwar schon sehr, sehr früh. Sie zeigen 

sich mitunter schon im Kindergartenalter, schon 

vor dem Schuleintritt in den handwerklichen 

Fähigkeiten, besonders im Basteln, im Arbeiten 

in der Natur, mit der Natur, in der Tierliebe, in 

der Verbundenheit mit den Möglichkeiten vor 

Ort, in dem ein junger Mensch aufwächst. Dann 

kommt der Eintritt in die Schule. Die Volksschu-

le ist eine sehr kostbare Zeit der Entwicklungs-

möglichkeit und wird auch bei uns in Kärnten 

und darüber hinaus in Österreich auch in anderen 

Bundesländern natürlich sehr wertschätzend und 

sehr wertvoll gelebt. Jetzt kommt dann der 

Schnitt mit zehn Jahren, und dieser Schnitt mit 

zehn Jahren ist ï meiner Meinung nach ï absolut 

zu früh! Mit zehn Jahren zu wissen, ob mein 

Kind jetzt aufgrund von Zweiern oder Dreiern 

oder Vierern in die Neue Mittelschule geht oder 

ob es in die AHS-Unterstufe geht, um dann eben 

einmal Medizin oder Jus zu studieren, das ist 

halt sehr plakativ und sehr gängig. Man müsste 

das ein bisschen hinterfragen! Diese Entschei-

dung mit zehn Jahren erfolgt, soweit ich es auch 

in meinem Berufsfeld kennenlerne, teilweise 

nicht zu einhundert Prozent, auch nicht zu 

80 Prozent, aber doch durchaus zu 30 oder 40 

Prozent mit einem erheblichen Maß an Irritatio-

nen und mit einem Unwissen seitens der Eltern, 

ob sie wirklich das Richtige für ihr Kind ma-

chen, ob das Kind wirklich in die richtige Schule 

kommt, ob es sich mit den Anforderungen zu-

rechtfinden wird, die zum Beispiel eine AHS 

erfordert. Das Kind muss sich dann, aus einem 

kleineren Umfeld kommend, in einer größeren 

Welt zurechtfinden. Die soziale Welt erfasst 

viele Jugendliche auf dem falschen Fuß. Sie 

kommen nicht mehr mit, hinken nach. Dann 

haben wir mit acht, neun Jahren Schulausbildung 

Leute, die die Schule vorzeitig abbrechen und 

die unter anderem nicht sinnerfassend lesen und 

schreiben können. 

Es ist auch eine ganz, ganz schwierige Zeit der 

persönlichen Entwicklung. Das Erwachsenwer-

den ist keine lustige Zeit. Hier braucht es Stütze 

und Unterstützung seitens der Erwachsenen, 

seitens der Gesellschaft. Die Anreize für neue 

Berufsmöglichkeiten sollen schon früh damit 

beginnen, nämlich auch in den Schulen die spe-

ziellen Fähigkeiten der Kinder und der Jugendli-

chen zu stärken. Schulen gehören verstärkt in die 

Berufsorientierungsphase eingebunden, in die 

Phasen der Entscheidungsfindung, was ich wirk-

lich nach der Schule machen will . Wir machen 

sehr gute Erfahrungen bei uns an der AHS mit 

der ĂStraÇe der Fªhigkeitenñ, (Vorsitzender: 

Noch eine Minute!) mit Berufsinformationswo-

chen, wenn ich an ĂKlinikum for Youngstersñ 

denke, ein super Angebot des AMS! Die Zu-

sammenarbeit der Neuen Mittelschulen mit Be-

trieben ist zu unterstützen! Die Lehre ist etwas 

ganz, ganz Kostbares! Wenn dann Menschen mit 

Fertigkeiten im Handwerk die Gesellschaft mit-

bestimmen, dann gehören diese wertgeschätzt, 

und zwar nicht nur mit Worten, sondern auch 

finanziell! Ich weiß, was in etwa ein Tischler 

verdient, ich weiß, was in etwa ein Installateur 

verdient. Wenn ein Tischler ein Monatsgehalt 

von, wenn es gut geht, ú 1.400,-- netto hat, dann 

ist das zu wenig! Das gehört gestärkt! Danke 

sehr! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion, von der Grünen-Fraktion und 

von Abg. Mag. Trodt-Limpl.) 
Mag. Kuchling   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Zellot von den Freiheitlichen. Ich 

erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Danke, Herr Präsident! Geschätzter Herr Lan-

deshauptmann! Geschätzte Regierungsmitglie-

der! Geschätzte Abgeordneten-Kollegen! Ich 

glaube, die Wahl des Themas der heutigen Ak-

tuellen Stunde ist ein Volltreffer für alle! Sie 

zeigt, dass der alte Spruch, ĂLehrjahre sind keine 

Herrenjahreñ, auch für die Politik Gültigkeit hat, 

sonst würden wir nicht dauernd über die Fachar-

beiter, über die Lehre reden. Man muss auch 

dazusagen, dass sich die Zeit geändert hat. Da 

erlaubt ihr mir vielleicht Folgendes als Einlei-

tung: Meine bereits verstorbene Nachbarin ist in 

der Nachkriegszeit zur Kärntner Maschinenfab-

rik nach Villach gegangen und hat für ihren 

Sohn, für den Seppi, um einen Lehrplatz ange-

sucht. Die haben gesagt, wir haben keinen Platz, 

es geht nicht. Was hat diese Nachbarin gemacht 

- sie hat ihm eine schöne Arbeitsmontur gekauft 

und hat gesagt, Seppi, am Montag gehst du zur 
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KMF, dort kannst du als Lehrling oder als Lehr-

bua, wie man halt sagt, beginnen. Was ist gewe-

sen? Die haben gesagt, der arme, kleine Bua, er 

ist schon anständig adjustiert, er hat schon ein 

Arbeitsgewand, lassen wir ihn halt da. Was ist 

aus ihm geworden - einer der gefragtesten und 

besten Dreher, die es in Villach oder in Kärnten 

gegeben hat. Es hat kein Stück gegeben, das 

dieser Seppi nicht herausgedreht hat. Das war 

vor allem für Unternehmen gut, die komplizierte 

Sachen gebraucht haben. Aber er hat auch ein 

gutes Zeugnis gehabt, er hat rechnen können, er 

hat schreiben können, und das ist auch wichtig! 

Meine geschätzten Damen und Herren, das ist in 

verschiedenen Schulbereichen Mangelware bei 

denen, die in den Lehrberuf einsteigen. Viele 

von Ihnen werden wissen, dass ich täglich mit 

Jugendlichen beschäftigt bin. Ich schätze die 

Jugend. Sie wissen, dass sie keine leichte Zu-

kunft haben, das wissen sie, aber sie brauchen 

auch Vorbilder, Vorbilder in der Schule, und 

Vorbilder brauchen sie auch in ihrem Lehrberuf, 

um die Motivation zu haben, auch ich will ein-

mal das werden, was der da draußen ist oder der, 

der mit mir zusammenarbeitet oder der, der der 

Vorgesetzte ist und ich will auch so eine gute 

oder vielleicht eine noch bessere Fachkraft sein. 

Der Abgeordnete Gaggl hat das heute auch rich-

tig gesagt: Wir brauchen richtige Facharbeiter, 

weil es ja keine Garantie dafür gibt, dass wenn 

jemand von einer Firma deine Stiege verfliest, 

dass der das besser macht als ein Pfuscher! Es 

geht um den Menschen, der da ausgebildet ist, 

wie er ausgebildet ist und ob er das richtig 

macht! Der eine sagt, bei mir hat es die Firma 

gemacht, das war aber nicht so schön, deswegen 

ist es auch wichtig, dass diese Arbeitskräfte auch 

richtig ausgebildet werden! Wer in unserem 

interessanten Wirtschaftsausschuss war, da hat ja 

der Herr von der Wirtschaftskammer gesagt, 

welche Problematik es mit den Lehrlingen gibt, 

die aus der Schule kommen. Ich muss Ihnen 

sagen, sie müssen die Jugendlichen auch anhö-

ren, die von der Schule sprechen. Die sagen, ja, 

für die Vorbereitung auf das Leben, dass ich 

auch eine körperliche Ertüchtigung brauche, da 

ist nicht viel an Sport geschehen, weil da der 

Lehrer nur mit dem Pfeiferl gepfiffen hat, und 

mehr hat er nicht getan. Das sind keine Vorbil-

der! Oder ich habe mir anhören müssen, viele 

haben gesagt, wissen Sie, hat er gesagt, darf ich 

Ihnen das noch sagen, unser Ernährungslehrer 

hat 120 kg gehabt. Ist das ein Vorbild, der das 

vorträgt? (Einwand von 1. Präs. Ing. Rohr.) 

Herr Präsident, das habe ich nicht nachgefragt! 

Bitte, lassen Sie mich fortsetzen! Ich glaube, es 

ist auch wichtig, dass man Vorbilder hat. Alles, 

was hier bereits gesagt wurde, die Problematik, 

die wir in der Lehre auch haben, dass in diesem 

Konzept der Lehrling nicht nur als Tauscher 

oder irgendwo als Wechsler aufscheint, ein paar 

Teile auswechselt, sondern die Ausbildung muss 

auch wie zum Beispiel bei einem metallverarbei-

tenden Beruf sein, dass er wenigstens auch etwas 

schweißen kann (Vorsitzender: Halbe Minute!) 

und auch sehr vielfältig sein kann. Meine Damen 

und Herren, deswegen verstehe ich auch nicht, 

dass im Zentralraum Villach in der Berufsschule 

auch wieder mit dem neuen Berufsschul-

Konzept andere abgesiedelt werden. Wir haben 

dort ein Lehrlingsheim, das gut funktioniert,  

und ich glaube, es ist wichtig, dass auch diese 

Schule weiter erhalten bleibt. Ich möchte aber 

noch dazu kommen, dass unser Antrag auch 

wichtig ist für Klein- und Mittelbetriebe, also 

jene, die die meisten Lehrlinge ausbilden. Und 

um diese Klein- und Mittelbetriebe (Vorsitzen-

der: Bitte, zum Schluss zu kommen!) ï bitte, ich 

komme zum Schlusssatz! ï zu stärken, ist es 

auch wichtig, wenn die Bildung immer vom 

Bund gezahlt wird, dass diese Lehrlingsausbil-

dung diesen Klein- und Mittelbetrieben, vor 

allem jenen, die Lehrlinge ausbilden, refundiert 

wird. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Zellot   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als letzter Redner in der Aktuellen Stunde am 

Wort ist der zuständige Referent der Kärntner 

Landesregierung, Landeshauptmann Mag. Dr. 

Kaiser. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Landeshauptmann Mag. Dr. Kaiser (SPÖ): 
  Mag. Dr. Kaiser 

Danke, Herr Präsident! Geschätzte Damen und 

Herren! Danke auch für die sehr niveauvolle 

Debatte! Ich möchte versuchen, das in einige 

Rahmenbedingungen einzubetten, die wir brau-

chen werden, um manche Schritte, Weiterent-

wicklungen im positiven Sinne zu gestalten. 

Geschätzte Damen und Herren, die Arbeitsmark-

tentwicklung der bis zu 19-jährigen Jugendli-

chen im Zeitraum 2011 bis 2017 hat einige mar-
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kante Entwicklungen dargestellt. Haben wir im 

Jahr 2011 523 erwerbslose Jugendliche in dieser 

Altersgruppe gehabt, so sind es heute, 2017, nur 

mehr 350, also eine Reduzierung um 33 Prozent 

bei gleichzeitiger Reduzierung österreichweit 

um 28 Prozent. Positive Tendenz der Entwick-

lung, wir müssen hier am Drücker bleiben. Das 

Zweite, das Lehrstellenangebot ist gegenüber 

dem Zeitraum in diesen Jahren um 56 Prozent 

gestiegen, österreichweit um 35,5 Prozent, will 

heißen, dass wir mit unseren arbeitsmarktpoliti-

schen Maßnahmen in diesem Zeitraum sukzessi-

ve Verbesserungen eingeleitet haben. Damit Sie 

einen Ist-Stand auch aus heutiger Sicht sehen 

können, Ende Juni ï und ich zitiere aus der ent-

sprechenden Statistik des AMS ï sind 452 Lehr-

stellen suchenden jungen Menschen 323 sofort 

zu besetzende Lehrstellen offen gestanden. Auch 

hier gibt es noch Nachjustierungsbedarf, Erwei-

terungsbedarf der Ausbildungspflichten, um die-

se noch herrschende Lücke schließen zu können. 

Auf den Vorhalt vom Kollegen Leyroutz ï dem 

ich im Übrigen sonst zu seiner guten Wortmel-

dung gratuliere! ï möchte ich nur entgegen hal-

ten, im Jahr 2013 haben wir als Land über das 

AMS ú 25,4 Millionen ï bei einem Landesanteil 

von ú 5,8 Millionen ï für Lehrstellen und Lehr-

lingspolitik mit eingesetzt, im Jahr 2017 

ú 30 Millionen, mit einem Landesanteil von 

ú 6,4 Millionen. Hier zeigen wir, dass wir entge-

gen Ihrer Kritik doch einiges mehr in diesen 

Bereich noch zusätzlich investiert haben. Im 

Übrigen, auch hier ist Kollegin Schaunig meine 

Zeugin, die fast bei jedem der Lehrlingswettbe-

werbe bundes- und landesweit dabei ist, bei allen 

Lehrlingswettbewerben schneiden die Kärntner 

Lehrlinge ï herzliche Gratulation dazu! ï bes-

tens ab. Wir sind sehr stolz auf sie! (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der 

Grünen-Fraktion.) 

In der Beschäftigungs- und Qualifizierungsstra-

tegie, meine Damen und Herren, haben wir eine 

Reihe von Neuerungen gesetzt. Das Beispiel IT-

Labs, wo wir versuchen, neuen Berufsfeldern 

entsprechend Rechnung zu tragen, ist genauso 

ein beredtes Beispiel wie das von den Sozial-

partnern und dem Land gemeinsam initiierte 

überbetriebliche Lehrlingsausbildungsheim in 

Villach. Wir haben viel in das Nachholen von 

Pflichtschulabschlüssen investiert, wir verbes-

sern die Berufsorientierung. Und auch hier aktu-

elle Zahlen des letzten Schuljahres: An der Be-

rufsorientierung haben 13.353 SchülerInnen, 

2.797 Eltern und 947 Lehrerinnen und Lehrer 

teilgenommen ï das zeigt, dass wir hier auch in 

der Gemeinschaft die bestmöglichen Entschei-

dungsgrundlagen für unsere Jugendlichen fest-

stellen können. Bereits positiv gelobt worden ist 

das Test- und Ausbildungszentrum beim WIFI, 

das das Land mit gefördert hat. Ich kann da nur 

zustimmen. Die Zahlen für die Lehre mit Matura 

oder Matura mit Lehre: Jeder siebente Lehrling 

wird diesen Ausbildungsweg wählen, hat ihn im 

Jahr 2016 gewählt, Tendenz positiverweise 

leicht steigend. 

Was nicht unter den Tisch fallen darf, ist, dass 

wir auch spezielle Initiativen für Lehrlinge, die 

Integrationsnachteile haben, die Behinderungen 

haben, die beeinträchtigt sind, auch mit sehr viel 

öffentlichen Mitteln gemacht haben, weil wir 

niemanden, keinen einzigen Jugendlichen in 

unserem Bundesland Kärnten auf der Strecke 

lassen wollen. Wir haben aber auch positive 

Beispiele, was die lehrende Fabrik in St. Andrä 

betrifft, wo Industrie 4.0 jetzt bereits in die tech-

nischen Ausbildungen implementiert wird. Und 

hier gestatte ich mir, manchem Zwischenruf, der 

so anklagend in Richtung einer zentralistischen 

Politik im Bundesland Kärnten ï allein ein Wi-

derspruch in sich selbst ï da ist, (Vorsitzender: 

Eine Minute!) entgegenzuhalten, es fahren Lehr-

linge aus Villach, aus Spittal aus den techni-

schen Betrieben nach St. Andrä, um sich dort 

ausbilden zu lassen. Ich glaube, wir sollten Ju-

gendlichen nicht immer nur Hürden abbauen und 

ein paar Kilometer schon als unüberwindbar 

darstellen, es ist zumutbar, im neuen Berufs-

schulkonzept sind 2,5 Prozent der Jugendlichen 

mehr davon betroffen, fünf Prozent der Lehrer. 

Ich halte das auch für zumutbar. Wir haben 

Mädchen in Technik, Young Professionals im 

Bau und im Tourismus, alles Initiativen, die wir 

im Land gesetzt haben, um damit unseren Lehr-

lingen eine gute Zukunft zu bieten. Ich unter-

stütze alle, die meinen, dass ein überbetriebli-

cher Lehrlingsausbildungsfonds, in den vor al-

lem auch jene einzahlen, die keine Lehrlinge 

ausbilden, um jene zu unterstützen, die Lehrlin-

ge ausbilden und sie dem Arbeitsmarkt zur Ver-

fügung zu stellen, und halte das für eine brillante 

Idee. 

Zum Berufsschul-Konzept nur mit einem einzi-

gen Satz: Herr Kollege, wir sind nicht nur für 

das verantwortlich, was wir tun. Wir sind auch 
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für das verantwortlich, was wir nicht tun. Und 

zuzuschauen, wie wir bei einer Schülerinnen- 

und Schülerzahl von 9.500 auf 7.800 so tun, als 

ob es dieses Problem nicht gäbe, ist falsch, je-

denfalls nicht in der Intention eines Schulrefe-

renten, der jene Maßnahmen setzt, die jeden 

Berufsschulstandort in Kärnten ï keiner wird 

geschlossen ï zukunftsfit machen. Dafür sind 

Veränderungen notwendig, und das ist genau 

das, was Sie immer wieder fordern ï Reformen 

für dieses Bundesland Kärnten. Wir als Dreier-

koalition, wir setzen sie, und ich hoffe, dass Sie 

beim nächsten Mal nicht der Pflichtübung einer 

Kritik, sondern der Notwendigkeit eines Applau-

ses nachkommen! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der Grünen-

Fraktion.) 
Mag. Dr. Kaiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wir 

haben jetzt 10 Uhr und 51 Minuten. Die Aktuelle 

Stunde ist damit entsprechend abgearbeitet. 

Klubobmann Leyroutz hat einen Geschäftsord-

nungsantrag angemeldet. Ich erteile ihm das 

Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen! Sehr 

geehrter Herr Präsident! In der letzten Woche 

wurde im Ausschuss das neue Gesetz des Kärnt-

ner Landesmuseums beraten. Es hat sich heraus-

gestellt, dass der Landesrechnungshof massive 

Kritik am neuen Gesetz geübt hat, aber auch der 

Umstand, dass eine Rückeingliederung bezie-

hungsweise die finanziellen Auswirkungen nicht 

ausreichend geprüft wurden. Darüber hinaus hat 

sich herausgestellt, dass dem Landesrechnungs-

hof auch wesentliche Unterlagen finanzieller 

Natur nicht zur Verfügung gestellt wurden.  

Wir beantragen daher, im Sinne des § 64 der 

Geschäftsordnung eine Überprüfung des Lan-

desmuseums Kärnten ab dem Jahr 2013 durch-

zuführen und zu prüfen, ob die seitens des Lan-

des Kärnten für das Landesmuseum Kärnten 

aufgewendeten Mittel nach den Grundsätzen der 

Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit, Rechtmäßigkeit 

und Zweckmäßigkeit eingesetzt wurden. 
Mag. Leyroutz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Darf ich bitten, mir den Antrag auch in schriftli-

cher Form zur Verfügung zu stellen! Es haben 

alle Landtagsparteien den Inhalt vernommen. Zu 

Wort gemeldet zur Geschäftsordnung hat sich 

der Klubobmann der SPÖ, Herwig Seiser. Ich 

erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Geschätzter Herr Präsident! Ich beantrage eine 

Sitzungsunterbrechung, um diesen Antrag zu 

debattieren! 
Seiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Okay, dann werde ich die Sitzung für zehn Mi-

nuten unterbrechen, um diesen Antrag rasch zur 

Verteilung zu bringen, damit alle Klubs auch 

entsprechend informiert sind. Und bevor wir die 

Sitzung wieder aufnehmen, machen wir eine 

kurze Stehpräsidiale. Die Sitzung ist für zehn 

Minuten unterbrochen, es ist jetzt 10 Uhr 53. 

(Unterbrechung der Sitzung von 10.53 Uhr bis 

11.07 Uhr.) 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich 

darf bitten, die Plätze wieder einzunehmen! Ich 

nehme die unterbrochene Sitzung um 11 Uhr 07 

Minuten wieder auf. Der vorliegende Geschäfts-

ordnungsantrag ï Moment, ich muss zuerst ein-

mal bezüglich der Anwesenheit schauen! ï ja, 

die Anwesenheit zur Abstimmung ist gegeben. 

Sie haben also den vorliegenden Antrag der 

Freiheitlichen gemäß Geschäftsordnung, § 64 K-

LTGO, Landesmuseum Kärnten, Überprüfung 

durch den Kärntner Landesrechnungshof jetzt 

auch informell zur Verfügung gehabt. Wir haben 

in der Präsidiale diesbezüglich auch unter Ein-

beziehung des Landesrechnungshofdirektors die 

Themenstellung besprochen. Ich lasse über die 

Zustimmung zu diesem Antrag abstimmen. Wer 

für diesen Überprüfungsantrag ist, den bitte ich 

um ein zustimmendes Handzeichen! ï Das ist 

einstimmig mit den Stimmen aller anwesenden 

Damen und Herren Abgeordneten so beschlos-

sen. Der Rechnungshof wird natürlich die ent-
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sprechende Überprüfung des Antrages vorneh-

men und diesbezüglich eine Stellungnahme ein-

bringen. 

Ich darf auf unserer Zuhörergalerie noch ï in-

zwischen eingetroffene mit zehn Personen ï die 

Diakonie de La Tour mit einer Delegation und 

Abordnung begrüßen, unter anderem darunter 

auch unseren Freund, der ja oftmals mit uns auch 

brieflich verkehrt hat, Hansi Schmied! Herzlich 

willkommen und herzlich begrüßt! (Beifall im 

Hause.) 

Wir haben nun 11 Uhr 09 Minuten. Das Einbrin-

gen von Dringlichkeitsanträgen endet um 

12 Uhr 09. Die Verhandlung von vorgezogenen 

Dringlichkeitsanträgen erfolgt vier Stunden nach 

Aufrufung der Tagesordnung. 

Tagesordnung 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 1: 
  

 1. Ldtgs.Zl. 33-22/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden zur Regierungsvorlage be-

treffend das Gesetz, mit dem das 

Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 

2017 erlassen wird und das Gesetz, 

mit dem ein Wohn- und Siedlungs-

fonds für das Land Kärnten errichtet 

wird, das Kärntner Grundsteuerbe-

freiungsgesetz und das Landesgesetz 

LGBl. Nr. 52/2013 geändert werden 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Primus. Ich 

erteile ihm das Wort zur Berichterstattung! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Geschätzte 

Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerinnen 

und Zuhörer und zu Hause via Online-Stream! 

Tagesordnungspunkt 1, Ldtgs.Zl. 33-22/31. Der 

vorliegende Entwurf baut auf das Kärntner 

Wohnbauförderungsgesetz 1997 unter behutsa-

mer Weiterentwicklung der bisherigen Vor-

schriften auf. Um auf sich rasch ändernde Rah-

menbedingungen schneller reagieren zu können, 

soll das neue Wohnbauförderungsgesetz in we-

sentlichen Grundsätzen geändert beziehungswei-

se angepasst werden. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist beantragt. Als erster Red-

ner zu Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete 

der Grünen, Dr. Reinhard Lebersorger. Ich ertei-

le ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Mit-

glieder der Kärntner Landesregierung! Geschätz-

te Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuhörerin-

nen und Zuhörer! Ich muss sagen, ich bin froh, 

dass wir dieses Gesetz heute beschließen! Ich 

glaube, es ist wirklich ein gelungenes Gesetz. Es 

ist nicht so, dass wir jetzt kurz vor dem Ende der 

Legislaturperiode plötzlich fleißig werden, wie 

das die FPÖ in ihrer Aussendung vorgibt, son-

dern wir haben abgewartet, dass der Landes-

rechnungshof sein Gutachten über die Wirksam-

keit des Wohnbauförderungsgesetzes vorlegt. 

Dann wurde sofort begonnen, dieses Gesetz zu 

erarbeiten. Das ist jetzt sicherlich länger als ein 

Jahr, dass dieses Gesetz mit zahlreichen Sitzun-

gen und Besprechungen in Bearbeitung ist. Da-

für bedanke ich mich auch bei unserer Wohn-

baureferentin! Es freut mich, dass das Gesetz 

beschlossen wird, weil ich erwarte, dass das 

Gesetz doch für die Kärntner und Kärntnerinnen 

wichtig ist, aber auch für die Ziele, die wir uns 

gesetzt haben, die wir dabei umsetzen wollen. Es 

geht ja nicht nur um den Wohnbau an sich, son-

dern es geht um verschiedene andere Ziele, die 

gleichzeitig zu berücksichtigen sind.  

Wir wissen, dass die Wohnbauförderung in der 

letzten Zeit wenig erfolgreich war, das heißt, die 

Anträge sind zurückgegangen. Das hat ver-

schiedenste Gründe, insbesondere die Zinsland-
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schaft hat sich doch in den letzten Jahren drama-

tisch verändert, deshalb bin ich sehr einverstan-

den, dass verschiedenste Bestimmungen nicht 

nur im Gesetz, sondern in den Richtlinien ausge-

führt werden. Ich verstehe die Kritik der FPÖ an 

der Richtlinien-Kompetenz eigentlich nicht! 

Wenn die FPÖ auch sagt, sie hätte gerne, dass 

die Einkommensgrenzen jährlich angepasst wer-

den, ja, wie soll man denn das machen, wenn wir 

keine Richtlinie haben, sondern nur ein Gesetz? 

Bitte, da fehlt mir irgendwie ein Vorschlag, wie 

man das macht! Wenn man das jährlich ändert, 

dann kann ich doch nicht das Wohnbauförde-

rungsgesetz jährlich ändern, sondern da muss ich 

ein flexibles Instrument haben, um das zu än-

dern! Aber es geht ja nicht nur um die Einkom-

mensgrenzen, es geht zum Beispiel auch um die 

Veränderung in der Zinslandschaft. Wenn die 

Zinsen am Darlehensmarkt steigen oder fallen, 

dann müssen wir kurzfristig darauf reagieren. 

Auch das ist nur mit einer Verordnung möglich. 

Wenn es darum geht, dass wir neue technologi-

sche Möglichkeiten im Wohnbau haben, in der 

Energieeinsparung et cetera, dann ist es auch 

sinnvoll, dass wir kurzfristig und sehr rasch da-

rauf reagieren und nicht lange darauf warten. Im 

Übrigen ist es ja nicht so, dass eine Verordnung 

nicht mehr durch den Landtag in irgendeiner Art 

und Weise kontrolliert werden könnte. Wir ha-

ben den Landesrechnungshof, der schon einmal 

die Effektivität der Wohnbauförderung überprüft 

hat. Wir haben auch im Einzelfall die Möglich-

keit, dass ein Beschwerdeführer beim Verwal-

tungsgerichtshof in Kärnten eine Beschwerde 

einlegt, dass eine Verordnung nicht auf der Basis 

des Gesetzes ist oder verfassungswidrig ist. Und 

dann darf das Gericht diese Verordnung nicht 

anwenden und dann kann es auch zum Verfas-

sungsgerichtshof gehen. Also so, wie das darge-

stellt wird, dass das der Willkür einer Referentin 

ausgeliefert wäre, das ist einfach nicht wahr!  

Mich freut es, dass in diesem Gesetz ver-

schiedenste Ziele gleichzeitig zu verwirklichen 

sind. Mich stört es, wenn immer nur ein Aspekt 

hervorgehoben und gesagt wird, ja, aber der 

Eigentumserwerb wird hier nicht wirklich geför-

dert. Es ist auch nicht das Ziel, dass wir jetzt 

einseitig nur Eigentumserwerb forcieren. Eigen-

tum ist eine wichtige soziale Funktion, das glau-

be ich auch, denn Eigentum macht einen unab-

hängig von anderen Menschen, macht unabhän-

gig vom Staat, verschafft einem Freiheiten. Und 

das ist ein wichtiges soziales Ziel, das will ich 

nicht in Frage stellen, aber es gibt daneben ja 

auch noch andere soziale Ziele, zum Beispiel 

einen günstigen Wohnraum, eine wohnenswerte 

Umwelt, eine qualitativ hochwertige Wohnung, 

eine Wohnung mit wenigen Betriebskosten. Das 

sind ja auch soziale Ziele und dass jeder ein 

Dach über dem Kopf hat, der in Österreich lebt. 

Es gibt ein Bündel von sozialen Zielen und nicht 

nur den Eigentumserwerb. Daneben haben wir 

natürlich auch wirtschaftliche Ziele, weil mit 

dem Hausbau, Wohnungsbau und mit den Reno-

vierungen natürlich Arbeitsplätze geschaffen 

werden. Und da ist es gut, dass wir jetzt den 

Schwerpunkt auf die Renovierung legen, weil 

wir wissen, dass Renovierungen einfach arbeits-

intensiver sind als der Bau eines neuen Hauses. 

Also, die Wertschöpfung für die Arbeitskräfte ist 

hier eine größere. Und es ist richtig, vom Wirt-

schaftlichen her ist es sinnvoll, auch hier die 

Renovierung zu stärken, aber nicht nur aus dem 

Aspekt, sondern auch aus dem Aspekt, dass wir 

ja in Kärnten eine stagnierende Anzahl der Be-

völkerung haben und deshalb schauen müssen, 

wie wir unsere Bausubstanz, die wir ja haben, 

erhalten und verbessern. Und da ist Renovierung 

einfach angesagt. 

Daneben gibt es auch raumordnungspolitische 

Ziele, dass wir die Zersiedelung einschränken 

und mehr die Ortskerne fördern, indem wir dort 

renovieren, den Bau verdichten, Reconstructing 

in den Bauzentren. Das ist auch ein Bündel, das 

hier dazugehört. 

Und nicht zuletzt haben wir auch noch ökologi-

sche Ziele. Uns muss ja klar sein, dass mit jeder 

Bautätigkeit die Ökologie beeinträchtigt wird. 

Mit jeder neuen Straße, mit jedem neuen Haus 

beeinträchtigen wir die Ökologie. Wir haben 

Grundverbrauch, und wir haben Verbrauch von 

Ressourcen, Material-rRessourcen. Man kann 

nur versuchen, die Einflüsse, die durch den Bau 

entstehen, möglichst gering zu halten bezie-

hungsweise den Einfluss, der durch die schon 

bestehende Bausubstanz ausgeübt wird, zu redu-

zieren. Die ökologischen Ziele sind nicht so, 

dass wir jetzt damit die Welt retten werden, son-

dern es geht darum, dass wir die Einflüsse, die 

zerstörerischen Einflüsse durch unsere Bautätig-

keit vermindern oder weniger stark ausprägen. 

Dieses ganze Paket der Ökologie, das drinnen 

mit den Raumkosten verpackt ist, mit der Raum-

beheizung, finde ich, ist wichtig. Wir könnten, 
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wenn wir die Renovierungsrate von ein Prozent 

auf drei Prozent des Altbestandes verbessern 

würden, im Jahr 17.000 Tonnen CO2 sparen, und 

das ist ja auch nicht Nichts. Dazu kommt noch, 

wenn wir Energie sparen, haben wir auch weni-

ger Betriebskosten und es wird damit ein sozia-

les Ziel erreicht. 

Bei den Baukosten haben wir hineingenommen, 

dass die gesamten Kosten, auch die Entsor-

gungskosten eines Hauses mit berücksichtigt 

werden und damit ökologische Baustoffe, insbe-

sondere Holz, an Bedeutung gewinnen, wobei 

wir auch in der Bauordnung vorsehen möchten, 

dass der mehrgeschossige Wohnbau auch in 

Holz durchgeführt wird und damit auch die hei-

mische Wirtschaft und die heimische Forstwirt-

schaft gestärkt werden. 

Ein weiterer Aspekt, den wir sehr begrüßen, ist 

die Frage der Mobilität. Wir schauen, dass die 

Zersiedelung nicht weiter voranschreitet und wir 

werden dadurch mehr Fahrrad-Abstellplätze 

bekommen und wir werden Ladestationen für 

die E-Mobilität fördern. Also, wie gesagt, es ist 

hier ein ganzes Bündel von Zielen, und das, fin-

de ich, ist intelligente Politik, dass wir nicht nur 

ein Ziel schmalspur betrachten, sondern uns 

aufmachen. Wir sind keine Geldverteilungsma-

schine, die einfach nur Geld verteilt, sondern wir 

verfolgen damit Ziele. Und so möchte ich auch 

in gewisser Weise den Häuselbauerbonus kriti-

sieren, weil, nur eine Rechnung vorzulegen und 

dann gleich Geld dafür zu bekommen, das ist 

mir zu wenig! Da sind die alten Methoden, wie 

halt früher das Geld in Kärnten verteilt worden 

ist. Ich gestehe zu, dass mit jeder Förderung hier 

in dem Bereich, mit diesem Bonus, die Schat-

tenwirtschaft zu einem gewissen Teil einge-

dämmt werden kann. Aber das ist das Einzige, 

das ich dem zugestehe. Alle anderen Ziele blei-

ben damit außerhalb unserer Betrachtung. Insge-

samt, denke ich, ist es ein gutes Gesetz, und ich 

freue mich, dass wir das heute beschließen wer-

den! Danke! (Beifall von der Grünen-Fraktion 

und der SPÖ-Fraktion.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Professor Dr. Hartmut Prasch vom 

Team Kärnten. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dr. Prasch (TK): 
  Dr. Prasch 

Dankeschön, Herr Präsident! Werte Vertreter auf 

der Regierungsbank! Hohes Haus! Sehr geehrte 

Zuhörerinnen und Zuhörer! Werte Medienvertre-

ter! Wir haben hier in diesem Hohen Haus ja 

bereits sehr oft über das Wohnbauförderungsge-

setz debattiert und gegenseitig Ideen zum Dauer-

thema Ăleistbares Wohnenñ ausgetauscht. Bereits 

im Rahmen der letzten Aktuellen Stunde zu die-

sem Thema habe ich prophezeit, dass der allge-

mein formulierte Anspruch, nämlich leistbares 

Wohnen zu erreichen, mit dieser Gesetzesände-

rung ganz klar nicht sichergestellt werden kann. 

Das Gesetz ist unseres Erachtens eines, das vor 

allem den Ăgemeinn¿tzigenñ und parteipolitisch 

geprägten, beeinflussten Wohnbaugenossen-

schaften entgegenkommt. (Beifall vom Team 

Kärnten und von der F-Fraktion.) Das Gesetz 

liefert keinen Anreiz, dass auch Privatkapital zur 

Schaffung von Wohnraum aktiviert wird. Ja, das 

genaue und krasse Gegenteil ist der Fall! Die 

Förderung von Eigentum wird durch diese Ge-

setzesänderung sogar noch erschwert. Das kann 

wirklich das Ziel dieser Gesetzesänderung nicht 

sein! 

Was für mich auch abstrus anmutet, ist, wie oft 

das Wort ĂRichtlinienñ im Gesetz vorkommt. 

Man müsste fast abzählen, wie oft im Entwurf 

dieses Wort tatsächlich vorkommt, es dürfte 

wahrscheinlich das Wort mit den häufigsten 

Nennungen im gesamten Gesetzestext sein. So 

lustig das vielleicht klingen mag, so ernst ist der 

Hintergrund dieser Richtlinien-Kompetenz, die 

zukünftig hauptsächlich beim politisch zuständi-

gen Referenten in der Kärntner Landesregierung 

liegen wird, derzeit ist es die Frau Landes-

hauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig. Und je 

nachdem, welche politischen Machtverhältnisse 

es zukünftig gibt, droht über diese Richtlinien 

eine vollkommene Ideologisierung der Woh-

nungspolitik und das darf schlicht und ergreifend 

nicht sein! 

Die Probleme im Wohnbereich lassen sich nicht 

durch ideologische oder gar über parteipolitische 

Motive und Argumente oder Handlungen lösen. 

Es braucht reale Antworten und Problemlösun-

gen, die aus einem vernünftigen und sachlichen 

Eck kommen. Wir befürchten wirklich, dass 

durch diese Veränderungsmöglichkeiten im Be-

reich der Richtlinien einer Willkür Tür und Tor 

geöffnet wird. Ideologische Launen und Interes-
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sen drohen allzu sehr in den Mittelpunkt zu rü-

cken. Wenn wir gerade bei der Ideologie sind ï 

die Grünen haben ja für sich reklamiert, dass das 

Gesetz eine Grüne Handschrift trägt, eine Tatsa-

che, die ihnen zu verdanken sein soll. Das muss 

man neidlos anerkennen, das ist zweifelsohne 

der Fall. Die Grünen haben sich in etlichen De-

tailbereichen des Gesetzes wirklich durchgesetzt. 

Was heißt das allerdings für die Bürger bezie-

hungsweise besser für die Mieter und Häusel-

bauer? Es heißt, noch mehr Kosten, noch teurere 

Mieten durch völlig überzogene Auflagen im 

Energiebereich und ökologische Hürden, die 

grundlos aufgebaut werden. ĂGold Platingñ ist 

ein Vorwurf, der bekanntlich im Raum steht und 

erst einmal entkräftet werden muss. Wie ich 

bereits eingangs durchklingen habe lassen, wer-

den wir dieser Gesetzesänderung nicht zustim-

men, weil die grundsätzlichen Probleme, näm-

lich überzogene und übertriebene Auflagen, die 

die Schaffung von Wohnraum unnötig verteuern, 

wesentliche Bestandteile des Gesetzes bleiben 

und aus der Vergangenheit fortgeschrieben wer-

den. Als Kernproblem sehen wir vom Team 

Kärnten weiters auch bürokratische Hürden wie 

Bonitätsprüfungen, die viel zu streng geregelt 

sind. Nicht Einkommensgrenzen oder Ähnliches 

sind die primäre Schwierigkeit, sondern über-

bordende Bürokratie. Für uns müsste die Novel-

lierung des Wohnbauförderungsgesetzes auch 

Hand in Hand mit einer kompletten Überarbei-

tung der Kärntner Bauordnung gehen. Darin 

finden sich so viele Stolpersteine und Sprengfal-

len, die sich negativ auf die Schaffung und Ent-

wicklung von für alle leistbaren Wohnraum 

auswirken. Die Bauordnung ist ein massiver 

Kostentreiber. 

Abseits des Gesetzes darf ich auch noch auf ein 

Faktum hinweisen ï drei von vier Mietverträgen 

werden durch den Staat bestimmt. Uns ist voll-

kommen bewusst, dass ohne mehr privates Geld 

der Preisdruck am Wohnungsmarkt nicht zu 

lindern sein wird, deswegen müssen die strengen 

Auflagen und Bestimmungen für den Wohnbau 

radikal gesenkt werden. Nur so kann ein Anreiz, 

mehr neuen Wohnraum zu schaffen, gesetzt 

werden. Diesen Punkt greift das Gesetz leider 

überhaupt nicht auf und demnach sehen wir auch 

keine Möglichkeit, heute mitzustimmen. (Beifall 

vom Team Kärnten.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Klubobmann der SPÖ, Abgeordneter Herwig 

Seiser. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Werte Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribü-

ne! Werte Damen und Herren zu Hause! Manche 

haben von einer ĂHusch-Pfuschñ-Aktion vor der 

Sommerpause gesprochen, als wir diese fünf 

Gesetzesmaterien in Richtung Entscheidung in 

den Kärntner Landtag gebracht haben. Allein, 

ich vermag keine ĂHusch-Pfuschñ-Aktion zu 

erkennen! Es ist alles gesetzeskonform abgelau-

fen, die Gesetze sind so wie vorgeschrieben ent-

standen und behandelt, debattiert, in Vorbegut-

achtungen auch diskutiert worden. Aber es sind 

durchaus fünf Gesetze, die nicht nur Bausteine 

sind, sondern die auch ein Beweis dafür sind, 

dass nach den Aufräumarbeiten in Kärnten jetzt 

die Aufbauarbeiten in Kärnten beginnen. Und 

ein kleiner Blick in eine vorliegende Bilanz be-

weist, dass sich diese Erfolge der Aufbauarbei-

ten durchaus sehen lassen können. Wir haben in 

Kärnten seit April 2016 einen kontinuierlichen 

Rückgang der Arbeitslosigkeit. Der Rückgang 

der Arbeitslosigkeit beträgt im Vergleichszeit-

raum zum Vorjahr 7,4 Prozent, Anstieg der Be-

schäftigung um 1,1 Prozent, Anstieg bei den 

offenen Stellen um 34 Prozent, Anstieg der offe-

nen Lehrstellen um 50 Prozent, Rückgang der 

Jugend-Arbeitslosigkeit um 15,5 Prozent, Rück-

gang der Langzeit-Arbeitslosigkeit um 5,5 Pro-

zent. Die Kärntner Wirtschaft befindet sich 

ebenfalls im Aufschwung, in der Sachgüter-

Erzeugung gibt es einen Anstieg um 6,5 Prozent, 

das ist der stärkste Anstieg in allen Bundeslän-

dern, in der Produktion im Bau ein Plus von 

7,43 Prozent, die Außenhandelsbilanz mit 

977 Millionen Euro kann sich ebenfalls sehen 

lassen, die Forschungs- und Entwicklungsquote 

ist um 2,86 Prozent mit einer steigenden Ten-

denz versehen, Fördervolumen des Kärntner 

Wirtschaftsförderungsfonds ú 27,1 Millionen, 

ein ausgelöstes Investitionsvolumen von 

217 Millionen Euro, Investitionen des öffentli-

chen Sektors 2016 442 Millionen Euro, davon 

rund 310 Millionen Euro bauwirksam. Die 

Kärntner Bauwirtschaft verzeichnet im Hochbau 
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ein Plus von 12,2 Prozent, ein Plus von acht 

Prozent bei den Auftragsbeständen und ein Plus 

von 59,5 Prozent bei den vorbereitenden Bau-

stellenarbeiten. Ich frage mich, geschätzte Da-

men und Herren, wo ist hier eine ĂHusch-

Pfuschñ-Aktion zu erkennen? Ich habe schon 

gesagt, alle Gesetze haben die notwendigen Ver-

fahren durchlaufen und sind also gesetzeskon-

form zustande gekommen und tragen selbstver-

ständlich die Handschrift aller drei im Kärntner 

Landtag vertretenen Koalitionsparteien. 

Kommen wir jetzt zur Wohnbauförderung oder 

zum neuen Wohnbauförderungsgesetz. Das Ziel 

des neuen Wohnbauförderungsgesetzes war es, 

dass aus einem Grundrecht Wohnen kein Luxus-

gut wird, geschätzte Damen und Herren und 

daher geht es um die Sicherung der angemesse-

nen, zeitgemäßen, leistbaren Wohnversorgung 

der Kärntner Bevölkerung. Es geht um eine so-

ziale, wirtschaftliche und ökologische Nachhal-

tigkeit. Wir müssen auch auf die Gesellschafts-

veränderungen entsprechend Rücksicht nehmen, 

das heißt, es gibt neue Wohnformen, neue Le-

bensstile. Die demografische Entwicklung hin-

sichtlich der Überalterung der Bevölkerung ist 

ein weiteres Thema, und auch den sich perma-

nent verändernden Verhältnissen am Kapital-

markt soll mit heute schon mehrmals kritisierten 

Richtlinien, mit Transparenz und Flexibilität 

entsprechend Rechnung getragen werden. Eine 

noch engere Koppelung der Förderungsmaß-

nahmen an raumplanerische Kriterien und Vor-

gaben der örtlichen Flächenwidmungspläne be-

ziehungsweise der örtlichen Entwicklungskon-

zepte garantieren sparsamen Umgang mit Grund 

und Boden. Das heißt, die Belebung der beste-

henden Ortskerne, die Belebung der bestehenden 

Siedlungsgebiete ist hier an erster Stelle zu se-

hen. Bauen im Bestand, nachträgliche Verdich-

tung im Altbestand sind ebenfalls Themen be-

ziehungsweise wurden auch entsprechend im 

Wohnbauförderungsgesetz behandelt.  

Es soll mit dem Einsatz der Wohnbauförde-

rungsgelder billig und funktional gebaut werden. 

Ich sage es noch einmal: Wohnen darf nicht von 

einem Grundrecht zu einem Luxusgut werden! 

Wenn der Kollege Prasch hier von einer Ent-

ideologisierung der Wohnbauförderung gespro-

chen hat, dann erinnere ich an das Jahr 2000 und 

folgende, wo man durchaus schon bereit war, 

dieses europaweit beachtete System der Wohn-

bauförderung und damit die Verbindung zur 

Wohnungsgemeinnützigkeit abzuschaffen. Und 

das, meine sehr geschätzten Damen und Herren, 

würde zu einem ï gelinde gesagt ï sozialen 

Bruch in unserem Land führen, insbesondere 

wenn man weiß, dass mit Wohnbauförderungs-

geldern errichtete, von gemeinnützigen Genos-

senschaften und Gesellschaften errichtete Woh-

nungen auch dazu beitragen, ein Regulativ zu 

sein, hin zu den Privatmieten. Ich denke, dass 

das, wenn man sich die Kärntner Durchschnitts-

miete anschaut, ein besonders wichtiger und 

hervorzuhebender Aspekt ist, weil wir zusam-

men mit dem Burgenland die geringsten Durch-

schnittsmieten in unserem Bundesland haben. 

Das ist, geschätzte Damen und Herren, einer 

vorausschauenden Wohnbaupolitik entsprechend 

anzurechnen. Das Wohnbauförderungsgesetz, so 

wie es uns bis zum heutigen Tag vorliegt, ist 

durch die vielen Novellierungen unlesbar ge-

worden. Das heißt, es hat dadurch den heute 

auch schon mehrmals erwähnten großen büro-

kratischen Aufwand gegeben. Bei den Ansu-

chen, bei den entsprechenden Abhandlungen, 

Baukontrollen, Kollaudierungen et cetera, et 

cetera kam es immer wieder zu Verzögerungen 

und deswegen hat sich die Referentin entschie-

den, ein komplett neues Gesetz zu schreiben, das 

wirklich auf die Anforderungen der Gegenwart 

entsprechend Rücksicht nimmt. Das heißt, wir 

haben ein modernes Wohnbauförderungsgesetz 

heute zu beschließen, das wirklich auf alle As-

pekte des Wohnens, vom gemeinnützigen 

Wohnbau, vom mehrgeschossigen Wohnbau, 

über die Eigenheimförderung bis hin zur Sanie-

rung entsprechend Rücksicht nimmt. Ich denke, 

dass dieses Wohnbauförderungsgesetz ein ganz, 

ganz wichtiger Schritt ist, das wirtschaftliche 

und soziale Leben in unserem Bundesland ent-

sprechend in einem gesunden Lot zu halten.  

In einzelnen Bereichen oder Förderungsmaß-

nahmen im Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 

im mehrgeschossigen Wohnbau wird es auf-

grund der Veränderung in der Bevölkerungsent-

wicklung zu einem bedarfsorientierten Neubau 

kommen. Das heißt, es wird nicht mehr überall 

gebaut werden, um Leerstehungen hintanzuhal-

ten. Es wird insbesondere bei der Mietenent-

wicklung eine sehr flach verlaufende Mieten-

entwicklung geben, damit dieser berühmt-be-

rüchtigte Annuitätensprung im 21. Jahr, der dazu 

führt, dass Mieten um beinahe ein Drittel erhöht 

werden mussten, nicht mehr zustande kommt. 
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Hier noch ein Wort, geschätzte Damen und Her-

ren: Wir hatten auch in den abgelaufenen Perio-

den, insbesondere unter den Freiheitlichen 

Wohnbaureferenten sehr, sehr oft diese Diskus-

sion mit dem 21. Jahr, dem Annuitätensprung 

und den damit verbundenen Mieterhöhungen. Es 

hat eines gewaltigen Drucks des Kärntner Land-

tages bedurft, um die Genossenschaften in die 

Lage zu versetzen, ihre Darlehen zu verlängern, 

um somit diese Mieterhöhungen, die bei sehr, 

sehr vielen Mietern existenzgefährdend waren, 

weil es, wie gesagt, um ein Drittel in die Höhe 

geschnallt ist, um diese entsprechenden Maß-

nahmen zu setzen. Die Finanzreferentin und 

Wohnbaureferentin hat auch hier entsprechende 

Vorsorgen getroffen. Es besteht hinkünftig auch 

für Genossenschaften und Gemeinnützige 

Wohnbauträger die Möglichkeit, ihre Darlehen 

begünstigt zurückzuzahlen, unter der Vorausset-

zung, dass damit eine Mietensenkung verbunden 

ist. Und ich denke, geschätzte Damen und Her-

ren, das sind Mittel und Wege, um die Mieten in 

unserem Bundesland auch weiterhin auf einem 

sehr, sehr niedrigen Niveau zu belassen und 

dennoch zu bewerkstelligen, dass die Bauvor-

schriften, die ökologischen Erfordernisse in ei-

nem gewissen, vernünftigen ï und ich betone, 

vernünftigen! ï Maß eingehalten werden. Weil 

mit einer Mär, denke ich, sollte man auch auf-

räumen: Die Klimaschutzziele können nicht 

ausschließlich durch den sozialen Wohnbau oder 

den Wohnbau insgesamt erreicht werden. Da 

bedarf es vieler anderer Begleitmaßnahmen. 

Bei der Eigenheimförderung wird es ebenfalls 

Förder-Anreize für die Nachverdichtung geben, 

für den Dachgeschoss-Ausbau, für Zubau, Um-

bau, also insgesamt für die Nutzung auch im 

Eigenheimbau der bestehenden Substanz, um 

auch hier entsprechende Ressourcen entspre-

chend zu nutzen und nicht sinnlos Grund und 

Boden zu verwerten. Die Förderungsformen 

werden von Krediten bis hin zu Annuitätenzu-

schüssen gehen. Es wird eine Grundförderung 

für den Eigenheimbau geben, und es wird 

selbstverständlich Zuschläge für verdichtete 

Bauweise, ökologische Baustoffe, nachwachsen-

de Dämmstoffe und klimarelevante Maßnahmen 

geben. Das heißt, nur die energiebezogenen 

Mindestanforderungen sind einzuhalten. Ein 

zusätzliches Anreizsystem, um niedrigere Ener-

giekennzahlen zu erreichen, wird ebenfalls ge-

schaffen. Eine Verschärfung gibt es nur hinsicht-

lich der erstmaligen Errichtung von Heizsyste-

men und Warmwasser-Aufbereitungssystemen. 

Das heißt, es sollen keine fossilen Brennstoffe 

mehr zum Einsatz kommen. Ich denke, dass 

auch mit dieser Vorgehensweise der riesengro-

ßen Angst, die ja hier schon mehrmals artikuliert 

wurde, dass nur mehr auf Niedrigenergiehaus-

Niveau gefördert wird, entsprechend entgegen-

getreten wurde, weil das auch ï zugegebenerma-

ßen ï in der Vergangenheit ein riesengroßes 

Problem mit dem System der Ökopunkte war, 

aber damals gab es andere Wohnbaureferenten. 

Ein wichtiger Schwerpunkt des Wohnbauförde-

rungsgesetzes, geschätzte Damen und Herren, ist 

auch die Sanierungsförderung. Die thermisch-

energetische Sanierung steht hier an erster Stelle. 

Auch der Ankauf von Bestandsobjekten wird 

entsprechend gefördert. Der Umbau von Miet-

wohnungen, Grundriss-Änderungen, Wohnungs-

zusammenlegungen im mehrgeschossigen 

Wohnbau wird entsprechend gefördert, in Form 

von Direktzuschüssen und Darlehen, Förde-

rungskrediten für Maßnahmen zur Wohnraum-

schaffung. 

Insgesamt, meine sehr geschätzten Damen und 

Herren, um Kollegen Prasch entsprechend zu 

antworten, wird der Zugang zu geförderten 

Wohnungen, der Zugang zu geförderten Eigen-

heimen durch ein Absenken der Einkommens-

grenzen entsprechend erhöht und verbessert. Das 

heißt, hinkünftig werden mit den veränderten 

Einkommensgrenzen viel mehr Menschen in 

Kärnten Möglichkeiten haben, in von Gemein-

nützigen errichtete Wohnungen einzuziehen. Es 

werden auch viel, viel mehr Menschen die Mög-

lichkeit haben, Eigentum zu erwerben oder Ei-

genheime zu errichten, weil die Einkommens-

grenzen entsprechend angehoben wurden. Ich 

sage es noch einmal, geschätzte Damen und 

Herren, das Grundrecht Wohnen darf nicht zum 

Luxusgut werden! Ich denke auch, dass mit der 

Vorgehensweise, nämlich auch mit Richtlinien, 

entsprechende Maßnahmen flexibel zu ordnen, 

dem Wohnbauförderungsgesetz und dem geför-

derten Wohnbau in Kärnten zeitgemäß Rech-

nung getragen wird. Ich denke, dass das das 

Allerwichtigste ist, dass es, wie gesagt, diesen 

Ausgleich zwischen dem geförderten Wohnbau 

und dem privaten Mieten gibt, denn die Men-

schen in Kärnten müssen sich das Dach über 

dem Kopf weiterhin leisten können! Ich bedanke 

mich für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der 
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SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Seiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Dritte Präsident Josef Lobnig. Ich erteile ihm das 

Wort! Ich darf auch die neu hinzugekommenen 

Zuhörer sehr herzlich begrüßen! Ich sehe den 

vormaligen Bürgermeister der Stadtgemeinde 

Wolfsberg, Gerhard Seifried! Herzlich will-

kommen und begrüßt! Hallo! (Beifall im Hause.) 

Bitte! 
Ing. Rohr   

Dritter Präsident Lobnig (F): 
  Lobnig 

Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen 

und Herren! Wenn hier gemeint wurde, auch von 

Seiten der Grünen, vom Herrn Kollegen Leber-

sorger, es ist ein intelligentes Gesetz, dann kann 

ich nur eines sagen: Die Intelligenz hört dort auf, 

wo der Bürger nicht mehr dazu kommt. Denn 

Sie können das beste Gesetz schaffen. Wenn es 

der Bürger dann nicht annehmen kann, weil er 

sagt, diese Schikanen und das damit Verbundene 

nehme ich nicht auf mich, dann hilft das beste 

Gesetz uns allen nichts! Soviel einmal zum Ein-

gang. Wir als Freiheitliche haben ja bereits in 

den Beratungen in den Ausschüssen damals un-

sere Ablehnung kundgetan, weil wir auch be-

rechtigte Gründe angeführt haben. Diese sind 

auch von uns argumentiert, aber im neuen Ge-

setz nicht berücksichtigt worden. Ich kann hierzu 

Beispiele nennen. Sie sprechen vom modernsten 

ï die Frau Wohnbaureferentin ï spricht ja vom 

modernsten Wohnbauförderungsgesetz Öster-

reichs. Aber im Wissen, dass der anspruchsbe-

rechtigte Bürger nahezu keine Rechtssicherheit 

hat, weil er nicht weiß, was ihm überhaupt zu-

steht, wenn damit argumentiert wird, dass mit 

dem Gesetz den Empfehlungen des Rechnungs-

hofes Rechnung getragen wurde, dass man fle-

xibler auf neue Bedingungen reagieren kann und 

damit dann eine flexiblere Handhabung des Ge-

setzes garantiert, dann werden die Bürgerinnen 

und Bürger keine Sicherheit haben. Nun, jetzt 

schon, wenn ich gemeint habe, dass dieser Häu-

selbauer-Bonus, der übrigens auch von euch 

damals mit dem Dringlichkeitsantrag befürwor-

tet wurde, sich jetzt davonschleicht und man 

sagt, na ja, das ist ja nicht der Sinn, weil damit ja 

nur die Schattenwirtschaft eventuell bekämpft 

wird, dann sehe ich darin schon mehrere Gründe, 

warum das Sinn macht. Denn so ein Ziel, die 

Bürgerinnen und Bürger und den Förderungs-

werber mit so einem Kapital oder mit solchen 

Mitteln, die begrenzt sind, einkommensabhängig 

zu unterstützen, macht nämlich Sinn, weil es 

zum einen einen raschen und unbürokratischen 

Ablauf gewährleistet. Das Zweite ist, dass jeder 

Förderungswerber, wenn er ein Eigenheim, 

wenn er eine Eigentumswohnung, wenn er ir-

gendwelche Bauvorhaben vorhat, sich natürlich 

auch einen Finanzierungsplan zurechtlegen 

muss. Diesen Finanzierungsplan kann er jetzt 

nicht machen, weil er ja gar nicht weiß, was ihm 

überhaupt zusteht, mit welchen Beträgen er 

überhaupt rechnen kann.  

Und meine Kritik oder unsere Kritik, wenn man 

die begünstigte Rückzahlung von den Wohnbau-

genossenschaften hernimmt, die nach wie vor im 

Gesetz mit den 25 Prozent implementiert ist, 

allerdings gekoppelt an den Nachweis, dass das 

zur Mietpreis-Reduktion gegenüber den Mietern 

führen muss, ist ja alles recht und schön, aber 

nun frage ich Sie, welche Wohnbaugenossen-

schaften denn überhaupt in der Lage sind, solche 

Rückzahlungen vorzunehmen, aus Eigenkapital 

heraus? Darauf kommt es nämlich an. Weil 

wenn Sie damit Fremdfinanzierungen auf sich 

nehmen, dann wird es für den Mieter nicht billi-

ger, sondern dann haben auch diese Kosten be-

dient zu werden. Und jene, die es sich leisten 

können, eine vorzeitige Rückzahlung in An-

spruch zu nehmen, die werden diesen Nachlass 

den Mietern dann nachweislich überwälzen, das 

heißt, die kommen in eine günstigere Mietsitua-

tion. Aber sprechen wir hier noch von Gleichbe-

handlung gegenüber den anderen Mietern von 

Genossenschaften, die nicht in der Lage sind, 

vorzeitige Rückzahlungen zu bedienen und da-

mit dem Mieter einen Nachlass zur Verfügung 

zu stellen? Ist das noch Gleichberechtigung und 

leistbares Wohnen von allen, die in Mietwoh-

nungen von Wohnbaugenossenschaften drinnen 

sind? Meines Erachtens nicht! Daher würde ich 

meinen, dass es auch Sinn machen würde, diese 

vorzeitige Rückzahlung jenen Genossenschaften 

aufzuerlegen, die auch über genügend Rücklagen 

verfügen und diesen Nachlass in einem eigenen 

Topf in der Regierung zu verankern, wo dann 

aus diesen Mitteln Mietzins-Reduktionen gegen-

über den Mietern ausgezahlt werden können. 
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Denn so haben wir nur jene begünstigt, die eben 

in die Lage versetzt werden, eine vorzeitige 

Rückzahlung in Anspruch nehmen zu können, 

weil sie genügend Eigenkapital haben, andere 

werden es sich leider nicht leisten können oder 

es wird ihnen nicht ermöglicht. Daher, meine 

geschätzten Damen und Herren, auch noch ein-

mal rückblickend auf diesen Zuschuss, der für 

den Häuselbauer-Bonus von uns angedacht war. 

Ich meine, dass man gerade da ein Gesetz schaf-

fen sollte, das unbürokratisch, mit Rechtssicher-

heit, flexiblerer Handhabung ausgestattet ist. Das 

haben wir in diesem Fall überhaupt nicht drin-

nen. Und das hätte für uns natürlich große Be-

deutung, weil wir damit einen für uns erkennba-

ren Graubereich eben ausschalten könnten. 

Das Thema der Sanierungen: Wir haben immer 

wieder von Sanierungen gesprochen, vor allem 

in der Ausrichtung Stärkung ländlicher Raum, 

und hier fehlen mir auch die Anreize, gerade in 

den ländlichen Regionen solche Sanierungen 

verstärkt zu unterstützen, weil ich meine, dass 

man damit auch die Menschen draußen in den 

Regionen binden kann. Eine Unterstützung mei-

nes Erachtens, das haben wir auch hier schon 

diskutiert, würde Sinn machen, wenn ï das habe 

ich auch im Ausschuss angeschnitten ï wir auch 

den Abbruch von abbruchreifen Gebäuden fi-

nanziell unterstützen würden, damit auf beste-

henden Bauflächen Neues gebaut wird und vor 

allem, dass man Kosten reduziert, die der Bund 

diesen Bauwerbern auferlegt, den sogenannten 

Altlastensanierungsbeitrag. Da wären wir alle 

gefordert, über die Bundesregierung diese Maß-

nahmen zu erreichen, dass wir mit dem Altlas-

tensanierungsbeitrag gerade in diesem Bereich 

abfahren, damit auch diesbezüglich ein günstige-

res Finanzieren von Abbruch möglich gemacht 

wird. Oder überhaupt, warum soll das auch noch 

mit 20 Prozent Steuer belastet werden, wenn im 

Gegensatz ja immer wieder die Kritik kommt, 

wieviel Fläche, grüne Fläche, pro Jahr zubeto-

niert wird, verbetoniert im Wissen, dass wir 

gerade da einen Hebel hätten, wo wir dagegen 

ansetzen können und dagegen arbeiten können. 

Meine geschätzten Damen und Herren, daher 

glaube ich, dass auch eine gesetzliche Festle-

gung aller Anspruchsvoraussetzungen für uns 

unabdingbar wäre, was die Gewährung von För-

derungen, egal ob es Wohnbau, Eigentumser-

werb, Sanierung, was auch immer ist, weil ich 

weiß und überzeugt bin, dass gerade in einer 

Zeit, wo täglich von den Bürgern und Steuerzah-

lern Verwaltungsaufgaben und Strukturreformen 

gefordert werden, dass man hier eine unbürokra-

tische Förderkulisse mit einem geordneten, 

günstigeren Verwaltungsablauf schaffen kann. 

Denn derzeit ist es auch so, das ist die Tatsache, 

dass der Kapitalmarkt natürlich auch viele dazu 

bewegt, diese Mittel, die sie heute als Darlehen, 

als Kredit zur Finanzierung verwenden, dass sie 

diese noch unter den jetzigen günstigen Zinsbe-

dingungen am freien Markt bedienen und daher 

weniger Fördermittel in Anspruch genommen 

werden. Aber Ziel muss es sein, dass wir insge-

samt die Förderkulisse ausbauen, damit mehr 

Bürgerinnen und Bürger in den Genuss dieser 

Förderungen kommen können, weil das letzten 

Endes einen Boom in der Bauwirtschaft auslöst. 

Wenn man bedenkt, mit wie vielen Aufträgen 

hier alle Professionisten, alle Handwerker be-

dient werden, dann ist der Wohnbau in Kärnten 

ein nicht unbeachtlicher Auftraggeber. Und da-

für sind wir auch verantwortlich, um das auch 

möglich zu machen. In diesem Sinne, wie gesagt 

meine Damen und Herren, werden noch einige 

unserer Fraktionsmitglieder Debattenbeiträge 

bringen und Ihnen noch andere Argumente lie-

fern, warum wir dieses Gesetz in der Form ab-

lehnen. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Lobnig   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Pirolt von den Freiheitlichen. Ich 

erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Landes-

hauptmann! Im Besonderen Frau Wohnbaurefe-

rentin! Werte Damen und Herren Kollegen! Der 

Herr Kollege Seiser hat gemeint, es ist ein kom-

plett neues Gesetz aufgestellt worden. Dann lese 

ich da in den Erläuterungen zum Entwurf eines 

Gesetzes: ĂDie vorliegende Reform der Kärntner 

Wohnbauförderung zielt darauf ab, wesentliche 

Inhalte der bisherigen Förderungstätigkeit, die 

sich auch bewährt haben, beizubehalten, in vie-

len Bereichen aber auch eine behutsame Weiter-

entwicklung des geltenden Wohnbauförderungs-

gesetzes einzuleiten.ñ Also, von einem komplett 

neuen Gesetz, Herr Kollege Seiser, sind wir 
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meilenweit weg! Und wenn du vorhin in der 

Lobhudelei gemeint hast, wieviel Prozent Plus 

wir überall machen, am Arbeitsmarkt, in der 

Wirtschaft, im Wirtschaftswachstum und was 

weiß ich, dann muss ich wohl feststellen, dass 

nach dem Börsencrash 2008/2009 die Bautätig-

keiten logischerweise europaweit zurückgefah-

ren wurden und am Ende die anstauenden Not-

wendigkeiten einfach abgearbeitet werden. Das 

ist immer so nach Wirtschaftseinbrüchen. Aber 

egal, wie auch immer, man kann es auch so se-

hen. 

Herr Dr. Lebersorger, der Landesrechnungshof ï 

den du ja erwähnt hast ï ist erstaunlicherweise in 

der Lage, hellseherisch fähig zu sein, nämlich 

wenn das Gesetz gerade einmal einen Rahmen 

hat und bei jedem einzelnen Paragraphen dabei 

steht, die Richtlinien sind erst irgendwann zu 

machen, Herr Dr. Lebersorger, dann hat der 

Landesrechnungshof zu dem Gesetz bis jetzt 

überhaupt keine schlüssige Aussage machen 

können. (Beifall von der F-Fraktion.) Das ist 

einfach so nicht möglich! Und wenn du gleich-

zeitig sagst, dieses wunderbare neue Gesetz, 

vom Herrn Kollegen Seiser so gelobt, da kann 

man eh gleich wieder in Beschwerdeführungen 

alles wieder abändern, was vielleicht nicht konk-

ret ausgeführt worden ist, na ja, dann frage ich 

mich, ob das nicht doch ein bisschen eine 

ĂHusch-Pfuschñ-Aktion ist, weil dann hätte man 

ja zumindest was ÖNORMEN und Ähnliches 

anbelangt gleich aus der Kärntner Bauordnung 

heraus übernehmen und da drinnen auch punktu-

ell festschreiben können. (Zwischenruf von Abg. 

Seiser.) Es gibt OIB-Richtlinien und Ähnliches. 

Herr Kollege Seiser, wenn dir die Luft ausgeht, 

musst du atmen! Jedenfalls, ich glaube, man 

hätte es präziser formulieren können. 

Der nächste Punkt, Herr Dr. Lebersorger: Sie 

leben als Buchhaltungsunternehmen, als Steuer-

berater hauptsächlich davon, dass Menschen 

Eigentum besitzen und mit Eigentum auch ihre 

steuerlichen Aktivitäten und Notwendigkeiten 

bei Ihnen abarbeiten lassen. Ich verstehe nicht, 

dass Sie als Steuerberater ein Problem damit 

haben, dass wir, die Freiheitlichen, ein wesentli-

ches Augenmerk auf den Eigentumserwerb ei-

gentlich nicht verneinen. Das verstehe ich vom 

grundsätzlichen Ansatz nicht, denn ich denke 

sehr wohl, Herr Dr. Lebersorger, wenn die Miete 

ausreichend ist, um einen Dritten eine Wohnan-

lage abzahlen zu lassen, warum soll diese Miete 

nicht ausreichen, dem Mieter selber am Ende 

auch ein Eigentum zukommen zu lassen? Das 

widerspricht meiner Logik. Also, ich denke, man 

müsste im Wohnbauförderungsgesetz wesentlich 

mehr den Eigentumserwerb forcieren. Beispiel 

Norwegen ï hier ist es so, dass automatisch die 

Wohnbauförderung ins Eigentum abzielt und am 

Ende das die beste Voraussetzung ist (Zwischen-

ruf von Abg. Seiser.) ï es ist nicht drinnen, tut 

mir leid, es ist viel zu wenig berücksichtigt! 

(Abg. Seiser: Mietkauf!) - Mietkauf ist dann 

möglich, wenn ich 20 Jahre gezahlt habe und 

(Abg. Seiser, beide Hände hebend: Nein, 10!) 

die Miete beinahe per Neuwert berechnet wird, 

das weißt du ganz genau! Und, Herr Dr. Leber-

sorger, normalerweise müsste dann zumindest 

die Wohnung im Sinne dessen mit buchhalteri-

schem Wert auch veräußert werden, wenn sie 

zuvor mit öffentlichen Mitteln errichtet worden 

ist. (Abg. Seiser: Wird eh! Du kennst dich da 

nicht aus!) - Kollege Seiser, ich habe noch nie 

Ămietgekauftñ, ich bin selber Eigentümer, ich 

habe aber auch noch nie eine Wohnbauförderung 

in Anspruch genommen, weil mir einfach der 

ganze Zirkus zu viel ist! So! (Abg. Seiser: Macht 

ja nix! Du kennst dich da nicht aus! ï Beifall von 

der F-Fraktion.) 

Grundsätzlich, in den allgemeinen Bestimmun-

gen, Herr Kollege Seiser, da steht drinnen: ĂDie 

Ziele des Gesetzes sind: Die Sicherung einer 

angemessenen, zeitgemäßen und leistbaren 

Wohnversorgung der Kärntner Bevölkerung, 

unter Bedachtnahme auf soziale, wirtschaftliche 

und ökologische Nachhaltigkeit, Steigerung der 

Lebensqualität sowie raumordnungsrechtliche 

Vorschriften.ñ Und dann hat es geheiÇen, es 

genügt eine Baubewilligung. Selbstverständlich, 

die ist eine logische und konsequente Vorausset-

zung, nur, in diesem Punkt 1 Absatz 1, das ver-

stehe ich so, ist damit die Kärntner Bevölkerung 

gemeint, jeder der in Kärnten einen Wohnsitz 

hat und damit auch flächendeckend vom Lavant-

tal bis ins Mölltal gemeint. Gleichzeitig müssen 

aber bei der Umsetzung der geförderten Vorha-

ben zumindest unter Punkt 3 Ăin zumutbarer 

Entfernung tunlichst öffentliche und private 

Dienstleistungs-, Versorgungs- und Verkehrsein-

richtungen vorhanden oder in absehbarer Zeit 

geplant seinñ. Herr Kollege Seiser, das steht 

hier! (Abs. Seiser: Das ist Raumordnung!) Das 

steht hier! (Abg. Seiser: Das ist Raumordnung!) 

Punkt 3, Herr Kollege Seiser! (Abg. Seiser: Das 
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ist Raumordnung!) Das steht hier! (Abg. Seiser: 

Das ist Raumordnung!) - Ich weiß, dass das 

Raumordnung ist, Herr Kollege Seiser, aber es 

steht nicht da, was eine Ăzumutbare Entfernungñ 

von einem öffentlichen Angebot ist. Was ist das, 

Herr Kollege Seiser? Das steht nicht hier! Und 

das ist auch in der Raumplanung nicht definiert 

und nicht ausgeführt. Herr Kollege Seiser, es 

steht nicht da! Und wenn es dastehen würde, 

dann könnte man damit auch leichter leben, Herr 

Kollege Seiser. (Abg. Seiser: Wo willst du denn 

wohnen?) Herr Kollege Seiser, wohnen muss 

möglich sein (Abg. Seiser: Ja, wo?) zwischen 

dem Lavanttal und dem Mölltal! Dass du gerade 

mitten in Kärnten bist, in Feldkirchen, mag be-

günstigt sein, Herr Kollege Seiser. 

Auf soziale Funktionsaspekte und barrierefreie 

Bauweisen ist Bedacht zu nehmen, das unter-

schreibe ich. Was aber damit gemeint und was 

gefordert ist, steht wiederum nicht hier, Herr 

Kollege Seiser! Das ist eine ĂHusch-Pfuschñ-

Aktion! Da stehen keine Punkte drinnen, die 

man hernehmen kann und wo man einem Bau-

werber brauchbar sagen kann, so und so ist es! 

(Beifall von der F-Fraktion und von Abg. Mag. 

Schalli.) Und es ist vermutlich so, Herr Kollege 

Seiser, dass wir 2018 einen solchen Katalog an 

Richtlinien haben werden, 2019 einen anderen. 

Niemand ist mehr in der Lage, überhaupt ein-

heitlich zu planen! (Abg. Seiser: So ein Blöd-

sinn!) Herr Kollege Seiser, gibó Ruhe, du kannst 

später noch einmal kommen! (Abg. Seiser: Gehó 

mit dem zur Wohnbauförderung!) ĂDas f¿r die 

Bebauungñ, Herr Kollege Seiser, Ăvorgesehene 

Grundstück darf keine ein zumutbares Ausmaß 

überschreitende Belastung durch Lärm, Schad-

stoffe oder sonstige Beeinträchtigungen aufwei-

sen.ñ Herr Kollege, was ist das, was ist das? Es 

ist nirgends geregelt! (Abg. Seiser: Das ist alles 

geregelt! Das ist alles geregelt!) Herr Kollege, 

das ist nirgends geregelt! Wir haben da, Herr 

Kollege Seiser, zum Beispiel: ĂDie Raumhei-

zung hat möglichst über eine zentrale und CO2-

neutrale Wªrmeversorgungsanlage zu erfolgen.ñ 

(Abg. Seiser: Ja!) Wenn sie vorhanden ist, 

selbstverstªndlich! ĂDiese muss besondere Vor-

richtungen, Geräte enthalten, durch die der Ver-

brauch oder der Anteil am Gesamtverbrauch 

jeder einzelnen Einheit festgestellt werden 

kann.ñ (Abg. Seiser: Zähler!) Was soll dieser 

Unfug, Herr Kollege Seiser? (Abg. Seiser wiede-

rum: Zähler!) Natürlich, wir fördern die Wirt-

schaft, indem wir einfach unsinnige Zähler ein-

bauen lassen, über Zähler-Mieten refundieren 

können, Herr Kollege Seiser! (Abg. Seiser: In 

jeder Wohnung ein Zähler!) Das kostet Geld, das 

kostet dem Privaten Geld, und das kostet die 

Mieter Geld, (Abg. Seiser erneut: In jeder Woh-

nung ein Zähler!) Herr Kollege Seiser! (Beifall 

von der F-Fraktion. ï Abg. Seiser: In jeder 

Wohnung ein Zähler!) Des Weiteren, Herr Kol-

lege Seiser: ĂDas Land ermutigt die gemeinn¿t-

zigen Bauvereinigungen, einen Maßnahmenplan 

mit speziellen Energiespar- und Effizienzzielen 

zu erstellen.ñ Was ist Ăermutigtñ? Was ist im 

Gesetz, Herr Kollege Seiser? ĂErmutigtñ, was ist 

das? Müssen sie, müssen sie nicht oder brauchen 

sie nur Ăermutigtñ zu sein? (Abg. Seiser: Kohle!) 

Herr Kollege Seiser, was ist das? (Abg. Seiser 

erneut: Kohle! Kohle! Kohle!) Bitte, wenn du 

ein Gesetz schreibst oder mit deiner Referentin 

schreibst, dann ï bitte! ï tuó es gescheit ausfor-

mulieren! (Beifall von der F-Fraktion. ï Abg. 

Seiser: Drinnen steht ĂAnreizsysteme!ñ) An-

reizsysteme! (Vorsitzender: Meine Herren, bitte, 

den Dialog zu beenden, vielleicht danach ge-

meinsam auf einen Kaffee zu gehen oder noch in 

der Mittagspause die noch offenen Fragen zu 

klären! Herr Kollege Pirolt!) Er hat halt ein 

Problem! Er hat ein enormes Mitteilungsbedürf-

nis! (Vorsitzender: Bitte, jetzt eine geordnete 

Debatte fortzuführen! ï Abg. Seiser: Er redet die 

ganze Zeit mit mir! Er redet nur mit mir!) Ich 

werde anfangen, mit dem Hueter Ferdi zu reden! 

(Abg. Seiser: Redó mit dir selber, das ist das 

Gescheiteste!) ĂDas Land ermutigtñ é Ăzu er-

stellen und ein Energiemanagementsystem ein-

zuf¿hren.ñ Herr Kollege Seiser, du hast vermut-

lich keine Ahnung! (Abg. Seiser: Anreizsystem!) 

Ein Energiemanagementsystem! Ich weiß es als 

Chef vom Schulgemeindeverband, dass unsere 

Hauptschulen alle quasi ï wie sagt man denn? ï 

Zahlen liefern müssen, wie viel Energie in ent-

sprechenden Gebäuden, also in den einzelnen 

Schulen verbraucht wird, wie viele Kalorien. 

Jetzt haben wir im Bezirk St. Veit eine ganz 

erstaunliche Situation: Die Hauptschule Wei-

tensfeld, die Hauptschule Friesach und die 

Hauptschule St. Veit oder die Neuen Mittelschu-

len sind generalsaniert, das heißt, mit der Gene-

ralsanierung ist aber auch entsprechend Wert 

darauf gelegt worden, diese Gebäude energie-

verbrauchsmäßig aufzurüsten. Erstaunlicher-

weise haben diese drei Schulen schlechtere Wer-

te, was den Energieverbrauch anbelangt als die 
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Hauptschule Straßburg, die noch nicht saniert 

ist! Das hat nichts damit zu tun, dass man viel 

gescheite Technik dort verpackt hat, sondern 

dass wir in Straßburg einfach nur mit den Hand-

hebelmischern und mit einem guten Schulwart in 

der Lage sind, die Energiekosten zu drücken! 

Das heißt, diese unmöglich aufgeblasene Tech-

nik einzubauen, wird nicht bewirken, dass wir 

Energie einsparen, sondern es wird noch immer 

notwendig sein, dass der Einzelne, der Bewoh-

ner am Ende einen Begriff dafür kriegt, wo man 

Energie sparen kann. Damit ist nichts gewonnen! 

(Beifall von der F-Fraktion und von Abg. Mag. 

Schalli.) 

Paragraph 5: Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Kollegen, dieses Gesetz wendet für die 

ĂBegriffsbestimmungenñ fünf Seiten auf. Meine 

sehr geehrten Damen und Herren, wer soll denn 

das alles noch irgendwann kapieren? Wie soll 

damit ein, ich sage einmal, flotter Vollzug von-

stattengehen, wenn man im Prinzip allein mit 

diesen Ausführungen vermutlich Rechtsanwälte 

braucht, damit man überhaupt zu einem An-

spruch kommen kann! Der Paragraph 9: Die 

Annuitätenzuschüsse sind hier zwar angerissen, 

aber sie sind zumindest nicht so, wie man es hier 

schon behauptet hat, dass sie quasi linear für die 

Mieter und für die Zinsen oder die Darlehens-

rückzahler zu begreifen sind, sondern hier müss-

te mit Sicherheit festgeschrieben sein, dass diese 

konstant zu halten sind und meinetwegen in 

Anlehnung an EURIBOR oder Ähnliches ge-

bunden sein müssen. Der Paragraph 14, für die 

Errichtung von Eigentum, ist ein sehr kurzer 

Absatz, das ist nicht einmal eine viertel Seite. 

Mit dieser hat man das relativ kurz gehalten. 

(Abg. Seiser: Geht schneller!) Aber jedenfalls, 

es ist so, selbstverständlich, weil auch das Eigen-

tum hier keinen Wert hat und nicht entsprechend 

wiedergegeben ist. Aber das Wort ĂRichtlinienñ 

und Ădie Landesregierung hat Richtlinien zu 

erlassenñ zieht sich quer durch das gesamte Ge-

setz.  

Die Fördervoraussetzungen sind wieder ein Ka-

pitel für sich. Der Paragraphe 17: ĂDie Landes-

regierung hat Richtlinien zu erlassenñ, das haben 

wir schon oft gelesen, Ă¿ber die Arten und das 

Ausmaß der Förderung, die angemessenen Ge-

samtbaukosten und die förderbaren Abbruch- 

und Entsorgungskostenñ. Was ist wiederum Ăan-

gemessenñ? Das heiÇt, lehnen wir das an einen 

Baukosten-Index an? Können wir das in irgend-

einer Form beziffern, oder ist man hier auf einen 

Referenten oder eine Referentin angewiesen, wie 

deren Stimmungslage gerade sein möge? ĂDie 

Überprüfung der sparsamen und widmungsge-

mªÇen Verwendungñ ist selbstverstªndlich, das 

sollte durchaus so sein, aber Ăfür weitergehende 

Förderungen und hocheffiziente alternative 

Energiesystemeñ. Meine sehr geehrten Damen 

und Herren, als ich in die Landwirtschaftsschule 

gegangen bin, da haben wir im Pflanzenbau ge-

lernt ï der Kollege Hueter Ferdi wird es wissen 

ï das Gesetz vom abnehmenden Ertragszuwachs 

ï Justus von Liebig war ein Chemiker, ein Deut-

scher. Dort hat man es uns so erklärt: Wenn man 

auf einen Boden, der noch nie gedüngt worden 

ist, einhundert Kilogramm Dünger streut, dann 

kann man meinetwegen einhundert Kilogramm 

mehr Ertrag haben, die nächsten einhundert Ki-

logramm werden nur mehr achtzig Kilogramm 

bewirken. Am Ende werden die letzten einhun-

dert Kilogramm vielleicht nur mehr zwei Kil o-

gramm bewirken. Hier ist in diesem Gesetz je-

denfalls nichts davon zu erkennen, dass man 

diese alternativen Energiesysteme mit Augen-

maß bedienen wird, sondern dass diese wieder in 

höchst kostspieliger und teurer Technik am Ende 

auslaufen werden.  

Die Endabrechnung überspringe ich jetzt. Es 

geht aber um noch einen Punkt, der stößt natür-

lich auch ein bisschen auf, Paragraph 26, die 

Förderungsvoraussetzungen für Sanierungen, 

sind hier explizit angeführt, die Baubewilligung 

für die Errichtung von Gebªuden: ĂFºrderungen 

können nur erteilt werden, wenn die Baubewilli-

gung mindestens 20 Jahre vor Einbringung des 

Fºrderantrages erteilt wurde.ñ Wir wissen, dass 

wir in der Vergangenheit Zeiten gehabt haben, 

wo die technischen, eingebauten Produkte mit-

unter den Qualitäten nicht entsprochen haben 

und wir heute bei Schulen und so weiter mitun-

ter oft nicht einmal die 20 Jahre verstreichen 

lassen und bereits neu investieren. Auch hier ist 

dieser Ansatz mit 20 Jahren grundsätzlich zu 

hoch. Das kann man auch überspringen. Es gibt 

noch einen Punkt da drinnen: ĂDurch Richtli-

nienñ, das ist eh klar. Da haben wir noch einen 

Punkt, Paragraph 43, die Bauausführung. Hier 

steht in Paragraph 43 unter Absatz 2, Ziffer 2: 

ĂDer Förderungswerberñ - ĂMit der Bauausf¿h-

rung darf - unbeschadet der folgenden Bestim-

mungen - vor Annahme der Zusicherungen nicht 

begonnen werdenñ und nicht bevor Ăder Förde-



6330 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode 

Pirolt  

rungswerber sich schriftlich mit der Überwa-

chung der Bauausführung durch das Land ein-

verstanden erklªrt hat.ñ Meine sehr geehrten 

Damen und Herren, mit ĂÜberwachungñ habe 

ich tatsächlich auch ein Riesenproblem! Dass 

man kontrolliert, dass man als erstes das Bauan-

suchen anschaut, dass man die Finanzierungen 

anschaut, dass man sich die technischen Abläufe 

anschaut, dass beschrieben ist, wie die Mauern 

auszuführen sind und Ähnliches anschaut, ist mir 

vollkommen klar. Aber eines ist auch klar: So 

wie man quasi bei den Gemeinden um die Bau-

bewilligung ansucht, so müsste auch eine Bau-

vollendungsmeldung ausreichen, denn dort müs-

sen alle Gewerke quasi unterschreiben, dass sie 

ordentlich ausgeführt haben. Mit einer Überwa-

chung, meine sehr geehrten Damen und Herren, 

werden wir da natürlich nicht wirklich weiter-

kommen. Vor allem wird das auch am Ende 

dazu beitragen, dass es nicht unbedingt einen 

Bauboom in Kärnten geben wird. Wenn ich mir 

noch das anschaue, weil man da in erster Linie 

von Richtlinien spricht: Ich kann mich noch 

erinnern, sehr geehrte Damen und Herren, ich 

habe damals gemeinsam mit dem Kollegen Max 

Linder ï wir waren damals noch gemeinsam im 

Gemeindebund ï einen Antrittsbesuch bei unse-

rer Wohnbaureferentin gemacht und sie hat dort 

wörtlich erklärt, na ja, draußen am Land zu bau-

en, ist nicht so gescheit, Sie bereiten den Men-

schen nur Wege! Mit der Aussage, meine sehr 

geehrten Damen und Herren, habe ich natürlich 

meine Sorge darüber, dass wir in den Tälern 

vermutlich noch weiter beschnitten werden 

könnten, um ja nicht mehr bauen zu lassen, da-

mit die Zentralräume aufgerüstet werden, und 

das ist durchaus berechtigt! Andererseits möchte 

ich vielleicht sagen, wer schnell und unbürokra-

tisch hilft, der hilft doppelt. Umgekehrt viel-

leicht noch dazu: Dafür brauchen wir nicht 

30 Seiten Gesetz, meine sehr geehrten Damen 

und Herren, das ganze Konvolut könnte man 

durchaus auf vermutlich rund 10 bis 15 Seiten 

zusammenschneiden, mit etwas präziseren Be-

stimmungen und mit etwas weniger Richtlinien, 

die im Nachhinein erst von der Landesregierung 

beziehungsweise von der Referentin festgelegt 

werden können. (Beifall von der F-Fraktion und 

von Abg. Mag. Schalli.)  
Pirolt   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Herbert Gaggl von der ÖVP. Ich 

erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-

Stellvertreterin! Herr Landesrat! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen hier im Hohen Hause! Lie-

be ZuhörerInnen hier im Hause und an den In-

ternetgeräten! Liebe Mitarbeiter der Kärntner 

Landesregierung! Wohnen muss leistbar sein, 

das ist unser gemeinsames Ziel! Ich gehe jetzt 

noch einmal zurück, da gab es Wortmeldungen 

wie ĂHusch-Pfuschñ-Gesetze und so weiter. Ich 

habe ein bisschen nachgeschaut. Im Wikipedia 

steht unter ĂHusch-Pfuschñ drinnen: Schlampige 

Notlösung. Oder bei Pfusch steht drinnen: 

Schwarzarbeit unter Vermeidung gesetzlicher 

Steuern und Abgaben. Wenn das zutreffen sollte, 

okay, gut. Diejenigen, die da mitverhandelt und 

mitgearbeitet haben, die haben zumindest die 

gesetzlichen Grundlagen und die Steuern und 

Abgaben alle ordnungsgemäß geleistet. Dann 

verstehe ich manchmal nicht, dass dieselben, die 

von ĂHusch-Pfuschñ reden, in derselben Sitzung 

Anträge einbringen, wo dann sozusagen Anlass-

Gesetzgebung gemacht werden soll, ohne dass 

man darüber ausführlich diskutiert und redet! 

Das passt mir nicht zusammen! Was ist jetzt 

ĂHusch-Pfuschñ? Dann verstehe ich auch nicht 

ganz, wenn man überlegt, wenn alles bei diesem 

Gesetz und beim anderen, das schon vorliegt, 

schlecht gewesen ist, warum hat man das nicht 

vorher, wo man es selbst in der Hand gehabt hat, 

geändert? Warum hat man das nicht geändert? 

Von 1999 bis 2013 hätte man die Möglichkeit 

gehabt, dieses Gesetz zu ändern! Warum hat 

man es nicht getan? Das frage ich mich, das ist 

nur eine Frage in den Raum, wenn das bestehen-

de und neue falsch ist? (Abg. Trettenbrein: Ihr 

wart ja oft dabei!) Ich denke, wir brauchen we-

der zu lobhudeln mit dem Gesetz, noch brauchen 

wir alles schlechtzureden. Wir werden, meine 

Damen und Herren, auch diese Probleme nur 

gemeinsam lösen können! Den Bürger oder die 

Bürgerin draußen in Kärnten interessiert das 

nicht, ob da parteipolitische Spielchen getrieben 

werden, sondern der möchte nichts anderes ha-

ben als einen leichten, einfachen und schnellen 
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Zugang zu den Fördermitteln, die er braucht, 

damit er leistbares Wohnen hat. 

Gehen wir noch einmal zu den Wurzeln der 

Wohnbauförderung zurück: Nach der Kriegszeit 

war der Wiederaufbau, der Neubau ein wesentli-

cher Faktor. 1955 hat der Bund den Bundes-

Wohn- und Siedlungsfonds gegründet. Weitere 

Fonds folgten dann nach der Reihe, weil es ein-

fach notwendig war, eben wieder aufzubauen, 

weil es einfach notwendig war, zu sanieren. 

1954 ist dann ein neues Gesetz gemacht worden, 

und heute ist es Ländersache. Das wissen wir 

alle. Genau deswegen haben wir uns auch inten-

siv miteinander in der Koalition unterhalten und 

gesagt, wie gestalten wir dieses Gesetz neu. Die 

Finanzierung, meine Damen und Herren, ist ja 

immerhin so, dass die Arbeitgeber 0,5 Prozent 

und die Arbeitnehmer 0,5 Prozent vom Brutto-

lohn bezahlen, damit die Wohnbauförderungs-

mittel auch zur Verfügung stehen. Das muss 

man ja auch wissen, das ist ja nicht etwas, wo 

man sagt, das kommt vom Heiligen Geist, son-

dern das bezahlen ja wir alle. 80 Prozent des 

österreichischen Wohnbaus ï also 80 Prozent! ï 

werden mit Wohnbauförderungsmitteln zumin-

dest kofinanziert. Das heißt, das ist ein Instru-

ment, das für uns von ganz besonderer Bedeu-

tung ist. Und deswegen glaube ich, muss Wohn-

bauförderung attraktiv, leicht zugänglich und 

unbürokratisch sein. Dass es in diesen Bereichen 

dann manchmal so ist, dass der eine Ăleicht zu-

gªnglich, attraktiv und unb¿rokratischñ halt an-

ders sieht als der andere, ist schon klar. Und dass 

es immer Kompromisse geben muss, ist auch 

klar. Es gibt halt keine absoluten Mehrheiten, wo 

einer allein entscheiden kann. Und wenn wir von 

ĂHusch-Pfuschñ reden, da haben wir doch ge-

meinsam auch hier im Landtag ï die ÖVP hat 

schon 2014 einen Antrag eingebracht, wo wir 

sagen, okay, Wohnbauförderung, Bauordnung 

ändern, weniger Bürokratie, keine zusätzlichen 

Beiräte und so weiter. Also, ich glaube, das kann 

nicht ĂHusch-Pfuschñ sein. Zumindest, wenn 

man das schon meint, nicht ĂHuschñ, weil man 

dazu Zeit braucht, Wohnbauförderung ï günsti-

ger bauen, Eigentum fördern und gerade auch 

Einfamilienhäuser. Weil wir früher geschaut 

haben, in den letzten Jahren war es ja so, dass 

viele Häuselbauer gesagt haben, nein, ich ver-

zichte auf die Wohnbauförderung, denn das 

passt mir nicht mehr hinein. Von zehn Häusel-

bauern haben vielleicht acht gesagt, nein danke, 

zwei haben die Wohnbauförderung angenom-

men. Das muss man ändern, das ist einfach zu 

ändern. Das heißt, Einfamilienhäuser, Eigen-

tumswohnungen und so weiter auch zu fördern 

und den Zugang zu machen. Das sichert auch 

den ländlichen Raum, weil der, der einmal im 

ländlichen Raum baut, auch dort bleibt. Der, der 

ein Eigenheim hat, eine Eigentumswohnung, der 

bleibt logischerweise auch im ländlichen Raum 

und deswegen sollten wir das auch dementspre-

chend fördern. Dass man im Wohnbauförde-

rungsgesetz den städtischen und den ländlichen 

Raum gleichwertig eben genannt hat und auch 

unterbringt, ist ein ganz wesentlicher Punkt da-

bei. Die Landwirtschaft, das muss man auch 

hervorheben, ist ein wesentlicher Teil für die 

Kärntnerinnen und Kärntner, denn ohne Land-

wirtschaft gibt es keine wunderbare Landschaft, 

von der wir alle so wunderbar reden, so schöne 

Fotos schicken und so weiter, ohne diese geht es 

nicht. Und auch hier gibt es Möglichkeiten, dass 

zum Beispiel eben bei Erbsentfertigungen und 

bei Auszugshäusern und so weiter in diesem 

Gesetz auch die Kanalisation vernünftig geregelt 

ist. Höhere Preise zum Beispiel bei der Eigen-

tumswohnung, Quadratmeterpreise statt wie 

2005 ú 2.750,-- mit klimaaktiv Silber sind ein 

Schritt in die richtige Richtung, der passt, der 

auch dementsprechend gefördert wird. 

Ganz wichtig ist auch, wie der Kollege Leber-

sorger heute schon gesagt hat ï er ist jetzt ab-

handen gekommen ï die Sanierung. ökologische 

Dämmstoffe beim Bau und auch bei der Sanie-

rung, auch die Vorteile, die Holz bringen kann. 

Barrierefrei, auch ein wesentlicher Punkt, wo 

man die Barrierefreiheit dementsprechend unter-

stützt, die heute wohl ein absolutes Muss ist. 

Man hat alternative Heizungen in diesem Be-

reich drinnen in der Wohnbauförderung und ï da 

müsste der Dritte Präsident vielleicht doch ein 

bisschen genauer schauen ï Abbruch- und Ent-

sorgungskosten haben wir drin. Also, ich weiß 

nicht, das hat er wahrscheinlich überlesen, das 

kann schon sein. Wenn man nur sucht, wo Feh-

ler sind, dann überliest man natürlich diese Din-

ge möglicherweise, das ist schon klar. Aber es 

gibt sicher genügend Punkte drin, wo wir sagen, 

das könnte man besser machen, gar keine Frage. 

Aber das ist drin, das ist extra gemeinsam mit-

verhandelt worden und das steht auch dement-

sprechend drin. 
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Wenn man die Einkommensgrenzen, die heute ja 

schon angesprochen worden sind, erhöht, 

ú 38.000,-- eine Person, ú 55.000,-- zwei, plus 

ú 6.000,--, dann haben wesentlich mehr Men-

schen den Zugriff zur Wohnbauförderung bezie-

hungsweise zu begünstigten Mieten. Vorzeitige 

Rückzahlungen sind ebenfalls möglich. Und es 

ist drin geblieben ï das ist auch ein wichtiger 

Punkt, denn wenn die Menschen aus einer Erb-

schaft oder aus welchen Dingen immer heraus 

Geld haben, das sie zur Verfügung haben, dass 

sie einen Kredit auch vorzeitig zurückzahlen 

können. Und der gemeinnützige Wohnbau, der 

für uns, und ich glaube, für uns alle eine ganz 

besondere Bedeutung hat, der wird auch dement-

sprechend wertgeschätzt und unterstützt, indem 

die Förderungsquote eben von 60 auf 80 Prozent 

erhöht wird. Das ist ein Vorteil, das ist ein gro-

ßer Vorteil auch für die Gemeinnützigen und im 

Endeffekt auch für diejenigen, die die Mieter 

sind, weil es nur darum geht, wofür wir das alles 

tun - für diejenigen, die das brauchen, die unsere 

Unterstützung brauchen! Und für die ist das 

Gesetz gut geworden. Für die ist das Gesetz gut 

geworden, jene zu unterstützen, die es brauchen, 

damit wir leistbaren Wohnraum haben, der die 

regionale Wirtschaft auch besonders unterstützt, 

denn dort, wo wir bauen, haben wir auch in der 

regionalen Wirtschaft Handwerker, wie wir heu-

te schon gesagt haben, Facharbeiter, die das 

perfekt können. Das ist ein Konjunktur-Motor, 

das ist Schaffung von Arbeitsplätzen oder Erhal-

tung von Arbeitsplätzen, die Wertschöpfung 

wird erhöht, bleibt dementsprechend im Land, 

der Kreislauf funktioniert. Also, da tun wir 

schon einiges in die richtige Richtung, mit dieser 

Novellierung des Gesetzes. ĂWohnbauförde-

rungñ heißt es und nicht ĂWohnfördergesetzñ 

und das wird dem mehr als gerecht, muss man 

sagen. 

Ich denke, wir können mehr als zufrieden sein, 

es ist ein gutes Ergebnis, in der Koalition mit-

verhandelt. Die Referentin, der Kollege Leber-

sorger von den Grünen und ich haben in vielen 

Runden mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

tern eben Gespräche geführt und dieses Ergebnis 

auf den Tisch legen können. Natürlich, wie ge-

sagt, es gibt immer noch Leute, die sagen, dort 

können wir es besser machen, da können wir es 

besser machen, keine Frage, da bin ich selbstver-

ständlich zugänglich, aber ich denke, das was 

jetzt auf dem Tisch liegt, ist ein sehr gutes Er-

gebnis und zeigt, dass die ĂZukunftskoalitionñ 

ausgezeichnet arbeiten kann und auch für die 

Menschen in Kärnten da ist. Der Mensch steht 

im Endeffekt im Mittelpunkt, meine Damen und 

Herren! ĂVier eigene Wªnde machen einen 

Menschen freiñ ï das ist ein persisches Sprich-

wort, und wir wollen, dass die Menschen in 

Kärnten frei sind! (Beifall von der ÖVP-Fraktion 

und der Grünen-Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Christoph Staudacher von den 

Freiheitlichen. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Staudacher (F): 
  Staudacher 

Danke, Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! 

Geschätzte Regierungsbank! Geschätzte Frau 

Wohnbaureferentin! Ich möchte auf den Kolle-

gen Lebersorger replizieren und das zu einem 

Spezifikum, nämlich zum Thema der energeti-

schen Maßnahmen. Ich sehe das anders als der 

Kollege Lebersorger, der ja speziell für die Grü-

nen als Chefverhandler im Bereich der Ökono-

mie und der energetischen Ziele bei diesem Ge-

setz tätig war, nämlich jenen, dass im Umwelt-

schutz nicht unbedingt Großartiges in diesem 

Bereich getan worden ist, zum einen und zum 

Zweiten, dass mit der Umsetzung dieser soge-

nannten energetischen Ziele auch draußen den 

Firmen in der praktikablen Umsetzung keine 

Schikane oder Hürde genommen wurde, ganz im 

Gegenteil. Und ich möchte das gern erläutern. 

Die Problematik ist nämlich jene, dass diese 

Gesetze zum Teil auf dem Reißbrett entstehen, 

aber in der Praxis draußen recht wenig an prak-

tikabler Umsetzung an den Tag fördern. Wenn 

ich mir die aktuelle Situation, speziell im Be-

reich der Dämmung vor Augen führe und wir 

heute bei Neubauten über 20 Zentimeter Voll-

wärmeschutz auf die Ziegel draufkleben, dann 

produzieren wir zum einen ein dichtes Haus, das 

ist einmal das Erste und zum Zweiten Unmengen 

an Sondermüll. Und da stellt sich die bescheide-

ne Frage (Zwischenruf von Abg. Strauß.) ï Kol-

lege Strauß, Schnappatmung einstellen, zuhören 

und dann zu Wort melden! Dann kannst du gern 

replizieren, das ist einmal festzuhalten! ï also, 
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wir produzieren ein dichtes Haus und Unmengen 

an Sondermüll und da stellt sich die bescheidene 

Frage: Wie werden wir denn den Sondermüll in 

Zukunft entsorgen? Das ist einmal das Erste. 

Zum Zweiten: Anstatt dass man schaut, dass 

man ökologische Materialien einbaut ï da gäbe 

es zum Beispiel die Möglichkeit mit Lehmputz, 

da würde man Betriebe vor Ort unterstützen, die 

diese Nische anbieten und die würden auch hei-

mische Betriebe und heimische Arbeitskräfte 

speziell in diesem Bereich verstärkt einsetzen. 

Das Nächste und das ist mir ein besonderes An-

liegen, Kärnten hat eine große Ressource an 

Holz und wir haben tolle Betriebe, die speziell 

im Bereich der Fenster hier tätig sind. Ich war 

unlängst drüben in Kötschach-Mauthen in so 

einem Betrieb und die bestätigen uns, dass ei-

gentlich das Holzfenster fast keine Möglichkeit 

hat, zum Einsatz zu kommen, weil es nicht ent-

sprechend berücksichtigt wird. Wenn man aber 

auf die Stadt Wien schaut, die immerhin die 

Bundeshauptstadt ist, dort gibt es im Wohnbau 

gar kein Plastikfenster mehr, weil die Brandlast 

von Plastikfenstern wesentlich schlechter ist als 

jene von Holz, weil das Holzfenster länger glost 

und auch beim Verbrennen keine giftigen Dämp-

fe absondert. Das wäre zumindest ein Ansatz 

gewesen, die Ressource Holz dementsprechend 

unterzubringen, heimische Betriebe weiter zu 

unterstützen und auch im Ernstfall ï und das ist 

einmal ein Brand ï dementsprechend entgegen-

zuwirken. Aber das ist in diesem Gesetz nicht 

passiert, und das finde ich sehr schade, denn 

immerhin sollte es doch eine Grüne Handschrift 

tragen. Hier wäre der lebendige Beweis anzutre-

ten gewesen, das auch dementsprechend umzu-

setzen. 

Und das Nächste ï zum Kollegen Klubobmann 

Seiser: Ich muss schon ein bisschen verwundert 

auf deine Ausführungen bezüglich der Arbeits-

marktsituation replizieren, dass die jetzt so groß-

artig und so toll ist in Kärnten. Ich sehe das an-

ders und leider, der Ferdl wird mir da recht ge-

ben, haben wir die dementsprechende Situation 

auch bei uns in Oberkärnten, in Spittal. Der nach 

Liezen flächenmäßig zweitgrößte Verwaltungs-

bezirk von Österreich hat nach wie vor die 

höchste Arbeitslosigkeit. Die Bezirksstadt Spittal 

ist mit der Bundeshauptstadt Wien an letzter 

Stelle im Bereich der Arbeitslosigkeit, und auf 

der anderen Seite, meine lieben Freunde, haben 

wir eingereichte 100-Millionen-Euro-Projekte in 

den Schubladen des Landes Kärnten, wo es da-

rum geht, dementsprechende Rahmenbedingun-

gen endlich in die Umsetzung zu bringen, damit 

diese Projekte realisiert werden können. Also, 

ich kann dem Kollegen Seiser hier nicht zu-

stimmen, dass in der Arbeitsmarktsituation alles 

so toll und so rosig ist. Ganz im Gegenteil! Bitte, 

schaut einmal! (Zwischenruf aus der SPÖ-

Fraktion.) - Ja, aber Oberkärnten gehört auch zu 

Kärnten, aber seit ihr in der Regierung seid, hört 

Kärnten in Villach auf, und das ist das Problem! 

(Beifall von der F-Fraktion.) Und deswegen: 

Fangt endlich einmal an, auch in Oberkärnten 

Sachen zur Umsetzung zu bringen! (Abg. Seiser: 

Lies einmal die Statistiken!) Höró auf mit den 

Statistiken! Fahren wir einmal durch Oberkärn-

ten, dann zählen wir die Baukräne, dann schauen 

wir, wie viele Baustellen bei uns oben vor Ort 

sind und dann reden wir über Statistiken! Das ist 

das Problem! (Neuerlicher Zwischenruf von Abg. 

Seiser.) - Nein, das ist eine Geschichte, Kollege 

Seiser! Du kannst jetzt ruhig hereinschimpfen! 

Du musst einfach der Wahrheit ins Auge sehen 

und mit dem, dass ihr uns bei der Berufsschule 

die Friseure streicht, tut ihr auch nichts Gutes, 

ganz im Gegenteil! Ihr werdet nämlich diese 

Abwärtsspirale weiter vorantreiben und dafür 

werdet ihr die Verantwortung übernehmen! Das 

sei euch ins Stammbuch geschrieben! Ob dir das 

passt oder nicht, das ist einmal so! Deswegen, 

bitte, tun wir in Zukunft, wenn wir schon ökolo-

gische Maßnahmen andenken, was wirklich 

wichtig ist, nämlich die Ressource Holz dement-

sprechend besser zu verankern! Es ist gut, dass 

der mehrgeschossige Wohnbau hierzu ausgebil-

det wird, schauen wir auf unsere heimischen 

Betriebe, da haben wir Aufholbedarf und produ-

zieren wir nicht Sondermüll! Das ist nicht trag-

bar, und das ist nicht die Lösung des Problems. 

Und, bitte, Kollege Seiser, nimmó zur Kenntnis, 

dass Oberkärnten auch zu Kärnten gehört und 

dass wir kein Reservat sind, wo wir in Zukunft 

vielleicht mit dem Lendenschurz und mit dem 

Speer herumspringen werden, damit die tausen-

den Chinesen, die dann kommen und den Kärnt-

ner Tourismus beleben werden, ein dementspre-

chendes Foto-Objekt haben! Ich danke für die 

Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Staudacher   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Schalli. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Mag. Schalli: 
  Mag. Schalli 

Danke, Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte 

Kolleginnen und Kollegen! Der vorliegende 

Gesetzentwurf wurde ja ï das hat auch Klubob-

mann Seiser ausgeführt ï zu dem Zwecke vorge-

legt, um eine schnelle und unbürokratische För-

derung im Bereich des Bauwesens auch für 

Kärntner Familien (Es herrschen Lärm und Un-

aufmerksamkeit im Hause. ï Vorsitzender: Bitte 

um etwas Aufmerksamkeit für den am Redner-

pult befindlichen Redner!) zu erreichen. Das 

Wort ĂGesetzentwurfñ oder ĂNovelle des Geset-

zesñ geht mir hier eigentlich etwas zu weit, denn 

im Prinzip handelt es sich hier um ein Sammel-

surium von Richtlinien. Es wurde hier wohlweis-

lich ein Gesetz ï und das hat auch der Kollege 

von uns schon ausgeführt ï offensichtlich ab-

sichtlich in diese Richtung hin formuliert, dass 

der zuständige Referent, in dem Fall die Refe-

rentin, einfach jederzeit die größtmögliche 

Chance hat, in den Bereich eingreifen und am 

Landtag vorbei eben entsprechend auch mit 

Richtlinien arbeiten zu können. Wenn man sagt, 

dass die Vorschriften zurückgegangen seien, so 

hat unser Kollege ja deutlich ausgeführt, dass 

zwar Vorschriften und Richtlinien erlassen wur-

den, aber in keiner Art und Weise, vielleicht 

auch absichtlich, spezifiziert wurden. Wenn auch 

Kollege Staudacher gerade ausgeführt hat, dass 

gerade im Bereich der Förderungen 20 Zentime-

ter dicke Dämmstoffe ï wir wissen bereits heute, 

bei Abbruchhäusern ï die von den Grünen ge-

forderten Förderungen, 20 Prozent oder 15 Pro-

zent, je nach den Wärme-Richtwerten ï bei veri-

fizierten und realisierten Gebäuden Dämmstoffe 

angebracht wurden, von denen wir heute wissen, 

dass sie wieder saniert werden müssen, weil sie 

die Häuser ersticken und gleichzeitig das Rie-

senproblem ist, dass der Abbruch und der Abbau 

und das Abtragen dieser ehemaligen verordneten 

Dämmungen heute nahezu unbezahlbar ist, ins-

besondere für einen privaten Häuselbauer, da er 

das alles als Sondermüll entsorgen muss. Wenn 

wir jetzt eigentlich diesen Schritt weiter forcie-

ren, halte ich das ï und dann noch festgelegt in 

Richtlinien ï für äußerst bedenklich. (Abg. Dipl.-

Ing. Johann: Bitte, Hanfplatten verwenden!) - 

Auch ich bin ein Verfechter von Hanfplatten, 

danke für den Einwurf! Ich bin auch ein Ver-

fechter und habe selber schon beruflich damit zu 

tun gehabt - Auftragen von Putzmaschinen, Ein-

satz von Lehm. Leider wissen wir, dass das nicht 

realistisch und möglich ist. Das funktioniert 

zwar relativ gut im Burgenland und am Neusied-

ler See, wo sie auch die entsprechenden Schilf-

matten zum Einsatz bringen ï ökologisch super, 

raumklima-mäßig super, nur a) in der großen 

Fläche einfach nicht realisierbar, weil auch als 

Rohstoff noch gar nicht entsprechend verfügbar 

und b) maschinell nicht entsprechend verarbeit-

bar. 

Wie wir wissen, wurden der Hausbau und der 

Kauf einer Wohnung in den vergangenen Jahren 

viel zu wenig gefördert. Ein deutliches Zeichen 

dafür ist eine nicht ausgeschüttete Förderung der 

Kärntner Wohnbauförderung des letzten Jahres 

in der Größenordnung von 25 Millionen Euro. 

Das heißt, was sollte dieses Gesetz, jetzt ein 

Sammelsurium von Richtlinien. eigentlich be-

zwecken - genau das, dass mehr Kärntner Zu-

gang zur Wohnbauförderung haben beziehungs-

weise suchen und auch annehmen. Nur, genau 

das Gegenteil ist der Fall, sonst könnte, wenn 

eine Förderung attraktiv und in der Handhabung 

auch handelbar wäre, nicht Fördergeld übrig-

bleiben. Also, muss man darauf Bezug nehmen. 

Gerade diesbezüglich hätte dieses Gesetz die 

Chance gehabt, hier die Nicht-Inanspruchnahme 

von Förderungen abzuschaffen. Auf den An-

spruch auf eine unkomplizierte Auszahlung des 

vom Landtag beschlossenen und von uns auch 

geforderten ĂHªuselbauer-Bonusñ in der Hºhe 

von ú 10.000,-- bis ú 25.000,-- wurde leider trotz 

mehrmaliger Urgenz bei der Werdung dieses 

Gesetzes im entsprechenden Ausschuss, im Fi-

nanzausschuss, in keiner Art und Weise Bedacht 

genommen. (Abg. Dipl.-Ing. Johann: Das stimmt 

ja nicht!) - Nein, nicht in dieser Art und Weise! 

Die gleichzeitige Öffnung der Kärntner Wohn-

bauförderung ï von den Kärntnern finanzierte, 

zweckgewidmete, nämlich über die zweckge-

widmete Lohnabgabe ï die von den Kärntnern 

selbst finanzierte Wohnbauförderung für Aus-

länder halte ich für entschieden zu weit gehend 

und für extrem bedenklich, insbesondere wenn 

man weiß, dass hier auch Asylanten ständig Er-

leichterungen im Umgang, mit dem Zugang zu 

Förderungen bekommen sollen! Ich weiß schon, 
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dass das jetzt im Sinne der Grünen ï und das 

sage ich jetzt bewusst unter Anführungszeichen 

ï Stimmvieh fangen durchaus auch sein könnte. 

Nur, ich halte das, ausgetragen auf dem Rücken 

der Kärntner Bevölkerung, die das über die 

Lohnabgaben finanziert, eigentlich schon für ein 

außerordentlich starkes Stück! Denn ich glaube, 

das müssen wir den Menschen draußen ganz 

deutlich bekanntmachen und verklickern, weil 

ich das für wirklich unerträglich halte, wie sich 

hier im Zusammenhang ein Kniefall vor einer 

aus meiner Sicht sehr, sehr eigenartigen, neuen ï 

wie wir es auch aus den Medien entnommen 

haben ï Grünen Politik darstellt. 

Zu den Sanierungsmaßnahmen als solche noch 

einmal: Es wurde hier, ich glaube, von dir, 

Klubobmann Seiser, auch angesprochen, dass es 

jetzt so transparent ist und dass das so super ist, 

dass wir die Häuser super unter Beobachtung 

haben. Smart-Meter war gerade vorher das The-

ma. Ich halte das hier, ehrlich gesagt, für einen 

Kniefall vor der KELAG! Weil hier zu sagen, 

durch Eingriffe in die Privatsphäre von Häusel-

bauern und von Privatbürgern und die KELAG 

dabei von Regierungsseite her zu unterstützen, 

dass sie ihre Smart Meter leichter und besser in 

die Wohnungen der Menschen bekommt, um 

hier einfach ĂBig Brother is watching youñ bes-

ser für das Land zu ermöglichen, das halte ich 

für gefährlich, denn das ist es im Prinzip, ein 

Kniefall vor der KELAG! Auch hier zu sagen, 

auf der einen Seite sind wir damit konfrontiert 

auch aufgrund der Grünen Politik in Kärnten, 

dass die Förderung für die Wärmepumpe einge-

stellt wurde, aber auf der anderen Seite den Aus-

bau von erneuerbarer Energie gerade im Bereich 

der Heizungen zu forcieren: Ja, auch das ist ein 

Kniefall, nämlich im Prinzip ein Kniefall vor der 

Mafia der Pellets-Industrie! Das ist in dem Fall 

nicht anders zu bezeichnen. Ich führe aus, wa-

rum ich das so sage: Wenn man weiß, wie die 

Pellets-Industrie in Europa, zumindest in Zen-

traleuropa arbeitet, mit der ständigen Verände-

rung ihrer Richtlinien, der Veränderung des Zu-

gangs der Möglichkeit, Pellets zu produzieren, 

indem man vorher sagt, das war die ÖNORM, 

dann ist es die EU-Norm, dann war es die DIN-

Norm dazwischen, und nur diese Betriebe, die 

sich dem unterwerfen, nämlich diesem Diktat 

unterwerfen, haben Zugang zu diesem Markt 

und alle anderen sind völlig ausgeschlossen. 

Nichtsdestotrotz sind alle, auch die EU-Norm-

Pellets ï und das wissen die Grünen auch aller-

bestens ï genauso mit dem Problem und der 

Problematik der Ruß-Verfrachtung und der Ruß-

Erzeugung beim Verbrennungsprozess konfron-

tiert. Es wird die Verteufelung der fossilen 

Brennstoffe durch die CO2-Geschichte hier zwar 

immer wieder argumentiert, aber auf der anderen 

Seite spricht niemand von der auf uns zukom-

menden Ruß-Belastung, weil ja noch immer 

keine Waschanlagen und Filteranlagen in den 

Privatbereichen vorgeschrieben werden, wo 

Pelletöfen eben eingesetzt werden. Das ist ein 

Problem, dem sich diese Industrie bereits stellt. 

Nur, es gibt da auch in diesen Richtlinien hier 

keinen Anhaltspunkt, um zu sagen, okay, wie 

werden wir in Zukunft dieses Problems Herr 

werden. Denn sollte es tatsächlich dazu kom-

men, dass fossile Brennstoffe stark substituiert 

werden könnten, werden wir auf der anderen 

Seite ein massives Problem mit ansteigenden 

Rußpartikel-Problematiken hier im Lande ha-

ben! 

Bisher wurden ï ich komme noch einmal zur 

Zulassung der Wohnbauförderer in dem Bereich 

beziehungsweise der Antragsteller für Wohnbau-

förderung ï nur anerkannte Asylwerber zugelas-

sen. Diese mussten Deutsch-Kenntnisse vorwei-

sen. Jetzt wiederum ï Kniefall vor wem auch 

immer! ï wird der soziale Wohnbau auch für 

alle Asylanten und subsidiär Schutzberechtigten 

ohne jede Einschränkung und ohne Bedingun-

gen, dass die Integration gefördert wird, hier 

aufgemacht. Ich halte das für etwas, was auf 

dem Rücken der Kärntner Bevölkerung gemacht 

wird! (Zwischenruf von Abg. Köchl.) Erkläre das 

einmal deinem Bürger in deiner Gemeinde, der 

im Arbeitsprozess ist, seine Lohnabgaben zahlt, 

damit er seine Wohnbauförderung finanziert und 

dann kommt jemand daher, (Abg. Köchl: Das 

stimmt nicht!) der noch nie in diesem Land auch 

nur einen Cent Beitrag gezahlt hat und hat den 

gleichen Rechtsanspruch (Abg. Köchl erneut: 

Das stimmt nicht!) wie jemand, der hier schon 

40 Jahre arbeitet! (Abg. Köchl wiederum: Das 

stimmt nicht!) Das musst du wohl deinen Ge-

meinde-Bürgern erklären! Das ist für mich völlig 

undenkbar! 

Auch der Umsetzung der Empfehlungen des 

Rechnungshofes wird hier nicht Rechnung ge-

tragen. Es ist wie üblich, wir kriegen zwar die 

Berichte des Rechnungshofes. Der Rechnungs-

hof wird beauftragt, entsprechende Prüfungen 
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und Planungen beziehungsweise Überprüfungen 

von Gesetzesmaterien zu machen. Nur, wenn 

dann die Vorschläge kommen - als ob er nicht da 

wäre, völlig Ăwurschtñ, auf Deutsch gesagt, völ-

lig Ăwurschtñ! Der Direktor des Landesrech-

nungshofes und sein Team geben hier wie in so 

vielen anderen Materien ihre Stellungnahmen 

ab, machen die Verbesserungsvorschläge, nur, 

das Gesetz wird einfach so erlassen, wie es auf 

den Tisch gekommen ist, völlig egal, wie das 

gemacht wird! Das halte ich auch gegenüber 

dem Landesrechnungshof eigentlich, sagen wir 

es einmal so, für eine eigenartige Vorgangswei-

se. (Zwischenruf von Abg. Scherwitzl.) 

Darüber hinaus wiederum in diesem Gesetz 

nicht geregelt: Das Management, das Leerflä-

chen-Management. Ich begrüße es sehr und aus-

drücklich ï und die Frau Mag. Fritzl hat uns das 

im Finanzausschuss ja auch ausführlich darge-

legt ï dass man sagt, okay, das Flächen-

Management im Bereich der Verminderung der 

Zersiedelung der Regionen und der Gemeinden 

wird mit diesem Richtlinien-Katalog jetzt hint-

angehalten. Gleichzeitig gibt es aber diesbezüg-

lich, gerade was das Leerstehungs-Management 

und das Leerflächen-Management betrifft, keine 

in irgendeiner Weise gearteten Aussagen diesbe-

züglich. Gerade das, wenn man sagt, Sanierung 

von altem Wohnbau, Ausbau von Dachböden, 

was auch du, Herr Klubobmann gesagt hast, 

absolut begrüßenswert, überhaupt keine Frage, 

absolut, aber was mir fehlt, ist einfach auch ein 

klassisches Leerflächen-Management, wie es 

eigentlich jeder Immobilienverwalter heutzutage 

hat. Nur, das Land hat mehr Immobilien und 

hätte es umso dringender notwendiger, ein funk-

tionierendes Leerflächen-Management gerade im 

Altbestand zu haben, insbesondere weil das ja 

einen Riesenpart im Bereich der Kostendämp-

fung bedeuten kann. Wir wissen alle, dass gera-

de das ein Bereich ist, wo das Land sehr, sehr 

viel Geld sparen könnte. (Zwischenruf von Abg. 

Scherwitzl.) Aber leider, wiederum nicht in An-

griff genommen, gesetzesmäßig sowieso nicht, 

aber diesbezüglich nicht einmal in den Richtli-

nien. Noch einmal: Ein Sammelsurium von 

Richtlinien, die es eigentlich nicht wert sind, hier 

als neues Wohnbauförderungsgesetz benannt zu 

werden! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Mag. Schalli   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Klubobmann Herwig Seiser. Ich erteile ihm das 

Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Ich bin, wie soll man sagen, durch die Aussagen 

unserer Freunde vom rechten Rand ermutigt, 

doch noch das eine oder andere zu sagen. (Zwi-

schenruf von Abg. Mag. Leyroutz.) Zu allererst 

dem jüngsten Spross dieser Oppositionspartei 

eine kurze Nachhilfe. Auch wenn es nur statisti-

sche Zahlen sind, es sind Zahlen des Arbeits-

marktservice, die ich dir jetzt im Zusammenhang 

mit Oberkärnten, sprich auch Bezirk Spittal, 

auch Hermagor, auch Feldkirchen zur Kenntnis 

bringen möchte, Herr Kollege Staudacher! Die 

Arbeitslosen haben sich in Spittal von Jänner bis 

Juli halbiert (Abg. Mag. Leyroutz: Und das trotz 

eurer Politik!) von 5.000 auf 2.000 und noch 

irgendetwas. Wir haben im Bezirk Spittal einen 

Rückgang im Vergleichsmonat zum Vorjahr von 

beinahe zehn Prozent, in Kärnten insgesamt 

7,5 Prozent, in Hermagor einen Rückgang von 

22,3 Prozent und in Feldkirchen einen Rückgang 

von 17,5 Prozent. Ich denke, darauf kann man 

stolz sein! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von 

der ÖVP-Fraktion und von der Grünen-

Fraktion.) Darauf kannst auch du, Kollege Stau-

dacher, als Abgeordneter von Oberkärnten stolz 

sein! Noch dazu, wenn man bedenkt, dass ihr 

vor nicht wenigen Monaten dieses Land via Hy-

po/HETA-Haftungen über die Klinge springen 

lassen wolltet! (Abg. Staudacher: Bitte, das ist 

wohl weit hergeholt!) Das ist passiert, das ist 

passiert! (Abg. Mag. Leyroutz: Über die ver-

schenkten Milliarden sollte man reden!) Herr 

Kollege Pirolt, jetzt verstehe ich schon, wenn es 

mehrere Gesetze gibt, wo man, sage ich jetzt 

einmal auf gut Kärntnerisch, nicht allzu viel 

dazu beigetragen hat, man eigentlich geneigt ist, 

diese Gesetze zu zerfleddern und diese Gesetze 

auf eine Art und Weise hier am Rednerpult zu 

zerreden, die aus meiner Sicht zumindest ï zu-

mindest! ï unfair ist. Im Boxsport würde man 

sagen, permanent unter die Gürtellinie! Kollege 

Pirolt, ich möchte jetzt auf deine einzelnen Ein-

würfe und Wortklaubereien nicht eingehen. Nur, 

wenn gewünscht wird, dass ein Wohnbauförde-

rungsgesetz lesbar gestaltet wird, dann sollte 



 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode  6337 

Seiser 

man bedenken, dass für die Bauausführung die 

Kärntner Bauvorschriften, die OIB-Richtlinie, 

die Kärntner Bauordnung maßgeblich sind! Kol-

lege Pirolt, wir werden im Kärntner Wohnbau-

förderungsgesetz - (Abg. Pirolt: Ich lasse mich 

nicht verarschen!) ï Nein, eh nicht! Kollege 

Pirolt, hörst du mir noch zu? Wir werden im 

Kärntner Wohnbauförderungsgesetz ganz sicher 

nicht regeln, wie eine Warmwasserleitung oder 

ob eine Warmwasserleitung mit Steinwollum-

hüllung oder mit Mineralwollumhüllung ge-

dämmt wird. Das geht sich leider im Wohnbau-

förderungsgesetz nicht aus! Dafür gibt es Bau-

vorschriften, dafür gibt es eine Bauordnung, 

dafür gibt es Gebäuderichtlinien und dafür gibt 

es die OIB-Richtlinie! Wenn man das Kärntner 

Wohnbauförderungsgesetz auch in der Vergan-

genheit genau gelesen hätte, dann würde man 

wissen, dass, was die Bauausführung betrifft, 

eben auf diese Vorschriften und Materien ver-

wiesen wird! Nichts anderes wollte ich in diesem 

Zusammenhang gesagt haben! Wie gesagt, les-

bar versus nicht lesbar! Ich denke, die Lesbar-

keit, in Anwendbarkeit des Wohnbauförde-

rungsgesetzes, ist mit dieser Neuschaffung des 

Wohnbauförderungsgesetzes doch gelungen! 

Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Seiser   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist die 

zuständige Wohnbaureferentin Landeshaupt-

mann-Stellvertreterin Gaby Schaunig. Ich erteile 

ihr das Wort, bitte! 
Ing. Rohr   

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. 

Dr. Schaunig-Kandut  (SPÖ): 
  Mag. Dr. Schaunig-Kandut 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr 

Landeshauptmann! Geschätzte Regierungskolle-

gen! Geschätzte Mitglieder des Kärntner Land-

tages! Geschätzte Zuhörerinnen und Zuhörer! In 

vielen Bereichen, die wir im Kärntner Landtag 

in den vergangenen Jahren behandeln mussten, 

hat es sich um das Pflichtprogramm gehandelt, 

wie die Lösung der HETA-Frage. Heute machen 

wir die Kür! Der Bereich des Wohnbaus ist einer 

meiner absoluten Herzensanliegen. Leistbares 

Wohnen, ein leistbares, qualitativ hochwertiges 

Dach über dem Kopf, das zählt ï und ich denke, 

das ist unstrittig ï zu den Grundbedürfnissen, die 

die Menschen haben. 

Zum ersten Mal durfte ich in diesem Landtag im 

Jahr 1991 zum Thema Wohnbau sprechen ï als 

Expertin der Kärntner Arbeiterkammer zum 

Bereich Wohnrecht. Damals habe ich formuliert, 

dass wir das Augenmerk auf den verdichteten 

Flachbau, auf mehrgeschossigen Mietwoh-

nungsbau und auf gleichförmige Mietzinsent-

wicklungen richten müssen. Unser Landes-

hauptmann hat damals als Abgeordneter einge-

fordert, dass bestehende Bausubstanz verstärkt 

zu nützen ist. Sehr geehrter Herr Landeshaupt-

mann, sehr gerne wird das neue Gesetz dem 

nachkommen! Und ein lieber, persönlich und 

fachlich hochgeachteter und wahrscheinlich für 

uns alle unvergessener Freund, Landesrat Her-

bert Schiller, hat damals den Einsatz von Alter-

nativenergie und die Aktivierung von leerste-

henden Wohnungen gefordert. Als ich 1999 das 

erste Mal in die Landesregierung gekommen bin, 

war mein Wunschreferat die Wohnbauförderung. 

Damals ist es leider nicht gelungen, aber beim 

zweiten Anlauf 2013 hat es geklappt. Und heute 

beschließen wir das modernste Wohnbauförde-

rungsgesetz Österreichs. Es ist ein Gesetz aus 

der Praxis für die Praxis. Und wenn ich etwas 

garantieren kann, dann das ganz sicher beim 

Thema Wohnbau! Ich habe zehn Jahre lang die 

Miet- und Wohnrechtsberatung in der Kärntner 

Arbeiterkammer gemacht, ich war fast zehn 

Jahre lang Sozialreferentin und kenne ï so wie 

jetzt Beate Prettner ï die Nöte der Menschen, 

wenn es darum geht, das Dach über dem Kopf 

entsprechend zu finanzieren. Und ich war sechs 

Jahre in einer Rechtsanwaltskanzlei tätig, die 

den Schwerpunkt Immobilien hatte und bin 

nunmehr seit 2013 Wohnbaureferentin. Also, 

dieses Gesetz ist aus der Praxis und vor allem für 

die Praxis. 

Wir haben eine lange Vorarbeit diesem Gesetz 

zugrunde gelegt, wir haben seit 2013 in der 

Fachabteilung intern evaluiert, wo wir Verbesse-

rungsbedarf haben. Und ganz, ganz viele der 

Vorschläge, die in das Gesetz einfließen, stam-

men von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

die tagtäglich die Arbeit leisten, die genau wis-

sen, wo es Verbesserungsbedarf gibt und die hier 

mit viel akribischer Arbeit ihre Ideen einge-

bracht haben. In einem zweiten Schritt haben wir 

die Wohnbauförderung in Kärnten extern evalu-
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ieren lassen und haben auch hier wertvolle An-

regungen bekommen, insbesondere zur Gestal-

tung der Mietzinsentwicklung im Bereich der 

Wohnbauförderung. Und letztendlich, heute 

schon mehrfach angesprochen, hat uns der 

Rechnungshof in einer sehr umfassenden Prü-

fung wertvolle Anregungen für das Gesetz mit-

gegeben, die in das Gesetz auch in entsprechen-

dem Umfang eingeflossen sind. 

Eine der Anregungen des Rechnungshofs war es, 

überprüfbare Ziele, Grundsätze und Fördermaß-

stäbe in das Gesetz mit aufzunehmen. Und das 

haben wir in Paragraph 1 des neuen Wohnbau-

förderungsgesetzes auch sehr umfassend getan, 

weil wir wirkungsorientiert fördern möchten, 

weil wir uns dazu bekennen, klare, strategische 

Grundlagen auch in Gesetze und in Fördermaß-

nahmen mit aufzunehmen. Der Herr Abgeordne-

te Lebersorger, der ja auch einer der Mitverhand-

ler war, hat es in seiner Eingangswortmeldung 

auch schon präsentiert ï es geht darum, unter-

schiedliche Zielsetzungen, die sich das Land und 

die Politik dieses Landes im Sinne der Bürgerin-

nen und Bürger setzt, auch in ein Gesetz einflie-

ßen zu lassen und dass nicht ein einziges Ziel im 

Vordergrund steht, sondern die bestmögliche 

Abstimmung einer breiten Zielerreichung, die 

dazu führen soll, dass wir leistbaren, qualitativ 

hochwertigen und in ganz Kärnten angebotenen 

Wohnraum für die Menschen in Kärnten be-

kommen. Wir haben es auch geschafft, dass wir 

eine Verbindung zwischen raumordnungspoliti-

schen Zielsetzungen und Wohnbauförderung in 

das Gesetz mit aufgenommen haben, wo es da-

rum geht, die Ortskerne und -zentren zu stärken. 

Und wenn man sich ansieht, wir haben vieles 

auch im Vorgriff schon getan. Gerade unlängst 

hatten wir den Spatenstich in Moosburg, ge-

meinsam mit Bürgermeister Gaggl, in einer zent-

ralen Lage ï ich glaube, fußläufig ist alles in der 

Gemeinde erreichbar ï auf einem wunderschö-

nen Grundstück, wo die Kinder zu Fuß in den 

Kindergarten und in die Schule gehen können, 

die Menschen zu Fuß einkaufen gehen können 

und für die ältere Generation alle Annehmlich-

keiten und die gesamte Infrastruktur der Ge-

meinde fußläufig zur Verfügung stehen. Das ist 

ein Beispiel, stellvertretend für viele, die wir in 

ganz Kärnten umsetzen. 

Wir haben uns zum Ziel gesetzt, energieeffizien-

ter und ressourcenschonender zu bauen, und das 

ist gut für die Wirtschaft, und es ist vor allem gut 

für die Menschen, die die Häuser und Wohnun-

gen dann bewohnen werden, denn einer der 

größten Kostentreiber, den wir im Wohnbereich 

haben, sind die Betriebskosten. Und jeden Cent, 

den wir hier im laufenden Betrieb einsparen 

können, der schlägt sich in barer Münze im 

Geldbörsel der Kärntnerinnen und Kärntner 

letztendlich nieder. 

Vielleicht kurz zu den einzelnen Bereichen: Im 

Bereich der Eigenheimförderung haben wir hö-

here Einkommensgrenzen, das heißt, mehr 

Kärntnerinnen und Kärntner werden eine Förde-

rung beantragen können. Wir haben weniger 

Bürokratie, denn die Vorgaben, die ich brauche, 

um nach den OIB-Richtlinien eine Baubewilli-

gung zu bekommen, die sind das Standardpro-

gramm und dafür gibt es auch die Förderung. 

Wenn ich ökologisch hochwertiger baue, dann 

gibt es Zusatzförderungen. Und wir haben mit 

dem neuen Gesetz auch die Möglichkeit, Darle-

hen, die gewährt werden und Einmalzuschüsse 

miteinander zu kombinieren und zum Beispiel 

die Standarderrichtung eines Hauses zu fördern 

und besondere Impulsaktionen zu setzen, wenn 

es darum geht, ökologische Wärmesysteme, 

Heizsysteme, Wasseraufbereitungssysteme 

nachhaltig zu fördern. 

Wir haben die Zinsen herabgesenkt, und es ist 

schon ein bisschen widersprüchlich, wenn auf 

der einen Seite die FPÖ kritisiert, es würde zu-

viel in den Richtlinien geregelt und auf der ande-

ren Seite kritisiert, niemand nimmt die Wohn-

bauförderung in Anspruch, weil die Zinsen zu 

hoch sind. Das resultiert genau daraus, dass das 

derzeitige Gesetz auch die Zinsen und viele an-

dere Kleinigkeiten regelt, die man flexibel in 

Richtlinien jeweils an die Marktverhältnisse 

anpassen muss, um nicht genau wieder jenes 

Bild zu produzieren, dass eben keine Wohnbau-

förderung in Anspruch genommen wird, weil 

sich die Zinslandschaft des Gesetzes meilenweit 

von der Realität des Kapitalmarktes entfernt hat. 

Wir haben neue Bauformen vorgesehen, zum 

Beispiel Bauherren-Modelle, wo hinkünftig Pri-

vatpersonen sich zusammenschließen und ge-

meinschaftlich Wohnraum errichten können. Ein 

Modell, das bisher in der Wohnbauförderung in 

Kärnten überhaupt nicht existent war. 

Im Bereich der Sanierung von Wohnraum geht 

es um die Schaffung und die Sanierung von 

Wohnraum und erstmals auch um die Schaffung 
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von Wohnraum durch Zu-, Umbauten und Ein-

bauten in Bestandsobjekten. Das ist diese Nut-

zung der Bestandsobjekte, die Peter Kaiser 

schon 1991 in sehr weitblickender Form in die-

sem Landtag formuliert hat. Wir möchten aber 

auch Beratungsleistungen mit einem Sanie-

rungscoach fördern, weil es darum geht, vielen 

Menschen zum Beispiel auch die Angst davor zu 

nehmen, wie es ist, wenn ich eine zweite Woh-

nung in meiner bestehenden Bausubstanz schaf-

fe, was das rechtlich für mich bedeutet, was das 

technisch bedeutet und was das steuerrechtlich 

bedeutet. Hier möchten wir ein verbreitertes 

Angebot stellen, das insbesondere im ländlichen 

Raum, wo wir wissen, dass sehr viel Wohnraum 

in Zwei- und Dreifamilienhäusern, die ehemals 

groß gebaut worden sind, derzeit ungenutzt und 

mit großen Kosten für die Bewohnerinnen und 

Bewohner leer stehen. Wir möchten den Altbe-

stand Ăattraktivierenñ, wir haben ein großes Pro-

gramm zum Reconstructing und ï für alle, die 

das Gesetz offenbar nicht gelesen haben ï auch 

der Abbruch und die Entsorgung werden hier 

entsprechend mit gefördert. 

Besonders am Herzen liegt mir ï und das ist kein 

Geheimnis ï leistbares Wohnen im Bereich des 

Mietwohnungsbaus. Und hier haben wir derzeit 

ein System, dass die Mieten im 21. und im 41. 

Jahr sprunghaft ansteigen lässt, weil es auf einer 

alten Annahme, dass auch das Einkommen der 

Menschen jedes Jahr steigt, beruht. Von dem 

gehen wir völlig ab. Hinkünftig gibt es eine 

gleichmäßige Mietzinsentwicklung, ich weiß 

beim Bezug der Wohnung, wie hoch meine Mie-

te ist, es gibt nur mehr eine Indexierung, die sich 

mit dem Bereich der Verbraucherpreis-Ent-

wicklung niederschlägt, aber keine solchen ekla-

tanten Sprünge, die bis zu einer Verdoppelung 

der Mietkosten im 41. Jahr führen können und 

letztendlich für viele Mieterinnen und Mieter 

unlösbare Probleme darstellen. Wir werden 

dadurch auch Einsparungen lukrieren, denn wir 

werden weniger Geld für die Wohnbeihilfe aus-

geben müssen, denn wir unterstützen vor allem 

ältere Wohnungen mit der Wohnbeihilfe, wo 

genau diese großen Mietzinssprünge dann grei-

fen. 

Wir nehmen Mobilitätskonzepte mit auf und 

haben ganz neue Angebote, weil das Wohnen 

mehr ist als nur das Errichten von Wänden. 

Wohnen ist das Zusammenleben von Menschen 

mit ihren unterschiedlichsten Bedürfnissen, und 

das wird dieses neue Gesetz auch abbilden. 

Nicht nur die Wand, die aufgebaut wird, sondern 

auch soziale Dienstleistungen, die das Miteinan-

der von Generationen ermöglichen, Dienstleis-

tungen wie Carsharing, Mobilitätskonzepte, das 

Fahrrad vor der Haustür und Ähnliches werden 

berücksichtigt. Neue Konzepte, die Wohnen und 

Arbeiten miteinander verbinden, neue Konzepte, 

die zum Beispiel Gemeinschaftsräumlichkeiten 

fördern, wenn wir kleinere Wohnungen schaffen, 

dass dann für gemeinschaftliche Veranstaltungen 

der Raum hinkünftig auch in der Wohnbauförde-

rung gefördert und entsprechend preisgünstig zu 

mieten ist. Wir haben hier wirklich viel Phanta-

sie und viele neue Möglichkeiten und einen brei-

ten Spielraum, Wohnbau genauso bunt und viel-

fältig und so individuell zu machen, wie das 

Leben der Menschen ist. Das alte Gesetz hat das 

nicht ermöglicht, deshalb brauchen wir diese 

neue Freiheit, um den Menschen wirklich das zu 

schaffen, was sie für ihre Wohnversorgung ver-

wirklichen möchten. 

Im Bereich der vorzeitigen Rückzahlung werden 

wir diese hinkünftig auch für juristische Perso-

nen zulassen, aber nur unter der Prämisse, dass 

jeder Cent, der hier eingespart wird, eins zu eins 

den Mieterinnen und Mietern für günstigere 

Mieten auch zugute kommt. 

Wir haben anpassbare Bauweisen hinkünftig 

vorgesehen, Barrierefreiheit und die Heraus-

nahme von Wänden, und ich kann Sie nur einla-

den, solche Modelle anzuschauen, wo hinkünftig 

Räumlichkeiten flexibel der einen oder der ande-

ren Wohnung, je nach den Bedürfnissen der 

Mieterinnen und Mieter, zugeordnet werden 

können, um auch eines zu vermeiden, dass wir 

Leerstehungen haben, weil Wohnungen 

schlichtweg aufgrund der veränderten Lebens-

verhältnisse für viele Mieterinnen und Mieter zu 

groß werden. 

Wir haben eine Erweiterung des Eigenmitteler-

satzdarlehens. Das ist das Darlehen, das die 

Einmalkosten bei Bezug der Wohnung abfedern 

soll. Hinkünftig wird es bei jeder Bezugnahme 

möglich sein, auch ein Eigenmittelersatzdarlehen 

in Anspruch zu nehmen. 

Und wenn hier wiederholt Dinge behauptet wer-

den, die entweder im Gesetz nicht so stehen oder 

im Gesetz sehr wohl verankert sind, kann ich 

wirklich allen nur empfehlen, sich das Gesetz 

einmal wirklich zu Gemüte zu führen! Ich möch-
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te mich bei allen bedanken, die mit großem 

Know-how bei diesem Gesetzentwurf, bei die-

sem Gesetz mitgearbeitet haben! Bei den Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern der Abteilung 

Wohnbauförderung, Frau Mag. Fritzl und ihrem 

Team, ein unheimlich innovativer Bereich der 

Kärntner Landesregierung ï ein herzliches Dan-

keschön für die viele zusätzliche Arbeit, die hier 

mit eingeflossen ist! An das Prüfteam des Rech-

nungshofes, das wirklich eine tolle Prüfung ge-

macht und auf den Punkt gebracht hat, wo Ände-

rungserfordernisse umzusetzen sind, und auch 

das ist in das Gesetz mit eingeflossen! An die 

Verfassungsabteilung, die ein Gesetz verfasst 

hat, das aus einem Guss ist, das gut lesbar ist 

und für die Norm-Unterworfenen eine Lektüre 

darstellt, an der man sich wirklich orientieren 

kann und die man auch versteht! An das Ver-

handlungsteam mit Herwig Seiser, Herbert 

Gaggl, Reinhard Lebersorger, Wilhelm Korak 

war mit dabei, die sich alle sehr konstruktiv ein-

gebracht haben! 

Und wenn auch heute manche Strecken der Dis-

kussion von blanker Unwissenheit und politi-

scher Polemik gezeugt haben, bedanke ich mich 

bei Christian Leyroutz, bei Herrn Habich aus 

dem Büro vom Herrn Landesrat Köfer, die eben-

falls in den Diskussionen, die hinter den Kulis-

sen stattgefunden haben, durchaus konstruktive 

Anregungen eingebracht haben! 

Ich freue mich, es ist ein schöner Tag, es ist vor 

allem ein schöner Tag für all jene Kärntnerinnen 

und Kärntner, die ein gutes Wohnbauförde-

rungsgesetz bekommen, durch das Wohnraum 

qualitativ hochwertig, leistbar, unbürokratisch 

zur Verfügung gestellt werden soll! (Beifall von 

der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Schaunig-Kandut   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Franz Pirolt von den Freiheitlichen. 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Herr Präsident! Ich verzichte darauf, auf den 

Oberlehrer Seiser zu replizieren! Er kommt ir-

gendwann eh in meine Gasse! (Abg. Köchl in 

Richtung Abg. Seiser: Ah, fährst du jetzt nach 

Straßburg?) 
Pirolt   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ist jetzt die Wortmeldung zurückgezogen? 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Zurückgezogen! 
Pirolt   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ja, gut! Das kann man einfacher auch sagen ï 

zurückgezogen! Damit ist das erledigt. Als wei-

terer Redner zu Wort gemeldet ist der Landesrat 

Mag. Darmann. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Landesrat Mag. Darmann (F): 
  Mag. Darmann 

Besten Dank, Herr Präsident! Werte Regie-

rungskollegen! Geschätzte Fachbeamtenschaft, 

aber auch werte Damen und Herren Abgeordne-

te! Ich glaube, das ist immer gut, wenn der eine 

oder andere sich versucht, auf andere Art auszu-

drücken und nicht den kurzen Weg sucht, son-

dern gleich seine Aktivität als Abgeordneter 

auch entsprechend begründet. Das ist ja kein 

Fehler, ist auch erfrischend hier in der politi-

schen Auseinandersetzung! Geschätzte Damen 

und Herren! Ich glaube, Sie werden mir alle 

zustimmen in der Diskussion dieses Wohnbau-

förderungsgesetzes Neu, dass sich die Kärntne-

rinnen und Kärntner selbst über die zweckge-

widmete Lohnabgabe von 0,5 Prozent ihre 

Wohnbauförderungsgelder zahlen, nur ankom-

men tun sie nicht mehr bei diesen selbigen 

Kärntnerinnen und Kärntnern, und das ist der 

Ausfluss dieses Wohnbauförderungsgesetzes 

Neu, denn es gilt, hier eines zu unterstreichen, 

und das möchte ich hier mit aller Vehemenz 

machen: Da und dort ist manches heute schon 

gekommen, aber es gilt, dies noch einmal her-

auszuarbeiten ï wenn das neue Wohnbauförde-

rungsgesetz es ermöglicht, dass nicht nur wie 

bisher Asylanten einen Zugang zum sozialen 

Wohnbau haben, sondern darüber hinaus sub-

sidiär Schutzberechtigte und noch einmal dar-

über hinaus auch Asylwerber, dann, geschätzte 
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Damen und Herren, ist das Nichts, was in den 

Reihen von SPÖ, ÖVP und Grünen zum Kopf-

schütteln führen sollte, sondern dann müsste 

man auch hier das Gesetz entsprechend lesen 

und in Paragraph 20 entsprechend hier wieder-

finden, dass geförderte Wohnungen nur an fol-

gende Personen vermietet oder zur Nutzung 

¿berlassen werden d¿rfen: Unter Ziffer 4: ĂGe-

meinnützigen juristischen Personen, die nach 

ihrer Satzung die Aufgabe haben, Menschen mit 

Behinderung, Menschen in Notsituationen oder 

alte Menschen zu betreuen, zur Überlassung an 

Menschen mit Behinderungñ ï und jetzt kommt 

es ï Ăan Menschen in Notsituationen oder an alte 

Menschen.ñ Das heiÇt, genau hier ist festgehal-

ten, dass karitative Organisationen, juristische 

Personen in Zukunft soziale Wohnbau-Woh-

nungen anmieten können, um dort auch Asyl-

werber unterzubringen. Das sind Menschen, 

vermeintlich in Notsituationen und damit ver-

sucht man, hier auch einen Weg zu gehen, um 

diese von den Kärntnerinnen und Kärntnern für 

sich selbst zur Seite geschafften oder zurückge-

legten Wohnbauförderungsgelder umzuleiten in 

den Bereich des Asylwesens. Das kann von un-

serer Seite natürlich nicht goutiert werden, und 

ich glaube auch nicht, dass das die Kärntnerin-

nen und Kärntner goutieren! (Beifall von der F-

Fraktion und von Abg. Mag. Schalli.) Dass hier 

gerade die Grünen unrund werden, ist sowieso 

ein Witz der Geschichte! Ich habe ja lange über-

legt, ob ich das jetzt hier noch einmal bringen 

soll. Aber wenn der Herr Kollege Johann grin-

send den Kopf schüttelt und der Kollege Leber-

sorger es vorher tunlichst vermieden hat, diesen 

Bereich Ausländer und Asylanten in seiner Lo-

beshymne auf das neue Wohnbauförderungsge-

setz anzusprechen, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-

Ing. Johann.) dann ist es natürlich besonders 

spannend, dass genau die Grünen hier die Finger 

von dieser Ăheißen Kartoffelñ lassen, haben sie 

doch selber in den letzten Wochen gezeigt, wie 

sie es damit halten, in den eigenen Reihen (Bei-

fall von der F-Fraktion und von Abg. Mag. 

Schalli.) auch den Weg der Nationalratswahl-

ordnung zu kippen, indem in internen Sitzungen 

Asylwerber, vielleicht auch Asylanten, aber auf 

jeden Fall nicht Staatsangehörige entsprechend 

mitbestimmen können, wer in den Nationalrat 

vorrücken darf und wer nicht. Meines Erachtens 

haben sie hiermit den Rahmen der österreichi-

schen Bundesverfassung bei weitem verlassen, 

und das sollte einmal einer entsprechenden Maß-

regelung durch den Bundesverfassungsgerichts-

hof zugeführt werden! (Beifall von der F-

Fraktion und von Abg. Mag. Schalli.) Das muss 

ich hier auch einmal festhalten, denn das ist 

schlichtweg eine ĂSauereiñ, wie hier die öster-

reichische Bundesverfassung dadurch umgangen 

wird, (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Johann.) 

ein Wahlrecht für Österreicherinnen und Öster-

reicher dadurch zu umgehen, dass Asylwerber, 

Asylanten plötzlich bestimmen, wer bei euch im 

Vorwahlgang entsprechend auf die Vorwahlliste 

kommen kann! (Vorsitzender: Herr Mag Darm-

ann! Ich bitte, zum Thema zurückzukehren, wir 

sind bei der Wohnbauförderung! ï 3. Präs. Lob-

nig: Das gehört ja dazu! ï Vorsitzender: Beim 

neuen Wohnbauförderungsgesetz und nicht bei 

irgendwelchen Vorgängen in politischen Partei-

en! Das können Sie irgendwo kommentieren, 

aber nicht jetzt zu dem Tagesordnungspunkt, 

weil das eine klassische Themenverfehlung ist! ï 

3. Präs. Lobnig: Weil es nicht genehm ist!)-  

Herr Präsident, ich bin irritiert ob dieser Vorsitz-

führung! Ich darf das hiermit auch entsprechend 

begründen, da ich sehr wohl zum Thema Wohn-

bauförderungsgesetz rede. Ich glaube, das haben 

alle anfänglich auch mitbekommen, dass das 

Thema Asylwerber, Asylanten und das Ausspa-

ren dieses Themas durch den Herrn Abgeordne-

ten Lebersorger sehr klar darauf zurückzuführen 

ist, welche fragwürdigen Vorgänge hier bei den 

Grünen, bei Ihrem Koalitionspartner, Herr Präsi-

dent, herrschen! Das ist hiermit einmal so fest-

zuhalten! (Beifall von der F-Fraktion.) 

Darüber hinaus müsste es auch allen Abgeordne-

ten hier, auch von der Regierungskoalition SPÖ, 

ÖVP und Grünen ï also Rot-Schwarz-Grün ï

bekannt sein, dass es in der Tat ein Riesenprob-

lem und eine große Notwendigkeit für die 

Kärntnerinnen und Kärntner darstellt, endlich 

mit einem leistbaren Leben auch wieder ihr 

Fortkommen zu schaffen. Dieses leistbare Leben 

heißt auch Ăleistbares Wohnenñ! Das leistbare 

Wohnen wird mit dieser Gesetzesnovelle bei 

Gott nicht geschaffen, werte Damen und Herren! 

Das ist sehr klar dadurch festzumachen, da es 

dringlich von allen Seiten, also von allen Lan-

desteilen gefordert wurde ï und auch Sie sind 

alle im Kärntnerland unterwegs ï dass es endlich 

eine Direktförderung geben muss, eine unbüro-

kratische, einfache Direktförderung für die 

Wohnraumschaffung, für die Wohnraumsanie-

rung. Sie alle, werte Kolleginnen und Kollegen, 
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haben vor gar nicht allzu langer Zeit hier im 

Landtag einem Dringlichkeitsantrag der FPÖ 

zugestimmt, der Freiheitlichen Partei zuge-

stimmt, diesen ĂKªrntner Hªuselbauer-Bonusñ in 

die neue Novelle hineinzuarbeiten, um diese 

direkte Förderung für den Wohnbau, für die 

Wohnbausanierung auch zu schaffen. Nur, um-

gesetzt wurde das nicht, umgesetzt wurde diese 

Direktförderung nicht, wie auch immer sie dann 

heiÇt! Wir haben die Begrifflichkeit ĂKªrntner 

Häuselbauer-Bonusñ entsprechend gewªhlt. Das 

muss sich ja nicht wiederfinden! Nur, der Aus-

fluss des Gesetzes müsste eine solche entspre-

chende Direktförderung hier möglich machen, 

dass die Kärntnerinnen und Kärntner, wenn sie 

auf unsere Unternehmer, auf unsere Mitarbeiter 

im Kärntnerland zurückgreifen und damit auch 

ihren Wohnraum schaffen oder sanieren, mit 

dieser Rechnung auch zum Land kommen kön-

nen, das einreichen und auch einen gewissen 

Prozentsatz dieser Rechnungssumme zurückbe-

kommen! (Beifall von der F-Fraktion.) So 

schwer ist das ja nicht! Es gab ja auch diesen 

ĂHandwerker-Bonusñ schon auf Bundesebene, 

was auf einfache Art und Weise dazu geführt 

hat, einerseits direkt zu unterstützen, denjenigen, 

der sich dieser entsprechenden Professionisten 

bedient hat, auf der anderen Seite aber auch indi-

rekt eine Wirtschaftsförderung damit zu imple-

mentieren, weil wir die Schattenwirtschaft damit 

zurückdrängen würden. Sie alle haben dieser 

Dringlichkeit zugestimmt! Ich betone das noch 

einmal: Es war ein einstimmiges Zustimmen 

dieses Landtages zu diesem Dringlichkeitsantrag 

der Freiheitlichen Partei hier in Kärnten, hier, 

vor wenigen Monaten! Noch einmal: Umgesetzt 

ist es nicht, aber genau das erwarten sich doch 

die Kärntnerinnen und Kärntner in diesem Be-

reich, denn mit Auflagen, mit Kriterien haben sie 

schon genug am Hut!  

In allen Bereichen wird mehr Bürokratie ge-

schaffen, und hier schlummert im wahrsten Sin-

ne des Wortes ein neues ĂBürokratie-Monsterñ 

im Dunkeln, denn man behilft sich nur mit 

Richtlinien! Eine Richtlinie nach der anderen 

zieht sich hier durch diese neue entsprechende 

Novelle, keiner weiß, was drinnen steht, keiner 

weiß, was der zuständige Referent in Zukunft 

daraus machen wird, kann, soll, was die Wohn-

baureferentin Dr. Schaunig daraus machen wird. 

Aber jeder sollte sich auf diese Fülle mit vielen 

Fragezeichen verlassen können, und heute hat 

das schon der Klubobmann entsprechend auf den 

Punkt gebracht, aber auch Herr Präsident Lob-

nig: (3. Präs. Lobnig: Finanzierungspläne!) Man 

muss doch kalkulieren können, nicht nur für 

einen Häuselbauer, für die Wohnraumschaffung, 

wenn es in den eigenen vier Wänden ist, für die 

Wohnraumsanierung. Man muss hier Finanzie-

rungspläne aufstellen können, denn man kann als 

Endkunde nicht mit einer stimmungsmäßigen 

Variation der Richtlinien agieren! Und der End-

kunde ist unser Steuerzahler, der ï noch einmal 

dazugesagt ï sich diese Wohnbauförderungsgel-

der selber gezahlt hat, das heißt, auch einen An-

spruch darauf hat, diese einfach zu erhalten, 

natürlich mit einer Minimal-Kontrolle in gewis-

sen Größenbeständen, aber doch einfach! Mit 

dem Abgeben dieser Rechnung ist das doch be-

stätigt, noch dazu, wo das Bundesministerium 

bei jeder dieser Rechnungen hinten dranhängt, 

dass alles mit rechten Dingen zugegangen ist. 

Oder will man etwa gar jedem Kärntner, jeder 

Kärntnerin unterstellen, dass er, sie mit fragwür-

digen Aktionen versucht, Geld vom Land zu 

holen? Das glaube ich doch nicht! Deswegen 

wäre es hier wirklich eine Möglichkeit gewesen, 

hier und heute mit dieser Novelle zum Wohn-

bauförderungsgesetz diesen einfachen Mecha-

nismus auch festzuschreiben. Es ist eine vage 

Möglichkeit eines Direktzuschusses in diesem 

Wohnbauförderungsgesetz angedeutet, eine vage 

Möglichkeit - kann, darf geleistet werden, ist 

durch Richtlinien wieder festzuschreiben. Darle-

hen und Annuitäten sind im Gesetz festgeschrie-

ben, aber dieser Direktzuschuss ist wieder mit 

einer Möglichkeit versehen, die ja, wie gesagt, 

durch eine Richtlinie ausgestaltet werden will 

oder durch eine Verordnung, was auch immer. 

Es weiß nur keiner und es hat keiner Rechtssi-

cherheit, kein Kärntner, keine Kärntnerin, diesen 

Direktzuschuss auch zu erhalten, um einfach 

Wohnraum zu schaffen und Wohnung zu sanie-

ren. 

Zusammenfassend noch einmal die zwei Punkte: 

Es wäre wirklich längst an der Zeit gewesen, 

diese Gelegenheit aufzugreifen, noch dazu, wenn 

der gesamte Landtag mit allen Abgeordneten 

dahintersteht, diese direkte Wohnbauförderung 

mit diesem ĂHªuselbauer-Bonusñ umzusetzen, 

um hier schnellstmöglich und unbürokratisch 

auch eine Wohnbauförderung unseren Kärntne-

rinnen und Kärntnern zuzugestehen. Auf der 

anderen Seite ist es für mich sehr fragwürdig, 
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wie diese Regierungskoalition ruhigen Gewis-

sens den sozialen Wohnbau für alle Ausländer 

öffnen kann und das im Wissen um die Tatsache, 

dass in allen Bereichen Warteschlangen in allen 

Ballungszentren gegeben sind, von Österrei-

chern, von Kärntnerinnen und Kärntnern, die 

diese Wohnraum-Angebote auch nutzen wollen, 

aber nicht können, weil es zu wenig davon gibt. 

Herzlichen Dank! (Abg. Scherwitzl: Das ist un-

wahr! ï Beifall von der F-Fraktion.) 
Mag. Darmann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Klubobmann der Freiheitlichen, Mag. Leyroutz. 

Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Hoher Landtag! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren Kollegen! Ein paar Wortmeldungen in 

der Debatte veranlassen mich doch dazu, auch 

kurz zum neuen Wohnbauförderungsgesetz Stel-

lung zu nehmen. Man muss eigentlich schon 

sagen, es ist erstaunlich, dass die Wohnbaurefe-

rentin das heute als schönen Tag bezeichnet! 

Schön ist der Tag vielleicht für die einzelnen 

Referenten, (Abg. Dipl.-Ing. Johann: Raus-

schauen! Blauer Himmel!) weil sie Gesetze 

durchbekommen. Schade ist es aber für die 

Kärntner, die heute gewisse Gesetzesvorhaben 

aufs Auge gedrückt bekommen, in einem der 

miesesten und fiesesten politischen Kuhhandel 

der letzten Jahre! Wir brauchen uns nur anzu-

schauen: Die unterschiedlichen Referenten - 

Benger, Schaunig und Holub - haben heute Ge-

setzesmaterien vorliegen, wo man sich wirklich 

an den Kopf greifen muss, dass die Sozialdemo-

kraten auf der einen Seite einer Heimverordnung 

zustimmen, wo auf die qualitativen Mindest-

standards verzichtet wird, dass die Wirtschafts-

partei ÖVP diesem Naturschutzgesetz zustimmt, 

mit dem weisungsfreien Geschäftsführer, wo 

man ganz genau weiß, welche Wirtschaftser-

schwernisse damit verbunden sind. Noch unver-

ständlicher ist es, dass die Sozialdemokraten und 

Grünen einem Kärntner Landesmuseumsgesetz 

zustimmen, das gegen den Willen der gesamten 

Belegschaft beschlossen wird, wo es massive 

Kritik des Landesrechnungshofes gibt und dass 

dann auf der anderen Seite einem Wohnbauför-

derungsgesetz zugestimmt wird, von dem ganz 

klar ist, dass die Intention desselben lautet, Ei-

gentum zu verhindern und Abhängigkeit zu 

schaffen! Das ist tatsächlich das große Problem! 

Und, Frau Referentin, es wäre Ihre Pflicht gewe-

sen, wenn Sie über Pflicht und Kür sprechen, das 

Schaffen von Eigentum mit einem Wohnbauför-

derungsgesetz zu ermöglichen, die Chancen-

gleichheit in Bezug auf die privaten Wohnbau-

gesellschaften hin zu dem öffentlichen Wohnbau 

zu ermöglichen! Und wenn Sie von Kür spre-

chen, dann kann wohl nur Kür gemeint sein, bei 

der noch ein weiteres Wort vorne steht, nämlich 

die Willkür. Die Willkür, wo es dann dem zu-

künftigen Referenten anheimgestellt sein wird, 

nämlich in der genauen Trennung zwischen der 

Landesgesetzgebung und dann in der Ausfüh-

rung als Regierung, dass Sie selbst festlegen 

können, unter welchen Voraussetzungen ein 

Förderungswerber dann tatsächlich eine Förde-

rung erhält. Und das, meine sehr geehrten Da-

men und Herren, widerspricht dem Vertrauens-

grundsatz in einem tiefen Maße, sodass wir dem 

Gesetz unsere Zustimmung nicht geben können. 

Sie haben heute weitere Schlagworte verwendet, 

wie Ădas modernste Gesetzñ und dass es ein 

ĂGesetz f¿r die Praxisñ wäre. Ich sage, es ist ein 

ĂGesetz gegen die Praxisñ. Sie ignorieren auch 

die massive Kritik der privaten Wohnbauträger 

und die massive Ungleichbehandlung. Wir sa-

gen, es muss möglich sein, tatsächlich Eigentum 

zu erwerben! Wir haben auch in der Bespre-

chung, die Sie zitiert haben, darüber diskutiert, 

dass es ein Anliegen von uns wäre, dass im ge-

förderten Wohnbau bei Wohnbaugenossenschaf-

ten am Ende des Tages der Mieter auch die 

Möglichkeit haben muss, dort Wohnungseigen-

tum zu erwerben. Sie haben mir erklärt, das 

scheitert daran, dass man den Grundanteil nicht 

einrechnen könnte, dass es nicht gewünscht ist, 

dass es gemischt genutzte Wohnungen gibt, wo 

es Eigentum von Privatpersonen und von Wohn-

baugenossenschaften gibt. Dann frage ich mich: 

Was ist dann modern an dem Gesetz? Nämlich 

gar nichts, wenn man auf diese Rahmenbedin-

gungen nicht eingehen kann. Wenn Sie darüber 

sprechen, dass Sie nachhaltig Mieten senken 

wollen, dann kann ich Ihnen nur sagen: Das 

Einzige, wo Sie es geschafft haben, Mieten nied-

rig zu halten, ist bei Ihrer Parteizentrale in der 

Löwelstraße! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Mag. Leyroutz   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als letzte Rednerin noch einmal die zuständige 

Wohnbaureferentin, Landeshauptmann-Stellver-

treterin Dr. Schaunig. Ich erteile ihr das Wort! 
Ing. Rohr   

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. 

Dr. Schaunig-Kandut  (SPÖ): 
  Mag. Dr. Schaunig-Kandut 

Nur zur Klarstellung: Der Zugang zu geförderten 

Wohnungen für Asylberechtigte und Drittstaa-

ten-Angehörige ist im Vergleich zur Regelung 

des bestehenden Gesetzes unverändert. Bitte, 

nachlesen! Wenn es nicht verstanden wird, ich 

erkläre es gerne noch einmal! 

Zum anderen: Ich verstehe die Aufgeregtheit der 

FPÖ. Sie bekommen heute augenscheinlich vor 

Augen geführt, dass FPÖ-Referenten seit 1999 

bei diesem Thema säumig waren. Und die einzi-

ge Assoziation, die Kärntner Mieterinnen und 

Mieter mit der FPÖ im Wohnbau haben, ist der 

Verkauf der ESG-Wohnungen und die unglaub-

lichen Belastungen, die für sie daraus resultiert 

sind! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Schaunig-Kandut   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weiterer Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Dr. Reinhard Lebersorger. Ich er-

teile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Keine Angst, ich mache es kurz, aber ich muss 

kurz replizieren auf die Ausführungen vom 

Herrn Landesrat Darmann. Ich habe es nicht 

begrüßt, dass Asylwerber und Asylberechtigte in 

einer größeren Anzahl in unsere Landesver-

sammlung eingeschleust wurden. Ich finde, das 

ist keine gute Entwicklung! (Abg. Mag. Schalli 

klatschend: Bravo!) Ich denke, dass viele von 

diesen Menschen unser politisches System nicht 

verstehen, zu wenige Informationen haben und 

deshalb hier eigentlich nicht dazu aufgefordert 

werden sollen, der Grünen Partei beizutreten. 

Deshalb werden wir in Zukunft auch die Statuten 

der Grünen ändern, um solche Vorkommnisse zu 

vermeiden. Soviel zur Klarstellung! Und, Herr 

Kollege Darmann, ich würde Sie bitten, infor-

mieren Sie sich vorher, bevor Sie hier öffentlich 

solche Angriffe fahren! Danke! (Abg. Tretten-

brein: Stimmt ja! Derjenige soll zurücktreten! ï 

Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Dr. Lebersorger   

 

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit ist die Rednerliste erschöpft. Der Bericht-

erstatter hat das Schlusswort! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Herr Präsident! Ich verzichte auf das Schluss-

wort und beantrage das Eingehen in die Spezial-

debatte sowie die ziffern- und paragraphenmäßi-

ge Verlesung des Gesetzestextes. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Sie haben den Antrag des Berichterstatters ge-

hört. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein 

entsprechendes Handzeichen! ï Das ist mit den 

Stimmen von SPÖ, ÖVP, Grünen und der BZÖ-

Abgeordneten die entsprechende Mehrheit. Bit-

te! 
Ing. Rohr   

 

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Artikel I 

Kärntner Wohnbauförderungsgesetz 2017 (K-

WBFG 2017) 

Inhaltsverzeichnis 

I. Abschnitt ï Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Ziele und Grundsätze 

§ 3 Wohnbauprogramm 

§ 4 Verweise 

(Vorsitzender: § 3! ï Schriftführer Dir. Mag. 

Weiß: § 2! ï Vorsitzender: Bitte, noch einmal 

korrekt zu lesen! ï Der Redner ordnet seine Un-

terlagen.) 

§ 1 Ziele und Grundsätze (Schriftführer Dir. 

Mag. Weiß: § 2! ï Vorsitzender: § 2 Förde-

rungsgegenstand und allgemeine Bestimmungen. 

ï Der Redner sucht in seinen Unterlagen. ï Vor-
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sitzender: Du kriegst es von mir, Hannes! Herr 

Berichterstatter, bitte!) 

§ 2 Förderungsgegenstand und allgemeine Be-

stimmungen (Der Redner sucht erneut in seinen 

Unterlagen. ï Vorsitzender: Möglicherweise 

hast du es nicht doppelseitig kopiert, schauó 

einmal! ï Abg. Pirolt: Bis du fertig bist, können 

wir schon wieder abändern! ï Abg. Mag. Ley-

routz: Sollen wir unterbrechen, damit ihr an-

streichen könnt?) Nein, nein ï so! 

§ 2 Förderungsgegenstand und allgemeine Be-

stimmungen 

Jetzt blättern wir weiter. Hier geht es weiter mit 

§ 6 Förderungsmittel. Ich habe irgendwelche 

Unterlagen bekommen, die nicht passen. (Der 

Vorsitzende übergibt dem Redner die korrekten 

Unterlagen.) 

§ 3 Wohnbauprogramm 

§ 4 Verweise 

§ 5 Begriffsbestimmungen 

§ 6 Förderungsmittel 

§ 7 Arten der Förderung 

§ 8 Förderungskredite 

§ 9 Annuitätenzuschüsse 

§ 10 Rückzahlbare Annuitätenzuschüsse 

§ 11 Sicherstellung des Förderungskredits 

§ 12 Kündigung des Förderungskredits 

§ 13 Fälligstellung des Förderungskredits 

II. Abschnitt ï Förderung der Errichtung von 

Eigentum 

§ 14 Gegenstand und Förderungswerber 

§ 15 Förderungsvoraussetzungen 

III. Abschnitt ï Förderung der Errichtung von 

Mietwohnungen und Wohnheimen 

§ 16 Gegenstand und Förderungswerber 

§ 17 Förderungsvoraussetzungen 

§ 18 Förderung von Mietwohnungen und Wohn-

heimen 

§ 19 Endabrechnung 

§ 20 Übertragung ins Wohnungseigentum und 

Vermietung geförderter Wohnungen 

§ 21 Leistungen der Gemeinden und gemeinnüt-

zigen Wohnbauvereinigungen 

IV. Abschnitt ï Förderung des Ersterwerbs von 

Wohnraum 

§ 22 Förderung des Ersterwerbs von Wohnraum 

V. Abschnitt ï Eigenmittelersatzkredit 

§ 23 Eigenmittelersatzkredit für Wohnungsnach-

folger 

§ 24 Familieneinkommen beim Eigenmitteler-

satzkredit 

VI. Abschnitt ï Förderung der Sanierung von 

Gebäuden und Wohnungen 

§ 25 Gegenstand 

§ 26 Allgemeine Förderungsvoraussetzungen bei 

der Sanierung 

§ 27 Förderungswerber 

§ 28 Besondere Förderungsvoraussetzungen bei 

der Sanierung 

§ 29 Arten der Förderung 

§ 30 Impulsprogramme 

VII. Abschnitt ï Eigentumsbeschränkungen und 

Mietverhältnisse 

§ 31 Veräußerungsverbot 

§ 32 Löschung des Veräußerungsverbotes 

§ 33 Vermietung einer geförderten Wohnung 

VIII. Abschnitt ï Wohnbeihilfe 

§ 34 Förderungsvoraussetzungen 

§ 35 Ausmaß der Wohnbeihilfe 

§ 36 Anrechenbarer Wohnungsaufwand 

§ 37 Zumutbarer Wohnungsaufwand 

§ 38 Verfahrensbestimmungen, Melde- und 

Rückzahlungsverpflichtung 

§ 39 Erlöschen des Anspruchs auf Wohnbeihilfe 

und Einstellung 

§ 40 Wohnbeihilfe für Betriebskosten 

§ 41 Besondere Wohnbeihilfe 

IX. Abschnitt ï Verfahrensbestimmungen 

§ 42 Ansuchen und Zusicherung 

§ 43 Bauausführung 

§ 44 Widerruf der Förderung und Verfügungsbe-

schränkung 

§ 45 Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung 

von Daten 

§ 46 Begünstigte Rückzahlung 

X. Abschnitt ï Wohnbauförderungsbeirat 

§ 47 Wohnbauförderungsbeirat 

§ 48 Geschäftsführung des Wohnbauförderungs-

beirates 
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XI. Abschnitt ï Schluss- und Übergangsbestim-

mungen 

§ 49 Umsetzungshinweis 

§ 50 Inkrafttretens- und Übergangsbestimmun-

gen 

Artikel II  

Änderung des Gesetzes, mit dem ein Wohn- und 

Siedlungsfonds für das Land Kärnten errichtet 

wird 

Das Gesetz, mit dem ein Wohn- und Siedlungs-

fonds für das Land Kärnten errichtet wird, LGBl. 

Nr. 7/1972, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 

LGBl. Nr. 79/2011, wird wie folgt geändert: 

Ziffer 1: Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt: 

ĂÄ 1a Zieleñ; Ziffer 2: Ä 2 Abs. 1 wird durch 

folgenden Abs. 1 und Abs. 1a ersetzt; Ziffer 3: 

§ 2 Abs. 3 Z 2 lautet; Ziffer 4: In § 2 Abs. 3 Z 3 

entfallen die Worte Ăund die in Österreich unbe-

schränkt steuerpflichtig sind.ñ; Ziffer 5: Ä 2 

Abs. 4 lit. c lautet; Ziffer 6: § 3 entfällt; Ziffer 7: 

§ 5 lautet ĂÄ 5 Fºrderrichtlinienñ; Ziffer 8: ÄÄ 6 

bis 8 entfallen; Ziffer 9: §§ 11 und 12 entfallen; 

Ziffer 10: §§ 11 bis 16 entfallen. (Einwand von 

Schriftführer Dir. Mag. Weiß.) §§ 14 bis 16 ent-

fallen. 

Artikel III  

Änderung des Kärntner Grundsteuerbefreiungs-

gesetzes 

Das Kärntner Grundsteuerbefreiungsgesetz ï K-

GSBG, LGBl. Nr. 13/1975, zuletzt in der Fas-

sung des Gesetzes LGBl. Nr. 85/2013, wird wie 

folgt geändert: 

§ 1 Abs. 1 und 2 lauten. 

Artikel IV  

Änderung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 

52/2013 

Das Gesetz, mit dem das Kärntner Wohnbauför-

derungsgesetz 1997 geändert wird, LGBl. Nr. 

52/2013, wird wie folgt geändert: 

Art. II Abs. 2 und 3 lauten. 

Artikel V 

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen 

Ich beantrage die Annahme von Artikel I bis V. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Sie haben den Antrag gehört, die Annahme ist 

beantragt. Wer dieser zustimmt, bitte ich um ein 

Handzeichen! ï Das ist wiederum mit den 

Stimmen von SPÖ, ÖVP, Grünen und der Abge-

ordneten Trodt-Limpl die erforderliche Mehr-

heit. Bitte Kopf und Eingang! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Gesetz vom 20. Juli 2017, mit dem das Kärntner 

Wohnbauförderungsgesetz 2017 erlassen und 

das Gesetz, mit dem ein Wohn- und Siedlungs-

fonds für das Land Kärnten errichtet wird, das 

Kärntner Grundsteuerbefreiungsgesetz und das 

Landesgesetz LGBl. Nr. 52/2013 geändert wer-

den. 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme von Kopf und Eingang ist verle-

sen und beantragt. Wer dieser zustimmt, bitte ich 

um ein Handzeichen! ï Das ist wiederum mit 

demselben, von mir vorher festgestellten 

Stimmverhältnis so beschlossen. Bitte die 

3. Lesung vorzunehmen! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Wohnbau-

förderungsgesetz 2017 erlassen wird und das 

Gesetz, mit dem ein Wohn- und Siedlungsfonds 

für das Land Kärnten errichtet wird, das Kärnt-

ner Grundsteuerbefreiungsgesetz und das Lan-

desgesetz LGBl. Nr. 52/2013 geändert werden, 

wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme ist beantragt. Wer dieser zu-

stimmt, bitte ich um ein Handzeichen! ï Das ist 

wiederum mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP, 

Grünen Abgeordneten und der Frau Abgeordne-
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ten Trodt-Limpl die erforderliche Mehrheit.  

Damit ist der Tagesordnungspunkt 1 erledigt. 

Wie in der Präsidiale vereinbart, unterbreche ich 

nun zur Vornahme einer Mittagspause die Sit-

zung ï wir haben nun 13 Uhr 23 ï bis 14 Uhr 30. 

Ich darf noch darauf verweisen, dass sich die 

Mitglieder des Finanzausschusses zur Berichter-

statterwahl unmittelbar zur Sitzung einfinden! 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.23 Uhr bis 

14.36 Uhr.) 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 

nehme die Sitzung wieder auf. Ich komme zum 

Tagesordnungspunkt 2: 
  

 2. Ldtgs.Zl. 95-49/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Recht, Verfassung, Europa, 

Volksgruppen, Bildung, Personal und 

Immunität zur Regierungsvorlage be-

treffend das Gesetz, mit dem das 

Kärntner Kinderbildungs - und  

-betreuungsgesetz geändert wird 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Aus-

schuss für Recht, Verfassung, Europa, Volks-

gruppen, Bildung, Personal und Immunität ist 

die 1. Lesung bereits erfolgt. Berichterstatter ist 

der Klubobmann Herwig Seiser. Er steht bereits 

hier. Ich darf dich ersuchen, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Werte Zuhörerin und Zuhörer! Es geht um die 

Novellierung des Kinderbildungs- und ïbetreu-

ungsgesetzes. Die Resolution des Kärntner 

Landtages wird mit dieser Novellierung erfüllt. 

Es geht im weitesten Sinne um die Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie. Es soll die Beschrän-

kung, wonach Väter und Mütter im eigenen 

Haushalt tätig sind, aufgehoben werden. Für 

Betriebe wird die Möglichkeit geschaffen, Ta-

gesbetreuungen einzurichten. Es soll eine ent-

sprechende Bedarfsplanung geben und Bewilli-

gungspflichten für AusbildungsträgerInnen. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Die erste Wortmeldung liegt 

mir von der Frau Abgeordneten Mag. Isabella 

Theuermann vor. Ich bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Theuermann (TK): 
  Mag. Theuermann 

Herr Präsident! Hohes Haus! Wie schon einmal 

an dieser Stelle erwähnt, wird mit der neuen 

Betreuungsform der Betriebs-Tageseltern, die 

hauptsächlich die klein- und mittelständischen 

Unternehmen ansprechen soll, auf jeden Fall 

eine weitere Betreuungslücke geschlossen und 

auf die geforderte Flexibilität in der heutigen 

Arbeitswelt eingegangen. Für mich ist das ein 

weiterer Schritt, mit dem man Familie und Beruf 

unter einen Hut bringen kann, denn der Bedarf 

an zusätzlichen Betreuungsmöglichkeiten wird 

nicht kleiner, sondern im Gegenteil, er wird im-

mer größer. Natürlich werden mit diesem Gesetz 

auch die kleinen Unternehmen gefordert. Sie 

müssen das Angebot machen, Räume zur Verfü-

gung stellen und für die Zwecke der Kinderbe-

treuung adaptieren. Dieser Aufwand wird sich 

lohnen, denn wer die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf erleichtert, wird attraktiver für quali-

fizierte Fachkräfte und hat auch betriebswirt-

schaftliche Vorteile. Und dass zufriedene Mitar-

beiter wesentlich zum Erfolg eines Unterneh-

mens beitragen, ist hinlänglich bekannt. (Beifall 

vom Team Kärnten.) 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Rednerin ist Klubobfrau Dr. Barbara 

Lesjak. 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! (Vorsitzen-

der: Frau Kollegin! Entschuldigung, dass ich Sie 

unterbreche, aber Sie haben jetzt zwei Wortmel-

dungen vorgelegt. Ich nehme einmal die erste, 

okay? Und die zweite?) - Die zweite ziehe ich 

dann zurück. Entschuldigung, Herr Präsident, 
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ich habe vergessen, dass ich meine Wortmel-

dung eh schon abgegeben habe! (Abg. Rutter: 

Doppelt hält besser!) Ich habe gedacht, dass der 

Kollege Gaggl vor mir reden wird, damit ich ein 

bisschen auf ihn Bezug nehmen kann, (Zuruf aus 

den Abgeordneten-Bänken.) - Replizieren sage 

ich nicht, ich sage, Reagieren - auch im Voraus 

reagierend darauf, was der Kollege Gaggl dann 

auch sagen wird, weil - (Lärm und Heiterkeit im 

Hause.) - der Anlass dieser Gesetzesnovelle ist 

auf einen ÖVP-Antrag zurückzuführen. Ich kann 

mich gut und genau erinnern an viele Diskussio-

nen, intensive Diskussionen, wo das argumen-

tiert worden ist und wo wir in den Verhand-

lungsrunden gesessen sind, auch mit der Verfas-

sungsabteilung, wo es darum gegangen ist, wie 

macht man das jetzt, dass man Tagesmütter und 

Tagesväter auch den Unternehmen, den Betrie-

ben zur Verfügung stellt. Da gab es doch einige 

juristische und rechtliche Hürden zu überwin-

den. Bis wir dieses Kind, sage ich einmal, gebo-

ren haben, war das eine schwere Geburt! Das 

kann man sagen, eine Zangengeburt war das, bis 

wir das herausgebracht haben! Wenn man es 

jetzt durchliest, liest sich alles sehr einfach. Bis 

jetzt war es so, dass Tagesmütter und Tagesväter 

ja nur im eigenen Haushalt tätig sein durften. 

Diese Regelung ist jetzt gänzlich aufgehoben. 

Jetzt ist es so, dass die Betreuung von Kindern 

eben durch Tagesmütter und Tagesväter auch 

außerhalb des eigenen Haushaltes möglich ist, 

und zwar mit den gleichen Qualitätsvorausset-

zungen und Rahmenbedingungen, wie in der 

Betreuung im eigenen Haushalt. Das heißt auch, 

dass es für Betriebe möglich ist, wenn sie die 

geeigneten Räumlichkeiten zur Verfügung stel-

len, dass dort diese Tagesbetreuung möglich sein 

kann. Dadurch flexibilisiert man die Kinderbe-

treuung ohne Qualitätsverlust, weil wir ja zusätz-

lich auch im Bereich der Ausbildung eine Rege-

lung getroffen haben, dass nicht nur die Inhalte 

der Ausbildung, sondern jetzt auch eben die 

Rahmenbedingungen entsprechend vorgesehen 

sind. Also haben wir sichergestellt, dass wir an 

der Qualität nichts einbüßen, dennoch aber es 

ermöglichen, dass wir nicht Betriebskindergär-

ten, so kann man das nicht bezeichnen, aber 

eben die Tagesbetreuung durch Tagesmütter und 

Tagesväter in Betrieben möglich machen. Es war 

keine einfache Verhandlung in dieser Angele-

genheit. Wir haben uns doch durch viele Diskus-

sionen durchgerungen, wo nicht nur dieses The-

ma diskutiert worden ist, sondern wo wir viele 

Themen und Fragestellungen, die mit Kinderbe-

treuung zusammenhängen, diskutiert haben. Es 

ist ja das Ziel, dass wir bürokratische Hürden 

abbauen, das alles für die Betroffenen erleich-

tern, was ja oft nicht so einfach ist, ohne dass 

man die Qualität einbüßen müsste oder dass wir 

noch im Rahmen der Gesetze bleiben. Aber da 

ist es uns gelungen, und ich bin sehr froh dar-

über! Ich bedanke mich bei meinen Kollegen 

und Kolleginnen, dass das gut gelungen ist! Ich 

freue mich darauf, dass die Betriebe eben diese 

Möglichkeit haben, Kinderbetreuung entspre-

chend anzubieten! Dankeschön! (Beifall von der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeordnete 

Bürgermeister Andreas Scherwitzl. Ich bitte 

dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Scherwitzl (SPÖ): 
  Scherwitzl 

Danke! Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! 

Herr Präsident! Ich darf bei dem anknüpfen, was 

die Kollegin Lesjak bereits gesagt hat. Es waren 

durchaus intensive Verhandlungen, wenn man so 

will, auch fruchtbringende Verhandlungen. 

Nicht nur, dass wir einen sehr guten Gesetzent-

wurf geschafft haben, die zuständige Kollegin 

aus der Verfassungsabteilung ist ja zwischenzeit-

lich bekanntlich in den Mutterschutz gegangen. 

So gesehen sieht man, was herauskommt, wenn 

man sich mit einem Kinderbetreuungsgesetz 

auseinandersetzt. (Heiterkeit im Hause.) Aber 

ich wasche meine Hände in Unschuld! (Dies 

wird humorvoll vorgetragen.) 

Drei Punkte sind zentral bei diesem Gesetzent-

wurf, einerseits, dass die Möglichkeit geschaffen 

wird, Aufsichtsaufgaben im Kinderbetreuungs-

wesen auch durch Nicht-Landesbedienstete 

wahrnehmen zu können. Das Zweite: Es wird 

gesetzlich verankert, was ja bisher schon prakti-

ziert wird, nämlich dass eine Bedarfserhebung 

regelmäßig stattzufinden hat, damit man besser 

beurteilen und planen kann, wo Kinderbetreu-

ungsplätze notwendig sind, wo es ein Manko 

gibt, wie man gemeindeübergreifend auch im 

Bereich Kinderbetreuung ï wir sprechen hier 

von der Altersgruppe der Ein- bis Sechsjährigen 



 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode  6349 

Scherwitzl 

ï besser miteinander kooperieren kann. Was die 

Kollegin Lesjak bereits angesprochen hat, die 

Schaffung der betrieblichen Tageseltern, ist eine 

sehr, sehr gute Idee! Soweit ich informiert bin, 

sind wir nach der Steiermark das zweite Bundes-

land, das diese Möglichkeit einführt. Worum 

geht es in dem Gesamtzusammenhang - mög-

lichst viele interessante Angebote sozusagen den 

jungen Eltern zur Verfügung zu stellen, damit 

nicht nur das Barcelona-Ziel erreicht wird. Aber 

wir wollen das Barcelona-Ziel nicht des Selbst-

zweckes wegen erfüllen, sondern einfach, um 

Betreuungsplätze für junge Familien zur Verfü-

gung zu stellen, vor allem getragen vor dem 

Hintergrund, dass man im Regelfall den Frauen 

wieder den Zugang zur Erwerbstätigkeit leichter 

ermöglicht. 

Die gesamten sozialen und pädagogischen Kom-

ponenten dieser Kinderbetreuungseinrichtungen 

klammere ich jetzt hier aus. Ziel ist es, die Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern, 

wie ich bereits erwähnt habe, ein flexibles In-

strument bei der Hand zu haben, das wirklich auf 

die Bedürfnisse der jungen Familien in Verbin-

dung mit den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes 

eingehen kann, die Öffnungszeiten bedarfsorien-

tiert gestalten zu können, insbesondere auch 

durch einen kleineren betroffenen Kreis, wenn 

diese Institution der betrieblichen Tageseltern 

greift. 

Zum Schluss kommend: Das ist natürlich auch 

eine langjährige Forderung der Wirtschafts-

kammer, nämlich flexiblere Kinderbetreuungs-

einrichtungen anzubieten, flexiblere Öffnungs-

zeiten anzubieten, mehr Betreuungsplätze zu 

schaffen. Hier wird mit den betrieblichen Tages-

eltern ein Instrument geschaffen, dass die Wirt-

schaft selbst einen Beitrag leisten kann. Also, ich 

freue mich schon darauf, dass wir in ein, zwei, 

drei Jahren Bilanz ziehen können, wie viele be-

triebliche Tageseltern sozusagen tatsächlich tätig 

werden konnten. Ich sage ganz offen dazu, auch 

hier ist die Wirtschaftskammer gefordert, ge-

meinsam mit den Betrieben diese gesetzliche 

Möglichkeit, die wir jetzt mit dem heutigen Ge-

setzesbeschluss schaffen, auch tatsächlich mit 

Leben zu erfüllen und zu nützen, denn bisher ist 

die Kinderbetreuung ausschließlich eine Aufga-

be der Gemeinden und ein paar weniger Vereine 

gewesen, jetzt wird eine neue Schiene aufge-

macht. Ganz, ganz, wenige Betriebskindertages-

stätten gibt es in Kärnten, und ich hoffe, dass 

dieses Instrumentarium, das flexiblere Möglich-

keiten schafft, weniger Raumbedarf vorsieht, 

auch von den Firmen und den Betrieben genützt 

wird und dass es hier eine wohlwollende Unter-

stützung seitens der Sozialpartner geben wird! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion und der Grünen-

Fraktion.) 
Scherwitzl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete Ro-

land Zellot. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und 

Herren! Es ist ja eigentlich höchst an der Zeit, 

dass dieses Kinderbetreuungsgesetz kommt, und 

zwar aus einem Grund: Erstens werden die Be-

triebe immer damit konfrontiert, dass Mitarbeite-

rinnen Schwierigkeiten im Beruf haben, weil sie 

keinen Kinderbetreuungsplatz bekommen. Das 

ist der erste Effekt und der zweite ist, dass es 

auch den gleichen Unternehmer, wenn er Kinder 

hat, betrifft und wenn er seine internen Mitarbei-

ter im Familienbetrieb unbedingt braucht, wieder 

das Kind praktisch auf der Strecke bleibt, weil es 

keinen Kinderbetreuungsplatz gibt, weil eben 

keiner vorhanden ist oder das Kind mit dem 

niedrigen Kindesalter noch nicht in die Betreu-

ungseinrichtung aufgenommen wird und nicht 

bevorzugt werden kann. Deswegen glaube ich, 

ist das wichtig, dass endlich dieses Gesetz ge-

kommen ist. Das ist auch ein Verständnis für den 

Unternehmer, für die betroffenen Familien, die 

dort auch arbeiten und da hat auch der Unter-

nehmer das Verständnis, wenn der Betrieb natür-

lich auch groß genug ist und die Infrastruktur 

hat, dass seine betriebseigenen Mitarbeiterinnen 

dort eine eigene Betreuung haben. Und aus die-

sem Grund werden wir diesem Gesetz auch die 

Zustimmung erteilen! (Beifall von der F-

Fraktion und Abg. Mag. Trodt-Limpl.) 
Zellot   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Abgeordnete Bürger-

meister Herbert Gaggl. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   
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Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer 

hier im Hause und an den Internetgeräten! Die 

Klubobfrau Barbara Lesjak hat eh schon alles 

vorweggenommen. (Abg. Mag. Dr. Lesjak: Fast 

alles!) Sie hat mir schon die Rede praktisch vor-

geschrieben und weiß alles, was ich sagen wer-

de. Danke vielmals, ich freue mich sehr! Das 

Ziel dieses Kinderbetreuungsgesetzes ist Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf, das haben wir 

ja als großes Ziel über alle Bereiche geschrieben, 

und das ist ein Teil davon, ein Mosaiksteinchen 

davon, indem wir gesagt haben, okay, da disku-

tieren wir wirklich intensiv und lang, was der 

Vorteil ist, was der Nachteil ist. So wie die Bar-

bara richtig gesagt hat, es war eine schwere Ge-

burt, wie immer wir sie nennen, Kaiserschnitt, 

Zangengeburt oder was auch immer, aber auch 

solche Geburten können dann sehr erfolgreich 

sein. Und ich bin überzeugt davon, dass das er-

folgreich ist! Betriebs-Tagesmütter werden die 

Betriebe unterstützen, die sich das allein nicht 

leisten können. Eine ĂBank für Kärntenñ zum 

Beispiel, die selbst einen Betriebskindergarten 

hat, die hat das Problem nicht. Das ist nicht die 

Schwierigkeit, aber die kleinen Betriebe, die 

können sich jetzt zusammenschließen und kön-

nen sagen, okay, ich mache beim Betrieb X ge-

meinsam mit dem Tischler, mit dem Schlosser, 

mit wem auch immer, eben diese Betriebs-

Tagesstätte, die relativ leicht zu errichten ist, 

ohne große Auflagen und so weiter und dann 

können die Unternehmerinnen und Unternehmer 

auch schneller wieder ihre Fachkräfte zur Verfü-

gung bekommen, weil eben die Betriebstages-

mütter sicherstellen, dass der schnelle Zugang 

zur Arbeitswelt wieder gegeben ist. Und das, 

denke ich, ist ein großer Vorteil, und es wird 

auch funktionieren, ich bin überzeugt davon. Ich 

habe mit vielen Unternehmerinnen und Unter-

nehmern geredet, die sagen, das nehmen wir 

jetzt in Angriff und werden das dementspre-

chend einplanen. Bedarfsplanung ist auch im 

Gesetz drin, was die Vorredner ja schon gesagt 

haben, die durchaus vernünftig ist, wo man 

weiß, brauche ich was in der Gemeinde, wie 

schaut die Geburtenentwicklung aus, wie schaut 

die Zuwanderungsentwicklung aus und so wei-

ter, was brauche ich überhaupt. Denn es hat kei-

nen Sinn, wenn ich jetzt etwas plane, wo ich 

weiß, in zehn Jahren habe ich statt 50 Kindern 

nur mehr zehn oder umgekehrt, ich habe 100 

statt 50. Also, das hat schon einen guten Sinn. 

Was gut ist, ist auch, wir haben ja darüber disku-

tiert, im ersten Entwurf war ja auch drin, dass 

die Gemeinden Vorschüsse, sozusagen Voraus-

zahlungen leisten sollen für diese Beiträge, die 

die Gemeinden sowieso zahlen müssen. Das 

findet nicht statt, darauf haben wir uns geeinigt. 

Und was mich auch noch freut, ist, dass der 

Landeshauptmann ï das hat jetzt mit dem Gesetz 

nicht direkt zu tun ï uns zugesagt hat, dass auch 

bei der Abrechnung, was die KITA, die Kinder-

tagesstätten und so weiter betrifft, dieser büro-

kratische Aufwand, dieses Konvolut, das wirk-

lich extrem kompliziert ist, wo jedes Kind, wenn 

der Franzi um 07 Uhr 10 kommt und um 

13 Uhr 12 geht, genau dokumentiert und aufge-

schrieben werden muss, weil es pro Stunde 

sozusagen gefördert wird. Das ist ein wahnsinni-

ger Aufwand, ein Riesenaufwand in einer Form, 

die nicht bewältigbar ist und einen Haufen Geld 

kostet, einen Haufen Bürokratie kostet. Da wäre 

es sinnvoller, das pauschaliert abzurechnen. Der 

Landeshauptmann hat zugesagt, dass diese pau-

schalierte Abrechnung kommen wird. Das heißt, 

eine Gruppe kostet soundso viel, weil der Be-

treiber das Personal sowieso braucht. Es ist egal, 

ob da 10, 12, 14 Kinder sind, ob der um 11 Uhr, 

um 01 Uhr oder um 04 Uhr heimgeht, ist voll-

kommen Ăwurschtñ, er braucht sie sowieso, 

deswegen wäre eine pauschalierte Abrechnung, 

wie sie auch bei den anderen Gruppen stattfin-

det, sinnvoll. 

Zusammenfassend gesehen: Ich freue mich sehr 

darüber, dass dieser Antrag und diese Richtung 

unterstützt wird, dass wir gemeinsam eine Lö-

sung gefunden haben, eine sehr vernünftige Lö-

sung! Ich bedanke mich bei den Verhandlungs-

partnern und auch bei denen, die diesem Projekt 

zustimmen! Ich freue mich, im Interesse der 

Menschen, die das nützen werden, richtig ge-

handelt zu haben! Ein guter Tag für Kärnten! 

Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der 

ÖVP-Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Der Berichterstatter hat das Schlusswort! 
Schober   
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Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Ich verzichte auf das Schlusswort und gehe von 

einer einstimmigen Annahme dieser Novelle 

aus.  

Ich beantrage das Eingehen in die Spezialdebat-

te. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Und die ziffernmäßige (BE Abg. Seiser: Ja!) und 

paragraphenmäßige Abstimmung! (BE Abg. 

Seiser: Unbedingt, ja!) Wer damit einverstanden 

ist, bitte ein Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle 

hier Einstimmigkeit fest. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Artikel I 

Das Kärntner Kinderbildungs- und ïbetreu-

ungsgesetz ï K-KBBG, LGBl. Nr. 13/2011, 

zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 

3/2017, wird wie folgt geändert: 

Ziffer 1; Ziffer 2: § 1 Abs. 3 lautet; Ziffer 3: § 18 

Abs. 2 letzter Satz lautet; Ziffer 4: nach § 18 

wird folgender Ä 18a eingef¿gt ĂÄ 18 a Auf-

sichtsorganeñ; Ziffer 5: Ä 28 Abs. 2 lautet; Zif-

fer 6: In § 36 Abs. 3 lit. f Z 3 wird der Punkt 

durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 

lit.  g angefügt; Ziffer 7: § 43 Abs. 1 letzter Satz 

lautet; Ziffer 8: § 45 Abs. 3 lit. c lautet; Ziffer 9: 

§ 48 lit. c lautet; Ziffer 10: In § 50 Abs. 2 lit. c 

wird der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 

und folgende lit. d angefügt; Ziffer 11: In § 51 

Abs. 2 lit. f wird der Punkt durch einen Strich-

punkt ersetzt und folgende lit. g angefügt; Zif-

fer 12: Nach der ¦berschrift Ă4. Teil Gemeinsa-

me Bestimmungenñ wird folgender Ä 51a einge-

f¿gt ĂÄ 51a Bewilligung von Ausbildungsträge-

rinnenñ; Ziffer 13: Nach § 52 wird folgender 

§ 52a eingefügt ĂÄ 52a Bedarfsplanungñ; Zif-

fer 14; Ziffer 15: Nach § 57 Abs. 1 lit. b wird 

folgende lit. c eingefügt; Ziffer 16: § 58 Abs. 2 

lit. a bis d lauten. 

Artikel II  

Ich beantrage die Annahme. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

stelle ich wieder Stimmeneinheit fest. Bitte, 

Kopf und Eingang! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Gesetz vom 20. Juli 2017, mit dem das Kärntner 

Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz geändert 

wird 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Kopf und Eingang stehen zur Abstimmung. Wer 

dem zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï 

Auch hier ist Einstimmigkeit feststellbar.  

Bitte, die 3. Lesung! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, dem das Kärntner Kinderbildungs- 

und -betreuungsgesetz geändert wird, wird die 

verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.  

Ich beantrage die Annahme. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar und dieser 

Tagesordnungspunkt ist erledigt.  

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 13: 
  

 3. Ldtgs.Zl. 65-13/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Wirtschaft, Gewer be, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst 

und Kultur zur Regierungsvorlage 

betreffend das Gesetz, mit dem das 
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Kärntner Landesmuseumsgesetz ge-

ändert wird  

  ./. mit Gesetzentwurf 

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Aus-

schuss für Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst und Kultur ist 

die 1. Lesung erfolgt. Berichterstatter ist der 

Abgeordnete Mag. Zoppoth, er ist bereits hier. 

Ich bitte dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Zoppoth 

(SPÖ): 
  Mag. Zoppoth 

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich berichte über 

das Gesetz, mit dem das Kärntner Landesmuse-

umsgesetz geändert wird. Es waren einige Rege-

lungsanliegen im Zuge dieser Novelle geplant, 

und zwar die Zieldefinition des Kärntner Lan-

desmuseums, die Schaffung einer verstärkten, 

einheitlichen, integrierten Landesaufsicht, die 

Einrichtung eines Kuratoriums zur Mitwirkung 

an und zur Aufsicht über bestimmte Leistungs-

angelegenheiten, Einrichtung eines wissen-

schaftlichen Museumskollegiums, insbesondere 

zur Abgabe verschiedener Stellungnahmen, dann 

die Verpflichtung zu gemeinsamen Sitzungen 

des Kuratoriums und des wissenschaftlichen 

Museumskollegiums, Einführung einer Samm-

lungsstrategie, eines Sammlungskonzepts und 

eines Museumsberichts, Aufwertung der kauf-

männischen Agenden durch klare Aufgabentei-

lung zwischen Direktor und kaufmännischer 

Geschäftsführung, verstärkte Kostenkontrolle, 

Heben von Synergie-Effekten, beratende Ein-

bindung der Bediensteten, Weisungsfreiheit der 

wissenschaftlichen Forschung, Regelung des 

Leihverkehrs. Es hat dazu zwei Wirtschaftsaus-

schuss-Sitzungen gegeben, es wurden diverse 

Auskunftspersonen gehört.  

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Mag. Zoppoth   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Die erste Wortmeldung habe 

ich vom Abgeordneten Professor Dr. Hartmut 

Prasch. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Prasch (TK): 
  Dr. Prasch 

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörerin-

nen und Zuhörer! Werte Medienvertreter! Das 

Landesmuseum bekommt ein neues Gesetz. So 

weit ï so gut! Denn das Kärntner Landesmuse-

um hat in den letzten Jahren leider immer wieder 

für negative Schlagzeilen gesorgt, dabei ist die 

qualitätsvolle Arbeit im Sinne der Kulturpolitik 

leider in den Hintergrund gerückt worden. Nun-

mehr gibt es ein neues Gesetz, von dem man 

sich entscheidende Verbesserungen erwartet 

hätte. Hätte ï die Betonung liegt auf Ăhªtteñ! 

Leider ist der große Wurf wieder einmal ausge-

blieben. Obwohl es von Seiten des Rechnungs-

hofs eindeutige und zahlreiche Empfehlungen en 

masse und Verbesserungsvorschläge gibt, wur-

den diese nur sporadisch berücksichtigt. Auch 

die Personalvertretung und der Betriebsrat haben 

eindeutige Stellungnahmen zur Gesetzesvorlage 

abgegeben, von Jubel ist dabei nichts zu bemer-

ken. Der Vorschlag des Rechnungshofes zur 

Rückeingliederung wurde ebenso nicht beachtet 

wie die zahlreichen Vorbilder aus der österrei-

chischen Museumsszene. Grundsätzlich ist die 

Ausgliederung des Kärntner Landesmuseums 

nach wie vor die schlechteste Lösung, aufgrund 

der Zuständigkeiten der Landesregierung einer-

seits und der Pseudo-Selbständigkeit des Muse-

ums andererseits. Das Landesmuseum als Unter-

abteilung der Kulturabteilung wäre nach wie vor 

kosten- und personalsparender. Dabei werden 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der 

jetzigen Lösung des Landesmuseums mehr oder 

weniger zu Briefträgern zwischen den eigenen 

Behörden degradiert. Die andere, sinnvollere 

Variante wäre die totale Ausgliederung als ei-

genständige, gemeinnützige Betriebs GmbH, wie 

das andere Landesmuseen, allen voran das Uni-

versalmuseum Joanneum in Graz, seit vielen 

Jahren erfolgreich praktizieren. Stattdessen be-

reichert man das Gesetz um zahlreiche neue 

Verwaltungsebenen. Die Schaffung des Kurato-

riums als oberstes Aufsichtsorgan ist dabei der 

Höhepunkt. Ebenso wie die ï Zitat ï ĂSchaffung 

einer verstärkten, einheitlichen, integrierten 

Landesaufsichtñ, was immer damit gemeint ist. 

Dem folgt dann noch die Einrichtung eines wis-

senschaftlichen Museumskollegiums ï nichts als 

bürokratische Aufblähungen.  

Gegen die Teilung der Agenden durch einen 

wissenschaftlichen Direktor und einen kaufmän-
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nischen Direktor als Doppelspitze ist grundsätz-

lich nichts einzuwenden. Dass aber der kauf-

männische Direktor auch einen Geschäftsführer 

einstellen kann, wirft die Frage auf, was dann 

eigentlich der kaufmännische Direktor tut? Und 

dass die Eingliederung des Blauen Würfels eine 

Kostenersparnis darstellt, ist ein Fake! Die Kos-

ten bleiben die gleichen, nur das Gesamtbudget 

des Landesmuseums wird geschmälert. Damit 

wird man das Landesmuseum für Kärnten als 

oberste und wichtigste Museumsinstanz des 

Landes auf keinen neuen Weg bringen! Ich kann 

mir nur vorstellen, dass Grüne und SPÖ Landes-

rat Benger wenigstens einen Erfolg gönnen wol-

len, auch wenn es tatsächlich keiner ist! (Beifall 

vom Team Kärnten.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Rednerin ist Klubobfrau Dr. Barbara 

Lesjak. 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzter Präsident! Kolleginnen, Kollegen! 

Das Museum ist eine kulturelle und wissen-

schaftliche Institution für die Darstellung und 

Bearbeitung der Kärntner Geschichte, der Küns-

te, der Kultur und der Natur, hat also einen um-

fassenden Aufgabenbereich. Das Museum hat 

aber an sich auch selbst eine lange und teilweise 

wechselhafte Geschichte hinter sich. In der Ver-

gangenheit gab es zwar schöne Erfolge, aber 

auch Durststrecken und zahlreiche Herausforde-

rungen und Probleme, besonders in der jüngeren 

Geschichte, wo es mit vielen negativen Schlag-

zeilen aufgefallen ist, Stichwort Depot-Skandal 

und interne Streitereien. Also, das Museum hat 

Geschichte, zeigt Geschichte und kann Ge-

schichten erzählen. Einige sind schöne Ge-

schichten, es gibt aber auch problematische Ge-

schichten. Ich würde meinen, dass es endlich mit 

dieser Gesetzesnovelle doch eine Geschichte, ein 

Happy end gefunden hat, weil mit diesem neuen 

Gesetz schaffen wir ideale Voraussetzungen und 

Rahmenbedingungen für die Erfüllung der Ziele 

und Aufgaben des Landesmuseums und garan-

tieren ihm damit eine gute und gedeihliche Zu-

kunft. 

Wenn ich dem Kollegen Prasch folge, dann fra-

ge ich mich, ob wir die gleiche Vorlage gehabt 

haben, zu der wir jetzt sprechen. Ich kann deine 

Kritik in keinem der Punkte nachvollziehen! 

Sehr wohl sind hier sehr viele Empfehlungen des 

Rechnungshofes umgesetzt! Das ist durchaus 

hier zu finden! Darüber hinaus war es mir bezie-

hungsweise uns ein besonderes Anliegen, uns 

hier einzubringen. Ich möchte meinen, dass die-

se Gesetzesnovelle eine ganz deutliche Grüne 

Handschrift trägt, dass sehr vieles von dem, was 

da drin steht, durch unsere Beiträge hineinge-

kommen und entstanden ist. Wir haben uns das 

auch nicht leicht gemacht. Wir haben Expertisen 

eingeholt. Wir haben Vergleiche mit den Geset-

zen auf Bundesebene und in anderen Bundeslän-

dern gemacht und haben uns da irgendwie die 

Rosinen herausgepickt und haben das aber den-

noch maßgeschneidert an die Kärntner Situation 

angepasst. Ich weiß eigentlich nicht, wovon du 

sprichst, weil ganz viele Dinge neu sind und 

ganz viele Dinge dafür sorgen werden, dass 

Konflikte, wie es sie in der Vergangenheit gege-

ben hat, nicht mehr vorkommen können. Es hat 

früher zum Beispiel keine eindeutige Zieldefini-

tion gegeben. (Abg. Dr. Prasch: Es freut mich, 

dass du Selbstkritik übst!) Es gibt jetzt eine Ziel-

definition, wo ganz klar beschrieben wird, wel-

che Aufgaben und welche Zwecke ein Landes-

museum zu verfolgen hat, nämlich das Sam-

meln, Konservieren, Dokumentieren und das 

wissenschaftliche Aufarbeiten. Das ist so quasi 

ein Drei-Säulen-Modell ï Sammeln, Forschen 

und Vermitteln. (Abg. Dr. Prasch: Die Definiti-

on gibt es seit 100 Jahren!) Das Museum ist 

auch ein Ort der lebendigen und zeitgemäßen 

Auseinandersetzung mit dem ihm anvertrauten 

Sammlungsgut. Und letztendlich ist das Museum 

nicht nur als kulturelle Institution, sondern auch 

als Bildungseinrichtung zu sehen, weil es sich 

zur Aufgabe gemacht hat, zeitgemäße Formen 

der Vermittlung anzubieten.  

Das kann schon sein, Herr Kollege, dass du 

sagst, ja, das Museum hat diese Aufgaben so-

wieso, aber sie waren nicht festgeschrieben, sie 

waren nicht niedergeschrieben, sie waren nicht 

präzise ausformuliert, und das ist jetzt der Fall! 

Auch war es uns ein ganz großes Anliegen, in 

dieses Gesetz eine Sammlungsstrategie, ein 

Sammlungskonzept hineinzubringen und dass es 

einen jährlichen Museumsbericht gibt. Es ist ja 

so, dass der Direktor, das ist der wissenschaftli-
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che Leiter, jetzt die langfristigen Sammlungszie-

le und die Schwerpunkte festlegt. Er erstellt eine 

Strategie, eine Sammlungsstrategie im Einklang 

mit den Grundsätzen der musealen Aufgaben 

und im Einklang mit der Rahmenzielvereinba-

rung. Daraus abgeleitet, aus der Strategie, muss 

ein Konzept erstellt werden, ebenfalls im Ein-

klang beziehungsweise nach Anhörung des wis-

senschaftlichen Museumskollegiums und des 

Kuratoriums. Wir haben damit verhindert, dass 

es Alleingänge gibt, dass es jemanden gibt, der 

an der Spitze steht und der dann einfach tut, was 

er will. Dem haben wir einen Riegel vorgescho-

ben. Es muss eine kooperative und partizipative 

Form der Zusammenarbeit geben! Es muss Ab-

stimmungen geben, es muss Richtlinien geben 

und vor allem, es muss eine Orientierung da sein 

und eine Zielorientierung, wo man weiß, wohin 

die Reise geht! Das muss auch evaluiert werden. 

Man kann diese Zielorientierung unterwegs auch 

noch nachschärfen und nachbessern, aber zu-

mindest haben wir hier festgelegt, dass es so 

etwas wie eine Sammlungsstrategie überhaupt 

erst geben muss. Das ist ein Meilenstein, das ist 

ein totaler Fortschritt gegenüber dem, was es 

jetzt gibt! 

Uns ist es auch zu verdanken, dass wir die Lei-

tungsfunktionen in eine wissenschaftliche Lei-

tung und in eine kaufmännische Leitung bezie-

hungsweise kaufmännische Geschäftsführung 

getrennt haben, wie es heißt. Das ist ja wohl auf 

der Hand liegend, dass eine Leitungsfunktion, 

die so komplex ist, nicht eine einzige Person 

allein erledigen kann! (Abg. Mag. Leyroutz: Das 

meinst du jetzt nicht ernst!) Wer kann mir erklä-

ren, dass man ein wissenschaftlicher Leiter ist 

und gleichzeitig auch ein kaufmännischer Lei-

ter? (Abg. Mag. Leyroutz erneut: Das meinst du 

jetzt nicht ernst!) Das ist überhaupt nirgends 

mehr zu finden, auf der ganzen Welt nicht, in 

keinem einzigen Museumsgesetz, dass es keine 

Trennung zwischen den wirtschaftlichen Ange-

legenheiten gibt ï (Abg. Mag. Leyroutz: Welche 

kaufmännischen Agenden? Welche?) - da geht es 

um das Geld, um das Budget und so weiter, das 

brauche ich Ihnen nicht genauer zu erklären. Das 

weiß eigentlich jeder Abgänger einer Neuen 

Mittelschule, was wirtschaftliche Angelegenhei-

ten sind ï und den wissenschaftlichen, künstleri-

schen, musealen Angelegenheiten, die eben eine 

andere Person wahrnimmt und die per Gesetz 

aber auch verpflichtet sind, zusammenzuarbei-

ten, zusammenzuwirken. Wir haben auch dafür 

gesorgt, wenn es zum Beispiel eine Streiterei 

gibt zwischen diesen beiden, dann müssen die 

entsprechenden Gremien gehört werden. Dann 

muss das ernst genommen werden, was die 

Gremien sagen. Wir haben das Gesetz in diesem 

Bereich modernisiert. Das ist einfach State of the 

Art, das gibt es nirgendwo. (Abg. Mag. Leyroutz: 

Das stimmt nicht!) Das haben wir uns ange-

schaut, kein Gesetz, wo diese Leitungsfunktio-

nen nicht getrennt werden. Dann haben wir für 

den Direktor, den wissenschaftlichen Geschäfts-

führer, auch den Aufgabenbereich festgelegt. Er 

hat, wie schon gesagt, eine Strategie und ein 

Konzept vorzulegen, in Abstimmung mit den 

entsprechenden Gremien und Grundsätzen. Er 

muss auch ein Forschungsprogramm vorlegen, 

wo eben die Schwerpunkte und die wissen-

schaftlichen Forschungsvorhaben festgelegt 

werden. Er muss auf drei Jahre eine Rahmen-

zielvereinbarung mit der Landesregierung ab-

schließen. Das Forschungsprogramm habe ich 

erwähnt. Den jährlichen Museumsbericht muss 

er erstellen. Er ist auch dazu verpflichtet, Öffent-

lichkeitsarbeit zu machen wie bisher, das hat der 

bisherige Direktor auch gemacht, auch Reprä-

sentation nach außen und die Vertretung und 

Vereinigungen. Das sind die Aufgabenbereiche 

eines Direktors. Die Aufgabenbereiche des 

kaufmännischen Geschäftsführers sind ebenfalls 

punktuell ab dem Paragraph 14 aufgelistet. Auch 

das ist klar geregelt, welche Aufgaben hier die 

Geschäftsführung übernimmt. Dann mussten wir 

uns maßgeschneidert überlegen ï zum Beispiel 

den Geschichtsverein und den Naturwissen-

schaftlichen Verein wollten wir auch nicht außen 

vor lassen, der muss auch weiterhin eingebunden 

werden. Dafür haben wir ein Gremium geschaf-

fen und definiert, das Kuratorium, ab Para-

graph 24. Das hat eine ähnliche Funktion wie ein 

Aufsichtsrat. Das ist dafür da, dass es, wie ge-

sagt, so etwas wie Aufsichtskontrolle über-

nimmt. Es muss auch einen Bericht über die 

wirtschaftliche Gebarung an die Landesregie-

rung verabschieden. Es muss den Voranschlag 

und den Jahresabschluss beschließen. Es muss 

sich vier Mal im Jahr treffen. Hier ist gewähr-

leistet, dass es diese Kontrolle auch ausüben 

kann. 

Etwas anderes ist das wissenschaftliche Kollegi-

um, das hat auch andere Aufgabenbereiche. Das 

ist vorwiegend dadurch definiert, dass es den 
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Direktor unterstützt und berät, vor allem durch 

die Abgabe von Stellungnahmen und durch Ex-

pertise in künstlerischen und musealen Angele-

genheiten. 

Das waren für uns die wichtigen Punkte, die wir 

hier hineingebracht haben. Ich freue mich sehr, 

dass wir sie in dieser Novelle umsetzen können, 

wissend, dass es noch eine Museumsordnung 

und eine Haushaltsordnung braucht, wo diese 

Dinge, die jetzt im Gesetz festgeschrieben sind, 

noch einmal präzisiert werden! Das ist auch ganz 

klar, dass wir das in einer Museumsordnung und 

in einer Haushaltsordnung entsprechend auch 

noch präzisieren werden. Darüber hinaus habe 

ich auch viele andere Punkte gesehen, wo die 

Empfehlungen vom Rechnungshof sehr wohl 

umgesetzt werden. Eine Empfehlung war ja die 

Kontrolle durch das Land. Aus meiner Sicht ist 

das bereinigt. Ich glaube nicht, dass es einen 

nächsten Rechnungshofbericht geben wird, wo 

wieder drinnen stehen wird, dass das Land die 

Aufsicht hier nicht entsprechend wahrnehmen 

kann. (Abg. Dr. Prasch: Schade, dass der Herr 

Rechnungshofdirektor jetzt nicht sprechen darf!) 

Auch das haben wir hinbekommen. Wie gesagt, 

Herr Kollege Prasch, ich glaube, du hast da eine 

andere Vorlage, du hast da etwas anderes gele-

sen. Vielleicht sind wir da auf einem unter-

schiedlichen Dampfer. Ich bin der Meinung, das 

ist ein gutes Gesetz! Wir führen dieses Museum 

in eine gute Richtung! Wir garantieren dafür, 

dass es diese Malversationen, die es in der Ver-

gangenheit gegeben hat, in Zukunft hoffentlich 

nicht mehr geben wird! Dankeschön! (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion 

und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Klubobmann Christi-

an Leyroutz. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Kolle-

gen! Sehr geehrte Frau Kollegin Lesjak! Ich teile 

offensichtlich deine Ansicht, dass es vielleicht 

doch unterschiedliche Versionen gibt. Der Kol-

lege Prasch und ich haben wahrscheinlich die 

eine Version und du hast die andere. (Einwand 

von Abg. Mag. Dr. Lesjak.) Oder aber du hast 

beim Lesen möglicherweise die ĂKoalitionsbril-

leñ verwendet. Diese war wahrscheinlich durch 

den miesen ĂKuhhandelñ getrübt und dann sieht 

man das nicht mehr so genau. (Beifall von der F-

Fraktion. ï Abg. Mag. Malle: Die ĂKoalitions-

brilleñ hat zwei Drittel!) Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Kollegen! Lieber Kollege 

Malle! Du darfst dann noch ausrücken, (Abg. 

Mag. Malle: Ich komme dann!) um das einzige 

Gesetz des Landesrates Benger später zu vertei-

digen. Aber es ist schon erstaunlich, wenn ich 

den ĂKuhhandelñ anspreche, dass es genau ein 

einziges Gesetz gibt, (Abg. Mag. Dr. Lesjak: 

Beim Kuhhandel sind wir beim Tierschutz!) das 

in einer verkürzten Begutachtungsfrist von zwei 

Wochen ganz schnell durchgepeitscht wird, am 

Dienstag in der Regierungssitzung beschlossen 

und am Donnerstag im Ausschuss dann auch 

beschlossen, wo man Auskunftspersonen nicht 

einlädt, wo man dann Unterbrechungsanträgen 

nicht stattgibt. Weil, wie heißt es so schön? Es 

braucht halt der Herr Benger auch einmal einen 

Erfolg! Das leider zu Lasten des Museums! Lei-

der zu Lasten der Mitarbeiter! Wir haben ein 

interessantes Schreiben bekommen. Ich glaube, 

dass der Herr Nischelwitzer für Freiheitliche 

Anliegen und für mich persönlich relativ unver-

dächtig ist, wie schreibt er so schön, und ich 

zitiere: ĂNach der einmalig kurzen Begutach-

tungsfrist von 14 Tagen wurde ohne größeren 

Zeitverlust am Dienstag die Gesetzesvorlage von 

der Koalition in der Regierungssitzung mehrheit-

lich beschlossen und ist heute bereits im zustän-

digen Landtagsausschuss, wobei wir vernehmen 

dürfen, dass anscheinend die Ausschuss-

Ssitzung samt Auskunftspersonen ohnehin nur 

eine weitere Farce darstellt, weil sie es uns schon 

bereits über ORF-Online mitteilen, dass heute 

der Beschluss fallen wird. Diese Art und Weise 

lässt die leider nicht mehr ,Zukunftskoalitionó zu 

einer ,Alt -Koalitionó verkommen. Es wäre ehrli-

cher gewesen, dann gar keine Begutachtung mit 

Anhörung im Landtag zu machen, weil man sich 

als Arbeitnehmervertretung dabei ziemlich ,veraó 

- Punkt, Punkt, Punkt - vorkommt. Also wird 

jetzt die Verwaltung im Landesmuseum in Form 

eines weiteren Geschäftsführerpostens aufge-

bläht,ñ (Abg. Mag. Dr. Lesjak: Den gibt es ja 

schon!) Ăwas natürlich die Vermutung aufkei-

men lässt, dass hier wieder eine politische Ver-

sorgungsaktion vorbereitet werden soll.ñ Ich 

lasse jetzt ein paar Sachen aus. ĂAber wahr-

scheinlich, Herr Landesrat Benger, wollen Sie 
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von der Tatsache ablenken, dass Sie unter Direk-

tor Mag. Jerger als zuständige Aufsicht völlig 

versagt haben. Es zeigt sich halt, dass trotz neuer 

Parteifarbe noch immer der Schwarze Posten-

schacher herausgekrochen kommt. Traurig und 

erbärmlich auch, dass Rot und Grün dabei mit-

spielen, während man bei den diversen Eröff-

nungen von Kulturveranstaltungen Worte von 

Wertschätzung von sich gibt. Aber schöne Worte 

sind das eine, die Taten zeigen aber die traurige 

Wahrheit. Mit durchpeitschenden und undemo-

kratischen Gr¿Çen Gernot Nischelwitzer.ñ Per-

sonalvertretung, Gernot Nischelwitzer, zu Ihrer 

Gesetzesvorlage. (Abg. Mag. Dr. Lesjak: Aber 

den magst du sonst doch auch so gerne!) - Nein, 

ich mag ihn an und für sich nicht, (Heiterkeit 

und Lärm im Hause.) aber er hat ausnahmsweise 

einmal recht!  

Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen, ab-

seits der Lacher, es hat sich vorhin vor allem bei 

deiner Rede gezeigt, dass ihr offensichtlich in 

der Koalition ganz genau wisst, warum ihr kein 

Rederecht des Landesrechnungshofes haben 

wollt, denn wenn der Herr Direktor des Landes-

rechnungshofes jetzt zu deinen Ausführungen 

und zur Kritik Stellung nehmen könnte, dann 

wüsste ich, was dabei herauskommt. Denn wenn 

der Rechnungshof zur kaufmännischen Ge-

schªftsf¿hrung bemerkt, Ădie Notwendigkeit und 

Zweckmäßigkeit einer zweigliedrigen Führung 

ist gerade nach Vergleich mit anderen Bundes-

lªndern nicht erkennbarñ, dann sind deine Aus-

führungen wirklich komplett fehl am Platz. Denn 

wir wissen, dass weit größere Museen, wie etwa 

das Universalmuseum Joanneum in Graz sowie 

zahlreiche andere Museen mit einem Direktor 

auskommen. Und es zeigt sich auch ï und zum 

Glück ist der zuständige Landesrat jetzt gekom-

men ï dass genau die Abhaltung einer Regie-

rungssitzung, zwei Tage später Durchpeitschen 

im Ausschuss, dazu geeignet ist, dass wir heute 

in der Landtagssitzung die Protokolle der letzten 

Ausschuss-Sitzung nicht da haben. Du hast vor-

hin ausgeführt, es sei so genau definiert und 

jeder mit Mittelschulabschluss weiß doch, was 

die Agenden eines kaufmännischen Geschäfts-

führers sind. Jetzt muss ich dir sagen, und ich 

glaube, die anderen Kollegen, die damals im 

Ausschuss mit dabei waren, die können bestäti-

gen, dass ich, glaube ich, den zuständigen Refe-

renten acht Mal, neun Mal, zehn Mal gefragt 

habe, was sind denn die genauen kaufmänni-

schen Agenden? Was ist die wirtschaftliche 

Notwendigkeit zur Bestellung eines kaufmänni-

schen Geschäftsführers? Anscheinend war die 

Vorbereitung, die er gehabt hat, nicht gut genug, 

er konnte es nicht ablesen. Er war auf jeden Fall 

nicht in der Lage, auch nur eine einzige Frage zu 

beantworten. Das war beschämend, das war 

peinlich und zeigt aber den Geist dieses Geset-

zes, den Ungeist dieses Gesetzes, dass man ent-

gegen der gesamten Personalvertretung, gegen 

den Willen sämtlicher Mitarbeiter hier etwas 

durchpeitschen will, das im Grunde genommen 

wirklich verfehlt ist!  

Wenn ich mir anschaue, dass es zu einer weite-

ren Aufblähung kommen soll, indem ein neues 

Kuratorium eingeführt wird, dass dann ein 

Kompetenz-Wirrwarr eigentlich vorprogram-

miert ist, wir dann zwei Geschäftsführer haben, 

ein Kuratorium zur Überwachung der Geschäfts-

führung, ein wissenschaftliches Museumskolle-

gium zur Beratung des Direktors, dann sind der 

Kulturreferent und der Finanzreferent noch zu-

ständig, da sind wir also jetzt pro Geschäftsfall 

mit fünf Organen befasst. Wenn wir dann noch 

den Landesrechnungshofbericht mit der Kultur-

förderung anschauen, dann wissen wir, welche 

Schritte es braucht. Und das soll dann eine Ver-

einfachung darstellen? Ich glaube das nicht, und 

das wird sich auch zeigen. Es fehlen in der Re-

gierungsvorlage jegliche Ausführungen zu den 

finanziellen Auswirkungen und Einsparungen 

und sie werden auch nicht mit Zahlenmaterial 

hinterfüttert. Dr. Krassnitzer vom Landesrech-

nungshof hat ausgeführt, es wurden auch dem 

Landesrechnungshof zur allfälligen Rückein-

gliederung beziehungsweise für die derzeitige 

Variante keine Zahlen zur Wirtschaftlichkeit, 

Zweckmäßigkeit vorgelegt. Das heißt, es war 

nicht möglich, zu überprüfen, ob bei einer Kos-

tengegenüberstellung die derzeitige gewählte 

Variante oder eine Rückeingliederung wirklich 

die vernünftigere ist. Wir haben daher im Aus-

schuss auch die Unterbrechung beantragt ï ist 

natürlich aufgrund des ĂKuhhandelsñ, damit der 

Herr Landesrat Benger einen bescheidenen Er-

folg feiern darf, ausgeblieben. Wenn wir über 

die großartigen sogenannten Synergien sprechen, 

etwa den handwerklichen Dienst, dann muss 

man sagen, den gibt es ja bereits. Wo soll es 

denn da das Einsparungspotential geben? Wenn 

man über gemeinsame Verwaltung spricht, dann 

ist das auch nicht nachvollziehbar, denn wenn 
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man weiß, dass das neue Landesmuseum eine 

größere Verwaltung auch durch die Eingliede-

rung der anderen Betriebe bekommt, dann wird 

auch das finanziell zu Buche schlagen. Das weiß 

eigentlich auch jeder Abgänger der Mittelschule, 

nicht auch, sondern der Mittelschule, denn ich 

glaube, dass die Mittelschule ein gutes Konzept 

ist und dass unsere Schüler dort recht gut ausge-

bildet werden. 

Problematisch ist meines Erachtens die im Ge-

setz immer wieder genannte Museumsordnung. 

Wir nehmen in dem Gesetz die ganze Zeit Bezug 

auf eine Museumsordnung, die nicht vorliegt. 

Nebenbei ï die Agenden eines kaufmännischen 

Geschäftsführers sind ja auch der Regelung der 

Museumsordnung vorbehalten, die es noch nicht 

gibt. (Abg. Mag. Malle: Warum denn nicht?) Die 

Museumsordnung gibt es noch nicht. (Abg. Mag. 

Malle: Warum denn nicht? Warum denn nicht, 

Christian?) - Ihr wart wahrscheinlich ein wenig 

säumig! (Abg. Mag. Malle: Warum gibt es die 

Museumsordnung nicht? Seit wann?) Und wenn 

man sich das Gesetz noch näher anschaut ï aber 

das wirst du sicher erklären können ï bei einer 

Textgegenüberstellung auf der Seite 18 in Para-

graph 19 werden hier willkürlich Archäologie 

und Geschichte, Kunstgeschichte und Gegen-

wartskunst, Naturwissenschaften und Kulturwis-

senschaften, also vier Abteilungen geschaffen, 

die mit den derzeitig existierenden Sammlungen 

nichts zu tun haben. Das heißt, am Ende läuft es 

darauf hinaus, dass den Empfehlungen des Lan-

desrechnungshofs nicht Rechnung getragen 

wird. Es geht halt unterm Strich darum, das ver-

stehe ich natürlich, dass in aller Bescheidenheit 

auch der ÖVP und dem Landesrat einmal etwas 

gelingen soll. Leider zum Schaden des Landes-

museums, zum Schaden der Kärntner Bevölke-

rung, gegen den Willen der beteiligten Personen: 

Schlechtes Gesetz! (Beifall von der F-Fraktion 

und Abg. Mag. Theuermann.) 
Mag. Leyroutz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Abgeordnete Mag. Mar-

kus Malle. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Malle (ÖVP): 
  Mag. Malle 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolle-

ginnen, liebe Kollegen! Hohe Regierungsbank! 

Ich werde dem Kollegen Prasch (Abg. Dr. 

Prasch liest in den Unterlagen, die ihm nach 

Beendigung seiner Wortmeldung von Abg. Mag. 

Malle übergeben wurden.) jetzt das Gesetz noch 

einmal wegnehmen müssen, weil ich habe ihn 

gebeten, dass er mir die Stelle zeigt, die er vor-

her gesagt hat, dass so quasi eine Vertretung des 

Geschäftsführers bestellt wird, zuerst macht man 

einen Geschäftsführer und dann wird ein Ge-

schäftsführer bestellt. Ich kann mir nur vorstel-

len, dass er das insofern verwechselt hat, weil 

natürlich eine Vertretung vorgesehen ist. Da geht 

es nämlich darum, welcher Geschäftsführer das 

Museum in welchen Angelegenheiten nach au-

ßen vertritt. Also so quasi, dass innerhalb der 

beiden Geschäftsführer, die im Rahmen des neu-

en Vier-Augen-Prinzipes entstehen sollen, klar 

geregelt ist, wer wofür zuständig ist. Es ist ja für 

mich auch spannend, dass ein Vier-Augen-

Prinzip kritisiert wurde. Für mich ist es einer der 

größten und wichtigsten Punkte, dass wir beim 

Landesmuseum endlich ein Vier-Augen-Prinzip 

bekommen. (Abg. Mag. Leyroutz: Dass ein 

Schwarzer dazu kommt!) - Weißt eh, für museale 

ĂGschichtlËnñ wªrst du vielleicht auch spannend, 

Christian! Da kannst du dich dann auch bewer-

ben, damit habe ich kein Problem, es muss nicht 

unbedingt ein Schwarzer werden. Ich glaube 

nämlich (Heiterkeit im Hause. ï Abg. Tretten-

brein: Du meinst, es kann ein Türkiser auch 

sein!) nicht, dass es hier zu einer externen Beset-

zung kommen wird, denn es hat ja bisher schon 

eine zentrale Leitung der Geschäftsstelle im 

Landesmuseum gegeben und insofern kommt es 

nicht zu einer Ausweitung des Stellenplans, son-

dern zu einer Aufwertung und wir werden mit 

genau gleich vielen Personen auskommen, nur 

dass wir ein tatsächliches Vier-Augen-Prinzip in 

der Geschäftsführung zusammenbekommen. 

Und für mich ist es spannend, dass der Klubob-

mann der Freiheitlichen Partei sich hier heraus-

stellt und sagt, Ăes gibt noch keine Museums-

ordnungñ. So vorwurfsvoll! Lieber Christian 

Leyroutz ï diese fehlende Museumsordnung 

fehlt seit 16 Jahren! (Abg. Mag. Dr. Lesjak: 

Schau, schau! ï Abg. Dipl.-Ing. Johann: Ah so?) 

Und lieber Christian, als politisch gebildeter 

Mensch: Wie viele Jahre davon hatte die FPÖ 

das Kulturreferat? (Abg. Trettenbrein: Aber wir 

haben kein Gesetz gehabt, das sich auf diese 

Ordnung bezieht!) Ihr habt kein Museumsgesetz 

gehabt? Ihr habt kein Museumsgesetz gehabt? 

Das ist aber spannend! Das heißt, die Freiheitli-
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chen haben ohne Museumsgesetz gearbeitet ï 

ich lerne jeden Tag neu dazu! Das ist super! 

(Abg. Dr. Prasch: Aber das Landesmuseum hat 

funktioniert!) Das Landesmuseum hat funktio-

niert? ï Also, ich würde sagen, 16 Jahre FPÖ-

Verantwortung brachten Schimmel und Chaos! 

(Beifall von der Grünen-Fraktion.) Das haben 

16 Jahre FPÖ-Verantwortung für das Landesmu-

seum gebracht! Da hat nämlich nichts funktio-

niert! (Abg. Mag. Leyroutz: Machó dich bitte 

nicht lächerlich!) Und der Christian Benger hat 

jetzt in drei Jahren die Sammlung gesichert, die 

Sanierung des Rudolfinums eingeleitet und den 

Neubau beziehungsweise die Ausschreibung des 

Zentraldepots zusammengebracht. Das heißt, er 

hat jetzt innerhalb kürzester Zeit wirklich einiges 

auf die Reihe gebracht! (Abg. Dr. Prasch: Das 

ist ein Affront gegenüber den Direktoren des 

Landesmuseums in den letzten 20 Jahren!) Nein! 

Wir reden jetzt nicht über den Herrn Wappis und 

das wissen wir auch ganz genau, dass wir da 

jetzt nichts unterstellen, aber es hat ganz klar 

eine politische Zuständigkeit für das Landesmu-

seum in den letzten 16 Jahren gegeben! 

Was man auch sagen muss, ist, dass der Landes-

rechnungshof nicht eine Eingliederung gefordert 

hat. Das war nicht der Fall, sondern der Landes-

rechnungshof hat gesagt, es soll geprüft werden 

und ob es überhaupt geprüft worden ist. Und das 

ist geprüft worden! Es gibt mehrere Regierungs-

sitzungsbeschlüsse, wo ganz klar festgehalten 

worden ist, (Abg. Mag. Leyroutz: Nein, das gibt 

es nicht!) mehrere Regierungssitzungsbeschlüs-

se, wo klar festgehalten worden ist, dass es nicht 

dazu kommen soll. (Abg. Mag. Leyroutz: Kolle-

ge Malle, das ist die Unwahrheit! ï Abg. Tret-

tenbrein: Diese Gesetzesstelle musst du mir zei-

gen!) Euch kann man nicht einmal den Gesetzes-

text zeigen, ihr lest ja aus dem Gesetzestext Din-

ge heraus, die nicht einmal da sind! Was soll 

man euch zeigen? (Zwischenruf von Abg. Zellot.) 

Ja, lasst mich reden, das ist eine ganze Geschich-

te! Fakt ist auch, dass von der Begutachtung her 

enorm viele Begutachtungseinmeldungen im 

Gesetz ihren Niederschlag gefunden haben. 

Ich hoffe, dass wir mit dem neuen Landesmuse-

umsgesetz ein besseres Landesmuseumsgesetz 

bekommen, aber zumindest eine professionellere 

Führung, dass Dinge, wie sie in letzter Zeit pas-

siert sind, eben nicht passieren, dass die Zentral-

personalvertretung dann aufjault. Aber ich finde 

es super, dass der Herr Nischelwitzer neuer bes-

ter Freund vom FPÖ-Klub ist und man sagt, dass 

man genau das machen und nachvollziehen soll! 

(Abg. Trettenbrein: Im Gegensatz zu dir haben 

wir noch Freunde! ï Abg. Mag. Dr. Lesjak: Ja, 

die ihr verdient!) Siehst du, darauf sage ich gar 

nichts mehr! (Abg. Trettenbrein: Weil dir nix 

einfällt! ï Vorsitzender: Ich glaube, meine ge-

schätzten Damen und Herren, man kann einiges 

schleifen lassen, sage ich einmal so, aber ir-

gendwann ist einmal Schluss! Bitte, diese Zwi-

schenrufe einzustellen! Meldet euch, gebt eine 

Wortmeldung ab und dann ist die Diskussion für 

alle gut wahrnehmbar möglich! Bitte, Herr Ab-

geordneter!) Aus meiner Sicht ist es auch so, 

dass wir durch die Zusammenführung von 

MMKK, blue cube, kidsmobil, Freilichtmuseum, 

Rudolfinum und Vier-Augen-Prinzip eine ganz 

klare Konstruktion haben, die uns in Zukunft 

mehr kulturellen Genuss bringen wird. Und inso-

fern ist das ein guter Tag für die Kultur in Kärn-

ten, ein guter Tag für das Landesmuseum, und 

ich bin froh, dass wir einen Schritt weiterge-

kommen sind! Danke noch einmal an die ĂZu-

kunftskoalitionñ, dass sie auch hier bewiesen 

hat, dass wir das übernommen (Abg. Mag. Ley-

routz: ĂAltkoalition!ñ) ï lieber Christian, keine 

ĂAltkoalitionñ, sondern eine ĂZukunftskoaliti-

onñ, du wirst es 2018 sehen! Danke vielmals! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Herr Abge-

ordnete Bürgermeister Andreas Scherwitzl. Ich 

bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Scherwitzl (SPÖ): 
  Scherwitzl 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst 

einmal eine tatsächliche Berichtigung: Der Kol-

lege Markus Malle hat Freunde, einer steht vor 

ihnen! (Heiterkeit in den Abgeordneten-Bänken 

der Koalitionsparteien.) Ich würde sagen, dass 

wir seit Jahren, Jahrzehnten, sogar bereits vor 

unserer politischen Tätigkeit hier in diesem Haus 

freundschaftlich verbunden sind. Die zweite 

Mitteilung: Ich mag den Kollegen Nischelwitzer, 

wenngleich ich nicht immer seiner Meinung bin, 

auch nicht immer alles, was er schreibt, für klug 

halte, aber ich mag ihn! Damit da keine Zweifel 
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aufkommen! (Abg. Trettenbrein: Da hast du 

dich aber schön geoutet! Heute ist der Tag des 

Outings!) 

Zum Museumsgesetz: In meiner Vorbereitung ï 

ich habe ja nicht gewusst, wann ich drankomme 

als Redner und habe gedacht, ich werde nach 

dem Referenten, nach Landesrat Benger dran-

kommen. Offenbar ist es jetzt umgekehrt, auch 

recht. Ich wollte sagen, ich nehme jetzt vorweg ï 

früher haben wir das schon einmal gehabt, die 

Barbara Lesjak hat gesagt, sie weiß schon, was 

Herbert Gaggl sagen wird ï ich weiß zwar jetzt 

nicht, was Landesrat Benger sagen wird, aber ich 

habe mir in meinem Konzept notiert, ich kann 

die Euphorie nicht ganz teilen, wenngleich ich 

auch den Pessimismus der Opposition nicht ganz 

teilen kann. Das heißt, die Wahrheit wird wohl 

irgendwo in der Mitte liegen. Ich halte dieses 

Gesetz für einen großen Schritt in die Zukunft 

und für einen richtigen Schritt. Zum Grundsätz-

lichen ï Kollege Prasch hat das ja bereits ange-

sprochen ï bei solchen Mueumsstrukturen, die 

im Eigentum einer öffentlichen Körperschaft, 

einer Gebietskörperschaft stehen, gibt es immer 

zwei Möglichkeiten, entweder die komplette 

Eingliederung oder den Weg einer Ausgliede-

rung zu wählen, die diesen Namen auch ver-

dient. Ich bin grundsätzlich der Meinung, dass 

die Ausgliederung im speziellen Fall der richtige 

Weg ist, weil ein Museum, ein Landesmuseum 

wie in dem Fall zu betreiben, keine ureigenste 

öffentliche Aufgabe ist, im Sinne einer klassisch 

hoheitlichen Aufgabe. Mit einer Ausgliederung 

kann die Autonomie des Museums in einem 

höheren Maß gewahrt werden, die Unabhängig-

keit gewahrt werden, wenn man so will, ein Teil 

Selbstverwaltung des Museums unter Gewähr-

leistung der Freiheit von Wissenschaft und For-

schung, und das Land zieht sich in dieser Funk-

tion zurück auf seine reine Aufsichtsfunktion. 

Wie werden diese Grundsatzüberlegungen im 

gegenständlichen Gesetz umgesetzt? Es kommt 

zu einer Trennung zwischen wissenschaftlicher 

und kaufmännischer Geschäftsführung. Ich halte 

das auch für richtig, es entstehen dadurch keine 

Mehrkosten, wie bereits gesagt wurde, denn die 

zentrale Geschäftsstelle, die ja bisher schon vor-

handen war beziehungsweise der Museumsma-

nager werden eingespart, und mit dieser Einspa-

rung wird der kaufmännische Geschäftsführer 

oder die kaufmännische Geschäftsführung, die 

klare zugewiesene Kompetenzen hat, finanziert. 

Die Schaffung eines Kuratoriums, ausschließlich 

aus Fachleuten bestehend, erfüllt quasi die Auf-

sichtsratsfunktion und ist ein kluger Schritt. Das 

habe ich bereits mehrmals von diesem Pult aus 

gesagt, ich fordere so eine Art Aufsichtsrat für 

das Landesmuseum, geprägt von der Geschichte, 

der jüngeren Geschichte und den Kalamitäten 

dieses Landesmuseums und hier wird das mit 

umgesetzt. Es kommt zu einem verpflichtenden 

Aufbau eines internen Kontrollsystems im Lan-

desmuseum, die Koordination zwischen wissen-

schaftlichen und kaufmännischen Belangen ist 

sichergestellt und dennoch gibt es klare Struktu-

ren. So wie ich es gesagt habe, die Unabhängig-

keit von Forschung und Wissenschaft, die Wei-

sungsfreiheit und die Meinungsfreiheit werden 

garantiert und sind gesichert. Und in diesem 

neuen Museumsgesetz werden die für einen Mu-

seumsbetrieb notwendigen Tools, also die 

Werkzeuge sozusagen, die notwendig sind, aktu-

alisiert. Sammlungsstrategien sollen entwickelt 

werden, Sammlungskonzepte. Die Museumsord-

nung, wie bereits erwähnt, ist zu schaffen. Es 

gilt, Regelungen für den Leihverkehr zu erstel-

len, eine Bibliotheksordnung und so weiter. Das 

Gesetz bildet den Rahmen, wie wir gehört ha-

ben, die Museumsordnung muss folgen. Die 

Detailvorgaben für diese Museumsordnung sind 

gemeinsam ï aus meiner Sicht ï mit den Fach-

leuten vom Museum zu erarbeiten, genauso wie 

das Konzept für die Außenstellen. Denn es ist 

nicht nur das Museum als solches im Mittel-

punkt, sondern die Außenstellen, die auch als 

Forschungsstätten von großer Relevanz sind. Sie 

werden wenig überrascht sein, wenn ich hier 

insbesondere den Magdalensberg anspreche, als 

eine der bedeutendsten archäologischen For-

schungsstätten unseres Landes. In den letzten 

Jahren ist es halt durch die Art und Weise, wie 

der ausgeschiedene Direktor im Museum agiert 

hat, zur gänzlichen Einstellung der Forschung 

am Magdalensberg gekommen. Der Magdalens-

berg als archäologische Forschungs- und Gra-

bungsstätte hat Strahlkraft weit über unser Land 

Kärnten hinaus, weit über Österreich hinaus. Es 

gibt in Wahrheit keinen Archäologen in Europa, 

der nicht irgendwann am Magdalensberg ge-

forscht hat. Ich erwarte mir, dass diese For-

schungstätigkeit nicht nur am Magdalensberg, 

sondern auch in den anderen Außenstellen, aber 

insbesondere am Magdalensberg wieder aufzu-

nehmen ist! 
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Das Landesmuseum und das Landesarchiv bil-

den gemeinsam das Gedächtnis des Landes. 

Dennoch sind beide keine statischen Einrichtun-

gen. Selbst wenn wir von einem Museum reden 

und Vergangenes zur Schau stellen, so ist auch 

diese Gesetzwerdung kein statischer Prozess. 

Auch dieses Gesetz muss ständig weiterentwi-

ckelt werden und ist auf seine Praxistauglichkeit 

hin anzupassen! Wir haben hier mit dem Gesetz 

den Rahmen definiert. Die Kolleginnen und 

Kollegen im Museum müssen diesen Rahmen 

nützen und das Museum gemeinsam mit seinen 

Außenstellen mit Leben füllen! Es wird an uns 

allen liegen, diese Chancen zu nützen. Soziale 

Intelligenz, die wir in der jüngsten Vergangen-

heit in der Museumsführung halt doch ein wenig 

vermisst haben, ich meine jetzt nicht die Ära 

vom Kollegen Igor Pucker, sondern die Zeit 

davor, kann man in kein Gesetz schreiben. Aber 

die jüngste Entwicklung beweist, nämlich jene 

unter Igor Pucker, dass es auch anders gehen 

kann, auch im Umgang mit Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Museums. Mit diesem Gesetz 

geben wir der Geschichte des Landes eine neue 

Zukunft! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Scherwitzl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der zuständige Kulturre-

ferent, Herr Landesrat Christian Benger. Bitte! 
Schober   

Landesrat Dipl.-Ing. Benger (ÖVP): 
  Dipl.-Ing. Benger 

Herr Landtagspräsident! Geschätzte Abgeordne-

te, Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne 

und an den Internetgeräten zu Hause! Nach der 

Renovierung des Rudolfinums, das auf der Reihe 

ist, nach der Lösung des Depots setzen wir heute 

mit dem Museumsgesetz quasi den Schlussstein 

zum Thema rund um das Museum. Ich bin hier 

zu einhundert Prozent übereinstimmend in die-

sem Thema mit dem Kollegen Scherwitzl, ein 

großer Schritt, ein richtiger Schritt in die Zu-

kunft, den wir heute gehen werden. Was war in 

der Vergangenheit? Sie erinnern sich alle ï eine 

Ära geht zu Ende. Na, Gott sei Dank, geht sie zu 

Ende! Nach Chaos und Schimmel ist das vorbei! 

16 Jahre lang Untätigkeit und ï ich möchte auch 

sagen ï Unfähigkeit, dieses Museum auf Vor-

dermann zu bringen, das findet jetzt endlich ein 

Ende! Die gesamte Polemik, die ich hier höre, ist 

erschütternd, ist erschreckend! Ich freue mich, 

dass das jetzt auf die Reihe kommt! Ich darf nur 

einige Dinge in Erwähnung bringen: Bevor das 

eigentliche Gesetz in Arbeit ging, wurde die 

Organisation hinterfragt. Wie soll die Organisa-

tion künftig sein? Im Jahr 2013 und beginnend 

2014 ist die Organisation hinterfragt worden. 

Wie soll sie künftig sein? Was sind die Stärken, 

was sind die Schwächen, was ist zu tun, damit es 

künftig besser ist? Das war die Grundlage für 

dieses Gesetz. Dies ist gemacht worden. Im 

Nachhinein sehen wir das, was der Landesrech-

nungshof empfohlen hat, nämlich die Prüfung 

dessen, wie es sein soll. Das ist erfolgt! 

Geschätzte Damen und Herren, was ist neu bei 

diesem Gesetz? 16 Jahre Tätigkeit haben es nicht 

hervorgebracht. Man hat ausgegliedert, aber man 

hat nicht definiert, welches Ziel mit diesem Mu-

seum verfolgt werden soll. Die Zieldefinition ist 

neu. Es wurde eine verstärkte, einheitliche, inte-

grierte Landesaufsicht geschaffen. Das war nicht 

gegeben! Wir haben jetzt ein Kuratorium, unter 

der Mitwirkung der verschiedenen Beteiligten 

und der verschiedenen Leitungsangelegenheiten, 

wo wir ganz klar das Betriebswirtschaftliche 

haben, wo wir die rechtlichen Themen haben, 

wo quasi ein Aufsichtsrat auf die Dinge achtet. 

Wir haben zum Zweiten das wissenschaftliche 

Museumskollegium, das interne, inhaltliche 

Dinge auf die Reihe bringt und abstimmt. Wir 

haben verpflichtende, gemeinsame Sitzungen, 

die zumindest zweimal im Jahr stattfinden müs-

sen, damit die inhaltlichen Themen, die finanzi-

ellen Themen und die rechtlichen Themen abge-

stimmt sind. Das gab es bis dato nicht! Die Ein-

führung einer Sammlungsstrategie, eines Samm-

lungskonzeptes und eines Museumsberichtes ï 

das gab es bis dato nicht! Die Aufwertung der 

kaufmännischen Agenden, die Sicherstellung des 

Vier-Augen-Prinzips ist für mich eine ganz we-

sentliche Geschichte, damit in schwierigen Fra-

gen die Dinge geklärt sind. Es wird keine neue 

Position geschaffen, es wird eine Prokura für 

diesen Herrn oder für die Dame, die dort ist, 

fixiert. Es wird nichts Neues geschaffen! Wir 

haben verstärkte Kostenkontrolle. Ich glaube, 

das tut dem Land Kärnten in Summe und dem 

Museum im Spezifischen gut, wenn wir das ha-

ben. Wir haben Synergie-Effekte, die wir künftig 

mit dem neuen Gesetz und den verschiedenen 

einzelnen Aktivitäten haben, die wir heben kön-
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nen. Es ist an der Zeit, dass dies auch passiert! 

Wir haben das, und das gab es bis dato auch 

nicht, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

miteinbezogen sind, miteinbezogen sind in das 

Kuratorium. Das war bis dato nicht gegeben! Ich 

freue mich, dass die Betriebsräte beziehungswei-

se auch die Mitarbeiter auf Augenhöhe im Kura-

torium mit dabei sind. Es ist sichergestellt, dass 

die Weisungsfreiheit bei der wissenschaftlichen 

Forschung und bei den künstlerischen Belangen 

fixiert ist. Das ist neu, das war bis dato nicht 

gegeben! Wir haben den Leihverkehr geregelt, 

damit die Dinge national und international ent-

sprechend professionell passieren können. 

In Summe, denke ich, ein großer Schritt, ein 

richtiger Schritt in die Zukunft! Ich freue mich, 

dass der gelingt! Nach 16 Jahren der Ausgliede-

rung und Untätigkeit ist dies nun binnen drei 

Jahren passiert! Herzlichsten Dank für die Mit-

arbeit aller! Herzlichen Dank für die kritische, 

konstruktive Zusammenarbeit aller, die mitbetei-

ligt waren! Es ist gut für das Gewissen unseres 

Landes, es ist gut für unsere Sammlung, es ist 

gut für Kärnten! Dankeschön! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von 

der Grünen-Fraktion.) 
Dipl.-Ing. Benger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Klub-

obmann Mag. Leyroutz. Ich bitte dich, zu spre-

chen! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Vielen Dank, Herr Landesrat, für Ihre Ausfüh-

rungen, die ja nahezu ident sind mit Ihren Aus-

führungen im Ausschuss und die noch immer 

keinen Aufschluss über wesentliche Fragen ge-

ben! Nachdem Sie jetzt anwesend sind, darf ich 

an dieser Stelle an Sie noch einmal die Fragen 

richten: In welcher sachlichen und wirtschaftli-

chen Notwendigkeit ist tatsächlich die Bestel-

lung eines kaufmännischen Geschäftsführers 

begründet? Welche wirtschaftlichen Erwägun-

gen sprechen tatsächlich dafür, einen kaufmän-

nischen Geschäftsführer zu bestellen? Was sind 

die wirtschaftlichen Kennzahlen, die es erforder-

lich machen, im Gegensatz zu anderen, weitaus 

größeren Museen, einen kaufmännischen Ge-

schäftsführer zu bestellen? Inwiefern ist die Be-

stimmung des Paragraphen 15a ï Kaufmänni-

scher Geschäftsführer ï zu verstehen, wonach 

unbeschadet der näheren Festlegung der Aufga-

ben- und Verantwortungsbereiche in der Muse-

umsordnung zur Wahrnehmung der Angelegen-

heiten der kaufmännische Geschäftsführer beru-

fen ist? De facto haben Sie gar nichts festgelegt! 

De facto hat der Rechnungshof eine sehr sach-

lich fundierte Kritik ausgeführt, indem er ge-

meint hat: ĂEs gibt keine sachliche Rechtferti-

gung für die Bestellung eines kaufmännischen 

Geschªftsf¿hrers.ñ Ich w¿rde Sie ersuchen, 

nachdem Sie jetzt anwesend sind und Ihnen viel-

leicht die Abteilung ein paar wirtschaftliche 

Kennzahlen aufbereitet hat und vielleicht eine 

sachliche Rechtfertigung, dass Sie dazu Stellung 

nehmen! 
Mag. Leyroutz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Herr Klubobmann! Es bleibt dem Herrn Landes-

rat vorbehalten, diese Fragen zu beantworten. 

An sich wäre das eine Geschichte für den Aus-

schuss, aber okay! (Abg. Mag. Leyroutz: Dort 

hat er sie nicht beantwortet!) Ich habe das nur 

objektiv festgestellt. Der nächste Redner ist der 

Herr Abgeordnete Professor Hartmut Prasch. Ich 

bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Prasch (TK): 
  Dr. Prasch 

Dankeschön! Herr Landesrat, ich kann nicht 

anders, aber es ist beschämend, wie und was Sie 

über die Ära der Landesmuseumsdirektoren und 

damit von Piccottini über Wappis ï Jerger neh-

me ich aus ï und alle wissenschaftlichen Kusto-

den, die durchwegs von internationaler Reputa-

tion sind, von sich geben! (Beifall von der F-

Fraktion, von Abg. Mag. Trodt-Limpl.) In Wahr-

heit waren sie es, die dieses Landesmuseum seit 

Jahrzehnten hochhalten und nicht die Politik! 

(Beifall von der F-Fraktion, von Abg. Mag. 

Trodt-Limpl.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung liegt mir wiederum 

vom Kulturlandesrat Dipl.-Ing. Benger vor. Ich 

bitte ihn, zu sprechen! 
Schober   
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Landesrat Dipl.-Ing. Benger (ÖVP): 
  Dipl.-Ing. Benger 

Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! 

Die letzten 16 Jahre haben gezeigt, was man-

gelnde Klarheit in den Vorgaben gebracht hat. 

Wenn wir hier kein Gesetz haben, das Klarheit 

schafft, was zu tun ist, wie es zu tun ist, wer zu 

kontrollieren hat, dass zu kontrollieren ist und 

dass die Dinge auf die Reihe zu bekommen sind, 

dann haben wir das Ergebnis, das wir eben hat-

ten, Schimmel und ähnliche Themen! Dieses 

Problem sind wir aktiv angegangen. Es wird mir, 

glaube ich, jeder zustimmen und jene, die nicht 

zustimmen, beantworten für sich das eh schon 

selbst, dass diese Kontrolle dringend notwendig 

ist. Deswegen haben wir einen Aufsichtsrat in 

dem Sinn eingeführt und auch einen, was die 

kaufmännische Geschäftsführung betrifft, mit 

der Erteilung einer Prokura. Und mehr ist es 

nicht, Verzeihung, Herr Kollege, mehr ist es 

nicht! Das Vier-Augen-Prinzip ist mir viel wert, 

damit dieses Chaos in der Form nicht mehr ge-

geben ist! Das Budget für das Landesmuseum 

bewegt sich zwischen fünf und sechs Millionen 

Euro. Wenn wir hier die Gesellschaften, die 

dazukommen, hinzunehmen ï das ist das 

MMKK, blue cube und Ähnliche ï kommen 

noch einmal 0,5 bis 0,7 Millionen Euro hinzu. 

Wir haben über den Daumen 75 Mitarbeiter, die 

in dem Sinn zu führen sind, je nach Jahreszeit 

unterschiedlich, ob Virunum, ob der Magdalens-

berg in Bearbeitung ist und dergleichen, gibt es 

temporär unterschiedliche Zahlen, die stark 

schwanken. In Summe ist es aus meiner Sicht 

gerechtfertigt, nach diesen Jahren der Unruhe 

Ruhe hineinzubringen, Klarheit hineinzubringen. 

Das ist mir eine Prokura bei weitem wert! (Bei-

fall von der ÖVP-Fraktion und von der Grünen-

Fraktion.) 
Dipl.-Ing. Benger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Eine Wortmeldung ergibt die andere. Der nächs-

te Redner ist der Herr Klubobmann Leyroutz. 

Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Herr Landesrat Benger! (Vorsitzender: Moment, 

das Mikrofon! Das ist die Hitze! ï Abg. Seiser: 

Das ist deshalb, weil es die dritte Antwort vom 

gleichen Redner ist!  ï Heiterkeit im Hause.) 

Herr Landesrat Benger! Sie sind ja nicht nur 

Kulturreferent, sondern auch Wirtschaftsreferent 

des Landes Kärnten. Ich frage mich wirklich, ob 

Sie tatsächlich noch die richtige Besetzung sind! 

Lernen Sie Wirtschaft, lernen Sie Handelsrecht, 

lernen Sie Unternehmensrecht! Eine kaufmänni-

sche Geschäftsführung ist bei Gott nicht einer 

Prokura gleichzusetzen! Es spricht aber auch 

Bände, wenn auch der Ausschuss-Vorsitzende 

Wieser im Ausschuss gemeint hat, es ist ja voll-

kommen egal, ob derjenige kaufmännischer Ge-

schäftsführer oder Manager heißt, Hauptsache, 

es gibt einen zweiten Posten. Das ist halt Ihre 

Politik! Lernen Sie Wirtschaft! (Beifall von der 

F-Fraktion.) 
Mag. Leyroutz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächste Rednerin ist die Frau Klubobfrau Dr. 

Barbara Lesjak. 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Bei aller Liebe, aber auch bei aller Ernsthaf-

tigkeit, Herr Klubobmann, ich weiß, wie das ist, 

wenn man in einer Opposition sitzt, ich weiß, 

wie das ist, wenn man Regierungsarbeit leistet! 

Es ist leicht, und es ist lustig, (Abg. Mag. Ley-

routz: Nein, es ist peinlich, wenn man Prokura 

und Geschäftsführung nicht unterscheiden kann! 

Das ist peinlich!) in der Opposition zu sein und 

auf alles draufzuhauen, was einem vor die Fin-

ger kommt. Das ist lustig, das ist super, aber 

bleiben wir bitte beim Thema! Auch ich weiß, 

welche gesetzlichen und rechtlichen Rahmenbe-

dingungen das Landesmuseum vorher gehabt 

hat, ich kenne die Zustände, ich kenne auch die 

Art der Führung, die Unklarheit und wir haben 

das jetzt bereinigt. Mag sein, dass das Eine oder 

Andere in diesem Gesetz verbesserungswürdig 

ist, es kann schon sein, dass man da oder dort 

eine Novelle macht. Das muss man einmal in die 

Praxis bringen und ausprobieren und evaluieren 

und dann auch verbessern. Aber zumindest gibt 

es ein Regelwerk, das jetzt Klarheit schafft und 

die Leute, die Betroffenen wissen, woran sie 

sind, was ihre Aufgaben sind und wohin die 

Reise gehen soll. Es wird kein neuer Posten ge-

schaffen, es gibt bereits eine kaufmännische 

Funktion, die gibt es ja, sie wird jetzt aufgewer-
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tet und im Gesetz verankert. Es gibt das Vier-

Augen-Prinzip, das ist ein State of the Art, das 

machen die anderen auch so und in diese Rich-

tung haben wir gearbeitet. Also, bei allem Ver-

ständnis für das oppositionelle Geplänkel, dass 

man dagegen ist, aber das ist ein großer Wurf! 

(Abg. Mag. Leyroutz: Der Rechnungshof sagt 

leider was anderes!) Ich bezeichne das so, wir 

haben Expertisen eingeholt, wir haben Fachleute 

an diese Gesetzesmaterie herangelassen, und wir 

haben aus dem das Beste gemacht, und ich den-

ke, dass das in eine gute Zukunft für das Lan-

desmuseum führen wird. (Beifall von der Grü-

nen-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen erschöpft, der 

Berichterstatter hat das Schlusswort. (Abg. Wie-

ser meldet sich zur Geschäftsordnung.) Augen-

blick ï bitte! 
Schober   

Abgeordneter Wieser (ÖVP): 
  Wieser 

Herr Präsident! Ich verwehre mich gegen die 

Anschuldigungen des Klubobmannes Leyroutz, 

wonach ich gesagt hätte, dass es Ăwurschtñ ist, 

ob der so oder so heißt, Hauptsache, es wird ein 

Posten geschaffen! Das habe ich in dieser Form 

sicher nicht gesagt! 
Wieser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Danke! Bitte, Herr Berichterstatter, Sie haben 

das Schlusswort! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Zoppoth 

(SPÖ): 
  Mag. Zoppoth 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte sowie das 

ziffern- und paragraphenmäßige Verlesen. 
Mag. Zoppoth   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Sie haben den Antrag gehört. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist mit 

den Stimmen der SPÖ, der ÖVP, der Grünen 

gegen die Stimmen der Freiheitlichen, des 

Teams Kärnten und des Abgeordneten Schalli 

mehrheitlich so beschlossen. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Zoppoth 

(SPÖ): 
  Mag. Zoppoth 

Artikel I 

Das Kärntner Landesmuseumsgesetz ï K-LMG, 

LGBl. Nr. 72/1998, zuletzt in der Fassung des 

Gesetzes LGBl. Nr. 22/2016, wird wie folgt 

geändert: 

Ziffer 1: Das Inhaltsverzeichnis lautet ĂInhalts-

verzeichnisñ; Ziffer 2; Ziffer 3: Nach Ä 1 wird 

folgender Ä 1a eingef¿gt ĂÄ 1a Bedeutung und 

Ziele der Anstaltñ; Ziffer 4: In Ä 5 lit. d wird das 

Satzzeichen Ă.ñ durch das Satzzeichen Ă;ñ ersetzt 

und es wird folgende lit. e angefügt; Ziffer 5: 

Nach Ä 5 wird folgender Ä 5a eingef¿gt ĂÄ 5a 

Sammlungsstrategie, Sammlungskonzept und 

Museumsberichtñ; Ziffer 6: § 8 Abs. 3 lautet; 

Ziffer 7: Dem § 8 wird folgender Abs. 7 ange-

fügt; Ziffer 8; Ziffer 9: § 13 Abs. 1 lautet; Zif-

fer 10: Vor § 15 werden folgende §§ 14a und 

14b eingef¿gt ĂÄ 14a Geschªftsf¿hrungñ, ĂÄ 14b 

Vertretungñ; Ziffer 11: Ä 15 Abs. 1 wird durch 

folgende Abs. 1 und 1a ersetzt; Ziffer 12; Zif-

fer 13; Ziffer 14: Dem § 15 werden folgende 

Abs. 5 und 6 angefügt; Ziffer 15: Nach § 15 wird 

folgender Ä 15a eingef¿gt ĂÄ 15a Kaufmªnni-

scher Geschäftsführerñ; Ziffer 16: Ä 16 lautet 

ĂÄ 16 Bestellung der Geschäftsführer und Been-

digung der Funktionñ; Ziffer 17: Ä 17 lautet 

ĂÄ 17 Vertretung des jeweiligen Geschäftsfüh-

rersñ; Ziffer 18: Ä 18 lautet ĂÄ 18 Wissenschaft-

liches Museumskollegiumñ; Ziffer 19: Ä 19 

Abs. 1 lautet; Ziffer 20: § 20 Abs. 1 lautet; Zif-

fer 21; Ziffer 22; Ziffer 23: Die Überschrift des 

§ 21 lautet ĂÄ 21 Abteilung f¿r Vermittlungñ; 

Ziffer 24; Ziffer 25; Ziffer 26: Im Einleitungsteil 

des Ä 21 Abs. 3 wird die Wortfolge Ămuseums-

pädagogischen Abteilungñ durch die Wortfolge 

ĂAbteilung für Vermittlungñ ersetzt, in § 21 

Abs. 3 lit. g wird das Satzzeichen Ă.ñ durch das 

Satzzeichen Ă;ñ ersetzt und es wird Ä 21 Abs. 3 

folgende lit. h angefügt; Ziffer 27; Ziffer 28: 

§ 23 lautet ĂÄ 23 Wirtschaftliche Geschªftsstel-

leñ; Ziffer 29; Ziffer 30: Ä 24 Abs. 3 lautet; Zif-

fer 31: Nach § 24 werden folgende §§ 24a bis 

24 d eingef¿gt ĂÄ 24a Kuratoriumñ, ĂÄ 24b Mit-

glieder des Kuratoriumsñ, ĂÄ 24 c Beschl¿sse 

und Sitzungen des Kuratoriumsñ, ĂÄ 24d Ge-
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meinsame Sitzungen des Kuratoriums und des 

Museumskollegiumsñ; Ziffer 32: Ä 25 Abs. 1 

lautet; Ziffer 33: § 25 Abs. 2 erster Halbsatz 

lautet; Ziffer 34: § 27 Abs. 1 lautet; Ziffer 35; 

Ziffer 36; Ziffer 37: § 29 Abs. 1 erster Satz lau-

tet; Ziffer 38; Ziffer 39: § 29 Abs. 2 lautet; Zif-

fer 40: § 29 Abs. 5 lautet; Ziffer 41; Ziffer 42: 

§ 29 Abs. 7 letzter Satz lautet; Ziffer 43; Zif-

fer 44; Ziffer 45; Ziffer 46: § 36 Abs. 1 lautet; 

Ziffer 47; Ziffer 48: § 37 Abs. 1 bis 6 lauten; 

Ziffer 49; Ziffer 50: Nach § 38a wird folgender 

§ 38b eingef¿gt ĂÄ 38b Personenbezogene Be-

zeichnungenñ. 

Artikel II  

Ich beantrage die Annahme von Artikel I und II. 
Mag. Zoppoth   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Sie haben den Antrag gehört. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

wiederum mit derselben Stimmenmehrheit wie 

zuvor mehrheitlich beschlossen. Bitte, Kopf und 

Eingang! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Zoppoth 

(SPÖ): 
  Mag. Zoppoth 

Gesetz vom 20. Juli 2017, mit dem das Kärntner 

Landesmuseumsgesetz geändert wird 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Mag. Zoppoth   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Wiederum 

mit derselben Stimmenkonstellation mehrheit-

lich beschlossen. Bitte, die 3. Lesung! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Zoppoth 

(SPÖ): 
  Mag. Zoppoth 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Landesmu-

seumsgesetz geändert wird, wird die verfas-

sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Mag. Zoppoth   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme ist beantragt. Wer dem zustimmt, 

ein Zeichen mit der Hand! ï Dieses Gesetz ist 

mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP, der Grünen 

gegen die Stimmen der Freiheitlichen, des 

Teams Kärnten und des Abgeordneten Schalli 

mehrheitlich so beschlossen.  

Der Tagesordnungspunkt ist erledigt, somit 

kommen wir zum Tagesordnungspunkt 4: 
  

 4. Ldtgs.Zl. 15-8/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst 

und Kultur zur Regierungsvorlage 

betreffend das Gesetz, mit dem das 

Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010 

geändert wird 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Aus-

schuss für Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst und Kultur für 

ist die 1. Lesung erfolgt. Berichterstatter ist der 

Abgeordnete Zellot. Bitte dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und 

Herren! Der Ausschuss hat dieses Gesetz, das 

Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010, ausführlich 

behandelt, auch mit Auskunftspersonen. Dieses 

Gesetz bringt für die Veranstaltungen und deren 

Bereiche sehr viele Erleichterungen und Ein-

fachheiten, wie es der Inhalt dieses Gesetzes 

zeigt. 

Und aus diesem Grund darf ich, Herr Präsident, 

den Antrag auf Eingang in die Generaldebatte 

stellen! 
Zellot   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Die erste Wortmeldung hat 

der Herr Abgeordnete Professor Dr. Hartmut 

Prasch. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   
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Abgeordneter Dr. Prasch (TK): 
  Dr. Prasch 

Herr Präsident! Geschätzte Mitglieder der Lan-

desregierung! Hohes Haus! Werte Zuhörerinnen 

und Zuhörer! Mit der heutigen Beschlussfassung 

des Kärntner Veranstaltungsgesetzes gehen wir 

zweifelsohne einen Schritt in die richtige Rich-

tung ï für dich, Ferdl! ï einen Schritt, nämlich in 

Richtung Bürokratieabbau und Verwaltungsver-

einfachung. Trotzdem sollte man nicht verheh-

len, dass das besagte Gesetz weiter ein Ăbürokra-

tisches Monsterñ bleib,t mit einer Vielzahl an 

Querverweisen und komplizierten Bestimmun-

gen. Für was braucht man Gesetze, die die Bür-

ger, in diesem Fall insbesondere die Veranstal-

ter, in Teilbereichen nicht verstehen und infol-

gedessen auch nicht anwenden können? Ich ap-

pelliere wirklich eindringlich, dass wir analog 

dem Vorgehen der Länder Steiermark und 

Oberösterreich eine komplette Neuaufsetzung 

des Gesetzes anstreben und vornehmen! In die-

ser Periode ï da brauche ich kein Prophet zu sein 

ï wird dieses Unterfangen kaum mehr auf die 

Reise gebracht werden können, aber auf die 

Agenda gehört es jedenfalls. Für diesen Neu-

aufsetzungsjob erwarte ich mir auch, dass sich 

der zuständige Referent auf Ebene der Kärntner 

Landesregierung mit etwas mehr Engagement in 

den Gesetzwerdungsprozess einbringt, denn 

leider hat Landesrat Darmann beim Veranstal-

tungsgesetz bis jetzt nur durch beharrliches 

Schweigen und nicht durch Taten aufgezeigt! 

Um die Überleitung zu schaffen, warum wir der 

heute zu beschließenden Novellierung unsere 

Zustimmung trotzdem geben werden, sei bei-

spielsweise erwähnt, dass die Bewilligungs-

pflicht für Filmvorführungen zukünftig entfällt, 

was beispielsweise Public Viewings und ähnli-

che Geschichten umfasst. Auch bei den Überprü-

fungen kommt es zu Erleichterungen, die jeden-

falls positiv Erwähnung finden sollten. Was uns 

sauer aufstößt, ist, dass sich im Gesetz auch wei-

ter der umstrittene Paragraph 8, ich zitiere, 

ĂVerbotene Veranstaltungenñ und hier genau der 

Absatz 3 mit diesem Wortlaut finden wird. Ich 

zitiere: ĂAm Karfreitag und am 24. Dezember 

sind Veranstaltungen verboten. Am Karsamstag 

dürfen Veranstaltungen nicht vor 14.00 Uhr 

begonnen werden.ñ Diese Bestimmung ist aus 

unserer Sicht überhaupt nicht mehr zeitgemäß, 

wirtschaftsfeindlich, schränkt Unternehmer in 

ihren Selbstbestimmungsrechten ein und müsste 

daher ersatzlos gestrichen werden, wie dies auch 

andere Bundesländer bereits getan haben. Dieses 

Verbot führte beispielsweise vor einigen Jahren 

dazu, dass ein Eishockey-Länderspiel in Villach 

an einem Karfreitag unter Ausschluss der Öf-

fentlichkeit stattfinden musste ï Kärnten wurde 

damals zum Gespött! Unser Ansinnen war es, 

diese Bestimmung aus dem Gesetz zu entfernen. 

Wir haben diesbezüglich einen Abänderungsan-

trag eingebracht, der im Ausschuss leider keine 

Mehrheit gefunden hat. Auch die Wirtschafts-

partei ÖVP hat sich dem Antrag nicht ange-

schlossen, obwohl von dieser Seite permanent 

Rufe in Richtung Bürokratieabbau und Verwal-

tungsentrümpelung kommen. Wenn es aber dann 

darum geht, solche Dinge auch umzusetzen und 

aktiv anzugehen, bleiben auch bei den Schwar-

zen die Hªnde unten. Trotz dieser ĂEinschrªn-

kungñ werden wir der Gesetzesªnderung aber 

dennoch zustimmen, da es zumindest einige 

positive Seiten für eine Mehrheit dafür gibt. 

(Beifall vom Team Kärnten und Abg. Gaggl.) 
Dr. Prasch   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächste Rednerin ist die Frau Abgeordnete 

Sabina Schautzer. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Schautzer (GRÜ): 
  Schautzer 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Geschätz-

te Regierungsmitglieder! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe ZuhörerInnen auf der Tribüne! 

Das Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010 wurde 

in der letzten Sitzung des Ausschusses für Wirt-

schaft, Tourismus und Kultur in einigen Punkten 

ergänzt und verändert. Kärnten ist ein Kultur- 

und Tourismusland, somit auch ein Land der 

Veranstaltungen und Feste. Zahlreiche Vereine 

und Organisationen führen zu jährlichen Fix-

punkten ein- oder mehrtägige Veranstaltungen 

durch und halten damit auch eine wertvolle Tra-

dition hoch. Dennoch kann es vorkommen, dass 

diese Feste auch unangenehme Begleiterschei-

nungen mit sich bringen, aber in den meisten 

Fällen gelingt es, durch die veranstaltungser-

probten Kärntner Großveranstaltungen ï wie 

gerade die in Villach stattgefundene Feuerwehr-

Olympiade ï tausende Aktive und noch mehr 

ZuseherInnen in den Bann zu ziehen. Dafür ge-

bührt allen Beteiligten ein herzliches Danke-



6366 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode 

Schautzer 

schön und Respekt! Dennoch oder gerade des-

halb, weil wir ein Veranstaltungsland sind, ist es 

wichtig und unerlässlich, das Veranstaltungsge-

setz zu evaluieren und bei Bedarf zu ergänzen 

und zu verändern.  

Uns Grünen war es wichtig, dass bei dieser Än-

derung auf der einen Seite eine Verwaltungsver-

einfachung ermöglicht wird, dass auf der ande-

ren Seite aber auch die Rechte der AnrainerIn-

nen gewahrt bleiben. Eine wichtige Änderung 

für uns Grüne ist, dass die Belästigungen durch 

Lärm, Geruch, zum Beispiel bei motorbezoge-

nen Veranstaltungen, immer geprüft werden 

müssen und Motorsportveranstaltungen nicht 

über Schlupflöcher aus dem Gesetz herausfallen! 

Ebenso findet sich eine klare Definition für Ver-

anstaltungen, die nach ihrer Art historisch im 

Volksbrauchtum begründet sind. Durch den 

Verweis auf Verzeichnisse ¿ber ĂImmaterielles 

Kulturerbeñ nach den UNESCO-Kriterien ist 

zukünftig viel klarer, was unter historischem 

Brauchtum zu verstehen ist, deswegen stimmen 

wir dem Gesetz zu. Dankeschön! (Beifall von 

der Grünen-Fraktion und von der ÖVP-

Fraktion.) 
Schautzer   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Bür-

germeister Herbert Gaggl. Ich bitte dich, zu 

sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-

Stellvertreterin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen des Hauses! Lieber Zuhörerinnen und Zuhö-

rer hier im Hause und an den Internetgeräten zu 

Hause! Wieder ein guter Tag, kann man sagen, 

wieder ein Abschluss einer langen Arbeit! Ein 

Gesetz liegt zur Beschlussfassung vor, das den 

Weg in die richtige Richtung zeigt, und zwar 

deswegen, weil es doch einfacher, sicherer, 

schneller, machbarer und klarer für jene wird, 

die Veranstaltungen machen, die Veranstaltun-

gen organisieren und dafür auch haften. Ich den-

ke, der Antrag der ÖVP, den wir als Abände-

rungsantrag eingebracht haben und der dann 

gemeinsam diskutiert worden ist, trägt dazu bei, 

dass das ein Gesetz wird, das den Veranstaltern 

vor Ort draußen wesentliche Erleichterungen 

bringt. Es wird entkriminalisiert, es wird ermög-

licht, zu helfen und zu unterstützen. Wir haben 

es zustande gebracht, dass der gänzliche Gefah-

renausschluss aus dem Gesetz heraußen ist. Es 

gibt keinen gänzlichen Gefahrenausschluss, das 

ist unmöglich. Es wäre für jeden Veranstalter 

katastrophal, wenn das drinnen bleiben würde, 

denn dann ist in jedem Fall eine Haftung gege-

ben und eine Genehmigung von Veranstaltungen 

fast ausgeschlossen. Die wiederkehrende Prü-

fung wurde auf zehn Jahre erhöht, das ist ein 

großer Vorteil. Veranstaltungen können über 

18 Tage, also fünf Prozent im Jahr, über den 

ortsüblichen Lärm hinaus genehmigt werden. 

Das ist ein Vorteil, das muss zumutbar sein! 

Wenn wir uns als Tourismusland, wie die Kolle-

gin gesagt hat, als Veranstaltungsland, als Kul-

turland präsentieren wollen, dann müssen wir 

das den Anrainern auch zumuten können. Das ist 

ein großer Schritt, ein ganz großer Schritt in die 

richtige Richtung und auch, was Brauchtum 

betrifft, eine klare Definition, wo auch der Villa-

cher Kirchtag ï es hat da schon Petitionen hier 

im Landtag gegeben ï dann sozusagen in die 

Brauchtumsliga aufsteigt und es keine Diskussi-

onen mehr gibt! Ich denke, das ist eine gute Sa-

che! Die landwirtschaftlichen Leistungswettbe-

werbe zum Beispiel sind hier festgehalten, die in 

dem Bereich ausgenommen sind. Filmvorfüh-

rungen haben wir schon festgelegt. 

Es wurde hart, aber gut verhandelt, denke ich. 

Wir können auf das Ergebnis durchaus stolz 

sein! Ich hätte auch noch mehr gewollt, Verbes-

serungen in vielen Bereichen, aber dann hätte 

der Grundantrag vom Referenten und vom Refe-

rat anders kommen müssen. Dann hätten wir das 

Gesetz von Grund auf erleichtern können, so wie 

es der Kollege Prasch soeben gesagt hat. 

Im Grunde genommen möchte ich es noch nüt-

zen, zu sagen, dass wir Veranstaltungsland sind, 

dass wir gerne besucht werden. Das verdanken 

wir jenen, die draußen vor Ort mehr tun, als sie 

müssten! Das sind nämlich die Vereine, die 

Freiwilligen, die Tag und Nacht arbeiten, damit 

es tolle Veranstaltungen gibt, damit man diese 

besuchen kann, ob Brauchtum, ob Kirchenfeste, 

ganz egal, was auch immer. Das belebt die Re-

gion, das sind die Wertschöpfung, die Zusam-

menarbeit, das soziale Miteinander. Das sind 

unsere Wirte, die die Veranstaltungen professio-

nell machen oder professionelle Veranstalter, die 
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Kärnten in das internationale Schaufenster stel-

len! Ganz egal, ob das der Triathlon ist, meine 

Damen und Herren, der weltweit eine der besten 

Veranstaltungen ist, ob das Masters of Dirt in 

der großen Arena hier in Klagenfurt ist, ob das 

Konzerte in Finkenstein sind oder ganz egal, wo 

auch immer. (Abg. Rutter: Rainhard Fendrich in 

Moosburg!) Rainhard Fendrich in Moosburg, 

danke für den Hinweis, lieber Kollege, am 

08. September 2017! Übrigens, herzlich will-

kommen zu dieser Veranstaltung! SEMTAIN-

MENT organisiert das in gewohnter Weise per-

fekt und sehr gut! (Abg. Rutter: Gute Leute!) 

Genauso ist es, das muss man auch dazusagen!  

Ich möchte auch für die Zukunft haben, dass 

man für ein ganz einfaches Fest nicht 140 Auf-

lagen hat. 140 Auflagen sind für den Veranstal-

ter nicht lustig! Diejenigen, die dann als Hafter 

drinnenstehen, der Veranstalter selber haftet mit 

seinem eigenen Vermögen, mit allem Drum und 

Dran, das ist keine Gaudi mehr! Dann werden 

wir nämlich das Problem haben, dass sich die 

Leute draußen einfach nicht mehr bereiterklären 

und sagen werden, ich tue mir das nicht mehr 

an! Jetzt mache ich das freiwillig, gebe meine 

Zeit her, gebe vielleicht noch mein Geld dazu 

und was weiß ich noch alles! Die Wirte und die 

Veranstalter bringen Wertschöpfung ins Land 

und das sollen wir gemeinsam noch weiterent-

wickeln! Das werden wir zusammenbringen, ich 

bin überzeugt davon! Jetzt haben wir da einen 

guten Schritt gemacht, das kann ich wirklich 

sagen, einen guten Schritt! Dafür bedanke ich 

mich bei allen, die mitverhandelt und mitgedacht 

und überlegt haben, wie wir einen Konsens fin-

den können, wie wir Lösungen finden können, 

dass sowohl die Veranstalter, aber auch die An-

rainer, die Beteiligten, die Betroffenen halbwegs 

zufrieden sind! Ich glaube, das ist ein guter 

Schritt in eine richtige Richtung! Ich freue mich 

richtig darüber und sage einen herzlichen Dank 

an alle Beteiligten! Wir werden unserem Abän-

derungsantrag und dem Gesetzentwurf von Her-

zen gerne zustimmen! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion, von der Grü-

nen-Fraktion und von Abg. Rutter.) 
Gaggl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Bür-

germeister Franz Pirolt. Ich bitte dich zum Red-

nerpult! 
Schober   

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Landesrätin, 

Entschuldigung, Frau Sozialreferentin und Ge-

sundheitsreferentin! Werte Damen und Herren 

Kollegen! Ich bin einmal recht zufrieden, Herr 

Kollege Gaggl. Dass das jetzt nicht wirklich eine 

riesengroße Abfeierei ist, was da jetzt Tolles 

geschehen wäre mit diesem Veranstaltungsge-

setz, da könnte man Punkte abarbeiten. (Abg. 

Gaggl: Besser, als der Referent es vorgelegt hat! 

ï Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Johann.) Vor 

allem, Herr Kollege Johann ï bitte! ï halte bitte 

den Mund, derweil ich heraußen bin! Der Aufla-

gen-Katalog, der das ganze Gesetz natürlich 

noch begleitet, ist eigentlich der wesentliche 

Erschwernis-Katalog, der da zum Wirken 

kommt. Insgesamt muss man aber natürlich 

schon sagen ï Herr Kollege Gaggl, du hast es 

angesprochen ï ein Verwaltungsgesetz ist kein 

Strafgesetz. Dennoch kann man mit einem Ver-

waltungsgesetz ganz schön in die Bredouille 

kommen. Alles, was wir dabei weglassen, her-

ausnehmen oder nicht formulieren, kann mitun-

ter erleichternd sein, dass Veranstaltungen über-

haupt noch stattfinden können. Verwaltungsge-

setze beschränken die Eigenverantwortung. Die 

brauchen wir wieder mehr, dann wird es auch 

wieder mehr Begeisterung der handelnden Per-

sonen geben. Das ist das Eine. Dass man noch 

dazu genommen hat, den Karfreitag herauszu-

nehmen, das ist für mich ï das sage ich jetzt 

einmal als praktizierender Christ, wenn ich es so 

sagen darf, der die christlich-traditionellen Werte 

des Abendlandes hochhält, sage ich einmal ï da 

muss ja wirklich schon einmal die Säkularisie-

rung angekommen sein. (Zwischenruf von Abg. 

Ing. Hueter.) - Nein, das tue ich noch nicht, 

Ferdi, soweit wie du bin ich noch nicht, dass ich 

unter dem Himmel zum Pfarrer dazu gehe, das 

geht noch nicht! Aber ich glaube, da sind wir ein 

bisschen einen Schritt weiter. 

Gefährlich wird es, wenn man mitunter Klein-

veranstaltungen, Motorsportveranstaltungen qua-

si wiederum per Auflagen soweit zuzementiert, 

dass sie gar nicht mehr stattfinden können, weil 

es für kleine Veranstalter einfach unglaublich 

schwierig ist, noch Expertisen beizulegen, was 

Lärmmessungen und Ähnliches anbelangt. Wir 

produzieren zum Beispiel Enduro-Räder, wir 

dürfen sie aber eigentlich nirgends fahren. Das 

ist an sich ein Widerspruch! Weil zum Beispiel 
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auch mein Bruder jedes Jahr Veranstalter eines 

großen Enduro-Rennens mit 350 Startern ist, 

kann ich Ihnen eines sagen: Der hat genug Be-

hörden-Probleme, der braucht nicht noch welche 

zusätzlich dazu! Insgesamt glaube ich aber, wir 

sind auf dem richtigen Weg. Aber den Aufla-

genkatalog müssen wir uns extra noch einmal 

anschauen und der braucht viel mehr Zeit als 

dieses Gesetz. (Beifall von der F-Fraktion.) 
Pirolt   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Wortmeldungen dazu sind erschöpft. Ich 

darf informationshalber mitteilen: Im Anschluss 

an diesen Tagesordnungspunkt werden wir die 

beiden Dringlichkeitsanträge erledigen, weil die 

Zeit es so vorgibt, damit man schaut, dass die 

nötige Präsenz vorhanden ist. Ich erteile dem 

Berichterstatter zu Punkt 4 das Schlusswort! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Herr Präsident! Ich verzichte auf das Schluss-

wort und beantrage das Eingehen in die Spezial-

debatte, mit dem Antrag auf die ziffern- und 

paragrafenmäßige Verlesung! 
Zellot   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Sie haben den Antrag gehört. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

einheitlich so beschlossen. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Artikel I 

Das Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010 ï K-

VAG 2010, LGBl. Nr. 27/2011, zuletzt in der 

Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 85/2013, wird 

wie folgt geändert: 

Ziffer 1: Im Inhaltsverzeichnis wird der Eintrag 

ĂÄ 11 Pr¿fstellen f¿r Veranstaltungsstªtten und 

Veranstaltungseinrichtungenñ durch den Eintrag 

ĂÄ 11 Pr¿fstellenñ ersetzt; Ziffer 1a: § 1 Abs. 2 

lit. d lautet; Ziff er 1b: § 1 Abs. 2 lit. g lautet; 

Ziffer 1c: § 1 Abs. 2 lit. j lautet; Ziffer 2: § 1 

Abs. 2 wird folgende lit. q angefügt; Ziffer 3: § 2 

Abs. 4 wird folgender Satz angefügt; Ziffer 4: 

§ 2 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt; Zif-

fer 4a: § 3 Abs. 1 lit. b und c lauten; Ziffer 5: § 4 

Abs. 1 zweiter Satz lautet, Ziffer 5a: § 4 Abs. 2 

erster Satz lautet; Ziffer 6: § 5 Abs. 3 lit. c lautet; 

Ziffer 7: § 6 Abs. 1 lit. f lautet; Ziffer 8: § 6 

Abs. 1 lit. h entfällt; (Dir. Mag. Weiß: Ziffer 9, 

Ziffer 10!) Ziffer 9: In § 6 Abs. 1 lit. j wird die ï 

(Dir. Mag. Weiß: Das brauchen wir nicht zu 

verlesen!) Okay! Ziffer 10: § 6 Abs. 3 entfällt; 

Ziffer 11: § 7 Abs. 3 lautet; Ziffer 12: § 9 Abs. 2 

lautet; Ziffer 13: § 9 Abs. 3 lit. a lautet; Zif-

fer 13a: § 9 Abs. 5 lit. a Z 1 und 2 lauten; Zif-

fer 14: § 9 Abs. 7 lautet; Ziffer 15: § 9 Abs. 8 

zweiter Satz lautet; Ziffer 16: § 9 Abs. 10 lautet; 

Ziffer 17: § 10 Abs. 1 lautet; Ziffer 18: § 10 

Abs. 1 wird folgender Abs. 1a angefügt; Zif-

fer 19: § 10 Abs. 2 lautet; Ziffer 20: Die Über-

schrift des Ä 11 lautet ĂÄ 11 Prüfstellenñ; Ziffer 

21: § 11 Abs. 1 lautet; Ziffer 22; Ziffer 22a: § 12 

Abs. 1 lautet; Ziffer 23: Nach § 12 Abs. 1 wer-

den folgenden Abs. 1a bis Abs. 1 c eingefügt; 

Ziffer 23a: § 12 Abs. 2 und Abs. 3 lauten; Zif-

fer 24: § 12 Abs. 5 lautet; Ziffer 25: In § 13 

Abs. 3 wird das Wort ĂPrüfungsbescheinigun-

genñ durch das Wort ĂPrüfbescheinigungenñ 

ersetzt; Ziffer 26: § 15 Abs. 1 letzter Satz lautet; 

Ziffer 27: In § 15 Abs. 2 zweiter Satz lautet; 

Ziffer 28: § 15 Abs. 2 dritter Satz entfällt; Zif-

fer 29: § 15 Abs. 4 lit. c lautet; Ziffer 30: § 15 

Abs. 8 erster Satz lautet; Ziffer 31; Ziffer 32: 

§ 17 Abs. 6 erster Satz lautet; Ziffer 33: § 19 

Abs. 3 lautet; Ziffer 34: Der Einleitungsteil des 

§ 19 Abs. 4 lautet; Ziffer 35: § 21 Abs. 6 lautet; 

Ziffer 36: § 22 Abs. 1 erster Satz lautet; Zif-

fer 37: § 24 Abs. 4 lautet; Ziffer 38: § 26 Abs. 4 

erster Satz lautet; Ziffer 39: § 27 Abs. 6 wird 

folgender Satz angefügt; Ziffer 40: § 30 Abs. 1 

lit. d lautet; Ziffer 41: § 30 Abs. 1 lit. m lautet; 

Ziffer 42: Nach § 30 Abs. 1 lit. m wird folgende 

lit. n eingefügt; Ziffer 43: § 31 Abs. 2 lautet. 

Artikel II  

Ich beantrage die Annahme von Artikel I und 

Artikel II.  
Zellot 

  

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle 

hier Stimmeneinheit fest. Bitte, Kopf und Ein-

gang! 
Schober   
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Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Gesetz vom 20. Juli 2017, mit dem das Kärntner 

Veranstaltungsgesetz 2010 geändert wird 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Zellot   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

ist Stimmeneinheit feststellbar. Bitte, die 3. Le-

sung! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Veranstal-

tungsgesetz 2010 geändert wird, wird die verfas-

sungmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Zellot   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar und dieser 

Tagesordnungspunkt erledigt.  

Wir kommen wie angekündigt zur Behandlung 

der Dringlichkeitsanträge, und ich darf den 

Landtagsdirektor ersuchen, den ersten vorzutra-

gen! 

Mitteilung des Einlaufes 

A) Dringlichkeitsanträge: 
Schober   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
  Mag. Weiß   

Ldtgs.Zl. 13-5/31:   

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne-

ten des F-Klubs betreffend Änderung 

der Referatseinteilung der Kärntner 

Landesregierung ï Referatsentzug 

für Landesrat Dipl. -Ing. Benger mit 

folgendem Wortlaut: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefor-

dert, die Referatseinteilung der Kärntner Landes-

regierung dahingehend zu ändern, dass die 

Agenden der rechtlichen und fachlichen Angele-

genheiten des Tierschutzes, soweit sie die land-

wirtschaftliche Tierhaltung betreffen und insbe-

sondere die behördlichen Kontrollen von Tier-

haltungs- und Schlachtbetrieben dem Agrarrefe-

renten, Landesrat Dipl.-Ing. Benger, entzogen 

werden. 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich der 

Abgeordnete Zellot gemeldet. Bitte dich, zu 

sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und 

Herren! Wenn Sie sich vielleicht noch erinnern 

können, sind, was den Tierschutz betrifft, bereits 

im Jahr 2015 im Schlachthof Klagenfurt Miss-

stände aufgetreten, die durch eine Videokamera 

bewiesen worden sind und aufgrund dieser Vor-

fälle, die in diesem Schlachthof passiert sind, hat 

es natürlich schärfere Maßnahmen gegeben, 

bessere Ausbildung gegeben, aber das war ei-

gentlich im Großen und Ganzen, wie man nach 

dem heutigen Stand sagen kann, keine Lehre für 

die Zukunft. Das zeigt sich jetzt, weil wieder in 

so einem Schlachtbetrieb Missstände passiert 

sind, die vielleicht durch mangelnde Kontrollen 

oder durch nicht richtig ausgebildetes Bedie-

nungspersonal, das dort fachlich handelt, passiert 

sind. Meine geschätzten Damen und Herren, der 

wesentliche Schaden entsteht ja dadurch, dass 

alles, was den Tierschutz betrifft, ob das jetzt in 

der Schweinehaltung ist, in der Rinderhaltung 
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oder sonst irgendwo, eine Belastung der land-

wirtschaftlichen Betriebe ist. Das heißt, es wird 

dann in der Öffentlichkeit, wenn so etwas pas-

siert, gesagt, ah, so geht ihr mit unseren Tieren 

um und wir sehen im Fernsehen, wie genau das 

kontrolliert wird und das kann alles nicht mehr 

stimmen. Die Agrarmarkt Austria macht einen 

ĂPatzenñ Werbung und dann lesen wir in der 

Zeitung, was in Kärnten passiert. Erstens ist das 

kein Vorbild für Kärnten, obwohl die bäuerli-

chen Betriebe hier in der Tierhaltung vorzüglich 

sind, und es geht nicht an, dass hier vom zustän-

digen Referenten aufgrund der Vorfälle, die 

2015 passiert sind, keine entsprechenden stren-

geren Maßnahmen passiert sind, dass in Zukunft 

solche Vorfälle nicht mehr passieren. Das darf 

nicht mehr passieren! Das ist ein Image-Verlust, 

und das ist eine Belastung unserer bäuerlichen 

Betriebe, weil im Großen und Ganzen, wenn 

etwas passiert, dann alle in einen Topf geworfen 

werden. Das ist das Problem! Und deswegen ist 

unser Dringlichkeitsantrag, diese Kontrollen, die 

hier nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden, 

dass es zu solchen Vorkommnissen kommt, die-

sen Teil des Referates dem Landesrat zu entzie-

hen. (Beifall von der F-Fraktion.) 
Zellot   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat Klubobfrau Dr. 

Barbara Lesjak. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Herr Kollege Zellot, ja, es stimmt, es ist erschüt-

ternd, dieser Skandal, der da passiert ist! Du hast 

auch auf den Skandal im Schlachthof damals in 

Klagenfurt Bezug genommen, und ich weigere 

mich, solche Vorfälle als Einzelfälle zu sehen. 

Die sind in einem System, wo es Lücken gibt 

und wo es Fehler gibt, wohl begründet. Es geht 

darum, Systemfehler zu beheben, und das ist es 

mir schon wert, dass man über das System und 

seine Fehler und seine Lücken ausführlicher und 

eingehender berät und redet und deswegen glau-

be ich nicht, dass man das mit einem Dringlich-

keitsantrag abhandeln kann. Wir haben ja inhalt-

lich ungefähr den gleichlautenden Antrag, wir 

sind der Meinung, dass aufgrund der fachlichen 

Zuständigkeit der Bereich Tierschutz zum Be-

reich Gesundheit gehört und nicht zum Bereich 

Landwirtschaft, weil dort die Interessen so un-

terschiedlich sind, dass sie sich gegenseitig 

sozusagen im Weg stehen und eines von den 

beiden dann hintennach bleibt. Das müssen wir 

reparieren, wie auch andere Dinge zu reparieren 

sind, und da werden wir schauen ï da haben wir 

mehrere Anträge vorliegen ï dass diese Anträge 

in den zuständigen Ausschuss kommen, dort mit 

entsprechenden Auskunftspersonen beraten wer-

den und dass wir in aller Ruhe politische Einig-

keit darüber erzielen, wie wir diese Systemfehler 

bereinigen können. Wir können aber noch so ein 

gutes System haben, es können Tierquälerei und 

Missbrauch immer passieren. Da können noch so 

tolle Kontrollen sein, noch so ein tolles Quali-

tätssicherungssystem, das kann immer passieren. 

Jede Tierquälerei ist eine zuviel, selbstverständ-

lich, aber ich bin dagegen, dass man da mit so 

einem Dringlichkeitsantrag auf ĂHo ruckñ ir-

gendwie schnell handelt und Kleingeld wechselt. 

Ja zum Inhalt, aber Nein zur Dringlichkeit! (Bei-

fall von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Klubobmann Bürger-

meister Ferdinand Hueter. Bitte dich, zu spre-

chen! 
Schober   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Zuhörer 

auf der Tribüne und zu Hause! Ja, man könnte 

das als ¦berschrift bezeichnen, Ătypische An-

lass-Gesetzgebungñ wollen da einige wieder 

machen, Schnellschüsse produzieren, die eigent-

lich, wenn man sie oft einmal draußen anders 

hört - man muss mit den Kontrollen hinunter, 

man muss unbürokratischer werden und den 

Bauern das Leben mehr erleichtern ï und dann 

gibt es irgendwo einen Fall und jetzt können wir 

uns zu Tode kontrollieren, das wissen wir alle, 

die ein bisschen in der Praxis tätig sind. Es wird 

immer, ich sage jetzt bewusst, keine ĂSchwarzen 

Schafeñ, aber es wird immer oft einmal Dinge 

geben, die auch vom jeweiligen Halter nicht 

gewollt sind, aber die, die mit Tierhaltung zu tun 

haben, wissen, dass es, wenn Tiere in größeren 

Mengen gehalten werden, auch zu Ausfällen 

kommen kann. Und ich glaube, wenn man sich 

mit den Zahlen ï und jetzt sind wir in Kärnten ï 
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da reden einige von Massentierhaltung. Also, 

liebe Freunde, schaut euch einmal die Kärntner 

Zahlen genau an und wenn ich weiß, dass wir in 

Kärnten 3.600 Schweinehalte-Betriebe haben 

und im Schnitt 35 Schweine pro Betrieb und von 

denen, von denen einige heute philosophieren, 

haben wir 180. Unser Veterinärwesen ist mehr 

als gut aufgestellt! Das heißt, jeder Veterinär, 

Tierarzt in den BH draußen weiß ganz genau, 

und die, die sich mit der Materie ein bisschen 

befasst haben, wissen das auch ganz genau, wo 

die sogenannten ĂProblemfªlleñ sind. Ich will 

den Fall unten beim Jernej überhaupt nicht 

schönreden, ganz im Gegenteil, das ist lückenlos 

aufzuklären, aber jetzt im umgekehrten Schluss 

herzugehen und sozusagen Ădas Kind mit dem 

Bad auszuschüttenñ und noch mehr zu kontrol-

lieren und die anderen auch noch ï Leute, da 

sind wir mehr als auf dem Holzweg! 

Und übrigens zu diesem Antrag: Da ist die For-

mulierung schon einmal grundlegend falsch, 

denn formell ist die Grundlage in der Geschäfts-

einteilung der Landesregierung, wer welches 

Referat hat und welche Referate zusammenge-

legt werden könnten, falsch formuliert zu dem, 

wie ihr das angekündigt habt. Und vielleicht 

einen kleinen Seitenhieb noch auf die Vergan-

genheit: Wir hätten uns in Kärnten vieles erspart, 

wäre hier der Referatsentzug betreffend das Fi-

nanzreferat in andere Hände gekommen! Kärn-

ten wäre auf einem viel besseren Weg gewesen 

als auf dem Holzweg, wie er in den letzten Jah-

ren war! Deswegen, diesen Antrag, bei aller 

Liebe, den kann man höchstens in die Märchen-

stunde hineingeben, aber wir werden dem ganz 

sicher nicht zustimmen! (Beifall von der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Ich komme zur Abstimmung. Sie wissen, es ist 

die Zweidrittelmehrheit erforderlich. Wer dem 

Antrag die Zustimmung gibt, ersuche ich um ein 

Zeichen mit der Hand! ï Das ist mit den Stim-

men der Freiheitlichen und des Teams Kärnten 

und des Abgeordneten Schalli gegen die übrigen 

Stimmen nicht die erforderliche Mehrheit. Die-

ser Antrag wird dem RVI-Ausschuss zur weite-

ren Behandlung zugewiesen.  

Ich darf den Direktor bitten, den nächsten Dring-

lichkeitsantrag vorzutragen! 
Schober   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
  Mag. Weiß   

Ldtgs.Zl. 104-9/31:   

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne-

ten des Grünen-Klubs betreffend Än-

derung der Tierschutzkontroll-Ver-

ordnung, des Tierärztegesetzes und 

des Lebensmittelsicherheits- und Ver-

braucherschutzgesetzes mit folgendem 

Wortlaut: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung, insbesondere die Bun-

desministerin für Gesundheit und Frauen wird 

aufgefordert,  

- die Verordnung über die Kontrolle der Einhal-

tung von Tierschutzbestimmungen dahingehend 

zu ändern, dass die in § 3 Abs. 1 TSchKV vor-

geschriebene Mindestfrequenz für die Kontrolle 

von landwirtschaftlichen tierhaltenden Betrieben 

auf fünf Prozent erhöht wird,  

- das Tierärztegesetz dahingehend zu ändern, 

dass TierärztInnen Verstöße gegen das Tier-

schutzgesetz, die ihnen im Zuge ihrer tierärztli-

chen Tätigkeit zur Kenntnis kommen, den zu-

ständigen Behörden unverzüglich zu melden 

haben und  

- das Lebensmittelsicherheits- und Verbraucher-

schutzgesetz dahingehend zu ändern, dass Kon-

trollorgane nach § 24 LMSVG in keinem wirt-

schaftlichen Abhängigkeitsverhältnis oder in 

keiner Beziehung im Sinne des § 7 AVG zu den 

kontrollierten Betrieben stehen dürfen. 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich 

Klubobfrau Dr. Barbara Lesjak gemeldet. Bitte 

dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Kolleginnen und Kollegen! Dieser Dringlich-

keitsantrag richtet sich an die Bundesebene, 

kommt also nicht bei uns in einen zuständigen 
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Ausschuss, sondern direkt nach Wien und des-

wegen finden wir, dass das sehr wohl mit einem 

Dringlichkeitsantrag abzuhandeln ist. Er betrifft 

auch den Tierschutz, da können wir direkt an die 

vorige Diskussion anschließen. Worum geht es 

uns? Wir wollen Bauern und Schlachtbetriebe 

nicht insgesamt kriminalisieren, aber wir wollen 

sehr wohl, wie schon erwähnt, Lücken in der 

Gesetzgebung schließen und dafür sorgen, dass 

eben ein dichteres Kontrollnetz geschaffen wird, 

dass Kontrollen effizienter durchgeführt werden, 

dass entsprechend auch diejenigen, die mit den 

Tieren zu tun haben, besser geschult und ausge-

bildet sind, insbesondere in Bereichen des Tier-

schutzes und dass wir hier insgesamt als Öffent-

lichkeit mehr Bewusstsein und mehr Aufmerk-

samkeit dafür haben, wie das ist, wenn Tiere in 

großen Mengen gehalten werden. Vor mir hat 

früher der Klubobmann Hueter gesagt, Massen-

tierhaltung ï ab wann ist eine Masse eine Mas-

se? Wenn, sagen wir einmal, 30 Schweine oder 

20 Schweine auf einem gewissen Raum gehalten 

werden ï der Raum ist klein ï dann ist das viel. 

Es ist ja kein Zufall, dass man bei den Schwei-

nen zum Beispiel den Schwanz kupiert. Es ist 

kein Zufall, dass man Maßnahmen ergreift, da-

mit die Schweine sich nicht gegenseitig verlet-

zen und dass man sie so behandelt, dass mög-

lichst wenig natürliches Verhalten in dem Fall 

der Schweine zutage tritt. Das Beste für die 

Schweine ist der freie Auslauf, dass sie draußen 

sein können. Die wenigsten Bauern lassen ihre 

Schweine hinaus auf eine Wiese, in einen Wald, 

weil sie alles umgraben, weil sie nicht wollen, 

dass da irgendwas kaputt gemacht wird.  

Dennoch brauchen wir zu den derzeitigen Be-

dingungen, denen jetzt Schlachtbetriebe und 

Bauernhöfe unterliegen, die Maßnahmen, damit 

in Zukunft Tierquälerei nicht mehr vorkommt. 

Und deswegen fordern wir die Bundesregierung 

auf, die Tierschutzbestimmungen dahingehend 

zu ändern, dass nicht mehr zwei Prozent kontrol-

liert werden, sondern dass diese Mindestfre-

quenz im Tierschutzgesetz auf fünf Prozent er-

höht wird. Wir fordern auch, dass das Tierärzte-

gesetz dahingehend geändert wird, dass die Tier-

ärzte, Tierärztinnen die Verstöße gegen das Tier-

schutzgesetz, von denen sie im Zuge ihrer tier-

ärztlichen Tätigkeit Kenntnis bekommen, auch 

unmittelbar den zuständigen Behörden melden 

müssen. Das müssen sie jetzt nicht. Also, wenn 

jetzt der amtliche Tierarzt Missstände bemerkt, 

muss er das nicht dem Amtstierarzt weiter ver-

mitteln. Das ist derzeitige Gesetzeslage, und es 

passiert auch nicht! Und wenn man weiß und 

wenn man einzelne Fälle auch kennt, lieber 

Markus Malle, wenn man weiß, dass ein amtli-

cher Tierarzt der beste Freund von einem Bauern 

ist ï ich sage einmal, mit dem Namen XY, wir 

wollen keine echten Namen nennen ï dann muss 

man sagen, da gehört in der Kontrolle echt eini-

ges massiv verbessert! Das gehört massiv ver-

bessert! Und das ist auch der dritte Punkt in un-

serem Dringlichkeitsantrag, dass die Aufsichts-

organe, die Kontrollorgane in keiner wirtschaft-

lichen oder freundschaftlichen oder familiären 

Beziehung zu denen stehen dürfen, die zu kon-

trollieren sind. Also, das wird ja wohl nur gut 

und recht sein, dass man da entsprechende Maß-

nahmen ergreift, dass eben Kontrolle auch als 

Kontrolle durchgeführt werden kann und nicht 

nur als ĂLarifariñ-Formalakt. (Beifall von der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeordnete 

Trettenbrein. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Trettenbrein  (F): 
  Trettenbrein 

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Alles, was zur Verbesserung des 

Tierschutzes gemacht wird, alles, jede Verbesse-

rung in der Tierhaltung wird von uns unterstützt 

ï logischerweise! Und wir wollen das Ganze 

auch nicht - so wie im vorigen Punkt - verzö-

gern, denn für uns ist Tierschutz auch dringlich, 

daher Zustimmung von unserer Seite! (Beifall 

von der F-Fraktion.) 
Trettenbrein   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Klubobmann 

Bürgermeister Ferdinand Hueter. Ich bitte dich, 

zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Um es gleich 

vorweg zu sagen: Uns ist Tierschutz auch viel 
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wert! Ich glaube, wir sollten auch wissen, dass 

Kärnten und Österreich das strengste Tier-

schutzgesetz Europas haben! Eines ist für mich 

ganz klar: Ich lasse die 12.000 Rinder- und 

Schweine-haltenden Betriebe wegen einem oder 

zwei Ausreißern nicht kriminalisieren! Die wird 

es immer geben! Ich habe zum Beispiel noch nie 

gehört, dass die Gesundheitsreferentin zurücktre-

ten hat müssen, weil es im Krankenhaus einen 

Arzt gegeben hat, der nachweislich Drogen ge-

nommen hat. Das sehe ich hier als gleich an! 

Oder wenn heute ein Raser auf der Autobahn 

fährt, dann muss am nächsten Tag nicht der 

Landesrat für Straßen und Verkehr zurücktreten. 

Ich habe es noch nie gehört! Oder wenn zum 

Beispiel ein Jäger ein Tier schießt, das unter 

Schutz gestellt ist, dann muss der zuständige 

Landesrat in der nächsten Sekunde auch nicht 

zurücktreten. Ich glaube, wir sollten mit der 

ganzen Thematik schon sehr sensibel umgehen! 

Bei aller Liebe: Ich lasse das nicht zu, dass hier 

alle Bauern pauschal kriminalisiert werden! 

(Abg. Mag. Dr. Lesjak: Das tut ja keiner!) Die 

erste Antwort heißt: Mehr Kontrollen, schärferes 

Gesetz, noch mehr, noch mehr und noch mehr. 

Die Gleichen stehen dann auf und sagen, aber 

eigentlich müssten wir die Bürokratie abbauen, 

es ist schon fast unzumutbar. Eines ï und Barba-

ra, da müssen wir schon ins Detail gehen, da 

kenne ich mich leider Gottes ein bisschen aus: 

Wenn man von Massentierhaltung redet, dann 

müssen wir wissen, wovon wir da in Kärnten 

reden! Dann reden wir noch weiter: Wie viel ist 

der Konsument bereit, für diese Dinge mehr zu 

zahlen, von denen du philosophierst und redest? 

(Abg. Mag. Dr. Lesjak: 500!) - Das ist in Ord-

nung! Die Freilandhaltung, von der du gespro-

chen hast: Wir haben das ¿ber die ĂGenuss-

Schieneñ genau parallel schon ¿ber Jahrzehnte 

aufgebaut, um hier dem Konsumenten zu zeigen, 

jawohl, Betriebe, die diese Tierhaltung eben 

anders machen, eben auf Spaltenböden und mit 

dem Preis, mit dem auf der Börse gehandelten 

Preis, da kannst du mit der Streuhaltung bezie-

hungsweise mit der Freilandhaltung nicht so 

konkurrieren, weil die Zunahmen andere sind. 

Leider Gottes, müssen Bauern ï das sind diese 

180 Betriebe in Kärnten ïauch noch von etwas 

leben, nicht von den Kontrollen! Denn von den 

Kontrollen lebt keiner, höchstens der Kontrol-

leur, dem geht es wahrscheinlich ein bisschen 

besser, aber sonst keinem! 

Das heißt, ich möchte eines schon klar sagen: 

Ich und die Volkspartei stellen uns vor diese 

Bauern hin, weil in Kärnten haben wir nicht 

diese ĂSchwarzen Schafeñ, von denen alle träu-

men. Da gibt es vielleicht ein paar Ausreißer und 

die kennen die Amtstierärzte alle! Dass wir die 

vor den Vorhang holen, ja! Aber ich lasse nicht 

zu, dass alle 12.000 Bauern pauschal kriminali-

siert werden, so quasi, da müssen wir noch mehr 

kontrollieren, weil da könnte unter der Tuchent 

noch etwas sein und, und, und! (Abg. Tretten-

brein: Hast du den Antrag nicht gelesen? Liesó 

den Antrag!) Liebe Freunde, das ist einfach nicht 

korrekt! Die ganzen ĂGroß-Kompagnonsñ, Bar-

bara, die müsstest du eigentlich wissen und auch 

die Freiheitlichen! Das gibt es ja alles schon. Es 

kann kein Bauer hergehen und in irgendeine Box 

zehn anstatt drei Schweine hineingeben! Da 

kommen die Kontrollen. Jährlich wird mindes-

tens zwei- bis dreimal jeder Schweine-haltende 

Betrieb kontrolliert! Das sind die normalen Kon-

trollen. (Abg. Trettenbrein wiederum: Liesó ein-

mal den Antrag!) Dann gibt es die Zufallskon-

trollen über die AMA, da kommt er vielleicht 

auch noch zweimal dran. Das heißt, es gibt Be-

triebe, die werden im Jahr fünf- bis zehnmal 

kontrolliert! Das ist Praxis! Und zu deinem An-

trag ï (Vorsitzender: Herr Klubobmann! Sie 

haben die Zeit überschritten!) Entschuldigung, 

jetzt würde ich schon ins Finale kommen! Lei-

der! Auf jeden Fall gibt es von unserer Seite 

keine Zustimmung zu dieser Dringlichkeit! 

(Abg. Trettenbrein: Ins Knie geschossen! ï Ein-

zelbeifall von Abg. Mag. Malle.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Mir liegt keine weitere Wortmeldung vor. Wir 

kommen zum Abstimmungsvorgang. Die Zwei-

drittelmehrheit ist gefordert. Bei den Anwesen-

den sind das 21 Stimmen. Wer dem Dringlich-

keitsantrag zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! 

ï Mit den Stimmen der SPÖ, der Freiheitlichen, 

des Teams Kärnten, des BZÖ, der Grünen gegen 

die Stimmen der ÖVP ist die Dringlichkeit an-

genommen.  

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor, 

somit ist dieser Punkt erledigt. (Zurufe aus den 

Abgeordneten-Bänken.) Ich lasse über den Inhalt 

abstimmen. Wer zum Inhalt seine Zustimmung 

gibt, bitte ich auch hier um ein Zeichen mit der 

Hand! ï Auch das ist wiederum mit demselben 
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Schober 

Stimmenvotum mehrheitlich so angenommen.  

(Abg. Scherwitzl meldet sich zur GO.) Die SPÖ 

meldet sich zur Geschäftsordnung. Bitte, einen 

Augenblick! (Der Vorsitzende aktiviert das Mik-

rofon.) Bitte, Herr Klubobmann! 
Schober   

Abgeordneter Scherwitzl (SPÖ): 
  Scherwitzl 

Zur Geschäftsordnung, Herr Präsident! Ich stelle 

den Antrag, dass wir die beiden anderen Dring-

lichkeitsanträge ebenfalls jetzt in einem Zug 

ausnahmsweise miterledigen, dann ist dieser 

Block abgeschlossen! 
Scherwitzl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Sie haben diesen Antrag gehört. Es sind noch 

zwei Dringlichkeitsanträge zu behandeln. Wer 

damit einverstanden ist, dass wir die gleich ma-

chen, bitte ein Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle 

hier Stimmeneinheit fest.  

Somit darf ich den Landtagsdirektor ersuchen, 

den nächsten vorzutragen! 
Schober   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
  Mag. Weiß   

Ldtgs.Zl. 104-8/31:   

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne-

ten des F-Klubs betreffend Tier-

schutzgesetz neu ï Ausnahme für an-

gemeldete Tierschutzvereine mit fol-

gendem Wortlaut: 

Der Kärntner Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefor-

dert, auf Bundesebene eine Neufassung einzel-

ner Passagen des Tierschutzgesetzes durchzuset-

zen, sodass Tierschutzvereine, die eine behördli-

che Meldung beziehungsweise Registrierung 

durch den Amtsveterinär gemäß § 31a Tier-

schutzgesetz vorweisen können, auch auf Inter-

netplattformen neue Besitzer für herrenlose Tie-

re suchen dürfen. 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich Ab-

geordneter Trettenbrein gemeldet. Ich bitte dich, 

zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Trettenbrein  (F): 
  Trettenbrein 

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kollegen! 

Ich glaube, Ihnen allen ist die Causa Tierschutz-

gesetz neu und die Regelung für die Tierschutz-

vereine bekannt. Nicht nur in Kärnten, sondern 

österreichweit, aber hier in Kärnten ganz beson-

ders, gibt es sehr viele Tierschutzvereine, die 

neben den offiziellen Tierheimen und derglei-

chen Tiere pflegen, aufnehmen, sozusagen auf-

päppeln und dann weitergeben. Mit diesem neu-

en Tierschutzgesetz ist jetzt Folgendes passiert: 

Man hat dieses neue Tierschutzgesetz eigentlich 

dahingehend so formuliert, dass der kriminelle 

Handel mit Tieren eingedämmt wird, was ja 

vernünftig und klar ist. Leider Gottes, sind dabei 

auch die Pflegestellen, die es bei uns gibt, diese 

normalen Tierschutzvereine, dahingehend be-

troffen, zum Beispiel wenn sie bei einem Bauern 

ein paar junge Kätzchen holen, die dann aufpäp-

peln, impfen, sterilisieren, kastrieren und der-

gleichen und wenn sie sie dann kostenlos ï 

wohlgemerkt, kostenlos! ï weitergeben wollen, 

dann haben sie bis jetzt immer die Internet-

Plattformen gen¿tzt, ĂWill habenñ, ĂFacebookñ 

und dergleichen. Das ist in Zukunft verboten! 

Jetzt haben sie natürlich ein Riesenproblem! 

Was sollen sie mit den Kätzchen tun, wenn sie 

sie nicht über die Internet-Plattformen weiterge-

ben können? Daher muss das Gesetz dahinge-

hend repariert werden, damit diese Tierschutz-

vereine ï zum Beispiel bei uns im Bezirk gibt es 

das ĂTiereckñ. die haben 25 Pflegestellen im 

ganzen Bezirk. Wenn irgendwo ein Kätzchen 

gefunden wird, dann wird es bei einer dieser 

Pflegestellen abgegeben. Es wird tierärztlich 

versorgt. Die haben im Jahr im Schnitt zwischen 

ú 40.000,-- und ú 60.000,-- Kosten bei den Tier-

ärzten. Das wird alles durch Spenden finanziert. 

Da gibt es keinen Zuschuss, weder von den Ge-

meinden noch von sonst wo, die finanzieren das 

alles privat. Denen wird jetzt die Türe sozusagen 

zugeschlagen, dass sie diese Tiere, die sie aufge-

päppelt haben, weitergeben und anbieten kön-

nen, damit sie irgendjemand übernimmt. Daher 

sollte dieses Tierschutzgesetz so schnell wie 
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Trettenbrein  

möglich geändert werden, damit diese Tier-

schutzvereine diese Tätigkeit auch weiter ausü-

ben können, denn sonst werden wir ein Riesen-

problem bekommen. Allein bei unserem ĂTier-

eckñ in Wolfsberg haben bereits sieben oder acht 

Pflegestellen abgesagt und gesagt, sie machen 

nicht mehr weiter, denn wenn jetzt die Kontrol-

leure des Bundes und dergleichen kommen und 

sie kontrollieren, dann sind sie nicht mehr bereit, 

Tiere aufzunehmen und die dann weiterzuver-

mitteln. Daher bitte ich um eure Zustimmung, 

dass wir das an den Bund richten, dass das Tier-

schutzgesetz in diese Richtung repariert werden 

soll! Danke! (Beifall von der F-Fraktion, von 

Abg. Mag. Schalli und von Abg. Mag. Trodt-

Limpl.) 
Trettenbrein   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Herr Abge-

ordnete Bürgermeister Gaggl ï Entschuldigung, 

der Abgeordnete Gaggl hat es gebracht und der 

Abgeordnete Wieser meldet sich zu Wort! Bitte! 
Schober   

Abgeordneter Wieser (ÖVP): 
  Wieser 

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Werte Zuhörer! Wir von unserer Seite 

können uns diesem Dringlichkeitsantrag deswe-

gen sehr gerne anschließen, weil ich glaube, dass 

es da mehrere Betroffene gibt. Sehr oft sind 

Kinder, Erwachsene, denen ein Tier verloren 

geht, ganz einfach betrübt, betroffen und traurig, 

weil sie es nicht mehr finden. Denen wäre gehol-

fen, wenn im Internet ganz einfach die Möglich-

keit bestehen würde, dass sie sie dort auch su-

chen. Auf der anderen Seite ersparen wir uns 

wahrscheinlich sehr viel Geld für Tierheime, 

wenn Privatpersonen diese Tiere übernehmen, 

weiter pflegen und hegen und damit Freude in 

diesem Sinne haben. Deswegen werden wir die-

sem Dringlichkeitsantrag gerne zustimmen. (Bei-

fall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Wieser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Mir liegt keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Ich lasse darüber abstimmen, Zweidrittelmehr-

heit ist gefordert. Wer dem die Zustimmung gibt, 

ein Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle hier 

Stimmeneinheit fest. Ich lasse auch über den 

Inhalt abstimmen. Wer damit einverstanden ist, 

ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier ist Stim-

meneinheit festzustellen.  

Damit ist dieser Punkt erledigt. Bitte, Herr Land-

tagsdirektor! 
Schober   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
  Mag. Weiß   

 Ldtgs.Zl. 43-107/31:   

Dringlichkeitsantrag von Abgeordne-

ten des F-Klubs betreffend Lehrling s-

offensive für Kärnten mit folgendem 

Wortlaut: 

Der Kärntner Landtag wolle beschließen: 

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefor-

dert, ein umfassendes Maßnahmenpaket zur 

Verbesserung der Situation der Lehrlinge in 

Kärnten auszuarbeiten. Das Paket soll unter an-

derem folgende Punkte umfassen: 

Imagekampagne für die Lehre 

Ausarbeitung eines Projektes ĂLehre nach der 

Maturañ 

Lückenschluss bei der Lehrlingsfreifahrt 

Weiters wird die Kärntner Landesregierung auf-

gefordert, sich auf Bundesebene einzusetzen für: 

Verbesserung der Ausbildung (Modernisierung 

des Berufsausbildungsgesetzes ï BAG) 

Refundierung der Kosten der Lehrlingsentschä-

digung für die Zeit des Berufsschulbesuchs an 

die Unternehmer durch den Bund 

¦berf¿hrung der ĂLehre mit Maturañ bezie-

hungsweise ĂLehre mit Berufsreifepr¿fungñ vom 

Projektstatus in ein Regelsystem 

Einführung der Möglichkeit einer Teilzeitlehre 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Zur Begründung der Dringlichkeit hat sich der 

Abgeordnete Christoph Staudacher gemeldet. 

Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   
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Abgeordneter Staudacher (F): 
  Staudacher 

Danke, Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen 

des Kärntner Landtages! Im Dringlichkeitsantrag 

der Freiheitlichen Partei Österreichs geht es um 

die Lehrlingsoffensive für Kärnten. Ich muss 

wirklich sagen, als jemand, der auch einen Lehr-

beruf erlernt und im zweiten Bildungsweg sämt-

liche Ausbildungen bis hin zur Unternehmerprü-

fung durchgezogen hat und selber 15 Jahre im 

Bereich der Ausbildung für Lehrlinge tätig war, 

freut es mich zum einen besonders, dass das 

Thema heute in der Aktuellen Stunde ein gut 

gewähltes und getroffenes war, wo breite Zu-

stimmung aller Parteien zur Thematik ĂLehre in 

Kärnten, Verbesserung und Ausarbeitung von 

neuen Projektenñ hier dementsprechend kom-

muniziert worden ist. ĂLehre mit Maturañ ist ein 

Erfolgsprojekt. Das gehört aus meiner Sicht viel 

mehr publik gemacht! Man hat auf der einen 

Seite einen Lehrabschluss und kann somit in das 

Berufsleben einsteigen, und zum Zweiten hat 

man auch eine Reifeprüfung, wo man in weiterer 

Folge im zweiten Bildungsweg auch eine Fach-

hochschule besuchen kann. Das gehört weiter 

forciert und ausgebaut! Das wäre auch für den 

ländlichen Raum gut, weil er dementsprechend 

auch Berufe vor Ort hat, die hohe Qualität ha-

ben. In weiterer Folge gehört aus meiner Sicht 

aber auch das Projekt ĂLehre nach der Maturañ 

forciert, nämlich im Umkehrschluss, um auch 

hier sicherzustellen, dass die Facharbeiter in 

weiterer Folge dementsprechend auch vor Ort 

verfügbar sind! 

Eine Thematik ist auch der Lückenschluss bei 

der Lehrlingsfreifahrt. Da gibt es Problemstel-

lungen, speziell wieder bei uns in den ländlichen 

Regionen, dass die Taktungen einfach nicht be-

sonders gut sind und dass wir hier dementspre-

chende Ausbauarbeit weiter vorantreiben müs-

sen. Geschätzte Damen und Herren, im Sinne 

einer Besserstellung der Lehrlinge ist auch eine 

Image-Kampagne hier auf die Beine zu stellen, 

nämlich jene, dass der Stellenwert des Lehrlings, 

insbesondere in der Bevölkerung wieder ange-

hoben wird, dass heute die Lehrlinge mit breiter 

Brust draußen vor Ort wieder verkünden, dass 

sie berufstätig sind und einen Beruf erlernen und 

dass auch die Betriebe ï weil das darf man nicht 

vergessen, die sind immerhin die Basis dafür, 

dass wir eine fundierte Ausbildung haben ï dass 

diese in weiterer Folge unterstützt werden! Des-

wegen bitte ich um die Annahme der Dringlich-

keit und um eine schnelle Umsetzung dieser 

wichtigen Thematik! (Beifall von der F-Fraktion 

und von der ÖVP-Fraktion.) 
Staudacher   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Herr Abge-

ordnete Mag. Markus Malle. Ich bitte dich, zu 

sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Malle (ÖVP): 
  Mag. Malle 

Von meiner Seite ist es zwar kein Antrag, wo 

eine Dringlichkeit gegeben ist, dass man sagt, da 

muss jetzt heute ein Beschluss her, damit mor-

gen nichts passiert, aber das Thema ist so wich-

tig, dass dem auf jeden Fall die Dringlichkeit 

zuzuerkennen ist. Und auch inhaltlich werden 

wir von Seiten der ÖVP zustimmen. Ich denke, 

wir haben heute bei den Wortmeldungen in der 

Aktuellen Stunde schon mitbekommen, dass es 

hier einige Punkte gibt, wo man noch erweitern 

könnte. Das ist jetzt so die Basis dessen, was 

man machen könnte. (Den Vorsitz übernimmt 

1. Präs. Ing. Rohr.) Ich denke, dass der Landes-

hauptmann dann vielleicht auch eine Arbeits-

gruppe zusammenstellt, mit den politischen 

Fraktionen, wo man sich darüber unterhält, was 

man noch zusätzlich machen kann. Ich sage aber 

danke für die Initiative! Von Seiten der ÖVP 

wird es auf jeden Fall Zustimmung geben. (Bei-

fall von der ÖVP-Fraktion und von der F-

Fraktion.) 
Mag. Malle   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Mir liegt keine weitere Begründung zur Dring-

lichkeit vor. Ich lasse über die Zuerkennung der 

Dringlichkeit abstimmen. Wer dieser die Zu-

stimmung erteilt, bitte ich um ein entsprechendes 

Handzeichen! ï Das ist einstimmig so beschlos-

sen. In der Sache selbst lasse ich über den Inhalt 

abstimmen. Wer dem Inhalt die Zustimmung 

erteilt, den bitte ich ebenso um ein entsprechen-

des Handzeichen! ï Das ist wiederum einstim-

mig so beschlossen. 
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Ing. Rohr 

(Tagesordnung)                                                                                                                    

Fortsetzung 

 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Nachdem ich erfahren habe, dass Hans Schumi, 

der Zweiter Landtagspräsident und auch Regie-

rungsmitglied war, heute verstorben ist, darf ich, 

bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt 

aufrufe, Sie bitten, sich von den Sitzen zu erhe-

ben, um eine kurze Gedenkminute abzuhalten! 

(Alle Anwesenden erheben sich von ihren Plät-

zen.) 

Hans Schumi, geboren am 04. Februar 1933, in 

Vorderberg, war von 1961 bis 1972 Bürgermei-

ster der ehemaligen Gemeinde Vorderberg sowie 

von 1973 bis 1983 Bürgermeister der Gemeinde 

St. Stefan im Gailtal. Von 1965 bis 1983 war er 

Abgeordneter zum Kärntner Landtag, wobei er 

ab 1975 das Amt des Zweiten Präsidenten inne-

hatte. Zwischen 1973 und 1983 war er auch Vi-

zepräsident des Kärntner Gemeindebundes und 

Mitglied des Bundesvorstandes des Österreichi-

schen Gemeindebundes. Von 1983 bis 1988 war 

Hans Schumi unter Landeshauptmann Leopold 

Wagner Mitglied der Kärntner Landesregierung, 

als Landesrat für Land- und Forstwirtschaft, 

Landwirtschaftliches Schulwesen, Jagd und Fi-

sche-rei. Unter anderem war er auch Obmann-

Stellvertreter der Kärntner ÖVP und Mitglied 

der ÖVP-Bundesparteileitung. 1988 schied er 

auf eigenen Wunsch aus der Landesregierung 

aus. Zehn Jahre lang war Hans Schumi auch 

Kammerrat und Obmann des Kontrollausschus-

ses der Kärntner Landwirtschaftskammer. Eben-

so, 1987 wurde er zum Ökonomierat ernannt, er 

war Träger des Kärntner Landesordens in Gold 

sowie des Großen Goldenen Ehrenzeichens für 

Verdienste um die Republik Österreich. Zuletzt 

hatte ich mit ihm Kontakt, als wir das 70-jährige 

Jubiläum des Kärntner Landtages in der Zweiten 

Republik gefeiert haben, da habe ich mit ihm ein 

längeres, sehr freundschaftliches Gespräch ge-

führt. Wir haben uns auch über etliche Jahre 

persönlich sehr gut gekannt, er war ein allseits 

geschätzter, anerkannter Parlamentarier, er war 

ein sehr engagiertes Mitglied der Kärntner Lan-

desregierung und nachdem er heute verstorben 

ist, werden wir ihn natürlich auch in immerwäh-

rendem und ehrendem Angedenken behalten! 

(Es folgt eine Schweigeminute.) Danke für diese 

Gedenkminute an den verstorbenen Hans 

Schumi! 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 5: 
  

 5. Ldtgs.Zl. 54-27/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Nachhaltigkeit, Naturschutz, 

Energie, Umwelt, Klimaschutz und 

öffentlicher Verkehr zur Regierungs-

vorlage betreffend das Gesetz, mit 

dem das Kärntner Naturschutzgesetz 

2002 geändert wird 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Die Frau Abgeordnete Rohrer ist für die heutige 

Sitzung entschuldigt, es müsste der Ausschuss-

Vorsitzende Bericht erstatten. Nachdem er nicht 

anwesend ist, darf ich das an Jahren älteste Mit-

glied des Landtages - des Ausschusses bitten, die 

Berichterstattung stellvertretend vorzunehmen! 

Abgeordneter Ing. Manfred Ebner ist am Wort! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Danke, Herr Präsident! Ich nehme diese Aufgabe 

gerne wahr. Es geht um das Naturschutzgesetz, 

das hier geändert werden soll. Es hat viele, viele 

Vorbesprechungen gegeben, insgesamt auch fünf 

Ausschuss-Sitzungen mit 16 Auskunftspersonen 

und ich beantrage das Eingehen in die General-

debatte. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist eröffnet und als Erster zu 

Wort gemeldet ist der Abgeordnete Martin Rut-

ter. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter  (TK): 
  Rutter 

Dankeschön! Herr Präsident! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Ich darf sagen, die Werdung 

dieses Naturschutzgesetzes in der Form zieht 
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sich für mich ein bisschen fort. Die Art und 

Weise der relativ turbulenten Sitzungsführung 

auch im Ausschuss scheint sich jetzt mit dieser 

kurzen ĂSchmªh-Geschichteñ, dass man zehn 

Sekunden später hereinkommt, fortzusetzen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, zum Natur-

schutzgesetz in der Form möchte ich einmal mit 

den positiven Aspekten beginnen: Die Fischerei-

Regelung ist sicher eine gute Geschichte, auch 

auf unseren Antrag hin hat sich dann ein ge-

meinsamer Antrag ergeben, wo sich auch die 

zuerst kritisierten Uferzonen doch in der Form, 

wie wir es drinnen gehabt haben, wiedergefun-

den haben. Positiv ist auch, was den Aspekt der 

Natura 2000-Entschädigungen angeht. Das ist 

grundsätzlich eine richtige Richtung. Wir kriti-

sieren, dass da gänzlich erstens einmal die finan-

zielle Bedeckung und zweitens eine gewisse 

Deckelung fehlt. Das heißt, wir wissen nicht, 

wohin die Reise gehen wird. 

Jetzt einmal zu den negativen Aspekten unserer-

seits: Wir sind aufgrund der Vergangenheit ganz 

klar der Ansicht, dass der Naturschutzbeirat in 

der Form, wie er jetzt schon vorhanden ist, de 

facto eine Art ĂVerhinderungsbeiratñ ist. Ich darf 

beispielsweise die Windkraft hier anführen. Ziel 

und Sinn dieses Gesetzes ist es ja, den Natur-

schutzbeirat weiter zu stärken, der also vorher 

schon, sagen wir einmal, nicht nur oder nicht im 

Sinne der Wirtschaft agiert hat oder sehr viel 

blockiert hat. Jetzt kann man sagen, gut, das sind 

halt vielleicht die Interessen des Naturschutzbei-

rates, dafür gibt es ja dann die dreimal im Jahr 

stattfindenden Gespräche. Jetzt stellt sich aller-

dings heraus, dass die dreimal im Jahr stattfin-

denden Gespräche eher eine Alibi-Geschichte 

sind, weil eine echte Einbindung der Wirt-

schaftskammer oder Industriellenvereinigung in 

den drei Alibi-Treffen leider nicht wirklich statt-

findet. Deswegen wäre unser Vorschlag auch 

gewesen, ein Mitglied der Wirtschaft in den 

Naturschutzbeirat einzubauen, um diese Sicht-

weise einfach nur einmal wiederzugeben, damit 

nicht alle Projekte vielleicht nur wegen Sachen, 

die nicht so relevant sind, hingemacht werden, 

dass weitere Jobs leider nicht in positiver Art 

und Weise in diesem Land geschaffen werden. 

Einige Zitate in dem Zusammenhang von Men-

schen, die das inhaltlich kritisiert haben. Ich darf 

beginnen mit Dipl.-Ing. Genser von der Wirt-

schaftskammer: ĂDie dominante Stellung des 

Naturschutzbeirates ist problematisch.ñ, Dr. 

Hansjörg Schoi, Finanzabteilung: ĂMit dem neu-

en Gesetz kommen deutliche Mehraufwendun-

gen auf die Behºrden zu.ñ, Mag. Armin Kraßnit-

zer vom Landesrechnungshof: ĂHilfreich er-

scheint dem Landesrechnungshof, eine Kosten-

Nutzen-Überlegung der finanziellen Größenord-

nung einzelner Maßnahmen vorzunehmenñ, 

sprich, dass man sich das anschaut, Dipl.-Ing. 

Christof Seymann, Wildbach- und Lawinenver-

bauung: ĂEs ist nicht ganz verstªndlich, warum 

die Ersatzflächen und die Ersatzzahlungen gänz-

lich von den Gemeinden getragen werden sol-

len.ñ, Bezirkshauptmann Mag. Klaus Brandner, 

Bezirkshauptmannschaft Spittal, auf meine An-

frage hin, inwiefern da auch die Ressourcen - 

Manpower - vorhanden sind, die ganze Ge-

schichte auch durchzuziehen, da sagt er: ĂEinige 

neue Probleme tauchen auf, führen mehrfach für 

die Amtssachverständigen in der BH Spittal zu 

einer Erhöhung des Aufwands, und das steht im 

Widerspruch zur Verwaltungsvereinfachungñ, 

sagt Bezirkshauptmann Brandner aus Spittal. 

Der Bezirkshauptmann aus Feldkirchen, Stück-

ler, f¿gt hinzu: ĂNeue Tatbestªnde, Mehrauf-

wendungen für die Bezirksbehörden, daher wird 

eine weitere personelle Verstärkung notwendig 

sein.ñ Und so weiter und so fort. Zwei ganz 

wichtige möchte ich da noch zitieren, den Abge-

ordneten Strauß, selbst Bürgermeister, der sagt: 

ĂDie Ersatzflªchen und die Ersatzgeldbetrªge, 

das kann nicht alles von der Gemeinde gezahlt 

werden.ñ Da hat er recht, sehen einige andere 

auch so, unter anderem Mag. Rabensteiner vom 

Gemeindebund: ĂDie Projektkosten der Ersatz-

lebensräume, die von der Gemeinde quasi getra-

gen werden sollen, sind mit finanziellen Schwie-

rigkeiten verbunden. Der Gemeindebund hofft, 

dass diese Bestimmung in Zukunft anders gere-

gelt werden soll.ñ Das hat meines Wissens in 

keinster Art und Weise stattgefunden.  

Und in der Kombination darf ich noch anmer-

ken, wobei ich vorausschicke, dass wir das in 

der Form zum Großteil ablehnen werden: Sofern 

es vielleicht eine ziffern- und paragraphenmäßi-

ge Abstimmung gibt, werden wir natürlich dem 

Fischerei-Bereich und auch dem Bereich der 

Natura 2000-Entschädigung zustimmen. Aber 

Folgendes sei noch argumentiert: Warum? Es 

bleiben für uns einfach noch offene Fragen, 

Problemstellungen, die Experten angesprochen 

haben, keine Politiker - (Der Redner mit Blick 
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auf die Reihen der Fachbeamtenschaft:) Ein 

Experte steht zum Beispiel dort - und der Unwil-

le, weitere Auskunftspersonen zu laden, ist für 

uns die Begründung, warum wir das großteils 

ablehnen werden. Danke schön! (Beifall vom 

Team Kärnten und von der F-Fraktion.) 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Dipl.-Ing. Johann. Ich erteile ihm 

das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Dipl.-Ing. Johann (GRÜ): 
  Dipl.-Ing. Johann 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Lie-

be ZuhörerInnen auf der Tribüne! Lieber Zuhö-

rer! Die wunderschöne Natur in Kärnten ist un-

ser wichtigstes Asset, und unsere Natur ist aus-

schlaggebend für die hohe Lebensqualität in 

Kärnten, unsere Kärntner Landschaft ist auch 

unser Atout im Tourismus. Diese Umwelt ist 

aber sehr fragil, einmal zerstört, lässt sich vieles 

nicht mehr wieder gut machen. Und deswegen 

müssen wir darauf aufpassen wie auf unseren 

Augapfel und deswegen ist auch das Natur-

schutzgesetz eines unserer Herzensanliegen. Das 

Naturschutzgesetz, das wir heute beschließen, ist 

auch die Umsetzung eines unserer Wahlverspre-

chen. Wir haben lange darum kämpfen müssen, 

haben unzählige Verhandlungsrunden geführt. 

Die Ansprüche von Wirtschaft und Gesellschaft 

an die Nutzung der Natur sind sehr mannigfaltig. 

Die Vielfalt und auch die Widersprüchlichkeit 

der Interessen spiegelte sich in den Wünschen 

und Forderungen wider, die im Zuge der Erar-

beitung des Gesetzes von verschiedenen Seiten 

herangetragen wurden. Vom fachlichen Natur-

schutz, von den NGOs, von der Landwirtschaft, 

der Wirtschaft, den Behörden, den FischerInnen 

und so weiter. Dass es im Begutachtungsverfah-

ren 42 Stellungnahmen gegeben hat, verdeut-

licht, dass es hier um eine Materie geht, die vie-

len Menschen und Organisationen in dem Land 

sehr wichtig ist. Auf der einen Seite steht der 

Wunsch nach Vereinfachung, auf der anderen 

Seite die Notwendigkeit, in einer immer kompli-

zierteren und komplexeren Welt den langfristi-

gen Schutz der Natur-Ressourcen unter Wahrung 

der Interessen der verschiedenen Naturnutzer-

gruppen zu schaffen. Das ist sozusagen die 

Quadratur des Kreises. 

Mit der Novelle des Kärntner Naturschutzgeset-

zes stärken wir die Umweltanwaltschaft recht-

lich und organisatorisch durch die Einrichtung 

einer eigenen Geschäftsstelle. Indem wir jetzt 

den Naturschutzbeirat formal und personell von 

der Naturschutzbehörde trennen, stärken wir 

seine Unabhängigkeit und Handlungsfähigkeit. 

Der Naturschutzbeirat hat in Kärnten eine duale 

Aufgabe. Einerseits hat er die klassische Beirats-

funktion, die Beratung des jeweilig zuständigen 

Landesrats oder der Landesrätin in naturschutz-

fachlichen Fragen. Das betrifft ganz grundsätzli-

che Themen, aber auch konkrete Projekte, die 

den Naturschutzbeirat schon zu einem möglichst 

frühen Zeitpunkt vorgelegt werden, damit dieser 

eine fachliche Beurteilung abgibt und das Pro-

jekt auch schon in diese Richtung entwickelt 

werden kann. Damit der Landesrat, die Landes-

rätin bestmöglich informiert wird, ist er Mitglied 

und Vorsitzender des Gremiums, ohne aber 

selbst ein Stimmrecht zu besitzen. Der Natur-

schutzbeirat ï und das ist ein Kärntner Spezifi-

kum ï ist aber auch Umweltanwalt nach diver-

sen Bundesgesetzen. Das heißt, er kann an Ver-

fahren nach dem Luftreinhaltegesetz, dem Ab-

fallwirtschaftsgesetz und anderen Gesetzen teil-

nehmen und dort Einwendungen erheben. Da 

gibt es in anderen Bundesländern speziell einge-

richtete Stellen dafür, vollamtlich bezahlte Per-

sonen, in Kärnten ist das eine ehrenamtliche 

Tätigkeit. Der Naturschutzbeirat überprüft ge-

mäß des Kärntner Naturschutzgesetzes Projekte 

auf die Umweltauswirkungen und hat die Mög-

lichkeit, gegen bestimmte Bescheide Beschwer-

de ï künftig nennt sich das Revision ï beim 

Landesverwaltungsgericht einzulegen bezie-

hungsweise gegen Bescheide des Landesverwal-

tungsgerichts Revision beim Verwaltungsge-

richtshof einzubringen, wenn aus seiner Sicht ein 

Projekt den naturschutzrechtlichen Vorschriften 

widerspricht. Der Naturschutzbeirat ï und das 

stimmt jetzt nicht, was hier gesagt worden ist ï 

geht mit diesem Recht sehr maßvoll um. Wie 

sein Tätigkeitsbericht zeigt, werden jedes Jahr 

von vielen hundert relevanten Verfahren nur in 

sehr wenigen Fällen Rechtsmittel vom Natur-

schutzbeirat ergriffen. Aber gerade diese weni-

gen Fälle, in denen sich der Naturschutzbeirat 

negativ äußert, sind jetzt diese Fälle, die an die 

Öffentlichkeit kommen und den falschen Ein-



6380 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode 

Dipl.-Ing. Johann 

druck erwecken, der Naturschutzbeirat verhinde-

re alles. Das prominenteste Beispiel ist wohl das 

Naturschutzgebiet Kleinfragant am Mölltaler 

Gletscher, das vor drei Jahren einem Schigebiet 

geopfert werden sollte. Dass hier der Natur-

schutzbeirat für den Erhalt eines Naturschutzge-

bietes votiert, sollte niemanden verwundern, das 

ist ja seine ureigenste Aufgabe. Und diese Fälle 

beweisen auch, dass der Naturschutzbeirat funk-

tioniert und kein zahnloses Instrument ist. Über 

die einzelnen Entscheidungen des Naturschutz-

beirats freuen sich die einen, ärgern sich die 

anderen. Aber eines muss schon klargestellt 

werden ï der Naturschutzbeirat kann nicht will-

kürlich entscheiden, wie manchmal unterstellt 

wird, sondern seine Einwendungen nur auf der 

Basis von fachlichen und juristischen Argumen-

ten erheben. Relevant sind seine Beschwerden 

vor allem dort, wo Behörden formale Vorausset-

zungen nicht einhalten, wo beispielsweise ein 

Projekt einer UVP zu unterziehen gewesen wäre, 

aber von der Behörde anders entschieden wurde. 

Hier liegt der Fehler nicht beim Naturschutzbei-

rat, sondern bei der Behörde, die diese fehlerhaf-

te juristische Beurteilung getroffen hat.  

Im Zuge der Novelle werden die Kompetenzen 

des Naturschutzbeirates ausgeweitet. Künftig 

wird er auch mit Projekten in Kernzonen von 

Nationalparks und in Naturzonen von Biosphä-

renparks befasst. Das sollte eigentlich selbstver-

ständlich sein, war es bisher aber nicht. Dass ein 

Gremium von fünf ExpertInnen gemeinsam mit 

dem zuständigen, aber nicht stimmberechtigten 

Landesrat diese Funktion der Umweltanwalt-

schaft wahrnimmt und nicht eine Einzelperson, 

das ist einzigartig in Österreich! Es stellt Ent-

scheidungen in Kärnten auf breitere Ebene, 

stärkt die Unabhängigkeit und stellt in gewisser 

Form eine indirekte Umsetzung der Verpflich-

tung aus der Aarhus-Konvention dar, der Öffent-

lichkeit einen direkten Zugang zum Recht zu 

gewähren. 

Ich möchte mich in diesem Zusammenhang auch 

bei den bisherigen Mitgliedern des Naturschutz-

beirates ausdrücklich bedanken, die mit ihrer 

engagierten, kompetenten und fachlich hervorra-

genden Arbeit einen ganz wichtigen Beitrag zur 

Erhaltung der Kärntner Natur und Umwelt ge-

leistet haben! Diese Experten und Expertinnen 

sind ehrenamtlich tätig und wenden jedes Jahr 

hunderte Stunden in ihrer Freizeit auf. Dafür 

gebührt Ihnen Hochachtung! Der Naturschutz-

beirat kommt in Kärnten sehr günstig, viel güns-

tiger als die Umweltanwaltschaft in anderen 

Bundesländern, wo bis zu zwölf Personen haupt-

amtlich in der Umweltanwaltschaft arbeiten. 

Deswegen ist es kleinlich und unangebracht, 

jetzt darüber zu nörgeln, dass heute ein Ge-

schäftsstellenleiter, eine Geschäftsstellenleiterin 

gesetzlich verankert wird, weil das ist das Min-

deste, was wir tun können, um diese ehrenamtli-

che Tätigkeit gebührend zu unterstützen und 

wertzuschätzen! (Abg. Staudacher: Nicht im 

Weg stehen! Das kºnntó ihr tun und das wªre 

gescheit!) Für die Nominierung der Mitglieder 

des Naturschutzbeirates werden im Zuge der 

Novelle die Voraussetzungen präzisiert. Als 

Naturschutzorganisationen gelten gemeinnützige 

Vereinigungen, zu deren satzungsgemäßen Auf-

gaben der Natur- und Umweltschutz gehört, die 

ihren Sitz in Kärnten haben beziehungsweise 

eine eigene Landesorganisation besitzen, deren 

Tätigkeit sich auf ganz Kärnten erstreckt und die 

mindestens 200 Mitglieder aufweisen. Auf diese 

Weise sollen gewisse Standards objektiviert und 

präzisiert werden. Der Naturschutzbeirat wird 

jetzt binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten 

dieses Gesetzes neu zu bestellen sein. Bei der 

Auswahl der Mitglieder ist darauf zu achten, 

dass nicht nur die Kompetenz im Bereich des 

Naturschutzes, sondern auch der Abfallwirt-

schaft und Luftreinhaltung ausreichend berück-

sichtigt wird. Da sich hier schon Organisationen 

interessanterweise nicht nur aus dem Natur-

schutz, sondern aus der Wirtschaft selbst antra-

gen, möchte ich feststellen, dass die Funktion 

des Naturschutzbeirates nicht eine sozialpartner-

schaftliche ist, sondern eben die des Umweltan-

waltes. Wenn schon im Vorhinein Positionie-

rungen wie Windkraft vor Naturschutz stattfin-

den, erweckt das den dringenden Eindruck der 

Befangenheit der betreffenden Personen. Es ist 

nicht vorstellbar, dass jemand Projekt-Betreiber 

rechtlich vertritt und dann im Verwaltungsver-

fahren objektiv über die Umweltauswirkungen 

entscheiden soll. Da nehmen sich diese Organi-

sationen aus dem Rennen, bevor das Rennen 

überhaupt begonnen hat. Um die Kommunikati-

on zwischen Wirtschaft und Naturschutz zu ver-

bessern, sind wir einen anderen Weg gegangen. 

Dreimal im Jahr sollen Mitglieder der Wirt-

schaftskammer, der Landwirtschaftskammer, der 

Industriellenvereinigung sowie des Verbandes 

der Bürgerinitiativen an den Sitzungen des Na-
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turschutzbeirates teilnehmen und zu wichtigen 

Fragen des Naturschutzes konsultiert werden. 

Die Einführung einer Entschädigungsregelung 

für Europaschutzgebiete schafft einen fairen 

Ausgleich zwischen den Interessen des Natur-

schutzes und der Grundeigentümer und wird den 

weiteren Ausweisungsprozess bei Natura-2000 

erheblich erleichtern. Bisher gab es nämlich nur 

eine Entschädigungspflicht für die Ausweisung 

von neuen Naturschutzgebieten. Bei Europa-

schutzgebieten hat eine derartige Regelung bis-

her gefehlt. Das lag daran, dass ursprünglich 

offenbar die Auffassung geherrscht hat, dass mit 

der Deklaration von bestehenden Naturschutz-

gebieten als Natura 2000-Gebiete das Auslangen 

gefunden werden könnte. Diese Hoffnung hat 

sich aber angesichts des laufenden EU-

Mahnverfahrens als trügerisch erwiesen. Auf der 

anderen Seite hat man sich vor den möglicher-

weise entstehenden Kosten gedrückt. Das kann 

aber auf Dauer nicht funktionieren, weil diese 

Ungleichbehandlung auch verfassungsrechtlich 

eingeklagt werden könnte. Die fehlende Ent-

schädigungsregelung hat in der Vergangenheit 

zu starken Widerständen der Grundeigentümer 

gegen Natura 2000 geführt ï Ferdi, du weißt das 

ï weil durch die Bewirtschaftungseinschränkun-

gen bis hin zum Nutzungsverbot eine wirtschaft-

liche Schlechterstellung der betroffenen Grund-

eigentümerInnen erfolgen könnte, ohne entspre-

chenden Ausgleich. Wir beseitigen heute dieses 

Unrecht und schaffen eine faire Basis für die 

Zukunft. Mit der vorliegenden Regelung wird es 

eine verpflichtende Entschädigung für Wirt-

schaftserschwernisse und vermögensrechtliche 

Nachteile geben, die sich aufgrund der Nominie-

rung oder Verordnung von Europaschutzgebie-

ten oder der später erlassenen Managementpläne 

ergeben. Das erfolgt so, dass binnen drei Jahren 

ein Sachverständiger des Landes oder im Auf-

trag des Landes diese Erschwernisse und vermö-

gensrechtlichen Nachteile bewertet und dann ein 

Entschädigungsbeitrag an die betroffenen 

GrundeigentümerInnen ausgezahlt wird. Kein 

Grundeigentümer kann sich jetzt also dadurch 

bereichern, da nur tatsächliche Schäden auch 

wirklich abgegolten werden. Dieser Passus wird 

jetzt quasi als Bremse gegen überschießende 

Naturschutzauflagen wirken. Denn bei der Ver-

fassung von Verordnungen und von Manage-

mentplänen für Natura 2000-Gebiete müssen 

sich die Behörden überlegen, wie das Schutzziel 

am effektivsten und am kostengünstigsten er-

reicht werden kann. Wir haben im vorliegenden 

Gesetz die Zuständigkeit für die Bewertung und 

Abwicklung der Entschädigungszahlungen beim 

Land angesiedelt, weil dieses auch für die Ma-

nagementpläne zuständig ist und somit auch die 

Kosten für die Entschädigungszahlungen wirk-

sam steuern kann. Eine Außer-Nutzung-Stellung 

oder Nutzungseinschränkung produktiver land- 

und forstwirtschaftlicher Flächen wird daher nur 

in dem Ausmaß stattfinden, in dem es unbedingt 

notwendig ist, um die Erhaltung des günstigen 

Erhaltungszustandes des jeweiligen Schutzgutes, 

also der seltenen Pflanzen-, Tierarten oder Le-

bensräume zu gewährleisten. Es besteht Grund 

zur Hoffnung, dass der Prozess der Ausweisung 

von Natura 2000-Gebieten nun neuen Schwung 

bekommt. Derzeit sind es 18 Gebiete, die schon 

begutachtet wurden und in den nächsten Mona-

ten der EU gemeldet werden sollen. Parallel 

werden Managementpläne erarbeitet, in denen 

konkret beschrieben wird, wo welche Schutzgü-

ter vorkommen und welche Maßnahmen zu de-

ren Erhalt vorgesehen werden. Wenn nach dem 

heutigen Tag die GrundeigentümerInnen keinen 

vermögensrechtlichen Nachteil mehr befürchten 

müssen, wird es diesen leichter fallen, Gebiets-

ausweisungen zu akzeptieren. Das ist sozusagen 

eine vertrauensbildende Maßnahme. 

Neben diesen beiden großen Anliegen gibt es 

viele kleine Verbesserungen und Präzisierungen. 

So gibt es eine Bewilligungspflicht für die Fest-

legung von Start- und Landeplätzen für Paraglei-

ter und Drachenflieger sowie für Modellflug-

plätze, weil auch von hier aus Beeinträchtigun-

gen der Natur ausgehen. Nicht davon betroffen 

sind jedoch Einzelstarts. Das Befahren von alpi-

nem Gelände ist nun auch für nicht motorbetrie-

bene Fahrzeuge nur auf dafür bestimmten We-

gen zulässig. Das soll verhindern, dass Moun-

tainbiker quer über die Hochalmen fahren und 

die sensiblen alpinen Polsterrasen beeinträchti-

gen und Erosion verursachen. Es findet eine 

Präzisierung statt, dass für Windanlagen und 

Stromleitungen über 36 kV naturschutzrechtli-

che Genehmigungen notwendig sind. Das war 

eigentlich schon bisher so, weil diese ja unter 

Ăbauliche MaÇnahmenñ zu subsumieren sind und 

deswegen auch im Naturschutzverfahren not-

wendig sind. Aber hier findet eine Präzisierung 

des Gesetzes statt. 
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Im Bereich der Umwelthaftung, wo es um Wie-

derherstellungsmaßnahmen nach Unfällen mit 

schweren Biodiversitätsschäden geht, werden 

Europarechtswidrigkeiten beseitigt, indem FFH- 

und Vogelschutzgebiete jetzt auch einbezogen 

werden. Im Begutachtungsverfahren wurden 

auch Wünsche laut, dass es für bestimmte Zwe-

cke ï konkret Wildbachverbauung ï Ausnahmen 

von der Verpflichtung zur Bereitstellung von 

Ersatz-Biotopen geben soll. Das ist aber im Sin-

ne des Naturschutzes nicht sinnvoll und gerecht-

fertigt, denn es handelt sich ja bei der Bereitstel-

lung von Ersatz-Biotopen nicht um eine Strafe, 

sondern um eine Ausgleichsmaßnahme, um für 

den Verlust an Biodiversität durch ein Projekt an 

einer Stelle möglichst in der Nähe einen gleich-

wertigen Ersatz zu schaffen. (Abg. Pirolt: Du 

hast wirklich keine Ahnung!) Die Konversatio-

nen im Ausschuss haben auch ergeben, dass es 

sich hier insgesamt kärntenweit um Kosten in 

der Größenordnung von wenigen Tausend Euro 

pro Jahr handelt, also diese bei den Wildbach-

verbauungen üblichen Gesamtbaukosten über-

haupt nicht ins Gewicht fallen. 

Schlussendlich stellen wir gesetzlich klar, dass 

die Verwendung eines Wetterschutzes im Ufer-

bereich für Zwecke der Fischerei nicht unter das 

Zeltverbot fällt. Beim Runden Tisch wurde vor 

wenigen Monaten ein Konsens zwischen den 

Parteien, den Fischerverbänden, dem Natur-

schutz und der Bergwacht vereinbart, dass die 

Verwendung eines Wetterschutzes zum Zwecke 

der Fischerei möglich sein soll. Landesrat Rolf 

Holub hat in der Folge einen dahingehenden 

Erlass ausarbeiten lassen, in dem eben klarge-

stellt wurde, dass der Wetterschutz erlaubt, Zel-

ten aber weiterhin verboten ist. Auf Wunsch 

vieler erfolgt nun im Zuge dieser Novelle die 

gesetzliche Klarstellung, dass die Verwendung 

eines nicht allseitig umschlossenen Schutzes vor 

Regen, Wind und/oder Sonne im Uferbereich für 

Zwecke der Fischerei nicht unter das Zeltverbot 

fällt. Um die Natur zu schützen und hygienische 

Probleme zu vermeiden, bleibt Zelten und Cam-

pieren in freier Natur aber weiterhin untersagt. In 

diesem Sinne ist hoffentlich auch den Fischern 

geholfen, dass sie nicht im Regen stehen bleiben. 

Ich denke, mit dem vorliegenden Gesetzesvor-

schlag, der mit Stimmen der Koalitionsparteien 

im Umweltausschuss verabschiedet wurde, liegt 

nun ein Kompromiss vor, der herzeigbar ist, auf 

den wir stolz sein können. Ich danke allen Betei-

ligten für ihren konstruktiven Input in diesen 

vielen Sitzungen und die rege Teilnahme an der 

Diskussion und hoffe hier auf breite Zustim-

mung! Danke! (Beifall von der Grünen-

Fraktion.) 
Dipl.-Ing. Johann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Christoph Staudacher von den 

Freiheitlichen. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Staudacher (F): 
  Staudacher 

Danke, Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen! 

Vorab einmal gibt es selbstverständlich zwei 

positive Punkte und Aspekte in diesem Natur-

schutzgesetz, die uns Freiheitlichen wichtig sind 

und denen wir selbstverständlich die Zustim-

mung erteilen werden. Das ist zum einen die 

Ersatzgeldzahlung für die Natura 2000-Flächen 

an die Grundeigentümer und zum Zweiten die 

gesetzliche Regelung für die Fischer zur Ver-

wendung eines Regenschutzes im Uferbereich. 

Ich möchte aber schon klarstellen, Herr Kollege 

Johann, dass wir bereits vor über einem Jahr 

dementsprechend einen Dringlichkeitsantrag 

betreffend die Fischer-Thematik eingebracht 

haben, die ÖVP diesen Dringlichkeitsantrag 

unterstützt hat und du bis heute diesen Dring-

lichkeitsantrag im Ausschuss nicht behandelt 

hast! Das zur Thematik der Fischer! Aber ich bin 

froh, dass das jetzt erledigt ist und dass die Fi-

scher dementsprechend entkriminalisiert wer-

den! 

Nichtsdestotrotz ï und das ist eigentlich das, was 

für mich sehr bedenklich ist ï stehen diesen zwei 

durchaus positiven Aspekten viele negative ent-

gegen. Das sind zum einen die zusätzliche Auf-

blähung des Naturschutzbeirates, mehr Bürokra-

tie, längere Verfahren, mehr Personal, keine 

Kostenwahrheit und vor allem Unsicherheit für 

Investoren. Ich verstehe das nicht: Seit ich im 

Landtag herinnen bin, wird geredet, wir müssen 

die Verfahren schneller machen, wir müssen 

entbürokratisieren, wir müssen schauen, dass wir 

in der Verwaltung schlanker werden, aber genau 

mit diesem Gesetz, geschätzte Damen und Her-

ren, bauen wir ein weiteres ĂB¿rokratie-

Monsterñ auf! Für mich das beste plakative Bei-
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spiel an Hand von Kritik, das das untermauert 

hat, waren die Bezirkshauptleute. Es ist ja wohl 

absolut absurd, wenn man heute ein Gesetz auf 

den Weg schickt, wohl wissend, dass man drau-

ßen in den Behörden, die dieses Gesetz abarbei-

ten müssen, die Ressourcen nicht hat, damit man 

das auf den Boden bringt. Das ist ja schildbür-

gerhaft! Zum Zweiten ist es für mich nicht nach-

vollziehbar, dass man ein Gesetz auf den Weg 

schickt, wenn man nicht einmal weiß, welche 

Kosten auf einen zukommen! Wenn man das in 

der Privatwirtschaft macht, ist man in einem Jahr 

fertig! So arbeitet man da herinnen im Land 

Kärnten und das speziell in den Referatsberei-

chen von Rolf Holub! Das ist für mich schon 

mehr als befremdlich, geschätzte Damen und 

Herren, das muss ich euch schon sagen! 

Zum Zweiten: Industriellenvereinigung, einer 

der größten Arbeitgeber hier bei uns in Kärnten, 

die haben sich massiv gegenüber diesem Gesetz 

geäußert und das als wirtschaftsfeindlich be-

zeichnet, dass es den Industriestandort Kärnten 

gefährden wird, dass die Verfahren länger dau-

ern werden, dass es einen Kleinkrieg zwischen 

den Sachverständigen geben wird. Dann wollten 

wir die Industriellenvereinigung dementspre-

chend in den Ausschuss laden. Ihr habt es zwei-

mal verwehrt. (Abg. Dipl.-Ing. Johann: Sie wa-

ren geladen und sind nicht gekommen! Bei der 

Wahrheit bleiben!) - Kollege Johann, hºró auf 

mit deinen Geschichten! Du willst ja wohl nicht 

allen Ernstes erzählen, dass die Industriellenver-

einigung aufgrund dessen, dass sie einmal zeit-

lich nicht in der Lage war, das nächste Mal keine 

Vertretung gehabt hätte, um das im Ausschuss 

dementsprechend zu thematisieren! Das ist ja 

lächerlich! Ihr wolltet nicht, dass die dement-

sprechend im Ausschuss Rede und Antwort ste-

hen und einmal klar auf den Punkt bringen, wo 

die Problematiken sind, weil das Gesetz wirt-

schaftsfeindlich und nicht wirtschaftsförderlich 

ist, und das wolltet ihr nicht hören! (Abg. Tret-

tenbrein: So schautós aus!) Also, ist es für mich 

nicht nachvollziehbar, dass es zweimal verwehrt 

worden ist, dass die Industriellenvereinigung 

dementsprechend im Ausschuss gehört werden 

konnte! Das Gleiche ist mit der Wirtschafts-

kammer. Die Wirtschaftskammer hat da herin-

nen in der ersten Stellungnahme ganz klar for-

muliert, dass dieses Gesetz ï detto, gleich wie 

die Industriellenvereinigung ï wirtschaftsfeind-

lich ist! (Abg. Dipl.-Ing. Johann: Der Herr 

Mandl war bei der Präsentation dabei!) - Zuhö-

ren, Herr Kollege Johann, nicht nervös werden, 

zuhören! Zuhören, ruhig bleiben! Dann hat der 

Kollege von der Wirtschaftskammer herinnen 

gesagt, wir müssen entbürokratisieren, wir müs-

sen in den Verfahren schneller werden, es kann 

nicht anstehen, dass die Investoren hinausgetrös-

tet werden und aufgrund dessen das Projekt nicht 

realisieren. Dann untermauern die Bezirkshaupt-

leute genau das, dass das der Fall ist, und die 

Kollegen von der Wirtschaftskammer stimmen 

jetzt mit! Jetzt frage ich mich, wo die Interes-

senvertretung der Unternehmer ist, wenn ich das 

so kundtue? Da bin ich einmal gespannt! Da bin 

ich einmal wirklich gespannt, wie man das dann 

argumentieren wird! 

Der nächste Punkt: Aus meiner Sicht sind die 

Gemeinden die nächsten Verlierer. Da gibt es 

einen einstimmigen Beschluss der Bürgermeister 

aus dem Mölltal. Da geht es um die Ersatzflä-

chen und um die Ersatzgeldleistungen. Der Kol-

lege Johann bagatellisiert das und sagt, das sind 

ja nur ein paar Euro. 

Da sieht man einmal, was du für eine Ahnung 

hast, nämlich gar keine! Denn wenn du heute so 

einen Bach einhausen musst, dann kann so ein 

Projekt bald einmal zwei Millionen Euro kosten. 

Und wenn heute der Naturschutzbeirat (Abg. 

Dipl.-Ing. Johann: Das hat mit Ersatzflächen nix 

zu tun!) ï Hör zu! Warum bist du denn so ner-

vös, Kollege Johann? ï auf die Idee kommt, ein 

Biotop auszuweisen, wo man das auf einer Flä-

che daneben dementsprechend revitalisieren und 

aufbauen muss, dann sind geschwind einmal ein 

paar hunderttausend Euro auf der Welt. Und 

wenn man heute die Budgets der Gemeinden 

kennt ï und da werden mir die Bürgermeister 

recht geben ï mit den Transferzahlungen, die 

vom Land Kärnten zu leisten sind, die eher im-

mer höher werden und wo die Budgets oben 

immer knapper werden, dann ist das eine Belas-

tung für die Gemeinden, und das haben die Bür-

germeister dementsprechend formuliert, und das 

ist auch im Ausschuss von den Vertretern des 

Gemeindebundes so kommuniziert worden. Und 

ihr stimmt da herinnen mit! Das muss einmal 

einer erklären, wo da die Logik ist? Das kann ja 

wohl nicht allen Ernstes euer Ernst sein! 

Und jetzt zum Naturschutzbeirat: Der Natur-

schutzbeirat war bis dato ein beratendes Gremi-

um. (Der Redner mit Blick auf Abg. Ing. Hue-
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ter:) Ferdi, du weißt ganz genau, was wir mit 

dem Naturschutzbeirat beim Mölltalprojekt in 

Oberkärnten erlebt haben! (Abg. Dipl.-Ing. Jo-

hann: Seit 2004 ist er auch Umweltanwalt!) Da 

hast du gewettert oben, ein Wahnsinn! Da sind 

wir gleicher Meinung, dass letztendlich dieses 

Projekt ï und das ist meine Meinung, und das 

habe ich herinnen auch schon öfter gesagt ï par-

teipolitisch verhindert worden ist. Aus! Wir ha-

ben dieses Projekt nicht bekommen, wir hätten 

es dringend gebraucht. Ihr habt 10.000 Green 

Jobs versprochen und bis dato habt ihr keinen 

einzigen auf den Boden gebracht! Jetzt werten 

wir diesen Naturschutzbeirat auf, der bis dato ein 

beratendes Gremium war, bauen eine Geschäfts-

stelle, brauchen einen weiteren Posten, wissen 

nicht, was das kostet. Der Naturschutzbeirat hat 

in der Formulierung, so wie sie im Gesetz drin-

nen ist, überall Mitspracherecht, neben den 

Schutzeinbauten heute sogar beim Leitungsbau 

von Elektrizitätsleitungen. Das heißt, man kann 

da die Verfahren verzögern, man kann jedes 

Projekt hinausziehen, das heißt letztendlich, man 

kann es so weit treiben, bis die Projektwerber 

sagen, nein, das wollen wir nicht, weil uns dau-

ert das alles zu lang.  

Geschätzte Damen und Herren, aus meiner Sicht 

ist dieses Naturschutzgesetz ein Belastungsge-

setz, welches dem Naturschutz nicht dient und 

die Wirtschaft lähmt, deswegen werden wir die-

sem Punkt nicht zustimmen. Wir sind aber sehr 

wohl gewillt, das habe ich einleitend schon ge-

sagt, bei den beiden Ziffern 18 und 26 im Sinne 

der Grundeigentümer und der Fischer zuzustim-

men und deswegen beantragen wir eine ziffern-

mäßige Abstimmung bei diesem Gesetz. Ich 

danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der 

F-Fraktion und vom Team Kärnten.) 
Staudacher   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Bürgermeister Jakob Strauß von 

der SPÖ. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Strauß (SPÖ): 
  Strauß 

Danke, Herr Präsident! Geschätzte Damen und 

Herren! Natur, Eigentum, Wirtschaft ï das Gan-

ze zusammenzupacken in eine Novellierung 

eines Gesetzes aus dem Jahre 2002, ist ja nicht 

so einfach. Wenn es so einfach wäre, würden ja 

die Verhandlungspartner nicht schon über Wo-

chen, Monate, beinahe Jahre darüber diskutieren. 

Und natürlich möchte jeder gern seine Position 

am besten vertreten und einbringen. Drehen wir 

die Zeit ein bisschen zurück und schauen wir in 

die Grundsatzgebung aus dem Jahre, ich glaube 

1988, da ist das erste Kärntner Naturschutzge-

setz entstanden. Was war eigentlich das 

Auschlaggebende und was hat man sich dabei 

gedacht? Ich bezeichne es so ï der Mensch hat 

immer irgendwo in einem Lebensraum gearbei-

tet, gewerkt und hat etwas gemacht, damit er 

eben sein Dasein begründen hat können, damit 

er seine Familie und seine Landwirtschaft und 

seine Tierzucht und seine Wirtschaft betreiben 

hat können. Neben vielen Tätigkeiten war es 

eine manuelle Tätigkeit. Heute haben wir neben 

der manuellen Tätigkeit die geistige Tätigkeit 

und die maschinelle Tätigkeit. Einen Berg weg-

zuschieben und einen halben Berg wegzuspren-

gen, ist eigentlich kein Problem. Einen ganzen 

Fluss umzugraben, ist heute kein Problem. 

Durch einen Berg ein Loch durchzubohren über 

20 Kilometer oder 50 Kilometer, ist kein Prob-

lem. Aber wer leidet darunter? Leidet darunter 

die Bauwirtschaft, die die Aufträge braucht? 

Aber irgendwo muss man die Sachen, die man 

von innen nach außen transportiert, auch unter-

bringen, und das ist unsere Natur. Ist das die 

Natur vom Nachbarn, ist das unsere eigene Na-

tur, ist es die Natur von jenen, die vielleicht nach 

uns diesen kleinen Kosmos Kärnten betreten 

werden und in diesem kleinen Kosmos arbeiten 

beziehungsweise auch leben, wohnen und Fami-

lien haben werden? Das ist das Schwierige an 

der Situation. Persönlich, der ich selbst in der 

Natur aufgewachsen bin, durch die Natur die 

Kraft bekommen habe, unterstütze ich auch jene 

Situation, die in diesem Gesetz drinnen ist. Wir 

brauchen einen Naturschutzbeirat, es geht nicht, 

dass wir irgendwie nur so tun. Und ob jetzt Ver-

fahren verlängert oder verkürzt werden ï ich 

bringe euch ein Beispiel: Ich selbst habe mich 

vor fünf Jahren, vor acht Jahren oder vor zehn 

Jahren absolut dafür eingesetzt, dass wir auf der 

Petzen die Windkraft installieren. Es hat rührige 

Unternehmer gegeben, die dann irgendwelche 

Messungen gemacht haben, sie haben gar nicht 

überrissen, dass der Wind ihnen die ganze Appa-

ratur umgeworfen hat, weil solche Stoßwinde 

waren. Heute, im Nachhinein betrachtet, bin ich 

froh, dass wir diese Windkraft nicht gemacht 
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haben! Der Energiepreis wäre auf dem Boden, 

die Gesellschaft wäre höchstwahrscheinlich eh 

schon pleite, weil die Einspeistarife nicht passen 

und wir hätten oben Stahlteile, Betonwerke ste-

hen, weil derzeit die Energie offensichtlich, ge-

rade elektrische Energie anders da ist. Es wird 

aber interessant sein, wie wir zukünftig Energie-

fragen der Mobilität, der Elektromobilität be-

werkstelligen werden und welche Projekte wir 

machen können. Jeder, der dieses Projekt genau 

gelesen hat ï und ich habe mir das jetzt im In-

ternet noch einmal genau angeschaut ï es war 

die Wirtschaftskammer dabei, es war der Präsi-

dent der Wirtschaftskammer dabei, es waren 

beide Landesräte dabei, es waren Landwirt-

schaftskammer-Vertreter dabei, die auch gesagt 

haben, wir haben mitgearbeitet an dem Gesetz. 

Natürlich hat jeder ein bisschen was nachgeben 

müssen und sich auch einbringen dürfen. Man 

hat auch die Rechtslage beurteilt, und die 

Rechtslage ist eine wesentliche Basis. Österreich 

ist ein Rechtsstaat, und in einem Rechtsstaat gibt 

es ein paar Normen, es gibt ein paar Spielregeln 

und an diese Spielregeln müssen wir uns halten. 

Auch die ÖVP sagt, das Naturschutzgesetz heißt 

nicht ï so wie der Kollege Staudacher der Mei-

nung war ï dass alles behindert wird. Es wird 

sicher nicht behindert! Es sind viele Sachen, die 

noch verbessert werden müssen, es werden viele 

Sachen unter Umständen schneller abgearbeitet 

und gerade in der Fragestellung der Gemeinden 

habe ich mich auch informieren dürfen. Ich habe 

mich damals zu Recht zu Wort gemeldet, weil es 

dazu auch Stellungnahmen aus den Gemeinden 

in Oberkärnten gab, ich habe mich dazu gemel-

det, ich habe aber auch im Gesetz nachgelesen. 

Und das war schon etwas, man darf auch lernen. 

Learning by doing ist auch etwas! Man hat 

nichts verändert, das ist immer schon Gesetzes-

bestand gewesen, auch schon im Jahre 2002, 

dass man für Ersatzflächen zu sorgen hat. Und 

die Fragestellung Aufblähung von sonst welchen 

Tätigkeiten ist auch beantwortet und mit einge-

baut worden. Die Tätigkeiten, wo die beiden 

Bezirkshauptleute aus Feldkirchen und Spittal 

der Meinung waren, wir haben ja gar nicht die 

personellen Ressourcen ï es steht nicht drinnen 

ĂBezirkshauptmannschaftñ, da steht ganz normal 

ĂAmt der Kªrntner Landesregierungñ, und der 

zuständige Referent wird schon schauen, wohin 

er übertragen wird. Wird er im eigenen Haus 

arbeiten, wird das den Bezirksbehörden überge-

ben oder nicht übergeben, dieses Pouvoir dürfen 

wir schon ihm überlassen. Wir werden sicherlich 

nicht Verwaltung aufbauen, das wird auch nicht 

notwendig sein, weil die Verfahren ganz eindeu-

tig sind. Die Verfahren sind so eindeutig in die-

sem Gesetz schon vorgeschrieben, dass es auch 

funktionieren kann und könnte. 

Ich bin aber sehr froh, dass sich heute alle für die 

Nutzung von Natur aussprechen, für Freizeitge-

staltung, für ökologische Maßnahmen am Fluss 

und wenn es auch das Fischen ist. Vielleicht ist 

das auch eine ökologische Maßnahme, dass man 

einen Fisch entnimmt und vielleicht jungen oder 

anderen Fischen die Möglichkeit gibt, sich zu 

entfalten, dass das auch möglich wird, mit oder 

ohne Insektenschutz, zu welcher Situation oder 

Tages- und Nachtzeit das auch sein soll. Ich 

glaube, das ist auch etwas sehr Wichtiges, um 

auch jenen, sage ich einmal, Beruflichen aber 

auch Freizeitgestaltenden an den Ufern der 

Kärntner Seen beziehungsweise Flüsse die Mög-

lichkeit zu geben! Und ich darf allen Verhand-

lungspartnern natürlich auch Danke sagen, dem 

Ausschuss-Vorsitzenden für seine Geduld und 

(der Redner schmunzelnd:) für sein ewiges Be-

mühen. Das war ja nicht so einfach, alle Abge-

ordneten-Kollegen vor allem auch im Aus-

schuss, sage ich einmal, so zusammenzuhalten, 

das ist aber auch ein Zeichen der Koalition! Wir 

wollen was verändern, wir haben einen Auftrag, 

wir nehmen unseren Auftrag ernst und wir wol-

len diesen Auftrag auch in dieser Legislaturperi-

ode mit noch weiteren Gesetzen so fortsetzen, 

dass alle sagen, dies soll zu einer Verbesserung 

der Qualität sowohl im Naturschutz, der Wirt-

schaft und dem Eigentum Kärntens, der Bevöl-

kerung sein, kann auch funktionieren, heute, 

morgen und auch übermorgen! (Beifall von der 

SPÖ-Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Strauß   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Klubobmann der ÖVP, Abgeordneter Bürger-

meister Ferdinand Hueter. Ich erteile ihm das 

Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Zuhörer 

auf der Tribüne und zu Hause! Ja, das Thema 

Naturschutz hat uns alle bewegt. Natürlich, uns 
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von der ÖVP sehr, aber ich glaube, dieses Natur-

schutzgesetz hat gezeigt, dass man mit Reden, 

mit Verhandeln, mit aufeinander Zugehen eine 

Weiterentwicklung zustande bringt. Ich sehe in 

diesem Naturschutzgesetz neu, wie immer man 

das jetzt bezeichnen will, eine Weiterentwick-

lung von Natur, Eigentum und Wirtschaft. Und 

es ist möglich, diese Faktoren unter einen Hut zu 

bringen, wenn hier auch die handelnden Perso-

nen den Mehrwert erkennen. Ich glaube, eines ist 

für uns wichtig, und das habe ich immer wieder 

gesagt, die Natur gehört schon noch immer den 

Grundbesitzern. Der Eigentümer, der, dem die 

Natur beziehungsweise der Grund gehört, muss 

auch noch einen Mehrwert erkennen, dann 

macht es auch einen Sinn und dann können wir 

das Naturprojekt weiterentwickeln. Ich halte 

nichts ï das habe ich auch schon x-mal hier von 

dieser Stelle aus gesagt ï davon, dass man hier 

die große Grasglocke drüberstülpt und sagt, alles 

was darunter ist, da darf sich überhaupt nichts 

bewegen, die Natur muss sich selber überlassen 

bleiben. Dann haben wir genau das Gegenteil 

von dem erreicht, was wir eigentlich alle haben 

wollen. Wir haben, und so ehrlich müssen wir 

sein, eine Kulturlandschaft und keine Naturland-

schaft. Überall dort, wo wir Naturlandschaften 

haben, sollte man auch mit der gleichen Brille 

hinter die Kulissen schauen und schauen, was da 

herauskommt. Ich kann euch bei uns in Ober-

kärnten einige Almen zeigen, die wirklich sich 

selbst überlassen worden sind und die genau das 

Gegenteil von dem bewerkstelligen, was wir 

eigentlich alle haben wollen. Und wenn ich sage, 

alle, dann zähle ich die Bevölkerung dazu, dann 

zähle ich den Tourismus dazu, dann zähle ich 

auch die IV dazu, die Wirtschaft, alle. Und ich 

glaube, dieses Ăsowohl als auchñ zu ermºgli-

chen, muss die Maxime oben drüber sein, dann 

tun wir uns alle viel, viel leichter. Ich sehe dieses 

Thema auch im Naturschutzbeirat beziehungs-

weise in der Umweltanwaltschaft oder beim 

Umweltanwalt als Vorschusslorbeeren. Ich glau-

be nicht, dass der Umweltanwalt in Zukunft nur 

mehr dazu da ist, um zu verhindern, denn dann 

hätten wir das falsche Instrument gewählt. Ich 

erkenne aber auch ï und das muss ich fairer-

weise auch sagen, und da sind wir jetzt auch bei 

den BH, wie du, (Der Redner mit Blick auf Abg. 

Staudacher:) Christoph, gesagt hast ï im Voll-

zug haben wir noch einiges zu lernen. Und ich 

erkenne auch, dass es im Vollzug auch Beamte 

gibt, die sehr wohl den Kompromiss suchen, die 

sehr wohl den Mehrwert draußen vor Ort ï und 

das ist ja das Problem, das wir da und dort haben 

ï erkennen und auch lösungsorientiert den Na-

turschutz so praktizieren, dass sich jeder irgend-

wie wiederfindet. Und ich glaube, das ist das 

Maß der Zeit, wo wir jetzt im dritten Jahrtausend 

gelandet sind, wo wir nicht sagen können, hier 

ist es stabil und da darf nichts passieren und auf 

der anderen Seite, was weiß ich. Ich glaube, wir 

kºnnen dieses Ăsowohl als auchñ ermºglichen. 

Und jetzt bin ich gerade beim Mölltaler Glet-

scher: Der Mölltaler Gletscher ist ein Thema, 

Christoph, da habe ich mit dir auch schon ein 

paar Mal geredet, und das habe ich auch hier von 

dieser Stelle aus schon ein paar Mal gesagt ï 

etwas unter Schutz zu stellen, ist das Eine, aber 

dann zu glauben, dass ich da mit einem Dring-

lichkeitsantrag so quasi alles wieder aufhebe, so 

quasi, nein, das war es eh nicht, das wollte ich ja 

nicht, und jetzt ist alles anders, das ist zu wenig! 

(Abg. Staudacher: Ferdl, ihr habt ja die Verfas-

sung geändert! Einseitig!) Und ich glaube, du 

müsstest die Geschäftsordnung im Landtag ken-

nen, dass ein Dringlichkeitsantrag eine Willens-

kundgebung des Landtages ist, das heißt aber 

noch lange nicht, dass der zuständige Referent 

dieses Gesetz oder die Zustimmung des Landta-

ges umsetzt! (Abg. Staudacher: Ferdl, ihr habt 

die Verfassung geändert! Das ist ja nicht eines 

der Zehn Gebote!) Das ist kein Geheimnis. Jeder 

in Oberkärnten kennt beim Mölltaler Gletscher 

meine Position, und ich stehe noch heute dazu! 

Ich glaube, das war ein Fehler, hier hätte man 

mit etwas mehr Weitsicht, mit etwas mehr Kom-

promissfähigkeit einiges zusammenbringen kön-

nen! Persönlich glaube ich, und das sollte man ja 

auch noch anbringen, die Hoffnung stirbt zu-

letzt! Ich hoffe ja, dass da das allerletzte Wort 

noch nicht gesprochen ist, weil diese 30 bis 40 

Millionen Euro Investition plus einhundert Ar-

beitsplätze in einer Region, die eh nicht gar so 

mit Arbeitsplätzen gesichert und verwöhnt ist, 

die täte uns gut! Und ich glaube auch, dass es an 

der Zeit ist, sich hier noch einmal an den Tisch 

zu setzen und vielleicht diesen sogenannten 

Kompromiss mit Ersatzflächen und, und, und 

zusammenzubringen. Deswegen habe ich auch 

damals schon kritisiert, und ich glaube, ich bin 

auch immer so gesehen worden, das Unter-

schutzstellen ist ï das war das letzte Mal beim 

Biosphärenpark ï grundsätzlich überhaupt kein 

Thema, wenn der Grundbesitzer dem zustimmt. 
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Und deswegen finde ich es auch toll, dass im 

neuen Gesetz der Entschädigungsparagraph end-

lich beim Natura 2000 drinnen ist! Das heißt, 

wenn der Grundbesitzer einen beachtlichen 

Schaden oder einen Minderwert hat, dass er das 

von der Öffentlichkeit abgegolten bekommt. Das 

ist ja in meinen Augen das Normalste auf der 

Welt! Aber das scheint nicht bei allen so normal 

zu sein und deswegen haben wir da auch sehr 

lange verhandeln müssen, und es ist uns ge-

glückt.  

Wetterschutz ï haben wir auch schon gehört, bei 

den Fischern ï da war es auch ein zähes Verhan-

deln, aber Gott sei Dank, haben sich auch die 

Grünen bewegt, und ich glaube, das ist genau die 

Zukunft, wo sich jeder ein bisschen bewegen 

muss und dann bringen wir in Summe etwas 

zusammen, wo vielleicht im ersten Moment 

einer sagt, ich finde mich nicht mehr, aber in 

Summe, glaube ich, alle sagen, mit dem Kom-

promiss können wir leben und es ist ein Mehr-

wert. Und darum geht es mir eigentlich! Die 

Bauern haben die Natur so erhalten, wie sie ist 

und wenn jetzt ganz explizit Stücke darunter 

sind, die eben als schützenswert erachtet werden, 

dann sollen auch die Grundbesitzer ï wenn sie 

zustimmen, ist das eh kein Thema ï aber wenn 

sie dem nicht zustimmen, muss so lange verhan-

delt werden, bis der Grundbesitzer da auch den 

Mehrwert erkennt! Da ist, glaube ich, der Ball 

einmal ganz eindeutig bei der Umweltabteilung, 

beim Umweltanwalt, dass man hier ein bisschen 

großzügiger ist und dass man hier diesen Kom-

promiss, den man jetzt zu erzielen versucht hat, 

dass man den auch in die Praxis umsetzt, weil 

der Vollzug letztendlich das Entscheidende ist. 

Ich kann euch nur die Beispiele sagen, die kann 

jeder nachlesen. Da bin ich wieder beim Be-

zirkshauptmann von Spittal, beim Vollzug. Beim 

Biosphärenpark betrifft es zwei BH. Zum glei-

chen Thema ist es bei der BH Feldkirchen etwas 

leichter zu kriegen als bei der BH Spittal ï beim 

gleichen Gesetz. Der Zechner Richard, der 

Lackner Gerald, der Sohn, hat jetzt oben im Bio-

sphärenpark Nockberge eine Wasserleitung bau-

en wollen, weil er dort eine Hütte baut. Er wird 

euch dann schildern, wie nett und einfach das in 

der BH Spittal vonstattengeht. Ich habe ihm 

gesagt, mir brauchst du das nicht zu erklären, 

bitte, erkläre es denen, die gesagt haben, das ist 

alles kein Problem, es geht ruck zuck! Was diese 

Beamtin oben gesagt hat, das wird er hoffentlich 

denjenigen näherbringen, die immer gesagt ha-

ben, da ist nichts dahinter, das werden wir schon 

kriegen. Es ist eben schon etwas dahinter! Da 

sollte man deswegen auch ein bisschen ansetzen, 

damit wir auch im Vollzug etwas großzügiger 

werden. Dass nicht überall alles geht, das wissen 

wir alle. Das soll auch nicht der Fall sein, aber es 

gibt immer noch diesen sogenannten Spielraum, 

und diesen Spielraum sollte man nutzen! Ich 

habe das hier schon x-mal zitiert. Thomas Rich-

ter, der lebt leider Gottes nicht mehr, war für 

mich ein Vorzeige-Beamter aus Villach. Der hat 

Naturschutz in meinen Augen sehr neuzeitlich 

gelebt, aber schon vor 15 Jahren und noch frü-

her! Das stelle ich mir vor, dass wir heute bei 

einem neuen Naturschutzgesetz im Vollzug und 

auch in der Praxis Lösungen suchen sollten, mit 

denen wir alle leben können! Ich sage das immer 

wieder: Wenn der Naturschutz einen Mehrwert 

für alle hat, ist es für uns alle viel, viel leichter! 

Ich habe das Beispiel Naturpark Weißensee: 

Dort leben das die Leute! Das kannst du überall 

herzeigen! Ganz zum Unterschied zum Natio-

nalpark Hohe Tauern, wo es mit der Kündigung 

der Verträge vielleicht nicht ganz glücklich ge-

laufen ist, sagen wir einmal so. Aber umgekehrt, 

beim Naturpark Weißensee, die haben schon in 

den 70er-Jahren freiwillig ï damals hat es die 

ganzen Sachen nicht gegeben, wie ein Kunst-

dünger-Verbot ï als eine der Ersten den See 

kanalisiert. Sie haben freiwillig auf gewisse 

Dinge der Nutzung mit den Grundbesitzern ver-

zichtet. Da hat das die Gemeinde den Grundbe-

sitzern von sich aus abgegolten. So stelle ich mir 

heute Naturschutz vor! Heute stehen die Bauern, 

die Touristiker, die Gemeinden, die Bürgermeis-

ter, alle voll hinter diesem Projekt! Das ist geleb-

ter Naturschutz, wo jeder den Mehrwert erfährt! 

Und das ist das Spannende und vor allem das 

Schöne: Wenn ein Gast zu uns kommt und der 

Gast zufälligerweise mit einem Grundbesitzer, 

der vielleicht nicht so überzeugt ist, zum Reden 

kommt und der redet ihm in fünf Minuten ein, 

was das für ein Käse ist und wie grausig und wie 

Ăschiachñ: Was soll denn das für ein Mehrwert 

sein beziehungsweise was soll das für ein touris-

tischer Mehrwert sein? Umgekehrt: Wenn der 

Grundbesitzer davon überzeugt ist, dass das auch 

für ihn etwas Gescheites ist, wird er das loben, 

wird er das befürworten und wird dem Gast et-

was vermitteln, sodass der sagt, halt, so stelle ich 

mir Naturschutz für die Zukunft vor. Das ist das, 
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wo wir, glaube ich, alle daran arbeiten müssen! 

Da haben wir einige ĂLapsȊsñ in der Vergan-

genheit gemacht. Das sollte man vielleicht in 

Zukunft unterlassen! Aber ich glaube einfach, 

dass diese Schlagwörter, die wir immer gesagt 

haben ï Eigentümer müssen gestärkt werden, 

Einkommen und Arbeitsplätze gesichert werden, 

Entschädigung des Einkommensentganges muss 

gewährleistet sein, die Rücksicht auf die Natur 

muss sichergestellt sein, Wetterschutz für die 

Fischer ï das sind für mich die Dinge, wo man 

den Naturschutz neu mit Ăsowohl als auchñ defi-

nieren kann. Ich bin überzeugt davon, das Gesetz 

ist ein Resultat von Kompromissen. Das ist eine 

Weiterentwicklung, ich persönlich glaube, eine 

gute Weiterentwicklung. Das ist aber nicht das 

Ende der Fahnenstange. Das heißt, wenn wir alle 

am Ende des Tages diesen Mehrwert erkennen 

und den auch leben, dann glaube ich, ist das ein 

gutes Naturschutzgesetz. Ich denke, wir können 

alle ï zumindest die, die schon im Ausschuss 

dafür waren ï mit ruhigem Gewissen dem zu-

stimmen, weil ein Gesetz ist nicht auf ewige 

Zeit, das wird sich genauso weiterentwickeln. 

Aber zum heutigen Zeitpunkt ist es ein guter 

Kompromiss. Ich kann nur sagen: Danke allen 

Verhandlern! Dieser Weg macht Sinn, die Natur 

auch der Nachwelt zu erhalten! (Beifall von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Damit ist die Rednerliste zum Tagesordnungs-

punkt 5 erschöpft. Der Berichterstatter hat das 

Schlusswort! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Ich verzichte auf das Schlusswort und ersuche 

um das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Spezialdebatte ist beantragt. Ich lasse auch 

gleichzeitig über die paragrafen- und ziffernmä-

ßige Abstimmung abstimmen. Wer dem die Zu-

stimmung erteilt, bitte ich um ein entsprechendes 

Handzeichen! ï Das ist mit den Stimmen von 

SPÖ, ÖVP, der Grünen und des Teams Kärnten 

die entsprechende Mehrheit. Ich bitte, zu berich-

ten! 
Ing. Rohr   

 

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Artikel I 

Das Kärntner Naturschutzgesetz 2002 ï K-NSG 

2002, LGBl. Nr. 79/2002, zuletzt geändert durch 

das Gesetz LGBl. Nr. ../2017 wird wie folgt 

geändert. 

Ziffer 1: Das Inhaltsverzeichnis lautet: ĂInhalts-

verzeichnisñ; Ziffer 2: § 3 lit. c lautet; Ziffer 3: 

§ 4 lit. a lautet; Ziffer 4: Im § 4 wird in der lit. c 

der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 

folgende lit. d angefügt; Ziffer 5: Die Einleitung 

des § 5 Abs. 1 lautet; Ziffer 6: § 5 Abs. 1 lit. e 

bis h lautet; Ziffer 7: Im § 5 Abs. 1 wird in der 

lit. l der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 

und folgende lit. m und n angefügt; Ziffer 8: § 5 

Abs. 2 lit. b Z 1 lautet; Ziffer 9: Im § 5 Abs. 2 

wird in der lit. d der Punkt durch einen Strich-

punkt ersetzt sowie folgende lit. e angefügt; Zif-

fer 10: § 9 Abs. 4 lautet; Ziffer 11: § 9 Abs. 5 

lautet; Ziffer 12: § 9 Abs. 8 zweiter Absatz (Abg. 

Dipl.-Ing. Johann: Zweiter Satz!) zweiter Satz - 

Entschuldigung! ï lautet; Ziffer 13: § 12 Abs. 2 

letzter Satz wird durch folgende Bestimmungen 

ersetzt; Ziffer 14: Dem § 12 wird folgender 

Abs. 3 angefügt; Ziffer 15: Die Überschrift des 

§ 14 lautet: ĂFahren und Abstellen von Fahrzeu-

genñ; Ziffer 16: In § 14 Abs. 1 lautet; Ziffer 17: 

§ 14 Abs. 2 lit. g lautet. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme von Ziffer 1 bis 17 ist beantragt. 

Wer dieser die Zustimmung erteilt, bitte ich um 

ein Handzeichen! ï Das ist wiederum mit den 

Stimmen von SPÖ, ÖVP, der Grünen die ent-

sprechende Mehrheit. Bitte, fortzufahren! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Ziffer 18: § 15 Abs. 1 wird folgender Satz ange-

fügt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Ebner   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Ziffer 18 ist zur Annahme beantragt. Wer 

dieser zustimmt, bitte ich um ein Handzeichen! ï 

Das ist mit den Stimmen aller anwesenden Da-

men und Herren Abgeordneten so beschlossen. 

Bitte, fortzufahren! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Ziffer 18a: Dem § 15 wird folgender Abs. 3 an-

gefügt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ich lasse über Ziffer 18a abstimmen. Wer der 

zustimmt, bitte ich um ein entsprechendes Hand-

zeichen! ï Das ist wiederum einstimmig mit den 

Stimmen aller anwesenden Damen und Herren 

Abgeordneten so beschlossen. 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Ziffer 19: § 17 Abs. 3 zweiter Satz lautet; Zif-

fer 20: Die Einleitung des § 37 Abs. 2 lautet; 

Ziffer 21: § 43 Abs. 3 erster Satz lautet; Zif-

fer 22: § 43 Abs. 4 zweiter Halbsatz lautet; Zif-

fer 23: § 45 Abs. 5 lautet; Ziffer 24: § 47 Abs. 1 

lautet; Ziffer 25: § 47 Abs. 5 erster Satz lautet. 

Ich beantrage die Annahme von Ziffer 19 bis 

Ziffer 25. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Sie haben den Antrag gehört. Wer diesem zu-

stimmt, bitte ich um ein entsprechendes Hand-

zeichen! ï Das ist mit den Stimmen von SPÖ, 

ÖVP und Grünen die erforderliche Mehrheit. 

Bitte, fortzufahren! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Zif fer 26: § 49 Abs. 1 und 2 lauten; Ziffer 26a. 

Ich beantrage die Annahme dieser beiden Zif-

fern. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ziffer 26a: Im § 49 Abs. 3 und 5 ï (BE Ing. Eb-

ner: Das habe ich gelesen!) Die Annahme von 

26 und 26a wird beantragt. Wer dieser die Zu-

stimmung erteilt, bitte ich um ein Handzeichen! 

ï Das ist mit den Stimmen von allen anwesen-

den Damen und Herren Abgeordneten so be-

schlossen. Dann darf ich bitten, fortzufahren! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Ziffer 27: § 54 Abs. 1 und 2 lauten; Ziffer 28: 

§ 54 Abs. 3 letzter Satz lautet; Ziffer 29: § 55 

Abs. 2 lautet; Ziffer 30; Ziffer 31: Dem § 58, 

dessen bisheriger Wortlaut die Absatzbezeich-

nung Ă(1)ñ erhªlt, wird folgender Abs. 2 ange-

fügt; Ziffer 32: § 59 Abs. 1 wird durch folgende 

Abs. 1 und 1a ersetzt; Ziffer 33: § 59 Abs. 2 

erster Satz lautet; Ziffer 34: Im § 60 Abs. 1 wird 

nach dem ersten Satz folgende Bestimmung 

eingefügt; Ziffer 35: Im § 61 wird folgender 

Abs. 2a eingefügt; Ziffer 36: § 61 werden fol-

gende Abs. 5 bis 7 angefügt; Ziffer 37: § 62 

Abs. 1 lit. b erster Halbsatz lautet; Ziffer 38: Im 

§ 62 wird nach Abs. 1 folgender Abs. 1a einge-

fügt; Ziffer 39: § 62 Abs. 5 erster Satz wird 

durch folgende Bestimmungen ersetzt; Ziffer 40: 

§ 63 Abs. 1 letzter Satz lautet; Ziffer 41: § 63 

Abs. 2 letzter Satz lautet; Ziffer 42: Im § 63 

Abs. 3 wird folgender erster Satz eingefügt; Zif-

fer 43: Dem § 63 werden folgende Abs. 5 und 6 

angefügt; Ziffer 44: Die Einleitung des § 65 

Abs. 1 lautet; Ziffer 45; Ziffer 46; Ziffer 47: 

§ 67a Abs. 2 Z 8 lautet; Ziffer 48: § 67a Abs. 2 

Z 16 lautet; Ziffer 49: § 67a Abs. 3 lit. a lautet; 

Ziffer 50; Ziffer 51; Ziffer 52; Ziffer 53: An-

hang II Z 6 zweiter und dritter Spiegelstrich 

lautet. 

Artikel II  

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Ebner   
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Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme ist beantragt. Wer dieser zu-

stimmt, bitte ich um ein entsprechendes Hand-

zeichen! ï Das ist wiederum mit den Stimmen 

von SPÖ, ÖVP und Grünen die erforderliche 

Mehrheit. Bitte um Kopf und Eingang! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Gesetz vom 20.07.2017, mit dem das Kärntner 

Naturschutzgesetz 2002 geändert wird. 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ich bitte um die Abstimmung über Kopf und 

Eingang. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein 

Handzeichen! ï Das ist wiederum mit den 

Stimmen von SPÖ, ÖVP und Grünen die erfor-

derliche Mehrheit. Bitte, den Beschlusstext zu 

verlesen! 
Ing. Rohr   

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Ebner 
(SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Naturschutz-

gesetz 2002 geändert wird, wird die verfas-

sungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ich lasse über die 3. Lesung abstimmen. Wer 

dieser zustimmt, bitte ich um ein entsprechendes 

Handzeichen! ï Das ist wiederum mit den 

Stimmen von SPÖ, ÖVP und Grünen die ent-

sprechende Mehrheit. (Einzelbeifall von Abg. 

Dipl.-Ing. Johann.) 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 6: 
  

 6. Ldtgs.Zl. 30-10/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Soziales, Gesundheit, Krankenan-

stalten, Familien, Generationen und 

Frauen zur Regierungsvorlage betref-

fend das Gesetz, mit dem das Kärnt-

ner Heimgesetz geändert wird 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Meine Damen und Herren! Ich bitte euch wirk-

lich, darauf aufzupassen, dass nicht jetzt alle 

heimgehen! Herr Abgeordneter Staudacher, die 

Landtagssitzung dauert noch an! Ich möchte nur 

darauf verweisen! (Unruhe im Hause.) 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Roh-

rer. Nachdem sie nicht da ist, weil sie für die 

heutige Sitzung entschuldigt ist, darf ich die 

Ausschuss-Vorsitzende, Abgeordnete Ines Ob-

ex-Mischitz, bitten, zu berichten! 
Ing. Rohr   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Danke, Herr Präsident! Ich berichte zu Tages-

ordnungspunkt 6, Ldtgs.Zl. 30-10/31, ein Ge-

setz, mit dem das Kärntner Heimgesetz geändert 

wird. Wir haben dieses Gesetz, die Regierungs-

vorlage in mehreren Ausschuss-Sitzungen aus-

führlich behandelt, mit vielen Auskunftsperso-

nen diskutiert, und ich beantrage das Eingehen 

in die Generaldebatte. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Generaldebatte ist beantragt. Als Erste zu 

Wort gemeldet ist die Abgeordnete Mag. Isabel-

la Theuermann vom Team Kärnten. Ich erteile 

ihr das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Theuermann (TK): 
  Mag. Theuermann 

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte meine 

Rede mit einem Zitat von Frau Landeshaupt-

mann-Stellvertreterin Prettner vom 21. März 

dieses Jahres beginnen: ĂMit dem neuen Kªrnt-

ner Heimgesetz wird die verpflichtende Einfüh-

rung eines Qualitätsmanagement-Systems in 

allen Kärntner Altenwohn- und Pflegeheimen 

vorgeschrieben. Das heißt, dass die Freiwilli g-

keit in diesem Bereich Geschichte ist.ñ Zitat-

Ende. Leider haben Sie da aber die Rechnung 

ohne den Wirt gemacht beziehungsweise haben 

Sie die Rechnung hier ohne die ÖVP gemacht, 
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denn mit dem Abänderungsantrag, den die ÖVP 

im Sozialausschuss eingebracht hat, war nämlich 

nicht die Freiwilligkeit, sondern die Verpflich-

tung in diesem Bereich Geschichte. Dieser 

Schwenk ist wohl mehr als eigenartig, ist doch 

bisher von allen Seiten beteuert worden, dass die 

verpflichtende Qualitätssicherung in den Pflege-

heimen, vor allem auch in Hinblick auf den ver-

nichtenden Bericht der Volksanwaltschaft über 

die teilweise fatalen Zustände in den Pflegehei-

men, absolut notwendig ist. Auch die Begrün-

dung der ÖVP mutet mehr als sonderbar an: 

ĂWir wollen verhindern, dass die Bürokratie 

aufgebläht wird, und die Pflegeheime sind selbst 

daran interessiert, dass die Qualitªt stimmt.ñ Ja, 

Herr Kollege Wieser, die zahlreichen Berichte 

über Missstände in den Pflegeheimen sind dir 

offenbar nicht bekannt. Und was die Bürokratie 

anlangt, da frage ich mich schon, warum man 

dann im Landesmuseum einen zweiten Direktor 

braucht? Da nimmt man es dann auf einmal mit 

dem Bürokratieabbau nicht mehr so genau! (Bei-

fall von Abg. Rutter und Abg. Pirolt.) Und wa-

rum die SPÖ ein absolutes Grundanliegen auf-

gibt und die schiefe Optik in Kauf nimmt, wer-

den wir wahrscheinlich in der heutigen Sitzung 

noch sehen beziehungsweise am Ende des Tages 

werden wir wissen, wie das Gegengeschäft aus-

geschaut hat. Für mich ist Qualität auf jeden Fall 

ein Auswahlkriterium und zum Zwecke der Ver-

gleichbarkeit ist eine Verpflichtung der Heime, 

geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Qua-

lität in den Pflegeheimen sicherzustellen bezie-

hungsweise zu erhöhen, absolut unumgänglich. 

Jene Einrichtungen, die das von sich aus schon 

machen ï das sind aktuell 14 ï sind lobend zu 

erwähnen, weitere 40 Einrichtungen sind gerade 

dabei, ihr Personal dahingehend ausbilden zu 

lassen. 

Ein wichtiger Punkt des neuen Gesetzes ist auf 

jeden Fall das Zutrittsrecht bei Verdacht auf 

illegale Pflegestellen und auch die Straferhöhung 

auf bis zu 30.000,-- Euro bei Verstößen des 

Heimbetreibers gegen das Heimgesetz. Es ist 

notwendig geworden, um von vorneherein einem 

möglichen Missbrauch einen Riegel vorzuschie-

ben. Auch der neue Paragraph 18a, der künftig 

innovative Projekte ermöglichen wird, ist abso-

lut begrüßenswert. So werden unter anderem 

Projekte wie Green Care ermöglicht, die land- 

und forstwirtschaftliche Betriebe zu Partnern der 

Sozial-, Gesundheits-, Bildungs- und Wirt-

schaftssysteme machen. Wie Sie sehen, befür-

wortet das Team Kärnten einen Großteil des 

Kärntner Heimgesetzes, aber aus den anfänglich 

genannten Gründen können wir diesem Gesetz 

nicht unsere Zustimmung erteilen. (Beifall von 

Abg. Rutter und Abg. Mag. Trodt-Limpl.) 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Abgeordnete Martin Rutter. Ich erteile ihm das 

Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Rutter  (TK): 
  Rutter 

Danke! Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 

Haus! Werte Landesrätin! Danke auch für die 

Anwesenheit bei so einem wichtigen Thema! Ich 

möchte den Inhalt dessen, was meine Kollegin 

Isabella Theuermann gesagt hat, nicht wiederho-

len. Mir geht es darum, Dinge anzusprechen, die 

der Kärntner Bevölkerung in dem Zusammen-

hang in vielen Bereichen unter den Nägeln bren-

nen. Sehr geehrte Damen und Herren, nicht nur 

die Volksanwaltschaft hat über verschiedenste 

Missstände berichtet, auch die Medien. Ö24 

Wien spricht zum Beispiel vom ĂHotspot Kªrn-

tenñ, die Missstªnde seien besonders groß in 

Kärnten. Zusätzlich spricht natürlich die Volks-

anwaltschaft von vielen, vielen anderen Män-

geln, die Ihnen allen allerdings mehr oder weni-

ger eh bekannt sind. Ich möchte Ihnen Dinge 

erklären, sagen und meiner Ansicht nach auch 

nachweisen, die Ihnen vielleicht nicht so bekannt 

sind, die Ihnen aber bekannt sein sollten, weil 

diese Gesetzgebung eine ganz wichtige ist, ins-

besondere nicht nur für die Patientinnen und 

Patienten, auch für die Mitarbeiter und natürlich 

für die Häuser, denn wenn ein Ruf einmal rui-

niert ist, weil zum Beispiel zu wenig kontrolliert 

wird, dann gibt es einfach auch Probleme für 

diejenigen Firmen, die das machen.  

Meiner Ansicht nach, unserer Ansicht nach ge-

hören mehr Prüfungen her, die Qualität für die 

Patienten und der Mitarbeiter-Schutz gehören 

gestärkt, Prüfungen in zweierlei Hinsicht, einer-

seits über das in der gesetzlichen Vorlage darge-

stellte interne Qualitätsmanagement, andererseits 

rede ich aber auch von externen Prüfungen, die 

ich hier durchaus kritisieren will. Im Übrigen 

darf ich den sonst sehr geschätzten Bürgermeis-
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ter Gaggl fragen, wie man eine OTS aussenden 

kann, obwohl es weder um die Argumentation 

von der FPÖ noch uns gegangen ist, also, dass 

man weiß, was ich sagen werde oder wir sagen 

werden, bevor das geschehen ist. Das wundert 

mich ein bisschen, ich hätte dann bitte gern die 

Lottozahlen von nächster Woche!  

Was mir ganz, ganz wichtig istï und da darf ich 

auf die sehr geschätzte Landeshauptmann-

Stellvertreterin, die mir gestern von einem Wie-

ner Anwalt einen Brief schreiben hat lassen be-

ziehungsweise eine E-Mail zuschicken hat las-

sen, kurz eingehen - in keinster Art und Weise 

unterstelle ich Ihnen, sehr geschätzte Frau Lan-

deshauptmann-Stellvertreterin, dass Sie fahrläs-

sig handeln! In keinster Art und Weise möchte 

ich Ihnen unterstellen, dass da Interessen im 

Hintergrund laufen! Ich möchte allerdings fest-

stellen, dass natürlich die Heimbetreiber ein 

finanzielles Interesse daran haben, dass wenig 

geprüft wird und dass weniger geprüft wird. Ist 

ja logisch, ist ja überall so! Da kann mir jetzt 

keiner erzählen, dass ein Heimleiter das Interes-

se hat, dass viel geprüft wird. Also, das ist ja so, 

wie wenn sich ein Bauer wünscht, dass die AMA 

jeden Tag auf der ĂTackËnñ steht. (Abg. Strauß: 

Das ist ein Blödsinn!) Darf ich sagen, sehr ge-

ehrte Damen und Herren, da geht es wirklich 

(Abg. Mag. Dr. Lesjak: Der Vergleich ist unpas-

send!) ï nein, der Vergleich ist deswegen nicht 

unpassend, liebe Abgeordnete von den Grünen, 

liebe Barbara Lesjak, weil ihr nämlich beschlos-

sen habt, dass euch der Tierschutz und die Quali-

tätserhöhung beim Nachschauen von den Tieren 

sehr wohl relevant ist! Und jetzt werden wir die 

Probe aufs Exempel machen, ob ihr nämlich der 

Geschichte in dem Bereich, wo es unserer Mei-

nung nach richtigerweise um eine Verschärfung 

gehen sollte, um eine interne Kontrolle gehen 

sollte, ob ihr dem auch zustimmt oder nicht! Das 

wird die Probe aufs Exempel sein, deswegen ist 

der Vergleich sehr treffend, muss ich sagen! 

(Abg. Mag. Dr. Lesjak: Tiere und Menschen 

kann man nicht vergleichen!) Ich darf Ihnen 

sagen, ich habe ein Video dazu, gemacht von 

einem Betriebsrat, der Fakten geredet hat, der 

auch gerne ï falls sich der Wiener Anwalt dazu 

hergibt, zu sagen, er will vielleicht den auch 

klagen, da haben wir noch weitere Zeugen. Ich 

würde mich sehr darauf freuen! Weil da geht es 

wirklich auch darum, dass im Bereich des Quali-

tätsmanagements, der externen Prüfung offen-

sichtlich Dinge passieren, die nicht passieren 

sollten. Leider, sage ich! Leider, das sollte nicht 

passieren, weil wenn ich nichts kontrolliere, 

dann habe ich das Problem, dass die Patientin-

nen und Patienten unter Umständen nicht den 

Service kriegen, den sie kriegen sollten, dass die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die großartige 

Arbeit machen, das sei an der Stelle auch noch 

einmal gesagt - es handelt sich, glaube ich, hier 

darum, ich nehme jetzt ĂSchwarze Schafeñ, der 

Kollege von der ÖVP möge mir verzeihen, ihr 

könnt gerne eine andere Farbe nehmen! ï dass 

einzelne Häuser einfach nicht das tun, was sie 

tun sollten. Und ich behaupte, dass die Prüfung 

dessen nicht so ist, wie sie sein sollte. Und da 

darf ich Ihnen ein Beispiel vorlegen, eine Frau 

hat auf Facebook bei mir kommentiert: ĂIch war 

40 Jahre lang in der Pflege, aber ich darf nichts 

sagen, meine Tochter arbeitet im Pflegebereich.ñ 

Was sagt uns das? Das sagt uns zusätzlich dazu, 

dass es offensichtliche Missstände gibt, dass 

man zusätzlich dazu noch Angst hat, die auszu-

sprechen. Das ist die absolut logische Interpreta-

tion dieser Worte! Und dann muss man sich 

fragen, in welchem Klima der Angst die Men-

schen, die da arbeiten, leben, dass sie nicht ein-

mal bereit sind, die Missstände aufzuzeigen, 

weil man die Befürchtung hat, dass ein Famili-

enmitglied unter Repressionen leiden könnte. 

Das ist die Meinung dieses Menschen. Und liebe 

Vertreter der ÖVP, ich glaube ganz ehrlich, dass 

wenn man von Verbürokratisierung, die es in 

Teilbereichen richtigerweise gibt, die man wirk-

lich bekämpfen muss, ich glaube, wenn man bei 

ĂViechernñ zustimmt, dass mehr kontrolliert 

wird ï und es gibt, das ist von der Volksanwalt-

schaft und von vielen Bereichen, vielen Berich-

ten auch im Internet, in den Medien zu lesen, es 

gibt Probleme bei uns in der Pflege. Und dann 

sagt man, da dürfen wir aber nicht dafür sorgen, 

dass es verpflichtend mehr Kontrollen gibt ï das 

ist nicht tragbar! Das ist nicht erklärbar, das 

müssen Sie den Menschen draußen erklären, 

nicht mir erklären! Nicht mir erklären! (Abg. 

Gaggl: Du verwechselst Birnen und Äpfel!) - 

Lieber Bürgermeister, melde dich zu Wort, das 

brauchst du nicht mir zu erklären!  

Ich darf festhalten, ich glaube nicht, dass diese 

Problematik eine Struktur-Problematik ist, die 

sich jetzt irgendwie bei der Landeshauptmann-

Stellvertreterin oder sonstwo findet, ich glaube, 

dass gewisse Mitarbeiter in der Kontrolle im 
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Pflegebereich auch genauer kontrollieren sollten. 

Ich habe heute eine Anfrage abgegeben, mit 

zehn Anfragepunkten, wo auch ganz klar die 

Fragestellung drin ist, wo oft denn gewisse Fir-

men kontrolliert worden sind? Und auf die Ant-

wort bin ich sehr gespannt! Sehr geehrte Damen 

und Herren, vor allem auch von der SPÖ, ihr 

wisst ganz genau, was läuft. Tut was für die 

Patienten! Danke! (Beifall von Abg. Mag. Theu-

ermann und Abg. Mag. Trodt-Limpl.) 
Rutter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Herr Abgeordneter Rutter, wenn Sie von Miss-

ständen reden, dann würde ich Sie bitten, diese 

Missstände auch dort zur Anzeige zu bringen, 

wo sie entsprechend nachverfolgbar sind. Offen-

sichtlich werden Dinge von Ihnen in den Raum 

gestellt, die nicht bewiesen sind, wo Sie einfach 

mehr oder weniger mit Mutmaßungen hier vom 

Rednerpult aus agieren, das durchaus auch im 

Wissen, dass Sie ein freies Mandat haben. Aber 

ich würde bitten, wenn Sie generell von Miss-

ständen reden und Pauschalverdächtigungen 

aussprechen, dann bringen Sie es auf den Punkt 

und bringen Sie diese Dinge auch entsprechend 

zur Anzeige! Als nächster Redner zu Wort ge-

meldet ist der Abgeordnete David Redecsy. Ich 

erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Redecsy (SPÖ): 
  Redecsy 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Landes-

hauptmann-Stellvertreterin! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Abgeordnete Theuermann hat 

erkannt, dass es sich um ein gutes Gesetz handelt 

und hat die Frage gestellt, wie die SPÖ der Ab-

kehr von den Qualitätskriterien zustimmen konn-

te. Wir konnten es deshalb, weil es in einer De-

mokratie und in Koalitionen üblich ist, Kom-

promisse einzugehen. Und auch die SPÖ ist be-

reit, Kompromisse einzugehen. Es ist ein Kom-

promiss, der aus meiner Sicht nicht toll ist, es ist 

ein Kompromiss, der aus unserer Sicht notwen-

dig war, auch in einer Koalition zu zeigen, dass 

man Partner hat und mit Partnern auch einen 

Umgang pflegt, dass man ihnen auch eine Mög-

lichkeit einräumt, ihre Anliegen durchzubringen. 

Der Punkt der Freiwilligkeit in den Qualitätskri-

terien wird aber ein wesentlicher sein und auch 

daran wird die ÖVP gemessen werden, inwie-

weit Heimbetreiber dieser Freiwilligkeit auch 

nachkommen werden. Und, meine Damen und 

Herren, es ist wichtig, Qualitätskriterien oder 

Qualitätsstandards in den Pflegeheimen anzu-

streben. Man muss aber auch aufpassen, dass 

man nicht alles einer Standardisierung hintan-

stellt, um nicht in die Situation zu kommen, wie 

sie vielleicht, in den Ausführungen von Herrn 

Rutter getätigt, zu Missständen führen, weil un-

ter Umständen durch erhöhte Qualitätsanforde-

rungen und dadurch erhöhten Dokumentations-

aufwand ï und wir sprechen in der Pflege durch-

aus von einem sehr, sehr hohen Dokumentati-

onsaufwand ï auf einmal Zeit für den Patienten 

fehlt. Und ich denke, es ist notwendig, à la 

longue das Personal massiv zu entlasten, es ist à 

la longue notwendig, sich ganz klar Gedanken 

über eine Pflegestruktur in Österreich, aber vor 

allem in Kärnten zu machen. Aber es ist hier und 

heute ein guter erster Schritt, um in die richtige 

Richtung zu stoßen, und es ist ein guter Weg für 

alle Bewohnerinnen und Bewohner der Kärntner 

Pflegeinstitutionen, dass wir heute hier dieses 

neue Heimgesetz beschließen! 

Eines möchte ich abschließend hier sagen: Pfle-

ge ist kein Beruf, den man erlernen kann, in den 

man umschulen kann. Wenn man Pflege machen 

will, ist das so wie mit der Politik, es muss auch 

ein Feuer in einem lodern, man muss diesen 

Beruf mögen! Das ist kein Beruf, wo man von 

08.00 Uhr bis 16.00 Uhr in ein Büro geht und 

seine Arbeit macht, sondern das ist ein Beruf, 

wo man sich tagtäglich mit schwerstkranken, 

alten, gebrechlichen und sterbenden Menschen 

auseinanderzusetzen hat. Das kann man nicht 

einfach so, damit muss man sich beschäftigen! 

Es wird aber ein wesentlicher Faktor sein, um 

zur Gesellschaft beizutragen, viele junge Men-

schen zu begeistern, sich für so einen Beruf zu 

entscheiden, der nicht um 16.00 Uhr im Büro 

aufhört, der nicht damit aufhört, einen Nacht-

dienst zu verweigern oder am Wochenende nicht 

für seine Klienten da zu sein! Es geht nicht an-

ders, dieser Job fordert einen 24 Stunden, 365 

Tage im Jahr und wenn man das nicht mag, dann 

ist man falsch! Wir als Gesellschaft und als Teil 

dieser Gesellschaft, als wesentlich Verantwortli-

che, sind dafür zuständig, und es ist unsere 

Pflicht, junge Menschen dafür zu begeistern, für 

andere Menschen einzutreten, uns davon wieder 

wegzubewegen, von einer egozentrischen Ge-

sellschaft, zu der wir uns teilweise entwickeln, 
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wieder hin zu einer solidarischen. Denn es ist 

auch wichtig, Solidarität mit alten und gebrech-

lichen Menschen zu zeigen, denn das ist im 

Prinzip das Spiegelbild unserer Gesellschaft! 

Und wenn sich immer weniger junge Menschen 

dafür entscheiden, wird die Qualität unter Um-

ständen immer schlechter werden, und zwar hat 

das einen Grund, weil es immer mehr Ältere und 

Gebrechliche gibt und immer weniger, die sich 

um diese Menschen kümmern! Das heißt, neh-

men wir es zum Anlass, sagen wir Ja zu diesem 

Gesetz, aber sagen wir auch Ja dazu, junge Men-

schen für die Pflege und für die Betreuung alter 

und gebrechlicher Menschen zu begeistern! 

Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Redecsy   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist die 

Klubobfrau der Grünen, Dr. Barbara Lesjak. Ich 

erteile ihr das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzte Kollegen, Kolleginnen! Ich bin froh, 

dass mein Vorredner der David Redecsy war. 

Hätte ich nach dem Martin Rutter reden müssen, 

wäre mir das sehr schwer gefallen. Das Klima 

der Angst, das du da proklamierst, das empfinde 

ich dann, wenn du redest, du versprühst dieses 

Klima der Angst! (gemünzt auf Abg. Rutter) 

Sonst weiß ich nicht, was das bedeuten soll. 

Ehrlich gesagt, geniere ich mich dafür, wenn 

man Tiere und alte Menschen in einen Vergleich 

bringt und das irgendwie miteinander vergleicht. 

Das weise ich zurück, dass man hier diesen Ver-

gleich in dieser Materie so machen kann! (Abg. 

Rutter: Die Selbstmordattentäter vom Holub 

sind okay, Frau Abgeordnete?) 

Qualitätssicherung, Qualitätsmanagement, Qua-

litätsentwicklungs-Systeme sind Zauberwörter 

der Moderne. Das ist etwas ganz Wichtiges! Das 

ist auch etwas, was Freiwilligkeit braucht und 

voraussetzt. Weil eine Tätigkeit einfach nur zu 

tun: Es ist ein Unterschied, wenn man sagt, eine 

Tätigkeit auch gut zu machen und auch gut sein 

zu wollen und Qualität zu liefern, deswegen 

braucht Qualitätsmanagement und Qualitätssi-

cherung auch die aktive Mitarbeit derjenigen, die 

diese Tätigkeiten ausführen. Wenn ich mir die 

Zahlen anschaue, dass sich bei diesen Qualitäts-

sicherungs-Systemen, bei den Zertifizierungen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ausbilden las-

sen, dann sehe ich, dass sich der Großteil der 

Heime und der Einrichtungen bereits jetzt frei-

willig diesem Qualitätsmanagement, den Syste-

men der Qualitätsentwicklung unterwirft, weil 

sie selbstverständlich Interesse daran haben, gut 

zu sein, das auch auszuweisen, öffentlich zu 

machen, weil es ja auch so etwas wie eine Kon-

kurrenz unter den Pflegeheim-Betreibern gibt, 

und jeder will irgendwie der Beste sein. Deswe-

gen wäre ja jemand sozusagen dumm, sich kei-

ner Qualitätsentwicklung zu unterwerfen und 

deswegen verstehe ich die Aufregung aus der 

Opposition jetzt nicht, dass das so ein großes 

Drama sein kann, dass das jetzt auf freiwilliger 

Basis stattfindet! 

Ja, es war ein Kompromiss, wir sind zu Dritt in 

der Koalition. Es darf und muss jeder von uns 

auch seinen Platz haben und seine Bedenken hier 

auch einbringen können. (Abg. Trettenbrein: Na, 

Bravo! ï Zwischenruf von Abg. Rutter.) Das ist 

wenigstens ein richtiger Schritt in die richtige 

Richtung (Abg. Mag. Leyroutz: Polizei auf frei-

williger Basis!) und wir verfolgen mit dieser 

Stoßrichtung das Ziel, hier mehr Qualität in die 

Heime einzubringen. Die Praxis ist uns sowieso 

schon einen Schritt voraus, was Qualitätssiche-

rung betrifft. Wir sollten dieses Thema aber auch 

dafür nützen, um weitergehende Überlegungen 

anzustellen, nämlich in einem, sagen wir einmal, 

etwas größeren Umfang oder weitergehend zu 

überlegen: Was bedeutet Qualität in der Pflege 

überhaupt? Das hat aus meiner Sicht zwei As-

pekte. Ein Aspekt ist der, dass der Bereich der 

Pflege, sozusagen die medizinische Qualität ï 

also da geht es um Prozessabläufe, da geht es um 

Dokumentation, da geht es um Evaluierung, da 

geht es darum, dass man Prozesse auch einhält 

und dass man gute Arbeit im Sinne der medizi-

nischen Pflege leistet ï da soll Qualität stattfin-

den, no na! Das ist auch das, wo man sich dann 

immer aufregt, wenn eine Volksanwaltschaft 

oder sonst eine äußere Kontrollinstanz hier 

Missstände aufdeckt. Selbstverständlich müssen 

wir alles dafür tun, dass hier die pflegerische 

Qualität im medizinischen Bereich aufrecht-

erhalten wird. Aber einen Schritt weitergehend 

sollten wir auch für die Zukunft überlegen: Qua-

lität in der Pflege, das betrifft auch die Betreu-

ung. Da sind wir bei dem Thema, dass man auch 
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Zeit für die alten Menschen braucht, die in Pfle-

geinrichtungen untergebracht sind. Das erfordert 

Beziehungsarbeit. Das erfordert Aufmerksam-

keit. Das erfordert von mir aus Biografie-Arbeit 

mit den alten Menschen. Betreuung braucht Zeit 

und auch dafür müssen wir uns Maßnahmen 

überlegen, dass auch hier in diesem Bereich die 

Qualität entsprechend entwickelt wird, weiter-

entwickelt wird und sichergestellt wird. Sie ist ja 

bereits vorhanden, aber sie muss auch entspre-

chend genormt oder festgelegt oder auch öffent-

lich nachweisbar sein. (Den Vorsitz übernimmt 

2. Präs. Schober.) 

Dieses Gesetz oder diese Änderung, die wir jetzt 

vornehmen, hat noch einen wichtigen Punkt 

drinnen, nämlich die innovativen Projekte, die ja 

jetzt ermöglicht werden. Das freut mich sehr, 

weil zum Beispiel jetzt Green Care-Projekte 

möglich sind. Das sind Pflegedienstleistungen 

am Bauernhof. Das ist ein ganz, ganz großer 

Schritt in der Weiterentwicklung des Pflegesys-

tems, weil hier ein mehrfacher Nutzen, eine 

mehrfache Wirkung damit erzielt wird, nämlich 

einerseits, dass man Arbeitsplätze im ländlichen 

Raum schafft, Arbeitsplätze schafft und sie auch 

sichert und damit der Abwanderung entgegen-

wirkt, andererseits aber auch eine Form von 

Qualität in der Pflege geschaffen wird, weil alte 

Menschen, pflegebedürftige Menschen in einem 

Umfeld leben und alt werden können, das sich 

von dem Umfeld eines typischen Pflegeheimes 

doch deutlich unterscheidet. Man hat auf einem 

Bauernhof zum Beispiel mehr Möglichkeiten der 

Beschäftigung, der Tagesstrukturierung, mehr 

Möglichkeiten, mit der Natur im Einklang ir-

gendwie zu leben, Ăzu arbeitenñ. Das sind schon 

interessante Ansatzpunkte. Das ist jetzt nur ein 

Beispiel, aber das sind interessante Ansatzpunk-

te, die es gilt, auch in Zukunft weiter zu entwi-

ckeln. 

Also, insgesamt finde ich, ist das ganz gut ge-

lungen. Ich finde diesen Kompromiss auch nicht 

so schlecht, ich finde ihn gut. Das ist der richtige 

Schritt in die richtige Richtung. Wenn irgendet-

was fehlt, werden wir nachbessern. Wir werden 

uns von diesem Weg nicht abbringen lassen, von 

irgendwelchen komischen Tönen aus der Oppo-

sition! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Franz 

Wieser. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Wieser (ÖVP): 
  Wieser 

Herr Präsident! Frau Landeshauptmann-Stellver-

treterin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Wer-

te Zuhörerin! Wir reden heute über die neue 

Heimverordnung oder das neue Heimgesetz, 

besser gesagt. Aber wir reden davon, dass ei-

gentlich Menschen, die älter werden ï und ich 

hoffe, dass auch wir alt werden ï ganz einfach in 

Situationen kommen, wo sie Pflege brauchen, 

wo sie Betreuung brauchen. Diese Pflege pas-

siert, wie wir alle wissen, zum Großteil oder in 

vielfacher Weise zu Hause. Die Angehörigen 

pflegen, betreuen Leute, damit diese in ihrer 

Atmosphäre, in ihrem gewohnten Umfeld alt 

werden können. Aber diese Pflege zu Hause hat 

Grenzen. Auf der einen Seite ist es sehr oft der 

Wohnraum, den man nicht mehr zur Verfügung 

hat. Es gibt keine Großfamilien mehr, in denen 

sich immer jemand um die älteren Leute küm-

mern kann, sie pflegen kann. Die Single-

Haushalte nehmen zu. Viele haben keine Nach-

kommen mehr, die sie in Zukunft pflegen wer-

den. Es gibt Krankheitsbilder, wo man zu Hause 

ganz einfach nicht mehr in der Lage ist, diese zu 

bewältigen. Dafür brauchen wir dann zum Bei-

spiel innovative Pflegeprojekte. Die Barbara 

Lesjak hat hier schon sehr ausführlich darüber 

gesprochen. Da brauche ich eigentlich nicht 

mehr viel zu sagen, außer, dass ich mich freue, 

dass es jetzt im neuen Gesetz möglich sein wird, 

dass auch solche innovativen Projekte ermög-

licht werden. 

Aber wir werden neben all diesen Dingen auch 

Heime weiterhin brauchen, heute brauchen, in 

Zukunft brauchen. Wir werden sie brauchen. Ob 

sie jetzt privat geführt werden oder ob sie von 

öffentlicher Hand geführt werden, wir brauchen 

sie! Aber die Pflege in diesen Heimen, ob privat 

oder im öffentlichen Bereich, die Qualität wird 

immer davon abhängen, wie die Mitarbeiter mit 

jenen, die Betreuung brauchen, die Pflege brau-

chen, umgehen und umgehen können, weil sie 

gut ausgebildet sein müssen, weil sie körperlich 

in der Lage sein müssen, diese Arbeit zu bewäl-

tigen, aber vor allem auch psychisch in der Lage 

sein müssen, diese Arbeit zu bewältigen. Ich 
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glaube, wir alle können jenen, die in diesem 

Bereich tätig sind, nur ein Danke aussprechen, 

wenn sie in diesem Bereich arbeiten! (Beifall 

von Abg. Mag. Malle und vom Team Kärnten.) 

Ich habe unlängst eine Pflegerin getroffen, um 

mit ihr über alle möglichen anderen Dinge zu 

sprechen, aber wir sind dann auch auf ihren Be-

ruf zu sprechen gekommen. Sie hat mir mit einer 

begeisternden Art vermitteln können, dass sie 

diesen Beruf mit so einer Begeisterung macht, 

dass sie immer wieder gefragt wird, wie kommst 

du so frisch und munter heim? Aber sie sagt, sie 

macht das so gerne, mit den älteren Leuten zu 

arbeiten, sie zu pflegen, sie zu betreuen. Ihr gibt 

das so viel, dass sie dies nicht als Aufgabe oder 

als Belastung empfindet, sondern wirklich als 

eine tolle Arbeit, die sie verrichten kann. Ich 

hoffe, dass es von diesen Menschen in den Pfle-

geheimen sehr viele gibt! 

Aber neben diesen freiwilligen, tollen Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern wird es immer auch 

notwendig sein, dass wir ein gewisses Maß an 

Gesetzen haben, die einzuhalten sind, die ganz 

einfach dazu beitragen, dass in allen Heimen 

bestimmte Standards vorhanden sind. Da gibt es 

nicht nur das Kärntner Gesetz, es gibt bundesge-

setzliche Bestimmungen, die die Heime einzu-

halten haben ï das Ärztegesetz, das Kranken-

pflegegesetz, das Psychotherapiegesetz, das 

Arzneimittelgesetz, das Konsumentenschutzge-

setz, das Heimaufenthaltsgesetz, hinzu kommen 

jetzt eigentlich zu unserem Gesetz in Kärnten 

zum Beispiel eben Auflagen in der Hygiene, in 

der Pflegeschlüsselverordnung, alles Dinge, die 

verpflichtend in jedem Heim einzuhalten sind. 

Jetzt neu ï neu würde ich vielleicht nicht sagen, 

sondern das hat es immer schon gegeben ï die 

Landesregierung hat zu überprüfen. Sie hat die 

Möglichkeit, zu überprüfen, ohne vorherige 

Anmeldung. Sie muss überprüfen und sie tut es 

auch! Sie kann dazu Landesbedienstete heran-

ziehen. Sie kann aber auch, wie es jetzt im Ge-

setz steht, Fachpersonal zu Überprüfungsorga-

nen bestellen, die dann in der Lage sind, diese 

Heime zu überprüfen.  

Zusätzlich kommt jetzt im Gesetz hinzu, dass 

eben eine Datenbank aufgebaut wird oder es gibt 

sie auch schon, nur war sie früher eine zivil-

rechtliche Vereinbarung, an der sich vielleicht 

nicht alle Heime beteiligt haben, dass sie diese 

Daten geliefert haben, vielleicht auch aus Unsi-

cherheit, was unter Datenschutz fällt und was 

nicht und sie deshalb sehr zurückhaltend waren. 

Aber nun gibt es diese Verpflichtung zur Über-

mittlung von Daten für Pflegedienstleistungs-

Statistiken. Es gibt also in Zukunft auch höhere 

Mindeststrafen bei Übertretungen. Es gibt insge-

samt höhere Strafen. Ich glaube, dass sich jeder 

Heimbetreiber sehr wohl überlegen wird, ob er 

diese gesetzlichen Voraussetzungen, die es gibt, 

ob er diese Kontrollen, die es verpflichtend gibt, 

die hier auch durchgeführt werden, nicht einhält, 

weil er dann mit den Strafen zu rechnen hat und 

er dann dementsprechend draufzahlt. Aber ich 

glaube, dass dieses verpflichtende Qualitätsma-

nagement deshalb nur noch eine zusätzliche 

Sache gewesen wäre, die wir verpflichtend ge-

macht haben, wir aber der Ansicht sind, wie es 

auch die Barbara Lesjak gesagt hat, dass das 

viele Heimbetreiber freiwillig machen, weil es 

im Grunde genommen nicht die Qualität im 

Heim hebt, sondern eigentlich nur die Abläufe 

irgendwo dokumentiert. Diese Dokumentation 

ist für jeden Pfleger, für jeden Heimbetreiber 

ohnehin wichtig, und er wird es freiwillig ma-

chen. Freiwillig ist immer besser als mit Zwang! 

Ich bin auch deshalb davon überzeugt, weil wir 

einen Überhang an Pflegeheimen haben. Landes-

rat Ragger hat sehr viele Pflegeheime bewilligt, 

gebaut. Es sind damals 400 Betten leer gestan-

den. Es sind heute an die 200 Betten, die leer 

stehen. Deshalb wird jeder Heimbetreiber daran 

interessiert sein, dass er dieses Qualitätsma-

nagement macht, damit er als Aushängeschild in 

diese Datenbank kommt, die jetzt gemacht wird 

oder die dann eben auch die Möglichkeit hat, 

diese Qualität öffentlich zu machen, wird jeder 

gerne daran teilnehmen und mitmachen.  

Aber ich möchte vor allem auf eines hinweisen: 

Ob Qualitätsmanagement freiwillig ist oder ver-

pflichtend, ob Kontrollen gemacht werden, wie 

viele auch immer, jeder, der Gesetze schreibt, 

pflegt nicht, jeder, der zertifiziert oder kontrol-

liert, pflegt nicht, sondern jene Leute, die in 

diesen Heimen pflegen, das sind die Leute, die 

entscheiden, ob das mit Freude gemacht wird, 

mit Qualität gemacht wird, sodass die Betroffe-

nen dann auch dementsprechend zufrieden sein 

können. Deswegen wünsche ich eigentlich allen, 

die dort tätig sind ï und ich weiß ein bisschen, 

wovon ich rede, ich habe eine pflegebedürftige 

Mutter zu Hause, ich habe eine Frau, die auch 

beruflich viel in Pflegeheimen unterwegs ist und 

weiß, wie sehr es an den Menschen in diesen 
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Pflegeheimen hängt ï vor allem eines, Nerven-

stärke, dass sie diesen Beruf durchhalten, mit-

machen und das mit Freude am Dienst machen, 

mit Freude für all jene, die heute und in Zukunft 

Betreuung und Pflege brauchen! Ich wünsche 

aber vor allem auch all jenen, ob sie zu Hause 

gepflegt werden, in Heimen oder in Zukunft in 

innovativen Betreuungsformen, dass sie zu ihrer 

Zufriedenheit, wohlbehütet in diesen Heimen 

und Betreuungseinheiten oder zu Hause gepflegt 

werden und sich wohlfühlen können! Danke 

schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.) 
Wieser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Nächster Redner ist der Abgeordnete Harald 

Trettenbrein. 
Schober   

Abgeordneter Trettenbrein  (F): 
  Trettenbrein 

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Es gibt in diesem neuen Heimge-

setz einige sehr positive Ansätze und Änderun-

gen, eine Meldepflicht der Heimbetreiber, wie-

viel Personal sie bei den Bewohnern einsetzen. 

Dadurch wird die Kontrolle, ob der Personal-

schlüssel erfüllt wird, noch besser und massiv 

erleichtert. Die meisten Verstöße im Bereich der 

Heime betreffen ja die Verletzung des Perso-

nalschlüssels, das wissen wir auch, jeder, der 

sich damit beschäftigt. Ich war selbst auch einige 

Jahre Vorsitzender des Sozialhilfeverbandes in 

Wolfsberg und weiß, dass das die größte Heraus-

forderung für die Heimbetreiber ist, im öffentli-

chen Bereich, aber auch bei den Privaten. Die 

dafür vorgesehene Homepage gibt es ja schon 

seit 2012, die Übergangsfrist für die Adaptierung 

bei Betriebsübernahme wird auf maximal fünf 

Jahre verlängert. Auch etwas, was sehr positiv 

ist. Es wird die Möglichkeit geschaffen, eine 

Ausnahme von Vorgaben der baulichen und 

personellen Ausstattung für innovative Projekte 

ermöglicht, auch etwas sehr Positives. Ausnah-

men im Hinblick auf die Personalausstattung 

sind nur hinsichtlich der Verteilungsschlüssel 

der einzelnen Berufsgruppen innerhalb dieser 

Gruppen möglich, auch etwas sehr Positives. 

Dem werden wir auch zustimmen, das ist keine 

Frage. 

Es gibt dann noch zwei Punkte, die für mich 

persönlich ganz besonders wichtig sind, wenn 

man sich ein bisschen mit der Materie beschäf-

tigt. Die Kontrollmöglichkeiten der Landesregie-

rung bei der Aufsicht werden ausgeweitet und 

ausdrücklich ein Betretungsrecht der Einrichtun-

gen beziehungsweise vermuteter und nicht be-

willigter Einrichtungen vorgesehen und auch die 

Strafen drakonisch erhöht. Auch das ist ein sehr 

guter Punkt, dem wir zustimmen können. Dann 

wäre noch der letzte Punkt, der für mich wichtig 

ist ï hinkünftig hätte das Land das Recht be-

kommen, den Heimen per Verordnung Inhalte 

der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung 

vorzuschreiben. Hätte! Wenn da nicht die Lob-

byisten-Partei der ÖVP wäre, die einen Antrag 

im Ausschuss eingebracht hat, der aus dieser 

Verpflichtung eine Freiwilligkeit macht. Und 

jetzt kann man sagen, ja, das ist nicht ein wichti-

ger Punkt, was auch immer, aber die Kollegin 

Theuermann hat ja die Landesrätin zitiert, wie 

sie sich immer vehement dafür eingesetzt hat. 

Der Kollege Wieser hat das dann im Ausschuss, 

ich weiß nicht, darzustellen versucht. Ich werde 

darauf noch eingehen. Wir haben im Ausschuss 

Auskunftspersonen gehabt, darunter auch einen 

privaten Heimbetreiber, der zu Beginn seiner 

Wortmeldung davon gesprochen hat, dass die 

Kosten so hoch sind, das Personal so teuer ist 

und dass gute Qualität noch mehr Personal brau-

chen wird und dass man dazu wahrscheinlich 

wird den Sockelbetrag erhöhen müssen, weil 

sonst das alles nicht gehen wird. Dann hat er den 

Abänderungsantrag der ÖVP gesehen und seine 

Gesichtszüge haben sich dramatisch verändert, 

und zwar sind sie sofort hinaufgegangen bis zu 

den Ohren, denn er war der einzige Gewinner, 

der von den Auskunftspersonen dann hinausge-

gangen ist, weil er genau gewusst hat, er wird 

jetzt nicht mehr so kontrolliert, wie er es eigent-

lich gedacht hat.  

Die Argumentation des Kollegen Wieser im 

Ausschuss, ich habe es vorher schon gesagt, war 

gelinde gesagt, peinlich. Herr Kollege, du bist 

grundsätzlich jemand, der gut argumentiert, aber 

das im Ausschuss war eher peinlich. Du hast 

tatsächlich gemeint, die Qualität wird sich durch 

die Freiwilligkeit verbessern, nämlich deswegen, 

weil es über die Qualität zu einem Konkurrenz-

kampf bei den Privaten kommen wird. Da frage 

ich mich schon, wovon du eigentlich in der 

Nacht träumst? Ehrlich wahr! Sage mir einmal 

einen Heimbetreiber unter den Privaten, der 

freiwillig Geld in die Hand nehmen wird, um die 
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Qualität zu steigern! Da wird es keinen geben! 

Das sage ich dir, echt! Und jetzt sage ich dir 

eines: Der Qualitätsvergleich, den wir hier brau-

chen, ist kein Qualitätsvergleich wie bei einer 

Salami oder beim Osterschinken, wie schmeckt 

es denn, schmeckt es hier besser oder da, son-

dern da geht es um die Pflege der Menschen. 

Das ist eine ganz andere Art der Qualitätskon-

trolle! Und dort das Ganze freiwillig zu machen, 

ist absoluter Nonsens! Wenn dann der Kollege 

Bürgermeister Gaggl, den ich grundsätzlich auch 

sehr schätze, zu seinen Ausführungen eine OTS-

Aussendung macht und von einer ĂZettelwirt-

schaftñ redet, einer zusªtzlichen, dann mag das 

vielleicht in seinem Jargon recht lustig sein, Fakt 

ist aber, es ist eine weitere Ohrfeige für die SPÖ 

und für die Grünen, die sich schon einmal in 

dieser Causa über den Tisch ziehen haben las-

sen! Wenn man dann noch von einer Zettelwirt-

schaft bei einer Qualitätskontrolle spricht! 

Zur SPÖ ï ja, da bleibt einem in dieser Causa 

eigentlich nur noch das Kopfschütteln. Seit Jahr 

und Tag wird von der SPÖ gefordert, die Quali-

tät in den Heimen zu verbessern, sie verpflich-

tend vorzuschreiben und auch verpflichtend zu 

kontrollieren. Die Kollegin Theuermann, wie 

gesagt, hat gerade früher die Landesrätin zitiert. 

Und jetzt lasst ihr euch von der Lobbyisten-

Partei sozusagen über den Tisch ziehen und vor-

führen? Wenn man im Ausschuss in die Gesich-

ter eurer drei Abgeordneten geschaut hat, des 

Herrn Redecsy, der Frau Rohrer und der Frau 

Obex-Mischitz, dann hat man die pure Verzweif-

lung gesehen. Echt, die pure Verzweiflung, dass 

sie hier diesen Deal, den die Obrigkeit beschlos-

sen hat, mittragen müssen! Man hat direkt ge-

spürt, wie sie die zweite Hand zu Hilfe nehmen 

mussten, um bei der Abstimmung die Hand nach 

oben zu bringen, um dem zuzustimmen! Und ich 

habe (gemünzt auf BE Abg. Obex-Mischitz, die 

hinter dem Redner auf der Berichterstatter-Bank 

Platz genommen hat:) hinten zwar keine Augen, 

aber ich glaube, der Gesichtsausdruck der Frau 

Kollegin Obex-Mischitz gibt mir Recht! (Abg. 

Mag. Dr. Lesjak: Nein!) 

Wenn ich vielleicht abschließend noch zu den 

Grünen kommen darf: Es hat nie eine Debatte 

gegeben, nie eine Debatte, als es um die Pflege 

gegangen ist, wo nicht die Grünen gefordert 

haben, bessere Qualitätskontrollen, transparente 

Kontrollen, die dann geprüft werden, und zwar 

verpflichtend geprüft werden und verpflichtend 

vorgeschrieben werden! Gerade du warst das! 

Ich kann mich an keine Debatte erinnern, wo 

nicht genau du das nicht gefordert hast! Und ich 

sage hier wertfrei, ohne das zu wissen, du hast 

schon gewusst, warum du im Ausschuss nicht 

anwesend warst! (Abg. Mag. Dr. Lesjak lacht.) 

Und es würde mich nicht wundern, wenn du 

heute bei der Abstimmung hinausgehen würdest, 

so wie das letzte Mal, und ich würde es sogar 

verstehen, weil ich dir deine Anliegen ehrlich 

abnehme! Du hast jahrelang dafür gekämpft, 

jetzt dagegen zu stimmen, wird dir wahrschein-

lich nicht leicht fallen! 

Und wenn ich auf den Kollegen Rutter replizie-

re, na ja, er w¿rde keinen ĂSchweine-Vergleichñ 

und dergleichen machen, (Abg. Rutter: Ich habe 

nie einen Schweine-Vergleich gemacht!) ihr habt 

heute einen Dringlichkeitsantrag eingebracht, 

dass es mehr und verpflichtende Kontrollen bei 

Schlachthöfen und Nutztier-Betrieben und der-

gleichen geben muss. Wir haben dem zuge-

stimmt, weil es notwendig ist. Und hier im Be-

reich der Pflege, beim Menschen, begnügt ihr 

euch mit einer Freiwilligkeit der Kontrolle. Also, 

dieses Weltbild erschließt sich mir nicht! (Beifall 

von der F-Fraktion.) 

Geschätzte Kollegen hier im Haus! Jeder Kärnt-

ner Bürger, der einen Heimplatz und somit Pfle-

ge braucht, hat das Recht, egal ob in Heiligen-

blut, Reichenfels, in St. Veit oder in Hermagor, 

dass er überall die gleiche Qualität an Pflege 

bekommt und dass die vom Land auch vorgege-

ben und geprüft wird. Das Land Kärnten zahlt 

im Durchschnitt ca. ú 2.200,-- an Sockelgeld für 

80 Prozent der zu Pflegenden, weil der Rest 

vielleicht Selbstzahler sind. Und wenn wir das 

Geld schon zahlen ï das ist Steuergeld ï dann 

haben wir auch die Ăverdammteñ Pflicht, Quali-

tätskriterien vorzuschreiben, verpflichtend vor-

zuschreiben und sie auch verpflichtend zu kon-

trollieren und nicht auf einer freiwilligen Basis! 

Das ist absoluter Nonsens, und das ist etwas, 

(Abg. Dipl.-Ing. Johann: é Qualitªtsmanage-

ment! Das ist ja kein Mitschnitt!) was absolut 

nicht geht! Und ihr könnt euch sicher sein, dass 

wir das bei jeder Veranstaltung ï und ich freue 

mich schon, wenn ich mit dir gemeinsam ir-

gendwo in einer Diskussion bei den Menschen 

draußen bin, dann erklärst du das den Menschen, 

warum ihr dagegen seid, dass das verpflichtend 

ist! (Abg. Scherwitzl: Weil ihr die Leute mit Tie-

ren vermischt!) - Ja, beides ist Obst, oder? Ge-
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schätzte Kollegen, wenn ihr dieses Gesetz heute 

in der vorliegenden Form beschließt, (Abg. 

Scherwitzl: Ja, schon!) dann gehen wir in gewis-

sen Punkten, einzelnen Punkten sicher den einen 

oder anderen Schritt nach vorne, das tragen wir 

auch mit, aber wenn ihr diese Verpflichtung in 

eine Freiwilligkeit umwandelt, dann gehen wir 

gleichzeitig zehn Schritte zurück! Das ist etwas, 

was wir absolut nicht brauchen!  

Und ich gebe Ihnen noch einmal die Chance, 

diesen Fehler zu korrigieren ï ich bringe hiermit 

einen Abänderungsantrag ein, der zum Inhalt 

hat, dass das Gesetz in der ursprünglichen Form 

vor dem Abänderungsantrag der ÖVP, so wie es 

im Ausschuss vorgelegen ist, beschlossen wird. 

Ich beantrage gleichzeitig zu diesem Abände-

rungsantrag eine namentliche Abstimmung, da-

mit jeder, der sich hier als Sozialpolitiker aus-

gibt, auch öffentlich mit seinem Namen sagt, ja, 

ich bin für verpflichtende Kontrollen oder ich 

bin nicht dafür! (Beifall von der F-Fraktion. ï 

Abg. Dipl.-Ing. Johann: Bist du deswegen in die 

KABEG gegangen?)  

So wie ich Ihre Nibelungentreue in der Koalition 

aber kenne, weiß ich, dass Sie diesen Abände-

rungsantrag ablehnen werden, daher stelle ich 

gleichzeitig auch den Antrag, wenn es zum Be-

schluss des jetzt vorliegenden Gesetzestextes 

kommt, dass wir eine ziffernmäßige Abstim-

mung machen, weil wir werden dann bei der 

Ziffer 5 nicht zustimmen, wo es eben um diese 

Freiwilligkeit geht. Ich übergebe Ihnen hiermit 

diesen Antrag,und ich darf Sie noch einmal bit-

ten, überdenken Sie noch einmal, was Sie hier 

tun, denn Sie tun den in Kärnten zu pflegenden 

Menschen damit nichts Gutes! (Der Redner 

übergibt dem Vorsitzenden den Abänderungsan-

trag. ï Beifall von der F-Fraktion.) 
Trettenbrein   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, 

hat sich zur Geschäftsordnung Kollege Rutter 

gemeldet. Bitte! 
Schober   

Abgeordneter Rutter  (TK): 
  Rutter 

Danke, Herr Präsident! Zur tatsächlichen Berich-

tigung! Der sonst sehr geschätzte Herr Abgeord-

nete von der FPÖ hat erwähnt, ich hätte einen 

Vergleich mit Schweinen und Menschen ge-

bracht. Das ist nicht korrekt! Ich habe gesagt, 

zur tatsächlichen Berichtigung, dass ein Teil der 

Menschen schlechter behandelt wird als Tiere. 

ĂEin Teilñ und ĂTiereñ ï kein Schweine-

Vergleich! Danke! 
Rutter   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit ist diese Wortmeldung erledigt. Zur Ge-

schäftsordnung der Herr Klubobmann-Stellver-

treter der SPÖ! Bitte! 
Schober   

Abgeordneter Scherwitzl (SPÖ): 
  Scherwitzl 

Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Der Herr 

Kollege Rutter hat so wie wir alle ein Gelöbnis 

abgelegt, sich für die Menschen im Land einzu-

setzen und die Gesetze treu einzuhalten. Ich 

würde ihn ausdrücklich ersuchen, endlich zu 

benennen, welcher Teil der Menschen schlecht 

gepflegt wird, in welchen Pflegeheimen, ganz 

konkret, das der zuständigen Sozialabteilung zur 

Kenntnis zu bringen, den Angehörigen dieser 

Menschen die Pflegeanwaltschaft zu empfehlen, 

ansonsten solche Behauptungen zu unterlassen! 

Solche pauschalen Behauptungen diskreditieren 

ein gesamtes System, sind in keiner Form nach-

vollziehbar und der Würde dieses Hauses nicht 

angemessen! Unterlassen Sie solche pauschalen 

Behauptungen oder legen Sie Fakten auf den 

Tisch! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Scherwitzl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Und nun kommen wir zur nächsten Wortmel-

dung, das ist die zuständige Sozialreferentin, 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Erste Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner (SPÖ): 
  Dr. Prettner 

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Behinder-

tenanwältin! Wir beschließen heute ein Gesetz, 

das für meinen Zuständigkeitsbereich sehr, sehr 

zukunftsweisend ist und das sich auch als logi-

sche Konsequenz meiner Tätigkeit seit Beginn 
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dieser Legislaturperiode fortsetzt. Denn seit ich 

in Funktion als Soziallandesrätin bin, bin ich 

bemüht, die Qualität und auch die Kontrolle in 

diesem System laufend zu verbessern. Einer der 

ersten Schritte der ĂZukunftskoalitionñ war, eine 

Pflegeanwaltschaft einzurichten. So etwas hat es 

vorher noch nicht gegeben, also, eine zusätzliche 

Kontrollinstanz. Weiters hat es flächendeckend 

in ganz Kärnten Schulungen der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter gegeben, was ihre Rechte, 

was ihre kollektivvertraglichen Arbeitsbedin-

gungen betrifft und auch hier hat es zunehmend 

durch die Qualitätsschulungen, auch die Schu-

lungen der Pflegedienstleitungen und Heimleite-

rInnen einen zusätzlichen Input gegeben, wie das 

Miteinander in Heimen noch einmal verbessert 

werden kann. Ich habe zusätzliche Projekte ins 

Leben gerufen, wie ĂGut versorgt im Alters-

heimñ, hier geht es um eine Versorgung mit 

medizinischen Leistungen, die verbessert wurde, 

durch geschultes Personal mit Geriatern. Es gibt 

das Projekt ĂGesund aktiv im Altersheimñ, wo 

gemeinsam mit der ASKÖ, mit den Bewohne-

rinnen und Bewohnern, aber auch mit den Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern regelmäßig Be-

wegung in die Heime gebracht wurde.  

Bei den Kontrollen, glaube ich, ist eine Aufklä-

rung notwendig, weil die politische Opposition 

zwischen Qualitätsmanagement und Kontrolle ï 

bewusst oder unbewusst ï eine Vermischung 

herbeiführt. Denn das Qualitätsmanagement, das 

ebenfalls in meiner Zuständigkeit, in meiner 

Amtstätigkeit ins Leben gerufen und österreich-

weit als zukunftsweisend ausgezeichnet wurde, 

ist etwas, das das Miteinander der BewohnerIn-

nen, der MitarbeiterInnen, aber auch der Ange-

hörigen verbessern soll. Dieses Qualitätsma-

nagement umfasst Prozesse, die heute schon 

tagtäglich in den Heimen ablaufen, wo jeder 

durch Schulung durch Prozess-Mediatoren und 

Prozess-Manager in den Heimen gefragt ist, 

diese Prozesse noch einmal zu verbessern. Hier 

gibt uns die Realität einfach recht. Weil wir die-

ses Angebot setzen, haben es bereits 50 ï und 

vernehmen Sie das jetzt vor Ihren Augen, diese 

Zahl 50, denn wir haben 76 Pflegeheime! ï be-

reits 50 haben von diesem Angebot Gebrauch 

gemacht, die anderen sind bereits auf der Warte-

liste! Das heißt, mittlerweile haben schon zwölf 

eine Zertifizierung, eine E-Qualin Zertifizierung, 

durchgeführt, alle anderen sollen das auch ma-

chen. Das ist meine Vorstellung, dass das näm-

lich eintritt, dass wir sagen können, zwischen 

Glockner und Koralm haben alle Heime die glei-

che Qualität mit den gleichen Voraussetzungen. 

Und das ist für die Heimbetreiber auch eine 

Notwendigkeit, das auch anzunehmen, denn 

wenn sie es nicht annehmen, dann wird es sich 

natürlich auch herumsprechen, dass sich gewisse 

Heime der Qualität verpflichten und sich man-

che Heime der Qualität nicht verpflichten. Es ist 

derzeit schon Faktum, dass das gerne angenom-

men wird und ein wichtiger Faktor, der im Wett-

bewerb der Heime untereinander eine Rolle spie-

len wird. (Abg. Trettenbrein: Es wird keiner von 

Heiligenblut ins Lavanttal fahren!) 

Aber ein ganz wesentlicher Schritt wurde heute 

überhaupt noch nicht erwähnt, der wird nämlich 

am Dienstag in der Regierungssitzung erfolgen, 

dass es nun endlich gelungen ist ï und Sie kön-

nen sich vorstellen, dass ich als zuständige Refe-

rentin sehr, sehr stolz darauf bin! ï das Verspre-

chen, mehr Personal in die Pflegeheime zu brin-

gen! Um nämlich zu verhindern, dass es hier 

Überlastung gibt, dass es hier auch Tätigkeiten 

gibt, die dann nicht dementsprechend qualitäts-

voll sind, ist das Um und Auf ein Mehr an Per-

sonal, und das ist gelungen! Und da bedanke ich 

mich auch bei den Verhandlern und bei den zu-

ständigen Finanziers des Gemeindebundes, dass 

wir zusichern können, dass in Zukunft mehr 

Personal in die Pflegeheime kommt, dass ver-

pflichtend in allen Heimen auch Animation 

durchgeführt werden wird, die aus dem Schlüs-

sel herausgerechnet wird. Der Schlüssel der 

Pflege wird gesenkt auf 1 zu 2,4. Das heißt, wir 

verbessern hier noch einmal die Situation und 

die Arbeitsbedingungen für die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter, denen ich an dieser Stelle wirk-

lich mein ausdrückliches Lob aussprechen und 

mich für ihr Engagement bedanken möchte, das 

24 Stunden am Tag erfolgt, das sieben Tage die 

Woche und 365 Tage im Jahr! Das ist etwas, wo 

wir uns alle vor diesem Personal verneigen müs-

sen und auch dem Personal die nötige Wert-

schätzung entgegenbringen müssen, weil das für 

unsere Gesellschaft ein wirklicher Mehrwert ist, 

von dem wir alle profitieren, ob wir Angehörige 

haben oder selbst einmal Betroffene sein wer-

den! Deshalb ist es mir so wichtig, dieses Heim-

gesetz noch einmal nachzuschärfen, das ja aus 

dem Jahre 1996 stammt und auch dringend den 

neuen Zeiten gemäß adaptiert werden sollte! Wir 

müssen neue Formen der Betreuung ermögli-
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chen. Das heißt, mit innovativen Projekten wird 

es uns auch möglich, kleinere Betreuungseinhei-

ten, individuellere Betreuungseinheiten planbar 

zu machen. Das wird auch vielleicht für ver-

schiedene Gemeinden, die nicht besonders groß 

sind, auch eine Chance bieten, Pflegeeinrichtun-

gen in ihren Gemeinden umsetzen zu können. 

Wir haben etwas endlich zur Realität gebracht, 

wo wir jahrelang kein Instrumentarium gehabt 

haben, nämlich dass wir illegale Pflegeeinrich-

tungen besuchen und diese dementsprechend 

dann kontrollieren können. Das war bisher nicht 

der Fall! Wir können verpflichtend die Daten 

einfordern, was im Zeitalter der Digitalisierung 

ganz wesentlich ist, dass wir schnell Rückmel-

dungen haben, dass wir auch wissen, ob es ge-

nügend Personal bei dem BewohnerInnen-Stand 

gibt, den es derzeit gibt. Das heißt, auch hier ein 

wesentlicher Schritt der besseren Kontrolle und 

der bessere Qualität. 

Auch eine Notwendigkeit, die wir gesehen ha-

ben, ist, wenn ein Haus von einem anderen Be-

treiber übernommen wird, müssen sie sich der 

neuen Heimverordnung unterordnen, das heißt, 

auch die neuen baulichen Voraussetzungen 

schaffen. Wir wissen, dass das in der Realität oft 

nicht möglich ist, deshalb ist es hier auch mit 

einer Fristerstreckung von fünf Jahren ein realis-

tischer Zeitraum, wo diese Forderungen auch 

dementsprechend umgesetzt werden können. 

Aber ein ganz wesentlicher Punkt meinerseits ist 

der Punkt, dass die Strafen ï und da möchte ich 

noch einmal darauf hinweisen ï verschärft wer-

den! Auch die Kontrollen werden verschärft, 

nämlich nahezu verdoppelt. Im Vergleich zur 

Anzahl meines Vorgängers haben wir die An-

zahl der Kontrollen verdoppelt! Wir kontrollie-

ren Anlass-bezogen! Das heißt, Herr Rutter, 

wenn Sie Wissen haben, dass es einen Missstand 

gibt, dann ist es in Ihrer Verpflichtung, diesen 

anzuzeigen! Weil wenn Sie das nicht tun, dann 

handeln Sie fahrlässig, denn wir können mit 

einer Anzeige eines gravierenden Missstandes 

natürlich sofort kontrollieren und diesen Miss-

stand beheben! Dieses Wissen zurückzuhalten, 

ist aus meiner Sicht fahrlässig! Ich möchte auch 

noch auf Ihre Wortmeldungen eingehen, wo Sie 

immer wieder Missstände in Kärntner Pflege-

heimen ins Spiel bringen und auch die Volksan-

waltschaft zitiert haben. Ich möchte hier aus-

drücklich betonen, dass der Bericht der Volks-

anwaltschaft, was Pflegeheime betrifft, in kei-

nem Fall Kärntner Heime betroffen hat. Im Ge-

genteil, er hat uns sogar gelobt! In einem Heim 

hat es Probleme gegeben. Wir haben durch ein 

sehr starkes Durchgriffsrecht, durch Vor-

schriftsmaßnahmen, durch eine Vorschreibung, 

Pflegepersonal dort zusätzlich einzustellen, so-

fort wieder einen Umstand hergestellt, dass heu-

te, ein halbes Jahr nach diesem Ereignis gesagt 

werden kann, dass auch in diesem Pflegeheim, 

wo wir massive Probleme gehabt haben, dem-

entsprechend ordnungsgemäß gepflegt wird! Das 

heißt, wir prüfen mehr. Wir haben insgesamt 

sieben verschiedene Kontrollinstanzen, die prü-

fen können. Wir haben, wie gesagt, eine Pfle-

geanwaltschaft. Wir haben die Landeskontrolle, 

die im letzten Jahr 160 Kontrollen durchgeführt 

hat. Wir haben die Volksanwaltschaft, die unan-

gekündigt in jedes Heim eintreten kann, die kon-

trolliert. Wir haben das Arbeitsinspektorat, das 

hier Kontrollmöglichkeiten hat. Wir haben die 

BewohnerInnen-Vertreter, die immer wieder 

Zugang zu Heimen haben. Das heißt, wir haben 

Kontrollinstanzen verschiedenster Art und Wei-

se, deshalb ist es für uns auch wichtig, dement-

sprechend gute Versorgung für die Kärntner 

Bevölkerung zu leisten. Wenn Sie erwähnt ha-

ben, dass sich irgendeine Person aus dem Pfle-

gebereich beschwert hat, welche Missstände es 

dort gibt, sich aber nicht outen möchte, weil 

irgendjemand anderer aus der Verwandtschaft in 

diesem Bereich arbeitet, so kann ich nur sagen, 

es zeugt von wenig Zivilcourage dieser Person, 

sich anonym zu halten und irgendwelche Ver-

mutungen und irgendwelche Gerüchte in den 

Raum zu stellen! So etwas kann aus meiner 

Sicht nicht ernst genommen werden! Wenn es 

Missstände gibt, dann bitte ich Sie, diese sofort 

zu melden! 

Politik ist etwas, das nennt man auch das ĂBoh-

ren harter Bretterñ. Es ist oft so, dass man nicht 

sofort alles erreicht. Es ist ein Langstreckenlauf, 

man braucht einen langen Atem. Aber insofern 

verstehe ich die Argumentation des Teams Kärn-

ten, vor allem Sie, Frau Theuermann, nicht, die 

Sie in mehreren Punkten die Vorzüge und die 

Weiterentwicklung des Heimgesetzes gelobt 

haben, aber diesem Gesetz grundsätzlich nicht 

zustimmen! Wenn Sie diesem Gesetz nicht zu-

stimmen, dann stimmen Sie mit dem überein, 

dass die Qualität heruntergefahren wird, dass sie 

sich auf diesem Level weiter hält, wie sie jetzt 

ist, dass wir weniger Kontrollen machen und 
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dass wir keine innovativen Projekte durchführen 

und dass wir Heimbetreibern, die sich nicht an 

einen vorgegebenen Schlüssel halten, die sich an 

die vorgegebenen Spielregeln nicht halten, nicht 

die dementsprechend hohen Strafen aussprechen 

sollen, sondern sie weiter mit niedrigen Strafen, 

nur als Kavaliersdelikt mehr oder weniger be-

strafen sollten. Das ist aus meiner Sicht nicht 

schlüssig, denn wir müssen uns in diesem Be-

reich weiterentwickeln! Wenn sich Heimbetrei-

berinnen und Heimbetreiber an Spielregeln nicht 

halten, dann sollte es kraft des Gesetzes auch 

möglich sein, ein Durchgriffsrecht zu haben, das 

auch dementsprechend wehtut und dass man 

nicht zum Wiederholungstäter wird. Es wurde 

schon erwähnt: Hauptsächlich handelt es sich 

um Personal, dass man unter dem Personal-

schlüssel fährt. Hier ist das Personal nun einmal 

das Wesentlichste, das hier vorgehalten werden 

kann, um auch sicherzustellen, dass die Qualität 

dieser Leistungen sichergestellt wird. 

Dementsprechend bitte ich Sie, verantwortungs-

voll bei der Abstimmung zu sein! Es geht um 

uns alle. Es geht um unsere Zukunft. Es geht 

letztendlich auch um uns, wir werden irgend-

wann einmal betroffen sein. Auch wir werden 

mit hoher Qualität gepflegt werden wollen. Ich 

sage das auch den Mitarbeiterinnen und Mitar-

beitern bei den dementsprechenden Abschluss-

prüfungen, die übrigens jetzt auch novelliert 

werden, der Pflegebereich ist ja ein derart dyna-

mischer Bereich. Wir werden am Dienstag eine 

neue Ausbildungsordnung beschließen, die in 

Kärnten umgesetzt wird, dass wir nämlich zur 

Akademisierung kommen werden, nämlich mit 

einem Fachhochschul-Abschluss. Das heißt, 

auch hier gibt es Innovationen, gibt es Weiter-

entwicklung. Ich sage jenen, die in der Pflege 

tätig sind: Pflegen Sie so, wie Sie gepflegt wer-

den wollen! Dementsprechend würde ich euch 

als Abgeordnete bitten, die ihr ja heute ein sehr 

zukunftsweisendes Gesetz beschließt: Beschließt 

dieses Gesetz so, wie ihr es einmal haben wollt, 

wenn ihr gepflegt werdet! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Dr. Prettner   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat die Frau Klubob-

frau Dr. Barbara Lesjak. 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzte Kollegen, Kolleginnen! Es ist etwas 

richtigzustellen in Bezug auf das, was einerseits 

der Martin Rutter hier gemeint hat, aber auch der 

Kollege Trettenbrein, wobei ich beim Kollegen 

Trettenbrein doch die Hoffnung habe, dass er 

das verstehen würde, was ich sage, diese Rich-

tigstellung, nämlich bevor du irgendwelche Po-

lemiken, Unwahrheiten und Fakes in der Öffent-

lichkeit erzählst und herumerzählst, was die 

Grünen da tun, möchte ich dich darauf hinwei-

sen, dass Kontrolle und Qualitätsmanagement, 

Qualitätsentwicklung zwei unterschiedliche 

Dinge sind ï die Beate hat es eh gesagt ï aber 

ich möchte das noch einmal betonen und sicher-

stellen, dass das auch ankommt! (Abg. Mag. 

Leyroutz: Ihr kºnntó den Blºdsinn nicht schºn-

reden!) Kontrolle wird in den Heimen verpflich-

tend gemacht. Es wird viel kontrolliert, es gibt 

viele Kontrollinstanzen. (Zwischenruf von Abg. 

Trettenbrein. ï Abg. Mag. Leyroutz: Die Bevöl-

kerung wird darüber entscheiden!) Natürlich 

werden die Heime kontrolliert, selbstverständ-

lich, genauso wie zum Beispiel auch Schlachtbe-

triebe kontrolliert werden oder Tierhaltung auch 

kontrolliert wird! Aber das sind zwei verschie-

dene Sachen. Zur Qualitätssicherung und zur 

Qualitätsentwicklung: Das ist etwas anderes. 

(Abg. Trettenbrein: So gescheit bin ich auch!) 

Wenn man Qualitätssicherungs-Systeme macht, 

dann kann man sich hinterher so ein Siegel oder 

eine Plakette irgendwo hinaufpicken und die 

Öffentlichkeit weiß, da wird jetzt gute Qualität 

erzielt. Im Tierschutzbereich wüsste ich nicht, 

wo es ein Qualitätssiegel über artgerechte Tier-

haltung und tollen Tierschutz gibt. Das gibt es 

dort nicht. In den Pflegeheimen gibt es die Qua-

litätssiegel sehr wohl, (Abg. Trettenbrein: Fragó 

einmal den Hueter!) die jetzt die gute Arbeit in 

einem Heim ausweiten. Also bitte, unterscheide 

das, was Qualitätsentwicklung ist und was Kon-

trolle ist! Ich traue mich auch zu behaupten, dass 

die Öffentlichkeit sehr viel häufiger und genauer 

in Pflegeheime hineinschaut als in einen Stall! 

Das ist auch eine Tatsache! (Beifall von der 

Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Bürgermeister Herbert Gaggl. 
Schober   
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Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

(Abg. Trettenbrein: Jetzt kommt der Zettelwir t-

schafter!) Genau, die Zettelwirtschaft, genau! 

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! Frau 

Landeshauptmann-Stellvertreterin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerin hier im 

Hause und an den Internetgeräten! 

Ich bin seit dem zweiten Lebensjahr neben ei-

nem Alten- und Pflegewohnheim, wohne dort 

und bin dort aufgewachsen und ich bin mehr-

mals in der Woche in dem Heim. Eine Insassin 

ist seit 1957 in diesem Heim und die ist jetzt 102 

Jahre alt. Ein bisschen weiß ich, wovon ich rede, 

vielleicht sogar ein bisschen mehr als manchó 

andere, die das immer nur von außen sehen und 

nicht von innen. Mir hat eine Mitarbeiterin, ha-

ben mehrere Mitarbeiterinnen dort gesagt, bitte, 

ich hätte sehr oft gerne mehr Zeit, die Hand um 

die Schulter der Menschen zu legen, einmal ein 

paar Meter spazierenzugehen, mit dem Rollstuhl 

zu fahren und weniger Zettelwirtschaft zu haben. 

Deswegen dieser Wortlaut, ĂZettelwirtschaftñ. 

Wenn man dann schaut, was die zu tun haben - 

ich habe mir die Mühe gemacht, habe mich hin-

ten hineingesetzt in die Rezeption ï was die alles 

schreiben müssen, was sie alles dokumentieren 

müssen, da bleibt einem der Atem stehen! (Abg. 

Strauß: Wer schreibt das?) - Die, die in der 

Pflege tätig sind, mehrere Personen und jede 

muss das alles dokumentieren. Ich nehme dich 

gern einmal mit dort hinein, das ist kein Prob-

lem! Das zu dieser Sache. Deswegen kommt das 

mit der ĂZettelwirtschaftñ. Wenn man jetzt be-

wusst hergeht und in diesem Hohen Haus ein-

fach versucht, Dinge falsch darzustellen, dann 

halte ich das für verwerflich! Wenn man andere 

Ansichten hat, eine andere Meinung hat, ist alles 

okay, aber wenn man es bewusst falsch darstellt, 

wenn man es nicht weiß, dann ist es okay, aber 

wenn man weiß, dass Qualitätsmanagement et-

was anderes ist als Kontrollen und etwas anderes 

ist als (Abg. Rutter: Das habe ich ja gesagt!) ï 

nein, das ist nicht gesagt worden, sondern du 

hast gesagt, dass die ÖVP Kontrollen verhindert! 

Das ist einfach nicht wahr! Wenn man das Ge-

setz durchliest, meine Damen und Herren, dann 

ist das genau das, was die Frau Landeshaupt-

mann-Stellvertreterin Prettner in ihrer Wortmel-

dung gesagt hat, es wird mehr Kontrollen geben, 

wesentlich mehr, es gibt mehr Strafen, es gibt 

sieben Instanzen, die kontrollieren, jeder kann 

Zugang zur Kontrolle haben, jeder kann sich bei 

der Pflegeanwaltschaft melden und so weiter, bei 

allen, bei der Volksanwaltschaft und so weiter. 

Dann sagt man, nein, wir verhindern Kontrollen 

ï das ist ja wirklich unerträglich! Entweder will 

man es nicht wissen, weil man halt in der Oppo-

sition ist oder man vermischt bewusst andere 

Dinge. Und wenn da Leute herausgehen, die 

fachlich kompetent sind, die genau wissen, was 

sie sagen, die Firmen beraten, die dann sagen, 

Kontrollen und Qualitätsmanagement sind das 

Gleiche, dann verstehe ich das nicht! Bitteschön, 

bei aller Wertschätzung, das verstehe ich nicht! 

Ganz im Gegenteil, das liegt uns am Herzen, 

dass die Qualität dort, wo sie ist, genau eingehal-

ten wird und passt und auch kontrolliert wird! 

Selbstverständlich, meine Damen und Herren! 

Aber bitteschön, noch etwas, Qualitätsmanage-

ment ist freiwillig zu machen. Wie ich meinen 

Betrieb führe, wie ich zu dieser Qualität komme, 

damit auch bei Kontrollen die Qualität passt, das 

ist freiwillig zu führen. Das ist das Gleiche wie 

ein Hotel freiwillig zu vier Sternen, zu fünf Ster-

nen kommt, ich kriege ein Zertifikat. Oder das 

Zertifikat ĂGesunde Gemeindeñ oder Zertifikat 

ĂFamilienfreundliche Gemeindeñ oder was auch 

immer, das ist freiwillig! Da qualifiziere ich 

mich und sage, okay, das ist es. Die Barbara 

Lesjak hat richtig gesagt, das wird ein Wettbe-

werb. Wenn ich das Siegel nicht habe, wie die 

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Prettner 

gesagt hat, ja, dann wird sich der Kunde sehr 

wohl anschauen und sagen, nein, dieses Heim, 

das wird für mich weniger in Frage kommen. 

Und ich wäre froh, wenn das auch so ist, und es 

wird auch so sein. Wenn die sich nicht freiwillig 

sozusagen diesem Zertifikat stellen, dann wird es 

auch so sein, meine Damen und Herren! Und das 

müssen wir einmal klar herausarbeiten! 

Und der Kollege Trettenbrein mit seiner Art und 

Weise, die Lobbys und hin und her. Herr Kolle-

ge Trettenbrein, da werde ich dir was sagen. 

(Abg. Trettenbrein: Ja, bitte!) Die Frau Landes-

hauptmann-Stellvertreterin Prettner hat gesagt, 

das Gesetz besteht seit dem Jahre ï wann haben 

wir gesagt, ganz genau? (1. LH.Stv. Dr. Prett-

ner: 1996!) ï 1996! Ich kann mich erinnern, da 

gab es einen Sozialreferenten, der von den Frei-

heitlichen gewesen ist. Warum haben denn die 

das nicht geändert, wenn alles so schlecht war? 

Warum haben die das bisher nicht getan? Das 

frage ich mich die ganze Zeit! (Abg. Tretten-
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brein: Weil wir damit beschäftigt waren, Heime 

zu bauen!) Al les, was wir jetzt tun, ist schlecht, 

aber ihr habt keinen Bedarf gehabt, diese Dinge 

zu ändern! Das verstehe ich nicht, liebe Freunde! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) Und uns 

immer vorzuwerfen, wir machen alles falsch! 

(Abg. Trettenbrein: Ich sage dir, warum das 

nicht möglich war!) - Du kannst dich nachher 

noch einmal melden, ich habe dich auch nicht 

unterbrochen! (Abg. Trettenbrein: Ihr wart unse-

re Partner und mit euch war das nicht möglich!) 

Die Qualität ist in diesem Gesetz wirklich klar 

und deutlich geregelt. Eine bessere Regelung 

kann es gar nicht geben und da muss ich sagen, 

danke, wirklich gut ausgearbeitet! Und unsere 

Kärntner Heime, die machen einen guten Job! 

Die Kärntner Heimbetreiber machen einen guten 

Job! Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, von 

der Reinigungskraft bis zur Fachkraft, bis zur 

Leitung, die machen einen Ăverdammtñ guten 

Job! Und auch die, die im Land dafür tätig sind, 

die kontrollieren, die das aufbereiten, die ma-

chen einen Ăverdammtñ guten Job! Und jetzt 

sage ich, auch die Landesrätin macht einen guten 

Job in dem Bereich, meine Damen und Herren! 

Und sogenannte, wie du gesagt hast, ĂSchwarze 

Schafeñ, die es immer wieder geben wird, die 

werden wir nie ausschalten können! Die werden 

wir nie ausschalten können! Es gibt Gesetze, wo 

es heißt, du darfst auf der Autobahn 130 fahren ï 

wenn einer 200 fährt, können wir deswegen 

nicht jeden Autofahrer kontrollieren, das ist kei-

ne Frage! Aber macht nichts, das ist ja nicht das 

Problem! Und die Vorwürfe, Herr Kollege Rut-

ter, noch einmal, hier die Vorwürfe zu machen 

in die Richtung hin und Vermutungen in den 

Raum zu stellen, das halte ich für verwerflich! 

Das ist wirklich verwerflich! Wenn, dann bitte 

klar auf den Tisch, dass die Frau XY, die Frau 

Huber gesagt hat, das ist so, dann gibt es dort 

tatsächlich Missstände! Wenn ich als Bürger-

meister handeln würde und ich sehe so einen 

Missstand und ich würde den nicht anzeigen, 

mache ich Amtsmissbrauch! Und das ist das 

Gleiche auch bei dir! Nicht Vermutungen, son-

dern klare Fakten auf den Tisch, meine Damen 

und Herren! Sonst sagen die Leute, ja, es ist ja 

alles eine Katastrophe, es ist kriminalisiert und 

was da alles passiert und die Leute werden unter 

Druck gesetzt, das ist ja alles eine Katastrophe! 

(Abg. Rutter: Gibt es alles nicht! Ist alles Erfin-

dung, oder?) Ich habe nicht gesagt, dass es das 

nicht gibt! Aber bitte, dann auf den Tisch! Wenn 

es so etwas gibt, dann bitte auf den Tisch! Ich 

halte nichts davon, da einfach mit Vermutungen 

zu reden, das tut uns allen nicht gut! Auf den 

Tisch! Wenn wir nicht den Mut haben, das zu 

sagen, was angeblich falsch ist, dann bitte, den 

Mund halten! Das sage ich ganz klar! (Abg. 

Mag. Dr. Lesjak: Das ist Vernadern!) Das ist 

Vernadern, das ist nicht in Ordnung! 

Mehr Personal, mehr Geld, der Schlüssel 2,4 ï 

positiv! Positiv, damit wieder mehr Leute dort 

eventuell die Hand um die Schulter legen kön-

nen und nicht Bürokratie machen müssen! Ganz 

wichtig! Ich war immer für diese 2,4, wenn die 

Finanzierung gesichert ist. Jetzt hat es eine Lö-

sung gegeben, einen Kompromiss gegeben, gra-

tuliere und dem stimmen wir hundertprozentig 

zu! Weil es vernünftig ist! Weil es vernünftig 

ist! Jetzt haben wir verhandelt und es gut gelöst. 

Und wenn es dann Vermutungen gibt, wo gesagt 

wird, auch die ÖVP ist ja gegen eine Lohnerhö-

hung für das pflegende Personal ï so einen 

Schmarrn habe ich überhaupt noch nie gehört! 

Weil wenn wir die Ärzte-Gehälter erhöht haben, 

dann kann man genauso die Pflege-Gehälter 

auch erhöhen. Und das sage ich auch ganz klar 

und deutlich dazu ïdafür muss dann die Finan-

zierung gesichert sein. Der zuständige Referent 

und die Referentin werden dafür Sorge tragen! 

Aber dafür stehe ich und da sage ich auch ganz 

klar und deutlich, ja, das brauchen wir, weil die 

das verdient haben, meine Damen und Herren! 

Überhaupt kein Thema! Und wenn man jetzt 

schaut, um es zum Abschluss zu bringen, ich 

bitte darum, nehmen wir das nicht als politisches 

Spielkapital! Das tut nicht gut, da gewinnt keiner 

was dabei! Da spielen wir das nur gegeneinander 

aus und bringen eine ganze Branche wieder in 

Verunsicherung! Ich sage noch einmal, wenn es 

Unklarheiten gibt, wenn es Sachen gibt, die nicht 

in Ordnung sind, dann sind sie aufzuzeigen! Wir 

haben eine Pflegeanwaltschaft, wir haben alle 

möglichen Dinge, wir können selbst eine Anzei-

ge bei der Polizei machen. Das ist unsere Pflicht! 

Aber keine Vermutungen! Und da würde ich 

wirklich bitten darum! Deswegen, das Heimge-

setz ist ein gutes Gesetz. Die Kontrollen werden 

verbessert, die Strafen werden für jene erhöht, 

die es nicht einhalten. Ich kann nur sagen, dem 

muss man zustimmen und da lassen wir uns 

nicht auseinanderspielen. Herzlichen Dank! 
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(Beifall von der ÖVP-Fraktion und der Grünen-

Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der Kollege Trettenbrein hat sich noch einmal 

zu Wort gemeldet. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Trettenbrein  (F): 
  Trettenbrein 

Herr Kollege Gaggl, ich gebe dir zu einhundert 

Prozent recht! Die Pflegekräfte in Kärnten leis-

ten hervorragende Arbeit! Da hast du vollkom-

men recht! Ich traue mich sogar zu sagen, sie 

leisten wahrscheinlich die bessere Arbeit als wir 

hier im Haus. (Abg. Köchl: Eine andere!) - Nein, 

die Pflegekräfte, mit Abstand, das kannst du mit 

nichts anderem vergleichen! Weil jeder, der 

selbst jemanden hat, der zu pflegen ist, der weiß, 

wovon ich rede! (Abg. Köchl: Aber es gibt ja im 

Haus auch Unterschiede! Ein paar Leute werden 

gut arbeiten und ein paar nicht!) - Wo zählst du 

dich dazu? Wahrscheinlich zu denen, die nicht 

gut arbeiten! Aber Scherz beiseite! Herr Kollege 

Gaggl, wenn du fragst, warum wir das in unserer 

Zeit, als wir den Landtag gestellt haben, nicht 

gemacht haben, woran es gescheitert ist - an der 

ÖVP! (Abg. Mag. Malle lacht laut.) Weil mit 

euch war das nicht zu machen! (Beifall von der 

F-Fraktion. ï Abg. Mag. Malle lachend: Super!) 
Trettenbrein   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen erschöpft, die 

Berichterstatterin hat das Schlusswort. 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Danke, Herr Präsident! Ich verzichte auf das 

Schlusswort und beantrage das Eingehen in die 

Spezialdebatte. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Und auch die ziffern- und paragraphenmäßige 

Abstimmung! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Und auch die artikel-, ziffern- und paragraphen-

mäßige Abstimmung! 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

(Es herrschen Lärm und Unaufmerksamkeit im 

Hause.) Bitte, meine Damen und Herren, etwas 

Aufmerksamkeit! Es wurde die ziffern- und pa-

ragraphenmäßige Abstimmung und das Einge-

hen in die Spezialdebatte beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP, der Grünen 

gegen die Stimmen der Freiheitlichen, des 

Teams Kärnten und der Abgeordneten Trodt-

Limpl mehrheitlich so beschlossen.  

Bevor ich die Kollegin um den Bericht ersuche: 

Wir haben einen Abänderungsantrag, der wurde 

verteilt, den haben die Klubs bekommen. Es 

wurde dazu auch eine namentliche Abstimmung 

gefordert, und ich darf den Herrn Landtagsdirek-

tor ersuchen, die namentliche Aufrufung vorzu-

tragen! 
Schober   

Schriftführer Direktor Mag. Weiß: 
  Mag. Weiß 

Abgeordneter Ing. Ebner? ï (Abgeordneter Ing. 

Ebner: Ja, Nein!) Abänderungsantrag der FPÖ ï 

Ja oder Nein? - (Abgeordneter Ing. Ebner: 

Nein!), Abgeordneter Köchl? ï (Abgeordneter 

Köchl: Nein!), Abgeordneter Leikam? ï (Abge-

ordneter Leikam: Nein!), Abgeordnete Obex-

Mischitz? ï (Abgeordneter Obex-Mischitz: 

Nein!), Abgeordneter Primus? ï (Abgeordneter 

Dipl.-Ing. Primus: Nein!), Abgeordneter Rede-

csy? (Abg. Trettenbrein: Der hat sich davonge-

macht! ï Abg. Mag. Leyroutz: Verkrümelt!), 

Erster Präsident Ing. Reinhart Rohr? ï (Erster 

Präsident Ing. Rohr: Nein!), Abgeordnete Roh-

rer ist auch nicht da. Abgeordneter Scherwitzl? ï 

(Abgeordneter Scherwitzl: Schweren Herzens 

Nein!), Zweiter Präsident Schober? ï (Zweiter 

Präsident Schober: Nein!), Abgeordneter Seiser? 

ï (Abgeordneter Seiser: Nein!), Abgeordneter 

Strauß? ï (Abgeordneter Strauß: Nein!), Abge-

ordneter Tiefnig? ï (Abgeordneter Tiefnig: 

Nein!), Abgeordneter Zoppoth? ï (Abgeordneter 

Mag. Zoppoth: Nein!); Abgeordneter Leyroutz? 

ï (Abgeordneter Mag. Leyroutz: Ja!), Dritter 
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Präsident Lobnig? - Ist nicht da. Abgeordneter 

Pirolt? ï (Abgeordneter Pirolt: Ja!), Abgeordne-

ter Staudacher? - Ist nicht da. Abgeordneter Tret-

tenbrein? ï (Abgeordneter Trettenbrein: Ja!), 

Abgeordneter Zellot? ï (Abgeordneter Zellot: 

Ja!); Abgeordneter Gaggl? ï (Abgeordneter 

Gaggl: Nein!), Abgeordneter Hueter? ï (Abge-

ordneter Ing. Hueter: Nein!), Abgeordneter Mal-

le? ï (Abgeordneter Mag. Malle: Nein!), Abge-

ordnete Schabus ist nicht hier. Abgeordneter 

Wieser? ï (Abgeordneter Wieser: Nein!); Abge-

ordneter Johann? - Ist nicht da. Abgeordnete 

Mag. Kuchling? ï (Abgeordnete Mag. Kuchling: 

Nein!), Abgeordneter Lebersorger? ï (Abgeord-

neter Dr. Lebersorger: Nein!), Abgeordnete 

Lesjak? ï (Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak: 

Nein!), Abgeordnete Schautzer? ï (Abgeordnete 

Schautzer: Nein!); Abgeordneter Prasch? - Ist 

nicht hier. Abgeordneter Rutter? ï (Abgeordne-

ter Rutter: Jawohl!), Abgeordnete Theuermann? 

ï (Abgeordnete Mag. Theuermann: Ja!), Abge-

ordneter Korak ist nicht hier. Abgeordnete 

Trodt-Limpl? ï (Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl: 

Ja!); Abgeordneter Schalli? - Ist nicht hier. 
Mag. Weiß   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Sie haben die namentliche Abstimmung ja mit-

gehört, das war nicht die erforderliche Mehrheit. 

Somit ist dieser Antrag abgelehnt, und ich darf 

die Kollegin bitten, bis zur entsprechenden Pas-

sage zu berichten! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Artikel I 

Das Kärntner Heimgesetz ï K-HG, LGBl. Nr. 

7/1996, zuletzt in der Fassung des Gesetzes 

LGBl. Nr. 85/2013, wird wie folgt geändert: 

Ziffer 1: Dem Gesetzestext wird folgendes In-

haltsverzeichnis vorangestellt, ĂInhaltsverzeich-

nisñ; Ziffer 2; Ziffer 3: § 1 Abs. 3 lautet; Zif-

fer 4. 

Ich beantrage die Annahme. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde bis hierher beantragt. Wer 

dem zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das 

ist mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP, der 

Grünen gegen die Stimmen der Freiheitlichen, 

des Teams Kärnten und der Abgeordneten 

Trodt-Limpl mehrheitlich so beschlossen. (BE 

Abg. Obex-Mischitz: Nein, die Freiheitlichen 

gehen auch mit! ï Abg. Trettenbrein: Bis 4 sind 

wir dabei! Ja! ï BE Abg. Obex-Mischitz: Bis 4, 

ja!) Da würde ich aber bitten, die Hand zu he-

ben! Bisher war die Hand ï also das heißt, jetzt 

haben wir auf einmal Einstimmigkeit! (Abg. 

Trettenbrein: Ja, freilich!) Nein, nicht Ăja, frei-

lichñ, sondern ihr hªttet die Hªnde heben m¿s-

sen! Okay, ich stelle Einstimmigkeit fest! Bitte, 

fortzufahren! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 

(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Ziffer 5. 

Ich beantrage die Annahme. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Ziffer 5 wurde beantragt. Wer dem zustimmt, ein 

Zeichen mit der Hand! ï Das ist mit den Stim-

men der SPÖ, der ÖVP, der Grünen gegen die 

Stimmen der Freiheitlichen, des Teams Kärnten 

und der Abgeordneten Trodt-Limpl mehrheitlich 

so beschlossen. Bitte, fortzufahren! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 
(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Ziffer 6; Ziffer 7; Ziffer 8: Nach § 16 Abs. 7 

wird folgender Abs. 7a eingefügt; Ziffer 9; Zif-

fer 10; Ziffer 11: Nach § 18 wird folgender 

§ 18a eingefügt, § 18a: Innovative Projekte; 

Ziffer 12: § 19 Abs. 2 lautet; Ziffer 13: Nach 

§ 19 Abs. 4 werden folgende Abs. 4a bis 4c ein-

gefügt; Ziffer 14; Ziffer 15: § 20 Abs. 1 lit. a 

lautet; Ziffer 16; Ziffer 17: Nach § 20 Abs. 1 

lit.  a Z 2 wird folgende Z 2a eingefügt; Ziffer 18; 

Ziffer 19: § 20 Abs. 1 lit. b lautet; Ziffer 20; 

Ziffer 21: § 20 Abs. 1 lit. c lautet; Ziffer 22: In 

§ 20 Abs. 1 lit. c Z 6 wird der Punkt durch einen 

Strichpunkt ersetzt und folgende Z 7 angefügt; 
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Ziffer 23; Ziffer 24; Ziffer 25: Nach § 21 wird 

folgender § 21a eingefügt, § 21a: Datenverwen-

dung. 

Artikel II  

Ich beantrage die Annahme. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

wiederum einstimmig so angenommen. Bitte, 

fortzufahren! Kopf und Eingang! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 
(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Gesetz vom 20.07.2017, mit dem das Kärntner 

Heimgesetz geändert wird. 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

wiederum einstimmig so angenommen. 3. Le-

sung! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Obex-Mischitz 
(SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Heimgesetz 

geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zu-

stimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Dieses Ge-

setz ist stimmeneinheitlich so beschlossen wor-

den. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 7: 
  

 7. Ldtgs.Zl. 122-12/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Recht, Verfassung, Europa, 

Volksgruppen, Bildung, Personal und 

Immunität zum selbständigen Antrag 

des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-

LTGO betreffend das Gesetz, mit 

dem das Kärntner Grundstückstei-

lungsgesetz geändert wird 

  ./. mit Gesetzentwurf 

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Aus-

schuss für Recht, Verfassung, Europa, Volks-

gruppen, Bildung, Personal und Immunität ist 

die 1. Lesung erfolgt. Berichterstatter ist Erster 

Präsident Reinhart Rohr. Ich bitte dich, zu be-

richten! 
Schober   

Berichterstatter Erster Präsident Ing. Rohr 
(SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Es war ein selbständiger Antrag des Ausschus-

ses, mit dem das Kärntner Grundstücksteilungs-

gesetz geändert werden sollte, mit entsprechen-

dem Gesetzentwurf. Im Wesentlichen geht es 

darum, dass bei Altbeständen Grundstückstei-

lungen möglichst unbürokratisch ermöglicht 

werden sollten. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Die erste Wortmeldung hat 

der Abgeordnete Manfred Ebner. Ich bitte dich, 

zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Ing. Ebner (SPÖ): 
  Ing. Ebner 

Danke, Herr Präsident! In aller Kürze, worum 

geht es? Das ist ein bisschen eine technische 

Geschichte. Ich versuche, das mit einem ganz 

einfachen Bild darzustellen. Es gibt ein Kärntner 

Grundstücksteilungsgesetz. Wenn wir folgende 

Situation haben: Der Herr Grün hat ein Grund-

stück, das er von seinen Großeltern geerbt hat. 

Der Herr Gelb hat auch ein Grundstück, das so 

ausschaut, (Der Redner hält eine Handskizze in 

die Höhe.) das er vielleicht auch von seinen 
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Großeltern geerbt hat. Vornehmlich im ländli-

chen Raum gibt es das x-, x-mal, wahrscheinlich 

tausendmal in Kärnten. Die Vorfahren haben 

sich geeinigt, dass der Herr Grün auf dem 

Grundstück vom Herrn Gelb ein bisschen hin-

aufbauen darf, weil es die topografische Situati-

on einfach erfordert. Der andere hat gesagt, 

passt, Handschlag ï so wie es halt damals üblich 

war ï dafür darf ich da herunten bei dir auf dein 

Grundstück hinaufbauen und die Sache war ge-

gessen. Heute sind die Erben da, die wollen auf-

grund des Grundstücksteilungsgesetzes Klarheit 

schaffen und die Grenze, die hier rot dargestellt 

ist und auch schon seit mehr als 30 Jahren so 

genützt wird, legalisieren. Das dürfen sie laut 

Kärntner Grundstücksteilungsgesetz nicht, weil 

zum Beispiel die zwei Objekte ï ein Stadel, ein 

Haus oder was auch immer das ist ï nur einen 

Abstand von zwei Metern haben. Diese zwei 

Meter widersprechen dem Grundstücksteilungs-

gesetz. Es ist die Teilung zu versagen, wenn es 

unter anderem zum Beispiel den Kärntner Bau-

vorschriften widerspricht. In den Kärntner Bau-

vorschriften steht drinnen, dass dies nicht mög-

lich ist, wenn die Abstandsflächenregelung nicht 

gilt. Hier beißt sich ein bisschen die Katze in den 

eigenen Schwanz. Um solche Bestandsgeschich-

ten, die es in Kärnten wirklich x-fach gibt, zu 

legalisieren und auch nachträglich möglich zu 

machen, was ja im Einvernehmen mit beiden 

Grundeigentümern möglich ist ï die kleinen 

Gemeinden machen es sowieso und sind mit 

einem Fuß im Kriminal ï haben wir im Gesetz 

einen Halbsatz angefügt, wonach solche Situati-

onen in Zukunft ausgenommen sind. Danke-

schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der 

ÖVP-Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Ing. Ebner   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Bür-

germeister Herbert Gaggl. Ich bitte dich, zu 

sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Gaggl (ÖVP): 
  Gaggl 

Herr Präsident! Hohes Haus! Manfred Ebner, 

Kollege, herzlichen Dank für den Vorschlag, für 

den konstruktiven Vorschlag! Das wird uns 

draußen bei der Vollziehung die Situation we-

sentlich erleichtern. Mögen öfter solche Vor-

schläge kommen! Ich bitte um Zustimmung zu 

diesem Vorschlag, weil das wirklich sehr ver-

nünftig ist! Herzlichen Dank und alles Gute! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-

Fraktion und von der Grünen-Fraktion.) 
Gaggl   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen erschöpft. Der 

Berichterstatter hat das Schusswort! 
Schober   

Berichterstatter Erster Präsident Ing. Rohr 
(SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Und die ziffernmäßige und paragrafenmäßige 

Abstimmung. Wer damit einverstanden ist, ein 

Zeichen mit der Hand! ï Das ist einstimmig so 

angenommen. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Erster Präsident Ing. Rohr 
(SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Das Kärntner Grundstücksteilungsgesetz ï K-

GTG, LGBl. Nr. 3/1985, zuletzt geändert durch 

das Landesgesetz LGBl. Nr. 85/2013, wird wie 

folgt geändert: 

In Ä 2 Z 2 wird nach der Wortfolge ĂBebauungs-

plan bestehtñ die Wortfolge Ăausgenommen eine 

Verringerung von Mindestabständen, wenn in 

einem vorhandenen Baubestand bereits Abstän-

de verwirklicht sind, die von den Bestimmungen 

des Bebauungsplanes abweichenñ eingef¿gt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Ing. Rohr 
(SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

ist wieder Einstimmigkeit feststellbar. Kopf und 

Eingang! 
Ing. Rohr   
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Berichterstatter Erster Präsident Ing. Rohr 
(SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Gesetz vom 20.07.2017, mit dem das Kärntner 

Grundstücksteilungsgesetz geändert wird. 

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

ist wieder Einstimmigkeit feststellbar. Bitte, 

3. Lesung! 
Schober   

Berichterstatter Erster Präsident Ing. Rohr 
(SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem Gesetz, mit dem das Kärntner Grund-

stücksteilungsgesetz geändert wird, wird die 

verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Ich beantrage die Annahme. 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle 

hier Stimmeneinheit fest. Dieses Gesetz ist be-

schlossen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8: 
  

 8. Ldtgs.Zl. 22-39/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Recht, Verfassung, Europa, 

Volksgruppen, Bildung, Personal und 

Immunität zur Regierungsvorlage be-

treffend die Aufnahme von Bewerbe-

rInnen in den Landesdienst; Bericht 

gemäß § 11 Abs. 3 des Kärntner Ob-

jektivierungsgesetzes 

(Zeitraum: November 2016 bis Jän-

ner 2017) 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete Mag. 

Kuchling. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Berichterstatterin Mag. Kuchling (GRÜ): 
  Mag. Kuchling 

Danke sehr, Herr Präsident! Der Herr Präsident 

hat den Tagesordnungspunkt schon angeführt. 

Der Tagesordnungspunkt wurde im Ausschuss 

behandelt. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Mag. Kuchling   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Mir liegt keine weitere Wortmeldung vor. Ich 

darf die Kolleginnen und Kollegen bitten, zu den 

Plätzen zu gehen! Herr Präsident, Manfred Eb-

ner, auf die Plätze, ich lasse abstimmen! (Heiter-

keit im Hause.) Ich lasse über das Eingehen in 

die Spezialdebatte abstimmen. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Team Kärn-

ten ist nicht dabei? (Abg. Mag. Theuermann: 

Nein!) Das heißt, das ist mit den Stimmen aller 

Parteien, ausgenommen sind die beiden Manda-

tare des Teams Kärnten, mehrheitlich so be-

schlossen. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Kuchling 
(GRÜ): 
  Mag. Kuchling 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der vierteljährliche Bericht über die Aufnahme 

von BewerberInnen in den Landesdienst für den 

Zeitraum November 2016 bis Jänner 2017 ge-

mäß § 11 Abs. 3 des Kärntner Objektivierungs-

gesetzes, LGBl. Nr. 98/1992, in der geltenden 

Fassung, wird unter Wahrung des Grundrechtes 

auf Datenschutz zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Mag. Kuchling   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist ï 

dieses Mal nicht mit den Freiheitlichen? ï mit 

den Stimmen der SPÖ, der ÖVP, der Grünen 

gegen die Stimmen der Freiheitlichen, des 

Teams Kärnten und der Abgeordneten Trodt-

Limpl mehrheitlich so beschlossen. Das ist erle-

digt. 

Tagesordnungspunkt 9: 
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 9. Ldtgs.Zl. 26-5/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Recht, Verfassung, Europa, 

Volksgruppen, Personal und Immuni-

tät zur Regierungsvorlege betreffend 

die Verordnung der Landesregierung, 

mit der die Geschäftsordnung der 

Kärntner Landesregierung geändert 

wird  

  ./. mit Verordnung 

Berichterstatter ist Klubobmann Seiser. Ich bitte 

dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! 

Werte Damen und Herren! Im Zusammenhang 

mit der Abwicklung des Fonds ĂSondervermö-

gen Kªrntenñ sind einige  nderungen in der 

Geschäftsordnung der Kärntner Landesregierung 

notwendig geworden. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet und gleichzeitig geschlossen, 

weil es keine Wortmeldungen gibt. Ich lasse 

über das Eingehen in die Spezialdebatte abstim-

men. Wer dem zustimmt, ein Zeichen mit der 

Hand! ï (BE Abg. Seiser: Habe ich noch ein 

Schlusswort?) Ja, Sie haben recht! (BE Abg. 

Seiser: Ich verzichte eh darauf! Ich wäre nur 

gerne gefragt worden!) - Nein, wir halten die 

formalen Dinge ein. Der Berichterstatter hat das 

Schlusswort! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Ich verzichte darauf, Herr Präsident, und bean-

trage das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Wir halten die formalen Dinge ein! Ich lasse 

über das Eingehen in die Spezialdebatte abstim-

men. Wer dem zustimmt, ein Zeichen mit der 

Hand! ï Ich stelle hier Stimmeneinheit fest. (BE 

Abg. Seiser: Das geht schnell!) Bitte, zu berich-

ten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ): 
  Seiser 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Verordnung der Landesregierung vom 

30. Mai 2017, Zl. 01-VD-LG-1801/1-2017, mit 

der die Geschäftsordnung der Kärntner Landes-

regierung geändert wird, wird gemäß Art. 56 

Abs. 3 K-LVG zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Seiser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme ist beantragt. Wer dem zustimmt, 

ein Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle hier 

Stimmeneinheit fest, und der Vortrag des Be-

richterstatters ist erledigt. Danke! 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10: 
  

 10. Ldtgs.Zl. 76-12/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden zur Regierungsvorlage be-

treffend Veranlagungsbericht gem. 

§ 17 Abs. 2 der Satzung des Fonds 

ĂSondervermºgen Kªrntenñ zum 

31.12.2016 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dipl.-

Ing. Primus. Ich bitte dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Geschätzter Präsident! Der Bericht: Gemäß § 7 

Abs. 2 des Gesetzes über den Fonds ĂSonder-

vermºgen Kªrntenñ, LGBl. Nr. 28/2016, hat der 

Vorstand des Fonds dafür Sorge zu tragen, dass 

die Veranlagung des Kernvermögens gemäß 

Artikel 64a Kärntner Landesverfassung durch 

Personen erfolgt, die dafür fachlich geeignet 

sind. Die Vermögenswerte sind so zu veranla-

gen, dass die Sicherheit, Qualität und Rentabili-

tät des Vermögens insgesamt gewährleistet ist. 

Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat ein Veranla-

gungskonzept vorzulegen und ihn regelmäßig 
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über den Erfolg der Veranlagung zu informieren 

und zweimal jährlich der Landesregierung einen 

entsprechenden Bericht vorzulegen. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Die erste Wortmeldung hat 

der Abgeordnete Dr. Reinhard Lebersorger. Ich 

bitte dich zum Rednerpult! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Jetzt kommt der Höhepunkt des Tages, Status 

der Veranlagung des Fonds ĂSondervermºgen 

Kärntenñ. Wir haben schon gehört, dass dieser 

Bericht dem Landtag vorzulegen ist. Wir wissen 

alle, das ist ein Fonds, der durch Gesetz entstan-

den ist und auch durch Gesetz jetzt bereits wie-

der in Auflösung ist. Das heißt, wir haben es hier 

mit einem Abschiedsgeschenk des Fonds zu tun. 

Die Veranlagung war bisher auf Sicherheit aus-

gerichtet, aber durch die Perspektive der Auflö-

sung ergeben sich hier natürlich auch andere 

Zielsetzungen. Es geht um eine kurzfristige Ver-

anlagung, weil man ja das Geld liquide haben 

will. Es geht um eine Reduzierung der Duration. 

Das ist eigentlich auch eine Risiko-Minimie-

rung. Wenn die Kurse steigen und man hat nied-

rig verzinste Wertpapiere, dann fällt der Wert 

der Wertpapiere und auf der anderen Seite steigt 

er durch die Fiktion der Wiederveranlagung. 

Dort, wo der Punkt ist, wo sich das ausgleicht, 

ist die Länge der Duration, also, die haben wir 

auch aktiv reduziert. Man streicht auch die 

Benchmarker, weil es jetzt nicht mehr um große 

Renditen geht, sondern um Liquidation und um 

Sicherheit. Zuletzt ist die Nettorendite auf unter 

null Prozent, auf minus 0,19 Prozent gefallen. 

Das hängt damit zusammen, dass aufgrund des 

Anstieges des Zinsniveaus die Wertpapiere an 

Wert verlieren, weil sie eine geringere Verzin-

sung haben als er jetzt durch den Anstieg der 

Zinsen tatsächlich ist. Daraus ergibt sich dieser 

Verlust. Wie gesagt, es ist der letzte Bericht des 

ĂSondervermºgens Kªrntenñ. Die Liquidations-

erlöse sollen ja vor allem dazu verwendet wer-

den, um von dem aufgenommenen Darlehen für 

die HETA-Problematik, von diesen ú 1,2 Milli-

arden, eben ein Drittel zurückzuzahlen. Ich den-

ke, diesen Bericht sollten wir annehmen. Danke-

schön! (Beifall von der Grünen-Fraktion.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Günter Leikam. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Frau 

Landeshauptmann-Stellvertreterin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Zu diesem Bericht des 

ĂSondervermºgens Kärnten" darf ich am Beginn 

festhalten, dass dieser Fonds seinerzeit errichtet 

wurde, um Vorhaben, Maßnahmen und Projekte 

zu realisieren, die im Interesse des Landes lie-

gen. Es war immer, seit Beginn dieses Fonds, die 

Substanzerhaltung das oberste Ziel. Das ist uns 

auch gelungen. Der Bericht zeigt auf, dass die 

gesetzlichen und bilanziellen Vorgaben voll-

ständig eingehalten wurden und das Kernvermö-

gen von 500 Millionen Euro zu keinem Zeit-

punkt unterschritten wurde. Insgesamt betrugen 

die erwirtschafteten Erträge im Fondsgeschäft 

2015, 2016 4,7 Millionen Euro, und zum Ende 

des Fonds mit 30.09.2017 wird noch mit Erträ-

gen von 2,3 Millionen Euro gerechnet. Die nega-

tive Entwicklung, Nettorendite, im Jahr 2016 hat 

der Kollege Lebersorger bereits erwähnt. Ich 

darf aber trotzdem erwähnen, seit Fondsauflage 

konnten die Spezialfonds eine Kursentwicklung 

mit einer Steigerung von knapp 15 Prozent ver-

zeichnen. Das Kernvermögen zum 31.12.2016 

beträgt 502 Millionen Euro, inklusive des Fest-

geldes sind es ú 514 Millionen. Diese Schwan-

kungsreserve von 12 Millionen Euro hat den 

Zweck der Liquiditätssicherung. Das oberste 

Prinzip der Veranlagung ist Sicherheit vor Ertrag 

sowie Substanzerhaltung. Und um der aktuellen 

Situation gerecht zu werden, im Hinblick auf die 

nunmehr in Umsetzung befindliche Auflösung 

des Fonds ĂSondervermögen Kärnten", wurden 

auch die Anlag-Richtlinien im November 2016 

angepasst. Das hat auch der Kollege Lebersorger 

bereits erwähnt, das Anlageziel, dass man auf 

eine begrenzte Anlagedauer Rücksicht nehmen 

soll. Wir werden auch diesem Bericht die Zu-

stimmung erteilen! (Beifall von Abg. Mag. Kuch-

ling und Abg. Schautzer.) 
Leikam   



6412 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode 

 

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Herr Abge-

ordnete Bürgermeister Franz Pirolt. Bitte dich, 

zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte ver-

bliebene Damen und Herren Kollegen im Hohen 

Haus! Es tun sich dennoch bei diesem Bericht 

schon einige Fragen auf, zumindest für uns. 

Wenn man auf der einen Seite von Oktober 2015 

weg bis Ende 2016 ú 4,7 Millionen erwirtschaf-

tet, dann verstehe ich, Herr Doktor, einfach ir-

gendwie nicht, dass man es dann doch schafft, 

dass für das restliche Jahr 2017 maximal 2,3 

erwartet werden. Wenn man dann bedenkt, dass 

man dieselben Kapitalmarkt-Bedingungen zu-

grunde legt, dann kann ich es jetzt rechnerisch 

nicht nachvollziehen. Aber gut, mag so sein.  

Es ist vielleicht auch noch ein Punkt, auf den wir 

hinweisen möchten: Es sind von uns geforderte 

Auskunftspersonen an sich nicht geladen oder 

abgelehnt worden. Damit erschließt sich für 

mich auch die Frage, wie weit mag man da 

überhaupt Diskussionen führen? Es ist aber auch 

bekannt, dass bis Ende April 2017 bereits ein 

großer Teil der Wertpapiere in Cash umgewan-

delt worden ist, rund 40 Prozent, das heißt, von 

ú 500 Millionen rund ú 200 Millionen, die auf 

Banken liegen, und da frage ich mich schon, zu 

welchen Konditionen dieses Geld? Das hat na-

türlich jetzt mit dem Sondervermögen so nichts 

mehr zu tun gehabt, weil es ja mittlerweile auf 

Banken liegt, aber mag so sein. Ich glaube, dass 

man irgendwo in dem Moment das umgangen 

hat, dass man eine Diskussion führt, zumindest 

vielleicht dann die Vorstände auch hört. (Beifall 

von der F-Fraktion.) 
Pirolt   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Mag. Markus Malle. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Malle (ÖVP): 
  Mag. Malle 

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Ich denke, 

der Bericht ist einfach zur Kenntnis zu nehmen, 

das ist ein Formalakt. Man kann natürlich auch 

hier hinter jedem Busch einen Mörder vermuten, 

ich finde es aber nur spannend, dass natürlich 

genau jene Personen, die uns vor einigen Wo-

chen und Monaten gesagt haben, wie dringend 

und wichtig es ist, dass man den ĂZukunfts-

fondsñ unbedingt am Leben erhält ï wenn man 

sich den jetzigen Bericht anschaut und sieht, 

dass es im Halbjahr 2016 eine negative Rendite 

gegeben hat, dann ist hier eben leider das Ziel, 

das Kapital zu halten, nicht eingehalten worden. 

Aber da merkt man halt immer, dass die Opposi-

tionsarbeit anscheinend die leichtere ist, weil 

man einfach etwas fordern kann, und es ist egal, 

welche Konsequenzen es hat. Genau dieselben 

Personen haben gesagt, bist du wahnsinnig, 

wenn wir das Sondervermögen auflösen, dann 

wird es immense Kosten geben, weil bei der 

kurzfristigen Umwandlung der Anleihen zu 

Cash, da müssen wir Strafen zahlen und, und, 

und, und. Jetzt wird hier von diesem Pult aus 

kritisiert, dass so quasi laufend schon auf Fest-

geld umgestellt worden ist und dass das ja nicht 

die richtige Veranlagungsperspektive ist. Das 

heißt, es ist egal, welchen Weg man einschlägt, 

man wird immer die Kritik der FPÖ bekommen, 

weil es ja immer das Falsche ist, was man 

macht! (Abg. Mag. Leyroutz: Ihr macht leider 

immer das Falsche! ï Abg. Trettenbrein: Das ist 

das Schicksal der ÖVP!) Es ist immer das Fal-

sche, was man macht! Ich kann aus meiner Sicht 

einfach nur sagen, ich finde es schade, dass wir 

das ĂSondervermºgen Kªrntenñ oder den ĂZu-

kunftsfondsñ nicht erhalten konnten, weil das ein 

Asset war, das wir hatten, das war der Notgro-

schen des Landes Kärnten, und ich finde es 

schade, dass wir auf diesen Notgroschen zurück-

greifen mussten! Es ist immer leicht, ein Spar-

buch gegen Schulden einzutauschen, das ist in 

dem Fall passiert. Das wäre anders sicherlich 

besser gewesen, aber egal, was passiert, immer 

die Kritik-Keule herauszuziehen, das ist viel-

leicht nicht gerade das, was das Sinnvolle ist. 

Wir werden natürlich von unserer Seite dem 

Bericht die Zustimmung geben. Danke vielmals! 

(Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion und der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Malle   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit ist die Rednerliste erschöpft, der Bericht-

erstatter hat das Schlusswort! 
Schober   
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Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Herr Präsident! Ich verzichte auf das Schluss-

wort und beantrage das Eingehen in die Spezial-

debatte. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle 

hier ï Augenblick, sind die Freiheitlichen nicht 

dabei? (Abg. Trettenbrein: So schaut´s aus!) ï 

mit allen Stimmen, außer den Freiheitlichen, 

mehrheitlich so beschlossen. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der anliegende Veranlagungsbericht gemäß § 17 

Abs. 2 der Satzung des Fonds ĂSondervermºgen 

Kªrntenñ zum 31.12.2016 wird zur Kenntnis 

genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Annahme wurde beantragt. Wer dem zustimmt, 

ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist mit den 

Stimmen aller anwesenden Abgeordneten außer 

den Freiheitlichen mehrheitlich so beschlossen. 

Somit ist dieser Punkt erledigt. Wir kommen 

zum Tagesordnungspunkt 11: 
  

 11. Ldtgs.Zl. 23-22/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden zur Regierungsvorlage be-

treffend landeseigenes Grundstück 

.1497 KG 72127 Gutenbergstraße 7 in 

Klagenfurt; Abschluss eines Dienst-

barkeitsvertrages mit der Bioenergie-

zentrum GmbH zur Errichtung einer 

Fernwärmeleitung 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Lei-

kam. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Danke, Herr Präsident! Die Bioenergiezentrum 

GesmbH hat um Einräumung eines Leitungs-

rechtes für eine Fernwärmeleitung inklusive 

eines Begleitkabels, um Zustimmung zur Errich-

tung einer Leerverrohrung über das landeseigene 

Grundstück .1497 EZ 50111 KG 72127 mit der 

Adresse Gutenbergstraße 7 in Klagenfurt ange-

sucht. Das Gutachten über die Wertminderung, 

erstellt von Dipl.-Ing. Kastner, hat eine Wert-

minderung für das landeseigene Grundstück in 

Höhe von ú 1.000,-- ergeben. Nach Überprüfung 

der Abteilung 2 und Rücksprache mit der LIG 

wurde der vom Gutachter ermittelte Wert im 

Einvernehmen aller Beteiligten auf ú 1.600,-- 

angepasst.  

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig 

geschlossen, weil es keine Wortmeldung gibt. 

Ich erteile dem Berichterstatter das Schlusswort. 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese wurde beantragt. Wer dem zustimmt, ein 

Zeichen mit der Hand! ï Ich stelle hier Stimme-

neinheit fest. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Der Landtag wolle beschließen: 

Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG erteilt der Kärnt-

ner Landtag seine Zustimmung zur grundbücher-

lichen Einverleibung der (Personal-)Dienstba-

rkeit der Errichtung einer Fernwärmeleitung am 

landeseigenen Grundstück Gutenbergstraße 7 in 



6414 64. Sitzung des Kärntner Landtages - 20. Juli 2017 - 31. Gesetzgebungsperiode 

Leikam 

Klagenfurt (Grundstück Nummer .1497 EZ 

50111 KG 72127 Klagenfurt) durch die Bio-

energiezentrum GmbH, FN 255209h, gemäß 

dem beiliegenden Dienstbarkeitsvertrag. 

Ich beantrage die Annahme. 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar, damit der 

Punkt erledigt.  

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 12: 
  

 12. Ldtgs.Zl. 62-32/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden zur Regierungsvorlage be-

treffend Kärntner Ausgleichszah-

lungs-Fonds; Bericht über den Stand 

der Gebarung des Fonds für das Ge-

schäftsjahr 2016 gemäß § 23 Abs. 6 

K-AFG 

Dipl.-Ing. Primus ist der Berichterstatter. Bitte 

dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Geschätzter Präsident! Der Bericht stellt den 

Geschäftsverlauf für das Berichtsjahr 2016 dar. 

Die Angebotslegung an die HETA-Gläubiger 

erfolgte letztlich am 06.09.2016. Die Nullku-

ponanleihen mit einem Volumen von 

ú 10,3 Milliarden wurden am 10.12.2016 bege-

ben. Die Rückkaufphase geht über den Berichts-

zeitraum des Geschäftsjahres 2016 hinaus und 

ist bis 30.05.2017 vorgesehen.  

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te! 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Als erstes hat sich gemeldet 

Abgeordneter Dr. Reinhard Lebersorger. Bitte 

dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Ich fasse mich kurz. Die Vorgänge im letzten 

Jahr, die den K-AF betreffen, wurden ja schon 

ausgeführt. Was vielleicht erstaunlich ist, ist der 

Verlust von ungefähr ú 2,9 Milliarden. Das 

ergibt sich wiederum aus der Abwertung dieser 

Wertpapiere. Es wurde gesagt, ú 10,3 Milliarden 

Nullkuponanleihen wurden angeschafft und die 

sind an der Frankfurter Börse notiert. Und 

dadurch, dass die Nullkuponanleihen erst am 

Ende der Laufzeit praktisch die 100 Prozent 

wieder erreichen, sind sie jetzt natürlich weniger 

wert und die Abwertung schlägt sich zu Buche. 

Auf der anderen Seite wurden ú 1,2 Milliarden 

vom Land eingezahlt, ú 2,9 minus ú 1,2 ergibt 

dann ein negatives Eigenkapital von ú 1,7 Milli-

arden. Grundsätzlich müsste man da Insolvenz 

anmelden, aber es ist so, dass eben die ABBAG 

eine Rückstandserklärung abgegeben hat. Das 

heißt, sie verzichtet auf diese Forderungen, da-

mit ist keine Überschuldung gegeben. Und das 

Zweite ist, dass die ABBAG auch gesagt hat, 

dass sie weiterhin die Liquidität aufrechterhalten 

wird. Also, gibt es auch keine Liquiditätsprob-

leme, und das wurde vom Wirtschaftsprüfer 

auch so bestätigt. Deshalb empfehle ich, diesen 

Bericht anzunehmen! Danke vielmals! (Beifall 

von der Grünen-Fraktion und der ÖVP-

Fraktion.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Günter Leikam. 
Schober   

Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolle-

ginnen und Kollegen des Landtages! Der Be-

richterstatter hat schon erwähnt, dass die Null-

kuponanleihen mit 10,3 Milliarden Euro am 

10.12. begeben wurden. Bis zum 31.12. wurden 

Nullkuponanleihen zum Nominalbetrag von 

rund 2,015 Milliarden Euro zu einem Preis von 

ú 1,735 Milliarden zurückgekauft. Der Jahresab-

schluss entspricht gemäß Beurteilung den ge-

setzlichen Vorschriften. Die Zahlungsfähigkeit 

ist durch die Finanzierungszusage der Ab-

baumanagementgesellschaft des Bundes sicher-

gestellt. Ich darf vielleicht zusammenfassend 
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auch noch festhalten, dass das zweite Halbjahr 

2016 im Wesentlichen von den umfangreichen 

Tätigkeiten zur Umsetzung der zweiten Ange-

botslegung gekennzeichnet war. Aus dem Prüf-

bericht ergeben sich keine Beanstandungen, 

somit ist beabsichtigt, den Mitgliedern des Kura-

toriums und der Finanzreferentin die Entlastung 

zu erteilen. Im Übrigen, die Genehmigung durch 

das Kuratorium erfolgte in der Sitzung am 

29.03.2017. Auch wir werden diesem Bericht die 

Zustimmung erteilen. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, der ÖVP-Fraktion und der Grünen-

Fraktion.) 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Bürgermeister Franz Pirolt. 
Schober   

Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Sehr geehrter Herr Präsident! Der Bericht zum 

Stand der Gebarung des Ausgleichszahlungs-

Fonds wirft für uns Freiheitliche doch wieder 

einige Fragen auf. Ich weiß, dass man im Aus-

schuss Auskunftspersonen angefordert hat, diese 

aber nicht zugelassen und quasi den Unterbre-

chungsantrag niedergestimmt hat. Der Bericht 

zeigt halt wieder einmal mehr, wie richtig oder 

sachlich begründet die Besserungsklausel insge-

samt beim Hypo-HETA-Vergleich für Kärnten 

gewesen wäre. Die Berichte in den Medien al-

lein haben zutage gefördert, dass höhere Erträge 

aus der Verwertung der Assets erzielt werden 

und davon ist auszugehen gewesen. Wir haben 

immer darauf hingewiesen. Der Bericht zeigt 

aber auch, dass der Kärntner Ausgleichszah-

lungs-Fonds offiziell Schuldtitel im Wert von 

ú 10,3 Milliarden angekauft hat, bisher ist man 

aber von ú 10,9 Milliarden ausgegangen. Aber 

von den Gläubigern, von den 10,3, haben bis 

Ende 2016 20 Prozent von der Barwertablöse 

Gebrauch gemacht, was einen Wert von rund 

zwei Milliarden Euro ergibt, das sind rund 

20 Prozent, der Kärntner Ausgleichszahlungs-

Fonds aber diese Schuldtitel in der Höhe von 

ú 1,734 Milliarden, das sind rund 86 Prozent des 

Nominalbetrags, zurückgekauft hat. Rechnet 

man diese Quote von 86 Prozent auf alle Hypo-

Anleihe-Gläubiger um, dann wäre die Haftung 

des Landes Kärnten von ú 10,3 Milliarden dem-

nach rund ú 8,8 Milliarden wert gewesen. Die 

HETA erlöst aber im Rahmen ihrer Verwer-

tungsmaßnahmen über ú 9,6 Milliarden. Dann 

weiß man, dass das Ganze mehr oder weniger 

nur dem Bund dient (Abg. Mag. Malle: So ein 

Schwachsinn!) und nicht dem Land Kärnten! 

Herr Kollege Malle, herzlichen Dank für dein 

Zuhören! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Pirolt   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen erschöpft. Der 

Berichterstatter hat das Schlusswort! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Herr Präsident! Ich verzichte auf das Schluss-

wort und beantrage das Eingehen in die Spezial-

debatte. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP, der Grü-

nen, des Teams Kärnten beschlossen. Nicht da-

bei sind die Freiheitlichen und die Abgeordnete 

Trodt-Limpl. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dipl.-Ing. Pri-

mus (SPÖ): 
  Dipl.-Ing. Primus 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der anliegende Bericht des Kärntner Aus-

gleichszahlungs-Fonds gem. § 23 Abs. 6  

K-AFG über die Gebarung des Kärntner Aus-

gleichszahlungs-Fonds für das Geschäftsjahr 

2016 wird zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Dipl.-Ing. Primus   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

wiederum mit den Stimmen der SPÖ, der ÖVP, 

der Grünen, des Teams Kärnten gegen die 
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Stimmen der Freiheitlichen und der Abgeordne-

ten Trodt-Limpl mehrheitlich so beschlossen. 

Somit ist dieser Punkt erledigt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 13: 
  

 13. Ldtgs.Zl. 33-20/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Finanzen, Wohnbau und Ge-

meinden zur Regierungsvorlage be-

treffend Wohn- und Siedlungsfonds 

für das Land Kärnten; Bericht 2016 

gemäß § 9 des Gesetzes über den 

Wohn- und Siedlungsfonds für das 

Land Kärnten  

Berichterstatter ist der Abgeordnete Leikam. Ich 

bitte dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Danke! Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 

Haus! Eine Förderung aus dem Wohn- und Sied-

lungsfonds des Landes ist vor allem in jenen 

Fällen vorgesehen, in denen die Gewährung 

eines Wohnbauförderungsdarlehens gemäß 

Kärntner Wohnbauförderungsgesetz nicht mög-

lich oder nicht vorgesehen ist. Förderungen wer-

den nach Maßgabe vorhandener Mittel aus 

Rückflüssen gewährter Darlehen vergeben. Der 

Rechnungsabschluss beziehungsweise die Haus-

haltsrechnung 2016 stellt sich folgendermaßen 

dar: Wir haben Einnahmen in Höhe von knapp 

25,5 Millionen Euro, Ausgaben in Höhe von 

ú 372.000,--, einen kameralen Überschuss von 

25,1 Millionen Euro. Im Kalenderjahr 2016 

wurden beim Fonds sieben Förderungsanträge 

gestellt und insgesamt sieben Wohneinheiten 

durch Gewährung von Förderkrediten in Höhe 

von ú 135.500,-- gefördert. Dadurch wurde ein 

Investitionsvolumen von 1,2 Millionen Euro 

ausgelöst. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Hier hat sich der Abgeordnete Dr. Reinhard Le-

bersorger gemeldet. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Dr. Lebersorger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Die 

Zahlen wurden schon genannt. Wir haben also 

einen Überschuss von über ú 25 Millionen. Jetzt 

muss man noch berücksichtigen, dass auch noch 

Darlehensforderungen in der Höhe von ú 25 

Milli onen ausständig sind, die werden in den 

nächsten Jahren noch dazukommen. Wir haben 

es hier mit einem revolvierenden Fonds zu tun. 

Das heißt, aus den Rückflüssen wird auch das 

finanziert, was man wieder finanziert. Im letzten 

Rechnungshofbericht wurde kritisiert, dass es 

hier eine Doppelgleisigkeit zwischen Wohnbau-

förderung und dem Wohnungssiedlungsfonds 

gibt. Dem wurde jetzt Rechnung getragen, in-

dem diesem Fonds neue Aufgaben zugeteilt 

worden sind. Diese Aufgaben sollen Begleit-

maßnahmen bei der Wohnbauförderung sein. 

Die Wohnbauförderung besteht ja nicht nur da-

rin, dass man Wohnraum errichtet, sondern man 

muss sich auch um die sozialen Bedürfnisse, die 

beim Wohnen entstehen, kümmern und neue 

Projekte entwickeln. Deshalb gibt es jetzt einen 

neuen Vorschlag, wie dieser Fonds in Zukunft 

zu agieren hat. Es geht hier insbesondere um die 

Stadt- und Ortsentwicklung, insbesondere auch 

um die Aktivierung von Leerständen. Das wurde 

ja heute auch mehrmals kritisiert, dass das nicht 

stattfindet, aber das soll in Zukunft daraus finan-

ziert werden. Es geht um die Integration des 

nachbarschaftlichen Zusammenlebens et cetera. 

Es geht also sozusagen um die ĂSoft Factsñ des 

Wohnens. Ich finde, das ist eine gute Idee! Man 

muss sich aber bewusst sein, dass dieser Fonds 

dann keine Rückflüsse mehr hat. Das heißt, im 

Laufe der Zeit wird das Geld verbraucht sein. 

Man muss sich dann überlegen, wie man das 

weiter finanziert. Auf jeden Fall war der Fonds 

in dieser Art und Weise jetzt nicht mehr sinnvoll 

weiterzuführen. Ich glaube, das ist eine Entwick-

lung, die wir beobachten müssen, aber dem Be-

richt würde ich einmal meine Zustimmung ge-

ben. Danke vielmals! (Einzelbeifall von Abg. 

Mag. Dr. Lesjak.) 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Bürgermeister Franz Pirolt. Ich bitte dich, zu 

sprechen! 
Schober   
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Abgeordneter Pirolt  (F): 
  Pirolt 

Wenn die halben daheim sind! (Abg. Mag. Dr. 

Lesjak: Aber wir hören dir zu!) Sehr geehrter 

Herr Präsident! Ist bei euch ja auch nur mehr die 

Rumpfmannschaft da, wie überall! (mit Blick in 

die Abgeordnetenbänke.)  

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und 

Herren Kollegen! Der Bericht des Wohn- und 

Siedlungsfonds ist ja schon erstaunlich: Wenn 

man von Einnahmen in Höhe von 25,5 Millionen 

Euro spricht, von Ausgaben in Höhe von 

ú 300.000,--, im Jahr dann sieben Anträge ge-

stellt werden, tut mir leid, dann ist das ja eine 

Schieflage! Ich kann mich erinnern, wir hatten 

es schon gefordert, dass man hier auf gesetzli-

chen Wegen Änderungen herbeiführt, damit das 

Ganze endlich einmal attraktiv wird. Es ist 

schön, wenn man es jetzt, wie du es gesagt hat, 

Dr. Lebersorger, draußen für leerstehende Woh-

nungen nutzt. Es ist höchst an der Zeit, aber 

dieser Bericht verdient wirklich nicht die Zu-

stimmung! 
Pirolt   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit ist diese Wortmeldung auch erschöpft. Ich 

darf der Objektivität halber festhalten, es ist die 

nötige Anzahl von Kolleginnen und Kollegen 

vorhanden. Im Bereich der Freiheitlichen fehlen 

auch einige, Herr Kollege! Das heißt, es soll sich 

jeder Klub selbst an der Nase nehmen! Der Be-

richterstatter hat das Schlusswort! Ich erteile es 

ihm! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Ich verzichte auf das Schlusswort und beantrage 

das Eingehen in die Spezialdebatte. 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Seid ihr 

jetzt dabei oder nicht! (Abg. Pirolt: Nein!) Das 

ist mit den Stimmen aller Anwesenden, ausge-

nommen die Freiheitlichen, so beschlossen. Bit-

te, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Leikam (SPÖ): 
  Leikam 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Bericht über Stand und Gebarung des 

Wohn- und Siedlungsfonds für das Land Kärn-

ten für das Jahr 2016 gemäß § 9 des Wohn- und 

Siedlungsfondsgesetzes wird zur Kenntnis ge-

nommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Leikam   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch wie-

der mit allen anwesenden Abgeordneten, außer 

den Freiheitlichen, mehrheitlich so beschlossen. 

Somit ist dieser Punkt erledigt. 

Tagesordnungspunkt 14: 
  

 14. Ldtgs.Zl. 96-5/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Soziales, Gesundheit, Krankenan-

stalten, Familien, Generationen und 

Frauen zur Regierungsvorlage betref-

fend Tätigkeitsbericht vom 

01.01.2014  bis 31.12.2016 der An-

waltschaft für Menschen mit Behin-

derung 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Redecsy. 

(KO Abg. Scherwitzl: Er ist entschuldigt! Der 

Abgeordnete ist nicht hier!) Er ist entschuldigt. 

Wer ist dann Berichterstatter? (KO Abg. Scher-

witzl: Der Abgeordnete Lebersorger!) Bitte, 

Herr Berichterstatter Dr. Lebersorger! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Ich berichte zu Tagesordnungspunkt 14, 

Ldtgs.Zl. 96-5/31, Bericht und Antrag des Aus-

schusses für Soziales, Gesundheit, Krankenan-

stalten, Familien, Generationen und Frauen zur 

Regierungsvorlage betreffend Tätigkeitsbericht 

01.01.2014 bis 31.12.2016 der Anwaltschaft für 

Menschen mit Behinderung. 

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Dr. Lebersorger   
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Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist beantragt. Als erste Wortmeldung habe 

ich die Frau Abgeordnete Mag. Isabella Theu-

ermann. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Theuermann (TK): 
  Mag. Theuermann 

Herr Präsident! Hohes Haus! Wir behandeln 

heute den mittlerweile dritten Bericht der An-

waltschaft für Menschen mit Behinderung. Auch 

dieser ist wie die vorhergegangenen sehr um-

fangreich, vor allem aber ist er sehr informativ. 

An dieser Stelle gebührt mein Dank Frau Mag. 

Scheiflinger und ihrem Team! Wenn man die 

Berichte miteinander vergleicht, dann fällt auf, 

dass die Situation der Menschen mit Behinde-

rung nicht gerade einfacher geworden ist. So 

gibt es nach wie vor große Probleme am Ar-

beitsmarkt, wie uns Frau Mag. Scheiflinger im 

Ausschuss auch mitgeteilt hat. Sind es vor Jah-

ren die weniger gut qualifizierten Menschen 

gewesen, die keine Arbeit gefunden haben, so ist 

es heute für gut ausgebildete, aber eben beein-

trächtigte Menschen schwer, auf dem Arbeits-

markt Fuß zu fassen. Wenn man von gut ausge-

bildet spricht, dann meine ich Matura-Niveau 

oder sogar einen Hochschulabschluss. Da stellt 

sich schon die Frage, warum diese Menschen, 

die sich durch die Schule und ein Studium ge-

kämpft haben, für den Arbeitsalltag nicht ein-

satzfähig sein sollen. In Kärnten gab es 2015 

über 1.000 Unternehmen, die aufgrund ihrer 

jeweiligen Unternehmensgröße eine Einstel-

lungsverpflichtung gegenüber Menschen mit 

Behinderung hatten. 70 Prozent dieser Betriebe 

sind ihrer Einstellungsverpflichtung nicht nach-

gekommen und haben lieber eine Zahlung der 

Ausgleichstaxe in Kauf genommen. Warum ist 

das so? Warum gibt es diese Berührungsängste 

mit beeinträchtigten Menschen? Ich glaube, dass 

das vielfach auch an den fehlenden Informatio-

nen, die die Unternehmen haben, liegt. Es wird 

viele geben, die gar nicht wissen, dass einem 

Menschen mit Behinderung zum Beispiel eine 

Person zur Seite gestellt werden kann, die diesen 

im Arbeitsalltag unterstützen soll. Diese Ar-

beitsassistenz wird vom Bund kostenlos für den 

Arbeitgeber zur Verfügung gestellt und basiert 

auf dem Prinzip der Freiwilligkeit. Ebenso von 

der öffentlichen Hand unterstützt werden die 

barrierefreien Arbeitsplätze und die entspre-

chenden Arbeitsbehelfe. Ob man die Problema-

tik mit einer, wie aus dem Bericht hervorgeht, 

gewünschten Erhöhung der Ausgleichstaxe in 

den Griff bekommen könnte, wage ich zu be-

zweifeln. Sehr gut ausgebildete Menschen wol-

len einen Arbeitsplatz, weil sie qualifiziert sind, 

weil sie es können. Sie wollen aber nicht das 

Gefühl haben, ich bin nur hier, weil mein Ar-

beitgeber sonst eine empfindliche Strafe zu be-

zahlen hätte. So kann es nicht sein und daher 

appelliere ich an die Wirtschaft: Informiert euch 

und gebt den Menschen mit Behinderung eine 

Chance! (Beifall von Abg. Rutter, von Abg. Mag. 

Trodt-Limpl und von der F-Fraktion.) 
Mag. Theuermann   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat die Frau Abge-

ordnete Ines Obex-Mischitz. 
Schober   

Abgeordnete Obex-Mischitz (SPÖ): 
  Obex-Mischitz 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Der Tätigkeitsbericht 

der Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung 

für den Zeitraum 01.01.2014 bis 31.12.2016 ist 

im Sozialausschuss behandelt und diskutiert 

worden. Die Anwältin für Menschen mit Behin-

derung, Frau Mag. Scheiflinger, haben wir als 

Auskunftsperson im Ausschuss gehabt. Sie hat 

uns einen Überblick und eine Zusammenfassung 

und eine Vertiefung zu diesem Bericht mitge-

teilt. Ich denke, er ist ein ganz wichtiges Instru-

mentarium ï ich nehme an, ihr habt ihn alle ge-

lesen ï um bewusst zu machen, wie es Men-

schen mit Behinderung im Alltag geht, wie es 

Menschen mit Behinderung in Kärnten geht und 

was die Herausforderungen für Menschen mit 

Behinderung sind. 

Zu Beginn möchte ich einfach sagen, wir haben 

keine Zahl, wie viele Menschen mit Behinde-

rung es gibt. Es gibt keine Aufzeichnung, wo 

man die Zahlen erfasst, wo es gesammelt wird, 

wo man auf Knopfdruck abrufen kann, wie viele 

Menschen was für eine Beeinträchtigung haben. 

Die WHO gibt an, dass ungefähr 15 Prozent der 

Menschen eine Art von Behinderung, von Beein-

trächtigung haben. Das würde ï heruntergebro-

chen auf Kärnten ï bedeuten, dass circa 83.000 

Menschen in Kärnten leben, die in irgendeiner 

Art und Weise mit einer Beeinträchtigung, mit 
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einer Behinderung leben, somit eine sehr große 

Zahl! Das macht auch deutlich, dass es diese 

Anwaltschaft geben muss und geben soll! ĂWit-

zigerweiseñ merke ich das in meinem täglichen 

Ablauf, dass viele Menschen bei Beeinträchti-

gung einfach an Rollstuhlfahrer denken! Das ist 

in unserer Gesellschaft so ausgeprägt, egal, ob es 

um Barrierefreiheit, ob es um bauliche Barriere-

freiheit geht, dass meistens heruntergebrochen 

wird, ob ein Mensch mit Rollstuhl diese Situati-

on bewältigen kann oder nicht. Aber es gibt na-

türlich Beeinträchtigungen in vielfältigster Wei-

se. Es gibt Mehrfach-Behinderungen. Es gibt 

wirklich genug Menschen, sei es mit Seh-

Beeinträchtigungen, mit Hör-Beeinträchtigungen 

oder auch mit mentalen Beeinträchtigungen. 

Die Aufgaben und die Tätigkeiten der Anwalt-

schaft für Menschen mit Behinderung sind vor 

allem die Hilfestellung bei Problemen und auch, 

was ganz wichtig ist, die Beratung über Förder-

möglichkeiten, über das Pflegegeld, über Zu-

schüsse und über sämtliche Unterstützungsange-

bote, die das Land Kärnten bereitstellt. Die sind 

sehr vielfältig. Genauso die Entgegennahme und 

die Bearbeitung von Beschwerden und auch die 

Hilfestellung bei Förderanträgen. Es gibt ganz 

viele Zuweisungen an die Interessenvertretung 

für Menschen mit Behinderung. Auch die Be-

gutachtung von Gesetzen und Verordnungen ist 

eine Aufgabe dieser Anwaltschaft. Es ist ein 

Team, das im Haus der Anwaltschaften arbeitet, 

wo die Menschen, die dort beschäftigt sind, 

selbst in irgendeiner Form eine Beeinträchtigung 

haben, sodass sie wirklich Experten in eigener 

Sache sind und auch verstehen, was es heißt, mit 

einer Beeinträchtigung zu leben. 

Ein Teil dieses Berichtes ist auch wirklich die 

Bewusstseinsmachung, dass die Zuständigkeiten 

für Menschen mit Behinderung nicht allein auf 

das Sozialreferat zu zentralisieren sind. Das ist 

auch so ein Reflex, wo man sagt, bei einer Be-

einträchtigung, bei einer Behinderung ist das 

Sozialreferat zuständig. Das ist es nicht! Es ist 

ganz genau aufgeteilt, dass es in jedem Bereich, 

in jedem Referat, bei allen sieben Regierungs-

mitgliedern Zuständigkeiten gibt und diese Tä-

tigkeit und dieses ganze Thema eine komplette 

Querschnittsmaterie ist. Vor allem beim Landes-

etappenplan, wo wir als Land Kärnten ï ein 

bisschen leiser bitte, Kollegen! Es ist leichter zu 

reden, wenn ihr nicht so laut redet! Danke! ï ja 

das zweite Bundesland sind, das diesen Landes-

etappenplan beschlossen hat, der einstimmig in 

der Landesregierung beschlossen wurde und wo 

die erste Phase in der Form fertig ist, dass ein 

sogenannter Maßnahmenkatalog erarbeitet wur-

de. Und in diesem Landesetappenplan muss jetzt 

ein Schritt erfolgen ï ich habe das auch bei der 

Behindertenanwältin nachgefragt ï der mir per-

sönlich bis jetzt abgegangen ist, und zwar die 

Durchforstung sämtlicher Gesetze und Verord-

nungen auf Barrierefreiheit, auf Behindertenge-

rechtigkeit und dass diese Gesetze der UN-

Behindertenrechtskonvention angepasst werden. 

Also, für mich wäre die Aufgabe des Landes 

Kärnten in die Richtung eigentlich vorrangig so 

gewesen, dass man unsere bestehenden Gesetze 

und Verordnungen in die Richtung durchforstet, 

Anträge stellt, Änderungen macht, wo es bei uns 

Gesetze gibt, die dieser UN-Behindertenrechts-

Konvention widersprechen. Das ist für mich ein 

ganz wichtiger Schritt, vor allem für das Land 

Kärnten. Es ist ein großer Teil. Ich möchte auch 

allen Menschen danken, die da mitgemacht ha-

ben! Es waren sehr viele natürlich in ihrer Frei-

zeit und ehrenamtlich daran beteiligt, zusammen 

in Arbeitsgruppen, die diesen Maßnahmenkata-

log erarbeitet haben. Aber ich denke einfach, es 

geht in diesem Etappenplan nicht nur um ï ich 

sage es jetzt ganz salopp ï die Wünsche von 

Menschen mit Beeinträchtigung, sondern wirk-

lich darum, was gesetzlich geregelt gehört, was 

in der Bauordnung zum Beispiel angepasst ge-

hört und wo was geändert gehört. 

Von den Interventionen her merkt man, dass die 

Anwaltschaft ihre Daseinsberechtigung auf alle 

Fälle hat und wo man sich über die Zahlen, 

wenn man selber im Brotberuf in einer öffent-

lich-rechtlichen Körperschaft arbeitet, so wie 

ich, denkt, wie man das mit vier Leuten schafft, 

dass man das so abarbeitet? Es sind auf alle Fälle 

in diesem Zeitraum 4.437 Klienten gewesen, das 

heißt, sie hat es ganz genau aufgeschlüsselt. Eine 

Intervention ist, wenn jemand etwas braucht. 

Und wie viele Personen waren da dahinter? Es 

waren insgesamt 21.193 Interventionen. Also, 

man sieht, dass diese Anlaufstelle bekannt ist, 

dass sie genutzt wird und dass die Menschen 

diese auch brauchen. 

Von der Erfolgsstatistik her ist es auch sehr be-

eindruckend, muss ich sagen, da bei 76 Prozent 

aller Interventionen eine Verbesserung erreicht 

werden konnte und in 19 Prozent der Fälle eine 

Verbesserung rechtlich nicht möglich wäre. Das 
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heißt, da wäre auch anzusetzen, wo das Problem 

liegt, was man rechtlich machen soll, wo der 

Anwältin oder der Anwaltschaft die Hände ge-

bunden sind, weil es rechtlich nicht gedeckt ist, 

wo etwas zu ändern ist. Aber da kommen wir 

später beim Bericht noch darauf. Bei fünf Pro-

zent konnte eine Verbesserung nicht erreicht 

werden. Ob dann rechtliche Schritte und so wei-

ter noch durchgeführt werden, wo die Anwalt-

schaft keine Rückmeldung bekommen hat, sei 

dahingestellt. Aber im Großen und Ganzen sind 

76 Prozent, denke ich einmal, eine ganz gute 

Erfolgsstatistik. 

Es gibt auch die Medien- und Öffentlichkeitsar-

beit. Viele von uns sind auch bei der jährlichen 

Enquete für Menschen mit Behinderung, wir 

kennen das, wir sehen das, wir wissen, dass das 

ein ganz wichtiges Instrumentarium ist, um Sa-

chen aufzuklären, um eine Plattform dafür zu 

geben, was notwendig ist, was in diesem Bereich 

passiert. Und die ganze Öffentlichkeitsarbeit von 

Arbeitsgruppen-Sitzungen, von Vernetzungstref-

fen, Medienarbeit, Sprechtagen, Hausbesuchen 

zeigt auch, dass da wirklich gut und sehr enga-

giert gearbeitet wird. 

Zum Landesetappenplan, das war auf der nächs-

ten Seite, da habe ich das schon gesagt. Ein gro-

ßes Thema, das wir auch im Ausschuss bespro-

chen haben, was auch heute schon kurz, denke 

ich, beim Heimgesetz vermischt worden ist, sind 

die ZPSR in Kärnten. Das heißt, bei diesen Zen-

tren für Psychosoziale Rehabilitation gibt es 

31 Einrichtungen mit circa 750 Menschen, die 

dort betreut werden. Und diese Menschen sind 

jetzt gesetzlich, rechtlich in der Mindestsiche-

rung nicht im Chancengleichheitsgesetz. Das 

wird sehr stark kritisiert, wurde schon immer 

kritisiert und ist halt im Zuge der ganzen HETA-

Problematik und im Zuge der ganzen finanziel-

len Situation einfach ein Brocken, der noch zu 

bewältigen ist. Was zu ändern wäre? Ich denke, 

das ist auch die Kritik der Volksanwaltschaft, 

was die Unterbringung und so weiter betrifft, 

und ich denke, das ist vor allem auch das große 

Problem, dass einfach zu wenige Leute da sind, 

die wirklich eine Rehabilitation mit diesen psy-

chisch erkrankten Menschen machen. Da ist 

Handlungsbedarf, das wissen wir, das ist uns 

bewusst und sollte auch im Zuge eines Master-

plans ï und vor allem einmal, dass man viel-

leicht keine neuen Einrichtungen mehr in dieser 

Richtung bewilligt und da einmal schaut, wie 

man da Verbesserungen macht, dass man das in 

der Richtung macht, dass man diesen Masterplan 

erstellt und diese Menschen ï und da bin ich 

auch sehr dafür, das wird auch wirklich schon 

lange als Ziel und als Planung gemacht, dass 

man diese Menschen in das Chancengleichheits-

gesetz hineinbringt. Vielleicht zur Erklärung für 

Kollegen, die das Thema nicht so haben oder 

denen es nicht so bekannt ist: Wenn jemand im 

Chancengleichheitsgesetz ist und dort mit einer 

Diagnose, mit einem Befund und so weiter mit 

einer Behinderung unter das Chancengleich-

heitsgesetz fällt, dann ist zum Beispiel, was für 

Eltern ganz, ganz wichtig ist, diese Zuzahlung zu 

der Unterbringung in einer Einrichtung mit dem 

25. Lebensjahr beendet. Im Kärntner Mindestsi-

cherungsgesetz ist es so geregelt, dass Zuzah-

lungen von Eltern oder Zahlungspflichtigen ewig 

eingebracht werden müssen. Das heißt, wenn 

Menschen in einem ZPSR wohnen, dann müssen 

die Eltern so lange aufkommen, es ist einfach 

ewig ihre Pflicht. Und ich denke, das ist eine 

Ungerechtigkeit und auch nicht so verständlich 

und das gehört auf alle Fälle eingestellt. Es gibt 

zum Beispiel auch keine Fahrtkostenzuschüsse 

für Heimfahrten, für Besuche und so weiter. Das 

würde im Chancengleichheitsgesetz alles gere-

gelt werden. Das wären einmal so die ersten 

Kosten, die auf uns zukommen, wenn man diese 

Menschen ins Chancengleichheitsgesetz gibt, 

aber das ist auf alle Fälle ein langjähriges Anlie-

gen auch der Anwaltschaft. Und es ist für mich 

persönlich auch nicht verständlich, warum man 

die dezidiert ausgenommen hat im Chancen-

gleichheitsgesetz. 

Großes Thema ist auch die Barrierefreiheit ï da 

komme ich wieder zurück zu meinem Beginn ï 

die nicht rein mit Rollstuhlfahren und baulichen 

Maßnahmen zusammenhängt, sondern dass man 

vor allem auch wirklich für sehbeeinträchtigte 

Menschen die Verstellbarkeit der Schriftgröße 

macht, dass man das ĂLeichter-Lesen-

Programmñ installiert, dass man spezielle Vorle-

seprogramme macht, Alternativtexte in Bildern 

und so weiter. Diese ganze Barrierefreiheit ge-

hört einfach bewusst gemacht. Ich denke, wir 

machen sehr, sehr viel Gutes und sehr, sehr viel 

in diese Richtung, aber oft ist es uns gar nicht 

bewusst, dass ein Mensch mit einer Beeinträch-

tigung einfach nicht am normalen gesellschaftli-

chen Leben teilhaen kann, aus den unterschied-

lichsten Gründen, die man ganz leicht beseitigen 
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könnte, wenn es uns bewusst wäre. Barrierefrei-

heit am Bau ist auch eine Anregung der Anwalt-

schaft, dass es sehr oft zu Missverständnissen 

kommt, wenn jemand baut, weil die Bauausfüh-

rung oder die Bauherren meinen, sie haben eh 

jemanden, eine Fachkraft beauftragt und es 

müsste jetzt barrierefrei sein und dann kommt 

man danach, wenn alles fertig ist, drauf, dass es 

doch diese und jene Mängel gibt. Da wird ange-

regt, dass es eine Stelle innerhalb der Landes-

verwaltung gibt, wo die Menschen sich wirklich 

absichern können, habe ich jetzt alles eingehal-

ten, ist die bauliche Barrierefreiheit gegeben und 

können die Menschen mit Behinderung problem-

los daran teilnehmen. 

Ein Teil hängt auch, wie die Kollegin Theuer-

mann auch schon gesagt hat, mit der Arbeitswelt 

zusammen, dass die Arbeitslosigkeit für Men-

schen mit Behinderung sehr stark gestiegen ist, 

auch mit Qualifizierungen in dieser Art und 

Weise. Und was dann massiv damit verbunden 

ist, ist auch die Armut. Es ist einfach so, dass die 

Armut manifestiert wird bei Menschen, das ist 

einfach ein Phänomen, dass Menschen, die jetzt 

zum Beispiel ein behindertes Kind haben und 

aus diesen Gründen nicht arbeiten gehen können, 

das sind sehr oft Alleinerzieherinnen, einfach in 

die Armut sinken, weil dieser Kreislauf - ich 

kann nicht arbeiten, ich habe keine Betreuung 

für mein Kind, die Assistenz ist zu teuer, wird 

auch oft gar nicht angeboten und so weiter, man 

will das Kind noch nicht in eine Einrichtung 

geben, man will es selber betreuen - dieser 

Kreislauf ist einfach da. Das heißt, die Menschen 

leben vom Pflegegeld, es gibt keine Mindestsi-

cherung, weil das Pflegegeld als Einkommen 

gerechnet wird und das wird einfach manifes-

tiert. Das heißt, zu den ganzen Herausforderun-

gen, Sorgen, Ängsten, die Eltern von Kindern 

mit Beeintrªchtigung haben, kommt dieses Ăwie 

komme ich mit dem Geld aus und wie mache ich 

das, wie decke ich die Mehrkosten abñ ewig 

dazu. Das ist sicher nicht leicht und bedarf auf 

alle Fälle unserer Unterstützung. Es sind zum 

Nachlesen auch Beispiele auf den Seiten 73, 74 

und 75 angeführt, wie es Menschen geht, die in 

dieser Situation leben. Und was in diesem Fall 

auf alle Fälle auch wirklich helfen würde, wäre 

die Wiedereinführung von Sonderzahlungen im 

Bereich des Chancengleichheitsgesetzes, sprich, 

dass es einen 13. und 14. Bezug in der Mindest-

sicherung gibt, weil das einfach den Menschen 

hilft, vor allem, dass man sagt, es sind Men-

schen, die nicht arbeiten gehen können, weil sie 

behinderte Menschen betreuen, dass man diese 

Personengruppe herausnimmt und sagt, die kann 

man finanziell unterstützen. Mit der Sonderzah-

lung wäre da zum Beispiel ein guter Schritt in 

die richtige Richtung getan. 

Was noch viele nicht wissen, ist der Bereich der 

Wohnunterbringung. Im Bereich der Wohnun-

terbringung ist es immer wieder der Fall, dass 

Menschen mit Behinderungen, wenn der Pflege-

bedarf ein bisschen größer wird, in ein Alten- 

und Pflegeheim kommen, wenn sie zu Hause 

nicht selbständig leben können oder wollen, und 

diese Art der Unterbringung ist absolut ungeeig-

net. Das heißt, wenn jüngere Menschen in ein 

Alten- und Pflegeheim kommen, wo der ganze 

Tagesablauf auf ältere Bewohner, auf sehr alte 

Bewohner ausgerichtet ist und du lebst dort mit, 

ich weiß nicht, 35, 40 Jahren in so einem Sys-

tem, dann ist das sicher nicht das Wahre. Und 

diese Art von Wohnunterbringung gehört auf 

alle Fälle eingerichtet, dass es auch Unterbrin-

gungen für Menschen mit Behinderung, mit 

Beeinträchtigung gibt, da sie nicht in einem Al-

ten- und Pflegeheim leben sollten. 

Ich denke, ein Thema, das ich noch anbringen 

will, ist die schulische Integration, die Inklusion 

und die Therapie-Angebote in Regelschulen. 

Wir haben ja die Inklusion sehr weit fortge-

schritten. Das heißt, die Eltern haben heute die 

Wahlmöglichkeit, ihre Kinder mit Beeinträchti-

gung in einer Regelklasse betreut zu bekommen 

oder in einer sogenannten Kleinklasse, in einer 

kooperativen Kleinklasse, wobei die Anwalt-

schaft für Menschen mit Behinderung kritisiert, 

dass diese Therapie-Leistungen ausschließlich 

für Kinder in einer kooperativen Kleinklasse 

angeboten werden. Das heißt, wenn mein Kind 

mit einer Beeinträchtigung in einer Regelklasse 

unterrichtet wird ï und das war ja eigentlich ein 

großer Vorteil von Sonderschulen, zum Beispiel 

in der Gutenberg-Schule oder im bfz, dass das 

schulische Angebot da war, das Therapie-

Angebot und die Nachmittagsbetreuung da wa-

ren. Dieses Angebot, diese umfassende Betreu-

ung war ja eigentlich das Gute. Jetzt haben wir 

gesagt, wir wollen die Inklusion, wir wollen, 

dass die Kinder nicht im Sonderschulbereich 

behandelt werden, sondern dass sie inkludiert 

werden, dass sie in der Schule teilhaben, wo es 

nur geht, wo es möglich ist, und jetzt ist es so, 
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dass diese Therapie für Kinder nur in einer ko-

operativen Kleinklasse angeboten wird und wer-

den kann, es fehlt auch noch das Personal, das 

heißt, es muss mit der Ausbildung auch noch 

mehr gemacht werden und diese kooperative 

Kleinklasse mehr oder weniger eine Sonder-

schulklasse in einer Schule darstellt. Das heißt, 

das ist nicht das, was man unter Inklusion ver-

steht. Inklusion heißt Teilhabe, Inklusion heißt 

Regelklasse, da würde aber dazugehören, dass 

die Klassenanzahl der Schülerinnen und Schüler 

drastisch gesenkt wird, dass es einfach möglich 

ist, die Kinder wirklich inkludiert zu beschulen. 

Über Arbeit haben wir schon geredet und die 

Kollegin Theuermann ist auch schon auf die 

Erfüllung der Beschäftigungspflicht eingegan-

gen. Im Jahr 2016 hat diese Ausgleichstaxe pro 

nicht beschäftigtem Arbeitnehmer mit Behinde-

rung ï das heißt, wenn ein Unternehmen zwi-

schen 25 und 99 Arbeitnehmer hat, dann ist pro 

20 Beschäftigten ein Mensch mit Behinderung 

einzustellen ï wenn das nicht der Fall ist, dann 

hat die Ausgleichstaxe 2016 ú 251,-- pro Monat 

pro nicht beschäftigtem Menschen mit Behinde-

rung ausgemacht. Das ist niedrig, das ist nicht 

viel, das wird lieber gezahlt, als diese Menschen 

mit Beeinträchtigung einzustellen. Und ich den-

ke, es ist oft rein eine Berührungsangst und viel-

leicht auch Unwissenheit, dass es die Möglich-

keit der Assistenz gibt, einer Arbeitsassistenz 

gibt, und ich denke, da gehört noch ganz, ganz 

viel Sensibilisierung der ganzen Gesellschaft 

gemacht. 

Ein großes Thema ist auch die Familienentlas-

tung. Da sind wir wieder dort, dass Eltern ihre 

Kinder mit Behinderung selbst betreuen wollen, 

ihre Verwandten selbst betreuen wollen und dass 

es eine Familienentlastung geben muss, weil 

diese Menschen sonst einfach ausbrennen und an 

ihrer Tätigkeit scheitern. Das sehen wir. Das 

heißt, die Familienentlastung würde Familienas-

sistenz bedeuten. Es sind Selbstbehalte zu zah-

len, die nach Einkommen gestaffelt sind. Das ist 

vielen zu teuer. Es sind zurzeit zwischen ú 4,15 

und ú 12,-- pro Entlastungsstunde zu bezahlen. 

Das heißt, wenn man wirklich einmal ein Wo-

chenende eine Auszeit nehmen will, wenn man 

das braucht und wegfahren will, dann schlägt 

sich das auf die eh schon schlechte finanzielle 

Situation und ist für die Menschen, die diese 

Aufgabe haben, sehr schwer! 

Jetzt bin ich den ganzen Bericht durchgegangen. 

Es war mir wirklich ein Bedürfnis, euch den 

nahezubringen, obwohl ich weiß, dass ihr den 

alle genauso fasziniert gelesen habt wie ich. 

Somit beende ich meine Ausführungen. (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion 

und von der Grünen-Fraktion und von Abg. 

Mag. Trodt-Limpl.) 
Obex-Mischitz   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, 

darf ich ï passend zur Debatte zu diesem Tages-

ordnungspunkt ï auf der Zuhörertribüne die 

Leiterin der Behindertenanwaltschaft des Landes 

Kärnten, Frau Mag. Isabella Scheiflinger, ganz 

herzlich begrüßen! (Beifall im Hause.) Der 

nächste Redner ist der Abgeordnete Tretten-

brein. Ich bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Trettenbrein  (F): 
  Trettenbrein 

Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Kollegin! 

Nach der Wortmeldung der Frau Kollegin Obex-

Mischitz bleibt uns relativ wenig zu sagen. Viel-

leicht nur noch ein paar Anmerkungen: Es geht 

hier um rund 5.000 Personen, für welche das 

Land circa 80 Millionen Euro aufwendet. Es ist 

ein Bereich mit den höchsten Steigerungsraten. 

Die großen Ausgaben entfallen hier auf die Fi-

nanzierung des Betriebes von stationären Ein-

richtungen. Pro Kopf und Monat fallen hier fast 

bis zu 5.000,-- Euro an sowie für verschiedene 

Beschäftigungsprojekte. Trotz dieses Riesen-

aufwandes gibt es einige Kritikpunkte, welche 

die Anwaltschaft hier aufgezeigt und uns auch 

im Ausschuss präsentiert hat. Der geplante Lan-

desetappenplan für den Ausbau behindertenge-

rechter Maßnahmen ist viel zu unverbindlich, 

wurde uns gesagt. Nur 19 von 73 erarbeiteten 

Maßnahmen seien einigermaßen konkret, 54 

seien eher vage und bedürfen wiederum einer 

eigenen Arbeitsgruppe. Gerügt werden Voll-

zugsmängel bei der Erteilung des Pflegegeldes. 

Es gibt hier laut Anwaltschaft Ungleichbehand-

lungen, denn manche Familien bekommen mehr 

als andere. Pflegegeld wird in der Mindestsiche-

rung als Einkommen bewertet, was in mehreren 

Fällen große Einkommenseinbußen hervorruft. 

Vor allem Alleinerziehende geraten hier oft in 

die Armutsfalle. Probleme gibt es aufgrund der 
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Kontingentierung der Entlastungsstunden durch 

den Einsatz von Assistenzkräften. Die Anwalt-

schaft kritisiert auch die Höhe des Selbstbehal-

tes. Die Kollegin hat es gerade zum Schluss 

noch gesagt, die Ungerechtigkeiten gibt es auch 

im Schulbereich bei den Therapiestunden. Die 

werden nur jenen Kindern in den Kleinklassen 

angeboten, aber nicht den anderen Kindern in 

den normalen Klassen. Hier gibt es, so wie du 

richtig gesagt hast, noch sehr viel zu tun! 

Wir werden den Bericht logischerweise zur 

Kenntnis nehmen und bedanken uns bei der Be-

hindertenanwältin und ihrem Team und ihren 

Mitarbeitern für die geleistete Arbeit! (Beifall 

von der F-Fraktion und von Abg. Mag. Trodt-

Limpl.) 
Trettenbrein   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Rednerin ist die Klubobfrau der 

Grünen, Dr. Barbara Lesjak. Ich bitte dich, zu 

sprechen! 
Schober   

Abgeordnete Mag. Dr. Lesjak (GRÜ): 
  Mag. Dr. Lesjak 

Geschätzte Kollegen, Kolleginnen! Geschätzter 

Herr Präsident! Ich schließe mich der Danksa-

gung an! Wenn man weiß, dass das Team der 

Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung 

doch ein kleines Team ist, muss man sagen, die 

Leistung und das, was da hervorgebracht wird - 

das kann man ja alles in diesem Bericht nachle-

sen - das ist wirklich großartig! Das ist ganz toll, 

was hier geleistet wird! Die Vorrednerinnen sind 

ja schon teilweise sehr ausführlich auf diesen 

Bericht eingegangen. Ich werde das jetzt nicht 

alles wiederholen. Aber ich möchte schon auch 

noch sagen, dass das schon sehr, sehr nachdenk-

lich stimmt, wenn wir feststellen müssen, dass 

die Situation für Menschen mit Behinderung 

besonders am Arbeitsmarkt durch die Digitali-

sierung teilweise schwieriger geworden ist. Das 

ist eine Entwicklung, die ist unerfreulich! Dem 

müssen wir entgegenwirken, da müssen wir vie-

le, viele Maßnahmen ergreifen! Es ist auch nicht 

sehr erfreulich, dass die Maßnahmen aus dem 

Etappenplan teilweise sehr unverbindlich blei-

ben und nicht verpflichtend sind! Da haben wir 

doch noch einiges politisch zu tun, damit wir 

hier entsprechende Verbesserungen herbeifüh-

ren! 

Was kann man noch tun? Ich denke, was ganz 

wichtig ist, ist Bewusstseinsbildung, sagen wir, 

eine allgemeine Bewusstseinsbildung, auch in 

der Gesellschaft, nicht nur in der Wirtschaft. Die 

Wirtschaft ist auch ein Teil der Gesellschaft, 

aber wir müssen gesellschaftlich aufklären, in-

formieren, Bewusstseinsbildung betreiben, dass 

die Menschen, die nicht behinderten Menschen, 

die Ängste und die Hemmungen abbauen, mit 

behinderten Menschen zusammenzuarbeiten, 

zusammenzuleben! Es gilt, behinderte Menschen 

zu integrieren in alle gesellschaftlichen Bereiche, 

nicht nur in den Arbeitsmarkt, auch in die Schu-

le, in den öffentlichen Verkehr et cetera, in das 

kulturelle Leben. Was da ganz wichtig ist, das 

sind zum Beispiel Maßnahmen ï ich greife et-

was heraus, was auch die Anwaltschaft für Men-

schen mit Behinderungen macht ï nämlich die 

Veranstaltung ĂINCLUSIAñ. Ich finde diese 

Veranstaltung total großartig, weil hier verschie-

dene Projekte gezeigt werden. (Zwischenruf von 

Abg. Mag. Kuchling.) - Genau, die Schule der 

Kollegin Zalka Kuchling hat hier auch mitge-

macht. Es sind Schulen, es sind Vereine, es sind 

andere Bereiche, die können sich an diesem 

Ideen-Wettbewerb beteiligen. Da geht es darum, 

dass inklusive Projekte gezeigt werden, vor den 

Vorhang geholt werden, gewürdigt werden und 

dass gezeigt wird, wie erfolgreich und oft auch 

lustvoll ï und wo oft Freundschaften entstehen ï 

und fruchtbar der Umgang mit behinderten Men-

schen für alle Seiten ist, also wie Bewusstseins-

bildung ganz aktiv und ganz konkret gelebt wird. 

Ich halte das für eine ganz, ganz wichtige Veran-

staltung, auch dass das dann in den Medien be-

richtet wird, dass man diese Projekte auch aus-

zeichnet und prämiert und dass die Medien dar-

über berichten! Das ist ganz, ganz wichtig für 

die Bewusstseinsbildung im öffentlichen Be-

reich, in der gesamten Gesellschaft! Daran soll-

ten wir uns ein Beispiel nehmen! 

Wir sollten auch ï alle von uns, jeder Einzelne ï 

so etwas wie Botschafter und Botschafterinnen 

für mehr Inklusion in allen Lebensbereichen 

sein! Wir sind diejenigen, die dafür zu sorgen 

haben, dass die Menschen mit Behinderung alle 

Chancen wahrnehmen können, dass sie gleichbe-

rechtigt sind, dass sie nicht nur am Arbeitsmarkt, 

sondern auch in der Familie, in der Schule am 

kulturellen Leben, am öffentlichen Verkehr teil-

haben und teilnehmen können. Da müssen wir 

uns auch an der Nase nehmen, das dürfen wir 
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nicht zu einem Spezialbereich machen. Das hast 

du eh gesagt, Ines, das ist ein interdisziplinäres 

Thema, ein themenübergreifendes Thema. Das 

ist als Prinzip der politischen Bildung eigentlich 

auch ganz wichtig, dass wir das irgendwie mit-

nehmen und in die Welt hinaustragen und mit 

unserer Arbeit auch dafür sorgen und das beför-

dern, dass es hier mehr Bewusstseinsbildung 

gibt! 

Abschließend noch einmal herzlichen Dank! (mit 

Blick auf Frau Mag. Scheiflinger auf der Zuhö-

rertribüne) Sie leisten ganz, ganz großartige 

Arbeit! Wir sind froh, dass wir Sie haben, weil 

Sie uns auch immer sozusagen ein bisschen ei-

nen Tritt hinten hinein geben (Dies wird humor-

voll vorgetragen.) und uns darauf aufmerksam 

machen, wo es noch Versäumnisse gibt! Das ist 

ganz wichtig! Sie zeigen auch unangenehme 

Dinge auf. Auch das ist wichtig für uns, wenn 

wir kritische Stimmen hören, weil uns das an 

unsere eigenen Handlungen erinnert! (Beifall 

von der SPÖ-Fraktion, von der ÖVP-Fraktion 

und von der Grünen-Fraktion.) 
Mag. Dr. Lesjak   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat die zuständige 

Sozialreferentin, Frau Landeshauptmann-Stell-

vertreterin Dr. Beate Prettner. Ich erteile dir das 

Wort! 
Schober   

Erste Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner  (SPÖ): 
  Dr. Prettner 

Hohes Haus! Sehr geehrte Frau Behindertenan-

wältin! Man beachte die Uhrzeit, es ist 

20 Uhr 06 und sie ist noch immer im Dienst! 

Das zeigt, dass sie sich rund um die Uhr für die 

Interessen der Menschen mit Behinderung ein-

setzt! Es ist auch zu erwähnen, die Behinderten-

anwaltschaft im Lande Kärnten ist eine zu-

kunftsweisende Institution, die Anfang der 90er-

Jahre eingerichtet wurde und die dann auch in 

ganz Österreich eingerichtet wurde. Sie zeigt, 

wie gute Arbeit funktionieren und was diese 

Arbeit bewirken kann, dass es nämlich immer 

eine Weiterentwicklung gibt. Wenn es Lobbyis-

ten für Menschen mit Behinderung gibt, dann tut 

sich auch etwas in diesem Lande! 

In dem besagten Berichtszeitraum wurde eine 

beeindruckende Klienten-Anzahl betreut, näm-

lich 4.437. Es waren 21.193 Interventionen, die 

telefonisch, schriftlich, persönlich erfolgt sind. 

Es waren Interessenvertreter, die sich hier einge-

setzt haben. Es waren Menschen mit Behinde-

rung, es waren Angehörige. In 76 Prozent der 

Fälle konnte über die AMB eine Verbesserung 

der Situation für die KlientInnen erreicht wer-

den! Das ist eine enorme Leistungsbilanz und 

zeigt uns, was engagiertes Arbeiten auch bei der 

Weiterentwicklung von politischen Systemen 

und Rahmenbedingungen leisten kann! 

Mitt lerweile ist es ja auch eine Institution, dass 

um den ĂTag der Menschenrechteñ, Anfang De-

zember, eine Enquete für Menschen mit Behin-

derung abgehalten wird. Bei der letzten waren an 

die 500 Menschen anwesend, Interessenvertre-

ter, Betroffene, aber auch viele öffentliche Insti-

tutionen waren anwesend. Wir konnten hier sehr 

umfangreich die Ergebnisse des Landesetappen-

planes präsentieren. Denn seit Beginn meiner 

Tätigkeit ist es mein höchstes Interesse, die Be-

hindertenrechtskonvention in Kärnten flächen-

deckend umzusetzen. Wir haben das in einem 

einstimmigen Regierungsbeschluss im Jahre 

2013 beschlossen. Was für mich wesentlich ist? 

Es betrifft nicht nur mich als Sozialreferentin, 

die ich heute zwar als einzige von den Regie-

rungsmitgliedern anwesend bin, sondern das ist 

eine klassische Querschnittsmaterie. Die betrifft 

uns alle. Die betrifft den Straßenbau, die betrifft 

Tourismus, Wirtschaft, die betrifft Ausbildung, 

Kinderbetreuung, schulische Betreuung. Das 

heißt, es ist in der Pflicht aller unserer Kompe-

tenzen, hier für Menschen mit Behinderung 

möglichst eine Chancengleichheit auf allen Ebe-

nen herzustellen. Im Rahmen des Landesetap-

penplanes wurden 73 Maßnahmen erarbeitet. 

Jetzt sind wir alle gefordert, diese Maßnahmen 

auch in die Realität umzusetzen! Dass das nicht 

immer ganz einfach ist und dass das mit einer 

Zeitschiene hinterlegt sein muss, zeigt uns auch 

zum Beispiel das Thema der Barrierefreiheit. 

Wir sollten theoretisch seit 2016 in allen Berei-

chen barrierefrei sein, sind es in vielen Berei-

chen wirklich auch beispielhaft. Ich bin auch 

sehr froh, dass der Landtag diesem Gesetz ent-

sprochen hat und mittlerweile behindertenge-

recht erreichbar ist! Das war nicht immer so. 

Danke an den Präsidenten, dass diese Initiative 

ergriffen und dem Gesetz entsprochen wurde! 

Aber es sind noch viele Bereiche. Hier ist es vor 
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allem der Freizeitbereich, aber auch der Touris-

musbereich, wo wir noch vieles nachzubessern 

haben. Das hat eine Studie bewiesen. Aber auch 

hier sind vor allem die Bewusstseinsbildung und 

das Engagement nach vorne extrem wichtig! So 

wissen wir, dass wir noch viele Bereiche verbes-

sern müssen, dass wir aber bereits auch sehr viel 

investiert haben, vor allem im schulischen Be-

reich mit unseren Inklusionsklassen, die wir in 

den Bezirken schon fast flächendeckend umge-

setzt haben, dass der Unterricht wohnortnahe 

erfolgen kann. So sollte das auch beispielgebend 

in allen anderen Bereichen erfolgen! Für mich 

als Sozialreferentin ist es wichtig, Assistenzleis-

tungsstunden zur Verfügung zu stellen, damit 

sehr viel in dem individuellen Bereich ermög-

licht wird! 

Ich möchte heute die Debatte nicht, da die Zeit 

ja schon sehr fortgeschritten ist, ins Unerschöpf-

liche ausgleiten lassen, ich möchte aber einen 

Punkt hervorheben, der für mich ein besonderer 

Auftrag ist, und das ist die Arbeitswelt, die Ar-

beitswelt für Menschen mit Behinderung. Hier 

wurde festgestellt, dass 69 Prozent der Betriebe 

lieber eine Ausgleichstaxe zahlen, als dass sie 

behinderte Menschen anstellen. Auch hier ist 

sehr viel an Bewusstseinsarbeit zu leisten. Ich 

möchte aber nicht nur mit negativen Botschaften 

meinen Redebeitrag ergänzen, sondern ich 

möchte vor allem auch hervorheben, dass es 

Betriebe gibt, die das mustergültig erfüllen - wir 

haben eine Umfrage gemacht - da sind vor allem 

die KABEG mit 454 Beschäftigten und das Land 

Kärnten mit 235 Beschäftigten zwei der größten 

Arbeitgeber für Menschen mit Behinderung! 

Aber auch im Magistrat Villach sind 66 Men-

schen mit Behinderung in Beschäftigung, in der 

Wirtschaftskammer acht, im Wirtschaftsförde-

rungsfonds eine Person und im Landesmuseum 

sind es drei Personen, in der Landwirtschafts-

kammer fünf Personen. Was ich damit erreichen 

möchte, ist Bewusstseinsbildung, auch Bewusst-

seinsbildung in Wirtschaftsbetrieben, denn wir 

sind auch in sehr enger Kooperation mit einem 

Projekt, das nennt sich ĂZero Projectñ. Das wird 

von einem Unternehmer geleitet, Herrn Martin 

Essl, der ein internationaler Unternehmer ist und 

hier sehr, sehr engagiert für Menschen mit Be-

hinderung versucht, Bewusstsein zu schaffen 

und vor allem versucht, in Wirtschaftsbetrieben 

das Feld aufzubereiten und auch die Vorteile 

herauszustreichen und das Zusammenarbeiten 

und auch das Betriebsklima hervorzuheben, das 

sich wesentlich zum Positiven verändern kann, 

wenn man diesen Aspekt, dass man Menschen 

mit Behinderung beschäftigt, auch ernst nimmt. 

Wir haben aber auch einen sehr großen Kritik-

punkt, der immer wieder auch präsentiert wird, 

die Behindertenanwältin ist eine engagierte 

Kämpferin, das auch dementsprechend zu be-

handeln. Das sind Menschen mit psychischen 

Erkrankungen, die bei uns in Einrichtungen be-

treut werden, die in den 70er- und 80er-Jahren 

einen wesentlichen Fortschritt bedeutet haben, 

da wir nämlich diese Menschen aus zentralen 

Einrichtungen, die damals in den Krankenanstal-

ten vorgehalten wurden, hinausgebracht haben in 

Beschäftigung, und zwar sind das Betriebe im 

landwirtschaftlichen Bereich. Wir haben in die-

sen Einrichtungen derzeit 700 Menschen mit 

psychischer Beeinträchtigung in Betreuung. (Die 

Rednerin räuspert sich.) Entschuldigung, ich 

muss einen Schluck trinken! Und ich sage auch, 

dass sie dort sehr gut betreut werden, aber wir 

haben jetzt auch einen Stufenplan entwickelt, 

wie wir die Verbesserung dieser Betreuung noch 

forcieren können. Ein wesentlicher Bestandteil 

ist auch unser Psychiatrie-Plan, den wir vor 

14 Tagen beschlossen haben. Hier wird es in der 

Betreuung dieser Menschen eine Verbesserung 

geben, aber ich bitte auch zu berücksichtigen, 

dass Experten ï unter anderem der Primarius der 

Abteilung für Psychiatrie in Klagenfurt ï auch 

sagen, dass man diese Menschen, die seit Jahr-

zehnten in diesen Betrieben leben, nicht sofort 

aus diesem Umfeld herausreißen kann, sondern 

dass man hier sehr vorsichtig vorgehen muss, 

dass man hier stufenweise Schritte einleiten 

muss. Das werden wir auf alle Fälle tun. Wir 

werden zum Beispiel mit Beginn nächsten Jahres 

als ersten Schritt drei Häuser in die Behinderten-

hilfe überführen, um auch mehr an Betreuung 

und Unterstützung und auch an Rehabilitation 

leisten zu können. Und wir werden uns in einem 

sehr, sehr individuellen Plan, da wir ja auch über 

den Psychiatrie-Plan ein Casemanagement ha-

ben, individuell mit den einzelnen Personen 

auseinandersetzen und für sie das Bestmögliche 

an Versorgung anbieten. Das heißt, wir nehmen 

auch alle Kritik ernst, und wir versuchen, auch 

in diesem Bereich die Qualität sukzessive zu 

steigern. Das ist auch dem geschuldet, dass man 

sich ständig um Menschen mit Behinderung 

kümmert, um ihre Interessen kümmert und hier 
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auch lobbyiert. Und dafür auch mein Dank an 

die Behindertenanwältin dieses Landes! Ge-

meinsam werden wir noch vieles bewegen und 

gemeinsam werden wir vieles bewältigen! Dan-

ke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion, der ÖVP-

Fraktion, der Grünen-Fraktion und Abg. Mag. 

Trodt-Limpl.) 
Dr. Prettner   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit ist die Rednerliste erschöpft, der Bericht-

erstatter hat das Schlusswort. 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Ich persönlich wünsche mir für die Zukunft Bar-

rierefreiheit im Kopf, und ich beantrage das Ein-

gehen in die Spezialdebatte. 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist ï 

sind die Freiheitlichen alle dabei? (Abg. Pirolt: 

Ja!) ï stimmeneinheitlich so beschlossen. Bitte, 

zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Lebersor-

ger (GRÜ): 
  Dr. Lebersorger 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Tätigkeitsbericht 01.01.2014 bis 31.12.2016 

der Kärntner Anwaltschaft für Menschen mit 

Behinderung wird zur Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Dr. Lebersorger   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

wieder stimmeneinheitlich so beschlossen. Die-

ser Punkt ist erledigt.  

Tagesordnungspunkt 15: 
  

 

 15. Ldtgs.Zl. 15-7/31:  

Bericht und Antrag des Ausschusses 

für Wirtschaft, Gewerbe, Tourismus, 

Land- und Forstwirtschaft, Kunst 

und Kultur betreffend Resolution 

ĂVillacher Kirchtagñ als Brauch-

tumsveranstaltung laut Kärntner 

Veranstaltungsgesetz 2010, über-

reicht durch Ersten Präsidenten Ing. 

Rohr und Abgeordneten Ing. Ebner 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Tiefnig. 

Bitte dich, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Frau Landeshauptmann-Stell-

vertreterin! Der Herr Präsident hat die Thematik 

schon erklärt. Im Rahmen der Diskussion um 

das Veranstaltungsgesetz haben wir natürlich 

auch logischerweise diese Materie und diese 

Resolution mit behandelt. Wir hatten sehr, sehr 

viele Auskunftspersonen zu diesem Thema gela-

den, unter anderem auch die Frau Dr. Andrée 

Feyertag, die uns wirklich in vielen Bereichen 

Auskunft gegeben hat.  

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebat-

te. 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Diese ist eröffnet. Als Erster hat sich der Erste 

Präsident Reinhart Rohr gemeldet. Er wird Ihnen 

erklären, warum Sie in den nächsten Tagen den 

Villacher Kirchtag besuchen müssen. 
Schober   

Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich 

denke, dass es durchaus wichtig war, dass diese 

Resolution aus dem Villacher Gemeinderat ein-

gebracht wurde, weil im Zuge der Diskussion 

eben um das Veranstaltungsgesetz einige Fragen 

geklärt wurden. Dass der Villacher Kirchtag eine 

der bedeutendsten Brauchtums- und Volks-

tumsveranstaltungen ist, ich denke, das ist un-

umstritten. Die Klärung bezüglich der straßen- 

und gewerberechtlichen Erfordernisse hat auch 
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bei der Anhörung der Experten stattgefunden. 

Dass Villach insgesamt in der Lage ist, Großver-

anstaltungen in jeder Hinsicht erfolgreich zu 

organisieren und abzuwickeln, das haben viele, 

zumindest einige auch der Damen und Herren 

Abgeordneten des Hohen Hauses bei den Inter-

nationalen Feuerwehr-Wettbewerben persönlich 

miterleben können, wo immerhin in der Vorwo-

che über eine ganze Woche lang 3.000 Bewerbs-

teilnehmerinnen und Bewerbsteilnehmer aus 

27 Nationen in Villach waren und von zehntau-

senden Schlachtenbummlerinnen und Schlach-

tenbummlern begleitet wurden, die hier einen 

internationalen Wettkampf bestritten, aber natür-

lich auch ein freundschaftliches Fest der Begeg-

nung gefeiert haben. Und so darf ich auch gleich 

die Gelegenheit wahrnehmen, meine sehr ge-

schätzten Damen und Herren, Sie alle zum Vil-

lacher Kirchtag einzuladen, um sich selbst davon 

zu überzeugen, wie perfekt und professionell 

Österreichs größtes Brauchtums- und Volks-

tumsfest organisiert ist! Der Start ist ja bekannt-

lich am 30. Juli mit dem feierlichen kirchlichen 

Hochamt um 10 Uhr und findet seinen Höhe-

punkt dann im Festumzug mit über dreieinhalb-

tausend Trachtenträgerinnen und Trachtenträ-

gern aus Österreich und weit über unsere Gren-

zen hinaus am 05. August, um 17 Uhr. Also, wer 

sich vom größten Brauchtumsfest persönlich ein 

Bild machen möchte, ist herzlich eingeladen, die 

bevorstehenden Aktivitäten in Villach auch ent-

sprechend zu besuchen! Ich denke, wie immer 

wird es natürlich auch ein Fest der Begegnung, 

ein Fest, bei dem Grenzen überschritten werden, 

ein Fest der Freundschaft über die Länder hin-

weg und deswegen denke ich, ist es auch gut, 

wenn wir diese Resolution, die in diesem Zu-

sammenhang im Jahr 2014 eingebracht wurde 

und die Sorgen der Villacher auch entsprechend 

aufgeklärt haben und letztlich auch mit dem 

neuen Veranstaltungsgesetz im Wesentlichen 

geklärt ist, wie derartige Formalitäten abzulau-

fen haben. Danke schön! (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, der ÖVP-Fraktion, der Grünen-

Fraktion und Abg. Mag. Trodt-Limpl.) 
Ing. Rohr   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die nächste Wortmeldung hat der Abgeordnete 

Roland Zellot. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Zellot (F): 
  Zellot 

Ich werde nicht dagegenreden, es lässt sich 

nachweisen, Herr Präsident, dass ich immer pro 

Villach hier gesprochen habe, sonst wäre ich 

nicht als Abgeordneter aus Villach hier! Und ich 

möchte zum Thema kommen: Es geht ja darum, 

dass der Villacher Kirchtagsverein ein bisschen 

beleidigt war und diese Resolution auch deswe-

gen abgegeben hat, weil man es im Veranstal-

tungsgesetz nicht als Brauchtumsveranstaltung 

anerkannt hat und es natürlich für gewisse Ge-

nehmigungen und behördliche Hindernisse ein 

Unterschied ist, ob sie anerkannt werden oder 

nicht. Das wurde hier geklärt, der zuständige 

Manager, Herr Presslinger, war ja da und hat das 

natürlich auch mitgehört. Und daran zeigt sich 

auch, dass wir ein Veranstaltungsgesetz heute 

auch einstimmig beschlossen haben, das eine 

zusätzliche Hilfe für den Villacher Kirchtagsver-

ein ist. In diesem Sinne darf ich euch recht herz-

lich zum Villacher Kirchtag einladen! (Abg. 

Mag. Dr. Lesjak: Zahlst du eine Runde?) Gerne! 

(Beifall von der F-Fraktion.) 
Zellot   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Es gibt sicher auch andere Veranstaltungen in 

diesem Lande! Abgeordneter Franz Wieser! 

Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Wieser (ÖVP): 
  Wieser 

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich werde jetzt nicht für den Bleibur-

ger Wiesenmarkt oder für den St. Veiter Wie-

senmarkt Werbung machen, aber ich erwähne es, 

das sind zum Beispiel auch Brauchtumsveran-

staltungen. Wir haben bei der Diskussion im 

Ausschuss miterlebt, dass auch der Villacher 

Kirchtag sehr wohl als eine Brauchtumsveran-

staltung gewertet wird, auch rechtlich als 

Brauchtumsveranstaltung abgehandelt wird. Für 

mich persönlich war nur eines neu vom Kollegen 

Prasch, dass, nachdem auch die Frage nach der 

Discothek in Villach war, gehört das zum 

Brauchtum oder nicht, von ihm die Antwort 

gekommen ist, alles, was man Ăbrauchtñ, ist 

ĂBrauchtumñ. Also, sehr schnell werden eben 

Veranstaltungen, die man braucht, zum Brauch-

tum, deswegen haben wir, würde ich sagen, in 
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Kärnten nur noch Brauchtumsveranstaltungen. 

Ich wünsche den Villachern und allen Besuchern 

dieses Kirchtages viel Vergnügen! Danke! (Bei-

fall von der ÖVP-Fraktion.) 
Wieser   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Somit sind die Wortmeldungen erschöpft, der 

Berichterstatter hat das Schlusswort. 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Herr Präsident! Ich verzichte auf das Schluss-

wort und beantrage das Eingehen in die Spezial-

debatte. 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Spezialdebatte wurde beantragt. Wer dem 

zustimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Das ist 

einheitlich so angenommen. Bitte, zu berichten! 
Schober   

Berichterstatter Abgeordneter Tiefnig (SPÖ): 
  Tiefnig 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Resolution betreffend ĂVillacher Kirchtagñ 

als Brauchtumsveranstaltung laut Kärntner Ver-

anstaltungsgesetz 2010, überreicht durch den 

Ersten Präsidenten des Kärntner Landtages, Ing. 

Reinhart Rohr und den Abgeordneten zum 

Kärntner Landtag, Ing. Manfred Ebner, wird zur 

Kenntnis genommen. 

Ich beantrage die Annahme. 
Tiefnig   

Vorsitzender Zweiter Präsident Schober (SPÖ): 
  Schober 

Die Annahme wurde beantragt. Wer dem zu-

stimmt, ein Zeichen mit der Hand! ï Auch hier 

ist wieder Stimmeneinheit feststellbar. Dieser 

Punkt ist erledigt.  

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 16: 
  

 16. Ldtgs.Zl. 48-14/31:  

  Debatte zur schriftlichen Anfragebe-

antwortung von Erster Landeshaupt-

mann-Stellvertreterin Dr. Prettner 

zur schriftlichen Anfrage des Abge-

ordneten Staudacher betreffend 

Lärmbelästigung Kraftwerk Reißeck/ 

Kreuzeck/Malta 

In der letzten Sitzung wurde beschlossen, die 

Debatte in der heutigen Sitzung durchzuführen. 

Zu Wort gemeldet hat sich der Abgeordnete 

Leyroutz. Bitte dich, zu sprechen! 
Schober   

Abgeordneter Mag. Leyroutz (F): 
  Mag. Leyroutz 

Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen! Sehr 

geehrte Frau Gesundheitsreferentin! Wir kom-

men jetzt doch zu späterer Stunde wieder zu 

einem etwas ernsteren Thema und nicht mehr 

zum Kirchtag. Es geht bei unserer Anfrage um 

eine Lärmbelästigung betreffend das Kraftwerk 

Reißeck/Kreuzeck/Malta. Wir haben dort die 

betroffene Gemeinde Kolbnitz, die ja immerhin 

in ihrem Wappen das Markenzeichen ĂGesunde 

Gemeindeñ f¿hrt, wir haben die angrenzenden 

Gemeinden Mühldorf und Reißeck. Wir haben 

an die Frau Gesundheitsreferentin die Frage 

gestellt, ob ihr bekannt ist, dass die Bevölkerung 

des unteren Mölltals unter gesundheitsschädi-

gender Lärmbelästigung leidet und wenn ja, 

inwiefern. Die Antwort war dann doch ein wenig 

überraschend für uns. Abgesehen davon, dass 

wir unsere Anfrage am 09. März eingebracht 

haben und in der Beantwortung von einer Anfra-

ge vom 09. September 2017 gesprochen wird, 

(1. Präs. Ing. Rohr übernimmt den Vorsitz.) geht 

es darum, dass die Beantwortung der Frage lau-

tet, nein, weder im Gesundheitsamt in Spittal an 

der Drau noch in der Landessanitätsdirektion 

langten diesbezügliche Beschwerden ein. Alle 

weiteren Anfragen wurden in gleicher Art und 

Weise beantwortet und da muss ich dann ehrlich 

sagen, da stellt man sich dann schon die Frage, 

werden da eigentlich ein paar Personen, die vor 

Ort leben, bewusst verschaukelt oder nimmt man 

ihre Ängste und Sorgen nicht ernst? Frau Ge-

sundheitsreferentin, es hat nämlich bereits am 

16.01.2015 einen entsprechenden Artikel in der 

Kleinen Zeitung gegeben, in dem bereits über 

massive Beschwerden, über Lärmbelästigung 

gesprochen wurde, und damals hat auch der zu-

ständige Behördenleiter ein Interview gegeben, 

in dem man eingeräumt hat, dass man über die 

zunehmende Lärmbelästigung informiert sei, 

dies aber mit dem Stand der Technik leider nicht 
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verhindern könne. Am 14.11.2015 hat die ĂKlei-

ne Zeitungñ in einem weiteren Artikel abermals 

darauf Bezug genommen und hat diverse Aus-

züge in Bezug auf die gesundheitschädigenden 

Auswirkungen der Lärmbelästigung erwähnt. 

Und gegipfelt hat das alles dann darin, dass es 

eine Bürgerinitiative für ein lebenswertes unteres 

Mölltal gibt. Diese Bürgerinitiative hat letztma-

lig am 31. Mai 2017 an alle Mitglieder der 

Kärntner Landesregierung eine Mail geschickt 

und ich darf da allfªllig daraus zitieren: ĂSehr 

geehrte Damen und Herren der Kärntner Landes-

regierung! Bereits unzählige Male haben wir uns 

an Sie gewandt und auf dieses immense Problem 

hingewiesen. 

Ein normales und gesundes Leben, das uns ei-

gentlich zusteht, ist mit diesem Stromriesen 

kaum mehr möglich. Es wird praktisch seit Jah-

ren in einer Dimension gepumpt, die uns alle 

krank macht. Es dröhnt durch unser Tal, ist in 

allen unseren Räumen allgegenwärtig. Wir sind 

überzeugt, dass viele von uns schon gesundheit-

liche Schªden davongetragen haben.ñ Jetzt hat 

diese Frau Alexandra Königsreiner von dieser 

Bürgerinitiative am 31. Mai 2017 unter anderem 

an den Rolf Holub, an die Frau Gesundheitsrefe-

rentin und auch an die anderen Landesregie-

rungsmitglieder geschrieben, dass sie schon un-

zählige Male eine dementsprechende Beschwer-

de vorgebracht hat. Jetzt frage ich mich, wie die 

Frau Gesundheitsreferentin dann allen Ernstes in 

ihrer Beantwortung dazu kommt, zu sagen, es ist 

ihr über eine Gesundheitsschädigung nichts be-

kannt! 

Es kommt ja dann noch dicker: Es gibt ein Gut-

achten betreffend Pumpenlärm und Gesundheit, 

vom 29.08.2016, das ja auch schon Gegenstand 

einer Anfrage im Nationalrat war, wo in der 

Schlussfolgerung ganz klar und deutlich ausge-

führt wird, dass es eine Gesundheitsgefahr gibt 

und mittelfristiger Handlungsbedarf besteht. Da 

ist es für uns dann schon sehr bedenklich, wenn 

dann in einer weiteren E-Mail vom 05. Juli 2017 

ausgef¿hrt wird: ĂSehr geehrte Frau Prettner! 

Wir fanden es sehr schade, dass der Besuch am 

Freitag in Kolbnitz nicht zustande gekommen 

ist! Der Einzige, der sich auf dieses Schreiben 

gemeldet hat, war Herr Holub. Es ist zwar sein 

Ressort, aber Ihres wªre es ebenfalls gewesen!ñ 

Wenn wir uns jetzt zurückerinnern an den ge-

samten HCB-Skandal und auch an die Arbeits-

gruppe, die vom Herrn Landeshauptmann einge-

richtet wurde, wo man versuchen sollte, dass die 

einzelnen Abteilungen wirklich abteilungsüber-

greifend arbeiten, dass unterschiedliche Gutach-

ten, auch Beschwerden dementsprechend auch 

anderen Abteilungen zur Verfügung gestellt 

werden, dann ist für mich jetzt schon fraglich, 

warum Sie, Frau Gesundheitsreferentin, über 

genau diesen Punkt nicht informiert worden 

sind. Und meine Frage daher auch an Sie: Was 

gedenken Sie, in dieser Angelegenheit weiter zu 

tun? Denn wenn durch die Lärmbelastung tat-

sächlich eine Gesundheitsschädigung zu be-

fürchten ist, dann ist meines Erachtens nicht 

mittelfristiger Handlungsbedarf, sondern im 

Sinne der Bevölkerung umgehender Handlungs-

bedarf, und ich darf Sie ersuchen, endlich tätig 

zu werden! (Beifall von der F-Fraktion.) 
Mag. Leyroutz   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist der 

Klubobmann der ÖVP, Abgeordneter Ferdinand 

Hueter. Ich erteile ihm das Wort! 
Ing. Rohr   

Abgeordneter Ing. Hueter (ÖVP): 
  Ing. Hueter 

Herr Präsident! Hoher Landtag! Das Thema 

ĂReiÇeck II ï Lªrmbelªstigungñ ist sicher ein 

Thema oben, das wissen wir. Das ist x-mal in 

den Zeitungen gewesen. Aber es ist halt leider so 

ï und das muss man fairerweise auch sagen ï 

wir gehen die Thematiken immer erst hintennach 

an, weil beim Bau von Reißeck II zur Erzeugung 

des Spitzenstroms war eigentlich für jeden klar, 

dass es dort zu massiveren Lärmbelästigungen 

kommt. In der Bauphase hat man die Themati-

ken weder von Mühldorf, noch von Kolbnitz 

gehört. Das ist bei der Einstellung der Reißeck-

Bahn fast ein bisschen ähnlich gelagert gewesen. 

Erst dann, als man gesehen hat, dass zugesperrt 

wird, dann haben alle anderen die Schuld gehabt, 

die betroffenen Gemeinden halt nur am Rande. 

Das, glaube ich, sollte man, ohne jetzt Emotio-

nen zu wecken, ganz sachlich diskutieren! Dass 

das ein Thema ist, da gebe ich dir absolut recht. 

Es gibt eine B¿rgerinitiative ĂLebenswertes Un-

teres Mºlltalñ. Ich habe mir das selber in der 

Nacht einmal angehört. Man hört das, das ist 

wirkl ich massiv, weil die Durchzugsgeschwin-

digkeit bei diesen Spitzenströmen, so haben sie 

es uns erklärt, höher wird. Beim Hinaufpumpen 
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war sie fast gleich, aber hauptsächlich beim 

Herunterfahren soll es auch gesundheitsgefähr-

dend sein. Ich bin da kein Experte, ich weiß 

nicht, was man da machen kann, ob man das 

schallmäßig abgrenzen kann oder nicht. Nur, da 

müssen wir auch ganz offen reden, wenn man 

die Verrohrung von oben bis unten und das E-

Werk herunten, das Kraftwerk, schalldämmend 

umhausen muss, das kostet dann ein Vermögen! 

Vielleicht gibt es noch bessere Argumente oder 

bessere Möglichkeiten, das zu machen. Ich sehe 

das aber ähnlich, da ist wirklich Gefahr in Ver-

zug! Wenn die Gutachten so negativ sind, da 

wird man etwas tun müssen, aber wie gesagt, 

ohne Emotion, vor Ort mit den Gemeinden, mit 

der Frau Referentin zusammensitzen. Da wird 

man eine Lösung zustande bringen müssen, weil 

diese Bürgerinitiative sicher keine Ruhe geben 

wird! Ich bin überzeugt davon, dass es da techni-

sche Lösungen wird geben müssen. Über die 

Finanzierung wird sich der Betreiber höchst-

wahrscheinlich im Klaren sein müssen. Ich sage 

auch ganz offen: Wenn es sich der Verbund leis-

ten kann, dass die Austria Wien gesponsert wird, 

dann sehe ich das als mehr als normal an, dass 

die Betroffenen, die Bevölkerung dort wo das 

Geld erzeugt wird oder wo man die Wertschöp-

fung erzeugt, nicht darunter zu leiden haben 

wird, dass wir in Wien den Verbund sponsern 

dürfen! Da bin ich absolut der Meinung, hier 

muss etwas getan werden! Aber wie gesagt, oh-

ne Emotionen, alle an einen Tisch und versuchen 

wir, hier eine Lösung zusammenzubringen im 

Sinne der Bevölkerung des Mölltales! (Beifall 

von der ÖVP-Fraktion und von der Grünen-

Fraktion.) 
Ing. Hueter   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Als weitere Rednerin zu Wort gemeldet hat sich 

die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Beate Prettner. Ich erteile ihr das Wort! 
Ing. Rohr   

Erste Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. 

Prettner (SPÖ): 
  Dr. Prettner 

Hoher Landtag! Zwar befinden wir uns nicht 

mehr in der Fragestunde, wie das der Herr Ley-

routz angekündigt hat, dass er Fragen stellt und 

Antworten kriegt, aber er kriegt sie heute aus-

nahmsweise, weil die Zeit schon so fortgeschrit-

ten ist. Als Gesundheitsreferentin, Herr Ley-

routz, wurde ich nie mit dem Thema befasst, 

weil es weder eine Anzeige in der Bezirks-

hauptmannschaft gegeben hat noch in der Sani-

tätsdirektion, und zwar auch deshalb nicht, weil 

das Problem dorthin verlagert wurde, wo es zu-

ständigkeitshalber auch angesiedelt ist, nämlich 

auf Nationalratsebene. Zuständig ist der Um-

weltminister Rupprechter, dem wir die Resoluti-

on, die bei uns im März dieses Jahres eingelangt 

ist, auch sofort weitervermittelt haben. Aber dass 

wir nicht untätig gewesen sind, zeigt die Tatsa-

che, dass es unmittelbar darauf, nachdem wir 

eine Resolution nach Wien geschickt haben, zu 

Verhandlungen des Verbundes gekommen ist 

und es auch mit den Bürgerinitiativen vor Ort 

eine sehr enge Abstimmung gibt. Hier hat sich 

vor allem der Herr Landeshauptmann sehr ein-

gesetzt, dass es eine Lösung gibt. Hier zitiere ich 

auch einen Bericht der ĂKªrntner Kroneñ vom 

Mittwoch, den 28. Juni 2017. Unmittelbar nach 

diesen Initiativen war der Verbund sofort bereit, 

der auch einsieht, dass Lärm nichts Gesundheits-

förderliches ist, hier Verbesserungen durchzu-

führen. Es gibt einen Artikel, der ist tituliert mit 

dem Schlagwort, ĂSchalldªmpfer f¿r Kraft-

werkñ. Hier wird ein spezielles Instrumentarium 

verwendet, eine Einhausung, ein Resonator, wie 

er in der Fachsprache heißt, um vor allem diesen 

Pump-Lärm abzuschirmen. Hier nimmt der Ver-

bund auch sehr viel Geld in die Hand, um diese 

Lärmbelästigung zu minimieren, denn Lärm ist 

etwas, das krank macht. Lärm kann sehr nerven-

aufreibend agieren, deshalb ist es für mich auch 

ein großer Erfolg, dass das stattfindet, dass ern-

ste Maßnahmen auch gesetzt werden und natür-

lich mit weiteren Messungen gemessen wird, ob 

diese Initiative auch dementsprechend einen 

Erfolg bringt. Hier sind vor allem das Ministeri-

um und der Verbund als Betreiber dieses Kraft-

werkes gefordert, diese Maßnahmen zu setzen. 

Wir sind intensiv in Verhandlungen, um diese 

Maßnahmen auch dementsprechend wirksam 

erfolgen zu lassen. (Beifall von der SPÖ-

Fraktion, von der ÖVP-Fraktion und von der 

Grünen-Fraktion.) 
Dr. Prettner   

Vorsitzender Erster Präsident Ing. Rohr (SPÖ): 
  Ing. Rohr 

Danke für die Beantwortung! Mir liegen keine 

weiteren Wortmeldungen mehr vor.  


